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Gesetz zur Änderung der Thü- 10556 
ringer Kommunalordnung (Ge- 
setz für mehr direkte Demokra- 
tie in Thüringer Kommunen) 
Gesetzentwurf nach Artikel 82  
der Verfassung des Freistaats  
Thüringen 
Volksbegehren „Mehr Demokra- 
tie in Thüringer Kommunen“ 
- Drucksache 4/4550 - 
dazu: Beschlussempfehlung des  

Innenausschusses 
- Drucksache 4/5064 - 

ZWEITE BERATUNG 
 
Begleitgesetz zum Gesetz zur 10556 
Änderung der Thüringer Kom- 
munalordnung (Gesetz für mehr 
direkte Demokratie in Thüringer 
Kommunen) - Volksbegehrens- 
Begleitgesetz -  
Gesetzentwurf der Fraktionen der  
CDU, DIE LINKE und der SPD 
- Drucksache 4/5062 -  
dazu: Beschlussempfehlung des 

Innenausschusses 
- Drucksache 4/5065 -  

ZWEITE BERATUNG 
 
Der Gesetzentwurf in Drucksache 4/4550 wird in ZWEITER BERATUNG 
und in der Schlussabstimmung jeweils angenommen. 
 
Der Gesetzentwurf in Drucksache 4/5062 wird in ZWEITER BERATUNG 
und in der Schlussabstimmung jeweils angenommen. 
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Thüringer Gesetz zur Änderung  10570 
der Geltungsdauer von Gesetzen  
aus dem Geschäftsbereich des  
Ministeriums für Soziales, Fami- 
lie und Gesundheit und zur Re- 
gelung der Dienstaufsicht im  
Bereich der Kriegsopferversor- 
gung 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/4937 - 
ZWEITE BERATUNG 
 
Der Gesetzentwurf wird in ZWEITER BERATUNG und in der Schluss- 
abstimmung jeweils angenommen. 
 
Erstes Gesetz zur Änderung  10570 
des Thüringer Nichtraucher- 
schutzgesetzes 
Gesetzentwurf der Landes- 
regierung 
- Drucksache 4/5035 - 
ERSTE BERATUNG 
 
Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Soziales, Familie und 
Gesundheit - federführend -, an den Ausschuss für Justiz, Bundes- 
und Europaangelegenheiten und an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit überwiesen. 
 
Thüringer Geodateninfrastruk- 10571 
turgesetz (ThürGDIG) 
Gesetzentwurf der Landes- 
regierung 
- Drucksache 4/5036 - 
ERSTE BERATUNG 
 
Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Bau und Verkehr über- 
wiesen. 
 
a) Kinderarmut gemeinsam  10571 
mit den Kommunen bekämpfen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3832 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Aus- 

schusses für Soziales, Familie  
und Gesundheit 
- Drucksache 4/4842 – 

 
b) Kinderarmut in Thüringen be- 10571 
kämpfen - erste Schritte wagen 
Alternativantrag der Fraktion  
DIE LINKE 
- Drucksache 4/3990 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Aus- 

schusses für Soziales, Familie  
und Gesundheit 
- Drucksache 4/4814 - 
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c) Kinderarmut bekämpfen:  10571  
Essen-Fonds einrichten 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4765 - 
 
Die Beschlussempfehlung in Drucksache 4/4842 und der Antrag in 
Drucksache 4/3832 werden jeweils angenommen. 
 
Der Alternativantrag wird abgelehnt. 
 
Der Antrag in Drucksache 4/4765 wird abgelehnt. 
 
Kommunale Handlungsfähig- 10586 
keit in der Energieversorgung  
stärken - Einfluss großer Ener- 
giekonzerne auf die kommu- 
nale Energiepolitik begrenzen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3909 - 
hier: Abschnitt I und II Nr. 2 
dazu: Beschlussempfehlung des  

Ausschusses für Wirtschaft,  
Technologie und Arbeit 
- Drucksache 4/4829 - Neu- 
fassung - 

 
Die Neufassung des Antrags wird in namentlicher Abstimmung bei 
71 abgegebenen Stimmen mit 44 Jastimmen, 9 Neinstimmen und 
18 Enthaltungen (Anlage) angenommen. 
 
Datenhunger nach privaten  10593 
(Kunden-)Daten auch in Thü- 
ringen zügeln 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4375 - 
hier: Nummer II 
dazu: Beschlussempfehlung des  

Innenausschusses 
- Drucksache 4/4715 - 

 
Die Nummer II des Antrags wird abgelehnt. 
 
Wahl der vom Thüringer Land- 10596 
tag zu wählenden Mitglieder  
der 13. Bundesversammlung 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der SPD, CDU und DIE LINKE  
- Drucksachen 4/4886/4980/4981 - 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über die Wahl des Bundesprä- 
sidenten durch die Bundesversammlung i.V.m. § 46 Abs. 1 GO werden  
in Verhältniswahl nach dem Höchstzahlverfahren d’Hondt in geheimer  
Abstimmung als Mitglieder der Bundesversammlung gewählt:  
 
Wahlvorschlag der  
Fraktion der SPD  Nummer 1 bis 3, 
Fraktion der CDU  Nummer 1 bis 9 
Fraktion DIE LINKE  Nummer 1 bis 6 
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Entwicklung des Grünen Ban- 10598 
des nach Übertragung der Flä- 
chen durch den Bund 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/4648 - 
 
Minister Dr. Sklenar erstattet einen Sofortbericht.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt. 
 
a) Modulationsmittel vollstän- 10603 
dig in Thüringen verwenden 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4652 - 
 
b) Wirtschaftliche Situation der  10603 
landwirtschaftlichen Betriebe  
in Thüringen und Unterstützung  
der Betriebe nach dem „Health- 
Check“ der laufenden Förderpe- 
riode 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4665 - 
dazu: Entschließungsantrag der  

Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4938 - 

 
Minister Dr. Sklenar erstattet einen Sofortbericht zu der Nummer 1 
des Antrags der Fraktion der SPD und der Nummer I des Antrags 
der Fraktion DIE LINKE.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt. 
 
Die Nummern 2 und 3 des Antrags der Fraktion der SPD, die Num- 
mer II des Antrags der Fraktion DIE LINKE sowie der Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion DIE LINKE werden jeweils an den Aus- 
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten überwiesen. 
 
Kommunalisierung der E.ON-Be- 10614 
teiligungen an Thüringer Stadt- 
werken 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4663 - 
 
Die beantragte Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit wird abgelehnt.  
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Novellierung des Thüringer Mit- 10619 
telstandsförderungsgesetzes 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/4775 - 
 
Minister Reinholz erstattet einen Sofortbericht zu Nummer I des 
Antrags.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer I des Antrags  
wird festgestellt. 
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Die Nummer II des Antrags wird angenommen. 
 
Entlastung der Thüringer Woh- 10625 
nungsunternehmen von Altschul- 
den als Voraussetzung des Stadt- 
umbaus 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4792 - 
 
Die beantragte Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Bau 
und Verkehr wird abgelehnt.  
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Ausbau und Modernisierung  10629 
der Thüringer Kindertagesein- 
richtungen sichern 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4809 - 
 
Minister Müller erstattet einen Sofortbericht zum Antrag der Fraktion 
der SPD.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt. 
 
Thüringen braucht mehr  10633 
junge Lehrer 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4884 - 
dazu: Alternativantrag der  

Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/5016 -  

dazu: Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/5070 -  

 
Die beantragten Überweisungen des Antrags, des Alternativantrags 
sowie des Entschließungsantrags an den Bildungsausschuss werden 
jeweils abgelehnt. 
 
Der Antrag der Fraktion der SPD wird abgelehnt. 
 
Der Alternativantrag der Fraktion der CDU wird angenommen.  
 
Unter Berücksichtigung der Annahme des Alternativantrags der Fraktion  
der CDU wird die Nummer 1 des Entschließungsantrags der Fraktion 
DIE LINKE abgelehnt. 
 
Demographische Bedarfspla- 10642 
nung auf wissenschaftlicher  
Grundlage für die ambulante  
medizinische Versorgung der  
Bevölkerung 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4896 - 
 
Die beantragte Überweisung an den Ausschuss für Soziales, Familie 
und Gesundheit wird abgelehnt.  
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Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Ausbildungspolitik in Thürin- 10649 
gen vor grundlegenden Heraus- 
forderungen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4897 - 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Fairer Wettbewerb im Schie- 10656 
nenpersonennahverkehr  
(SPNV) 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4906 - 
 
Staatssekretär Richwien erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1  
des Antrags.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt. 
 
Die Nummer 2 des Antrags wird an den Ausschuss für Bau und Ver- 
kehr überwiesen. 
 
Für einen wirksamen Schutz  10657 
minderjähriger Flüchtlinge 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4909 - 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Wiederbelebung der Vermö- 10661 
gensteuer zur Abfederung  
der Folgen der Finanz- und  
Wirtschaftskrise 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4925 - 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Kulturwirtschaftsbericht für  10665 
Thüringen 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/4929 - 
 
Im Einvernehmen zwischen den Fraktionen erfolgen der Bericht der 
Landesregierung sowie die Beratung zum Bericht der Landesregierung 
in öffentlicher Sitzung des Ausschusses für Wissenschaft, Kunst und 
Medien. 
 
Rahmenvereinbarung für GEZ- 10665 
Gebühren der Freiwilligen Feuer- 
wehren 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4979 - 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
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Sicherung des Automobil- 10669 
standorts Eisenach 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/5012 - 
dazu: Alternativantrag der Frak- 

tion der SPD 
- Drucksache 4/5066 -   

 
Minister Reinholz erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des Alter- 
nativantrags der Fraktion der SPD.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt. 
 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE sowie Nummer 2 des Alternativan- 
trags der Fraktion der SPD werden jeweils an den Ausschuss für Wirt- 
schaft, Technologie und Arbeit überwiesen.  
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Anwesenheit der Abgeordneten: 
 
Fraktion der CDU: 
 
Bechmann, Bergemann, Bornkessel, Carius, Diezel, Emde, Fiedler, 
Prof. Dr. Goebel, Grob, Groß, Grüner, Gumprecht, Günther, Heym, Holbe, 
Holzapfel, Jaschke, Köckert, Kölbel, Dr. Krapp, Dr. Krause, Krauße, 
von der Krone, Lehmann, Lieberknecht, Meißner, Mohring, Panse, Primas, 
Reinholz, Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski, Schröter, Schugens, Seela, 
Dr. Sklenar, Stauche, Tasch, Wackernagel, Walsmann, Wehner, Weißbrodt, 
Wetzel, Worm, Dr. Zeh 
 
Fraktion DIE LINKE: 
 
Berninger, Blechschmidt, Buse, Döllstedt, Enders, Dr. Fuchs, Gerstenberger, 
Dr. Hahnemann, Hauboldt, Hausold, Hennig, Huster, Jung, Kalich, 
Dr. Kaschuba, Dr. Klaubert, Kubitzki, Kummer, Kuschel, Lemke, Leukefeld, 
Nothnagel, Dr. Scheringer-Wright, Sedlacik, Skibbe, Sojka, Wolf 
 
Fraktion der SPD: 
 
Baumann, Becker, Doht, Döring, Eckardt, Ehrlich-Strathausen, Gentzel, 
Höhn, Künast, Matschie, Pelke, Dr. Pidde, Pilger, Dr. Schubert, Taubert 
 
 
Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung: 
 
stellv. Ministerpräsidentin Diezel, die Minister Lieberknecht, Müller, Reinholz, 
Scherer, Dr. Sklenar, Walsmann, Dr. Zeh 
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Die Sitzung wird um 9.02 Uhr von der Präsidentin 
des Landtags eröffnet.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Meine Damen und Herren, ich heiße Sie herzlich will-
kommen zu unserer heutigen Sitzung des Thürin-
ger Landtags, die ich hiermit eröffne. Ich begrüße 
unsere Gäste auf der Zuschauertribüne und begrüße 
auch die Vertreterinnen und Vertreter der Medien.  
 
Als Schriftführer hat neben mir Abgeordnete Holz-
apfel Platz genommen. Die Rednerliste führt Abge-
ordneter Baumann.  
 
Für die heutige Sitzung hat sich Ministerpräsident Alt-
haus entschuldigt.  
 
Ich möchte Ihnen folgende Hinweise zur Tagesord-
nung geben: Die angekündigte Beschlussempfeh-
lung des Innenausschusses zu Tagesordnungs-
punkt 3 hat die Drucksachennummer 4/5064. Als 
Berichterstatterin wurde Frau Abgeordnete Groß be-
nannt.  
 
Die Fraktionen hatten gemeinsam am 1. April 2009 
den Entwurf für ein Begleitgesetz zum Gesetz zur 
Änderung der Thüringer Kommunalordnung (Gesetz 
für mehr direkte Demokratie in Thüringer Kommu-
nen) - Volksbegehrens-Begleitgesetz - in Drucksa-
che 4/5062 eingereicht. Auf Antrag der Fraktion der 
SPD habe ich diesen Gesetzentwurf gemäß § 52 
Abs. 2 Satz 1 der Geschäftsordnung im Einverneh-
men mit den Fraktionen bereits vor der ersten Be-
ratung an den Innenausschuss federführend und an 
den Ausschuss für Justiz, Bundes- und Europaan-
gelegenheiten überwiesen. Mit Drucksache 4/5063 
hatte ich Sie darüber bereits informiert. Beide Aus-
schüsse haben den Gesetzentwurf abschließend be-
raten. Die Beschlussempfehlung des Innenausschus-
ses hat die Drucksachennummer 4/5065. Die Be-
schlussempfehlung wurde fristgerecht verteilt. Als 
Berichterstatterin wurde Frau Abgeordnete Groß be-
nannt. Zwischen den Fraktionen wurde vereinbart, 
diesen Gesetzentwurf heute in zweiter Beratung ge-
meinsam mit Tagesordnungspunkt 3 zu beraten.  
 
Es ist ferner darauf hinzuweisen, dass der angekün-
digte Gesetzentwurf der Landesregierung zu Tages-
ordnungspunkt 18 „Erstes Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Nichtraucherschutzgesetzes“ die Druck-
sachennummer 4/5035 hat.  
 
Zu Tagesordnungspunkt 30 wurde ein Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion DIE LINKE in Drucksa-
che 4/5070 verteilt.  
 
 

Zu Tagesordnungspunkt 38 a wurde ein Alternativ-
antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 4/5066 
verteilt.  
 
Der Tagesordnungspunkt 39 kann heute nicht auf-
gerufen werden, da der Bildungsausschuss noch 
nicht abschließend beraten hat.  
 
Die Landesregierung hat weiterhin angekündigt, zu 
dem Alternativantrag der Fraktion der SPD in Druck-
sache 4/5066 von der Möglichkeit eines Sofortbe-
richts gemäß § 106 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
Gebrauch zu machen.  
 
Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung zuzüg-
lich der von mir genannten Ergänzung widerspro-
chen? Bitte, Abgeordneter Schröter.  
 
Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, namens der CDU-
Fraktion beantrage ich die Aufnahme des Gesetz-
entwurfs der Landesregierung „Thüringer Geoda-
teninfrastrukturgesetz“ in Drucksache 4/5036 in die 
heutige Tagesordnung. Ich beantrage, diesen Punkt 
nach dem Tagesordnungspunkt 18, also nach der 
letzten ersten Lesung in der Tagesordnung einzu-
ordnen. Es gibt Übereinstimmung zwischen den Frak-
tionen, dass dieser Tagesordnungspunkt ohne Aus-
sprache an den Ausschuss für Bau und Verkehr über-
wiesen werden soll.  
 
Zum Zweiten: Ich beantrage, dass die „Wahl der 
vom Thüringer Landtag zu wählenden Mitglieder der 
13. Bundesversammlung“ heute als erster Punkt nach 
13.00 Uhr aufgerufen werden soll, also der letzte 
Punkt, der über den 13.00-Uhr-Punkt hinausgeht, soll 
abgearbeitet werden und danach soll diese Wahl 
stattfinden. Vielen Dank. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich lasse über diese Anträge abstimmen. Wir stim-
men zuerst ab über die Aufnahme des Gesetzent-
wurfs der Landesregierung „Thüringer Geodatenin-
frastrukturgesetz“ in Drucksache 4/5036 in die heu-
tige Tagesordnung nach Punkt 18. Wer für die Auf-
nahme und die Platzierung ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. Danke. Wer ist gegen die Aufnahme 
und die Platzierung? Wer enthält sich der Stimme? 
Keine Stimmenthaltungen, keine Gegenstimme, da-
mit ist dieser Tagesordnungspunkt zuzätzlich auf-
genommen worden.  
 
Es ist ferner beantragt worden, die Wahl der Mit-
glieder der 13. Bundesversammlung heute nach 
13.00 Uhr aufzurufen. Wer für diesen Antrag ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist ge-
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gen diesen Antrag, den bitte ich um das Handzei-
chen. Wer enthält sich der Stimme? Keine Gegen-
stimme, keine Stimmenthaltung. Bitte, Abgeordne-
ter Höhn. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Frau Präsidentin, ich hätte noch einen Platzierungs-
wunsch, also einen Antrag der SPD-Fraktion. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Darf ich erst einmal zu Ende reden?  
 
Es ist der Antrag angenommen worden, dass nach 
13.00 Uhr die Wahl der Mitglieder der Bundesver-
sammlung erfolgt. Jetzt bitte, Abgeordneter Höhn. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Ich beantrage, den Tages-
ordnungspunkt 38 a „Sicherung des Automobilstand-
ortes Eisenach“ als ersten Punkt nach den Geset-
zen zum Aufruf zu bringen. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Wir stimmen über diesen Antrag ab. Es ist beantragt 
worden, den Tagesordnungspunkt 38 a „Sicherung 
des Automobilstandortes Eisenach“ heute nach den 
Gesetzen aufzurufen. Wer für diese Platzierung ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist 
gegen diese Platzierung, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Wer enthält sich der Stimme? 1 Stimment-
haltung. Bitte, Abgeordneter Schröter, ein Antrag zur 
Geschäftsordnung. 
 
Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Ich möchte eine persönliche Erklärung abgeben: Ich 
habe gegen diesen Antrag gestimmt, weil wir verein-
bart haben, dass die gesamte Tagesordnung heu-
te abgearbeitet werden soll. Demzufolge wird auch 
dieser Punkt abgearbeitet. 
 

(Zwischenruf Abg. Künast, SPD: Zählen!) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Keine Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag mit 
Mehrheit der Gegenstimmen abgelehnt worden. 
 

(Zwischenruf Abg. Künast, SPD:  
Das kann doch nicht sein!) 

 
Wir treten damit in die Tagesordnung ein.  
 
 
 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3 und den 
neuen Tagesordnungspunkt 3 a 
 

Gesetz zur Änderung der Thü- 
ringer Kommunalordnung (Ge- 
setz für mehr direkte Demokra- 
tie in Thüringer Kommunen) 
Gesetzentwurf nach Artikel 82  
der Verfassung des Freistaats  
Thüringen 
Volksbegehren „Mehr Demokra- 
tie in Thüringer Kommunen“ 
- Drucksache 4/4550 - 
dazu: Beschlussempfehlung des  

Innenausschusses 
- Drucksache 4/5064 - 

ZWEITE BERATUNG 
 

Begleitgesetz zum Gesetz zur 
Änderung der Thüringer Kom- 
munalordnung (Gesetz für mehr 
direkte Demokratie in Thüringer 
Kommunen) - Volksbegehrens- 
Begleitgesetz -  
Gesetzentwurf der Fraktionen der  
CDU, DIE LINKE und der SPD 
- Drucksache 4/5062 -  
dazu: Beschlussempfehlung des 

Innenausschusses 
- Drucksache 4/5065 - 

ZWEITE BERATUNG  
 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Groß aus dem In-
nenausschuss zur Berichterstattung zu beiden Ta-
gesordnungspunkten. 
 
Abgeordnete Groß, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Präsidentin hat ange-
kündigt, dass ich die Berichterstattung vornehmen 
möchte zum Gesetz für mehr Demokratie in Thü-
ringer Kommunen, der Gesetzentwurf nach Artikel 82 
der Verfassung des Freistaats Thüringen zum Volks-
begehren „Mehr Demokratie für Thüringen“ in Druck-
sache 4/4550. Die Vertrauensperson des Volksbe-
gehrens ist Herr Ralf-Uwe Beck, stellvertretende Ver-
trauensperson ist Herr Steffen Lemme. 
 
Das Zustandekommen des Volksbegehrens wurde 
festgestellt mit dem Bescheid der Präsidentin des 
Thüringer Landtags vom 23. Oktober 2008. Es wurde 
der Vertrauensperson zugestellt und das Ergebnis 
der Landesregierung mitgeteilt. Die Ausschussbera-
tungen zum Gesetzentwurf sind immer öffentlich ge-
führt worden und unter Beteiligung der Vertrauens-
person. Die Einbringung des Gesetzentwurfs in das 
Plenum erfolgte am 14.11.2008. Dort wurde der Ge-
setzentwurf an den Innenausschuss federführend 
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und mitberatend an den Ausschuss für Justiz, Bun-
des- und Europaangelegenheiten überwiesen. Am 
13. Februar führte der Innenausschuss eine um-
fangreiche Mündliche Anhörung durch. Es stellten 
sich unterschiedliche Rechtsauffassungen dar. Meh-
rere Anzuhörende äußerten, dass es bei Annahme 
des Gesetzentwurfs durch den Landtag oder durch 
einen erfolgreichen Volksentscheid zu Unklarheiten 
mit der geltenden Gesetzeslage führen könne.  
 
Die Auswertung der Anhörung erfolgte zunächst in 
den Fraktionen. Die Fraktionsspitzen führten paral-
lel zum Gesetzentwurf in diesem Verfahren weitere 
Gespräche und kamen mit Zustimmung ihrer Frak-
tionen überein, dem Landtag einen gemeinsamen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der Gesetzentwurf in 
Drucksache 4/5062, Begleitgesetz zur Änderung 
der Thüringer Kommunalordnung, das Volksbegeh-
rens-Begleitgesetz. Hier wurde der Wortlaut des 
Volksbegehrens weitgehend implementiert. Der bis 
dato bestehende Dissens zur Sammlungsart wur-
de in § 17 a und b beigelegt, da sowohl die freie 
Sammlung wie auch die Amtsstubensammlung mög-
lich sind. In der 69. Sitzung des Innenausschusses 
am 1. April wurde der Gesetzentwurf des Volksbe-
gehrens einstimmig angenommen. Der Gesetzent-
wurf zum Volksbegehrens-Begleitgesetz wurde eben-
falls einstimmig angenommen. 
 
Der Justizausschuss des Thüringer Landtags hat am 
gleichen Tag beide Gesetzentwürfe angenommen. 
Damit hat der Landtag aus eigener Kraft eine Lö-
sung zu dieser Angelegenheit getroffen. Der Innen-
ausschuss und der Justizausschuss empfehlen die 
Annahme beider Gesetze. Danke schön.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Abgeordneten Hausold, Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Hausold, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Gäste, heute steht ein Gesetz zur Än-
derung der Thüringer Kommunalordnung in zweiter 
Lesung zur Entscheidung an. Es ist kein Änderungs-
gesetz wie jedes andere; es ist der zweite Ge-
setzentwurf, der im Wege eines Volksbegehrens in 
den Landtag eingegangen ist; namens meiner Frak-
tion möchte ich insbesondere das noch mal hervor-
heben und begrüßen.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Die Abgeordneten des Thüringer Landtags tragen 
heute mit ihrer Entscheidung auch die politische Ver-

antwortung dafür, dass 251.000 Unterschriften von 
Thüringer Bürgerinnen und Bürgern und das Vor-
haben, das mit ihnen unterstützt wird, unmittelbare 
politische und rechtliche Wirkung entfalten kann, Ver-
antwortung dafür, dass das, was engagierte Bürger 
wollen, gesellschaftliche Wirklichkeit wird. Menschen 
sollen es leichter haben, mit ihrem Engagement auch 
sinnvolle Veränderungen im Alltag vor ihrer Haus-
tür zu bewirken. Dazu sollen vor allem die Quoren 
gesenkt und vereinfacht werden. Es wird der The-
menausschlusskatalog eingeschränkt. Bürgerinnen 
und Bürger sollen über mehr Themen, die sie un-
mittelbar betreffen, selbst abstimmen können, sei es 
bei den Fragen von Bebauungsplänen, sei es bei den 
Fragen öffentlicher Einrichtungen oder bei Proble-
men mit der Höhe von Abgaben. Außerdem sollen 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide auch auf 
Landkreisebene zulässig sein. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es war 
dringend notwendig, hier Hürden beiseite zu räumen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Nach Untersuchungen von „Mehr Demokratie“ stand 
Thüringen vor Start des Volksbegehrens auf Platz 16 
im bundesweiten Vergleich. Nun rangiert es nach 
Verabschiedung des Volksbegehrens und unter Be-
rücksichtigung der freien Straßensammlungen im 
Vergleich zwischen den Bundesländern auf Platz 4. 
Das ist doch mal eine tatsächliche Erfolgsbilanz für 
unser Land, meine Damen und Herren.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Bravo!) 
 
Stichwort - freie Straßensammlung: Andreas Gross, 
Schweizer Abgeordneter und seit Jahren für den 
Ausbau direkter Demokratie aktiv - und das nicht 
nur in der Schweiz - bezeichnet die freie Sammlung 
als Seele der direkten Demokratie. Die Demokratie 
- nicht nur die direkte - lebt vom ungehinderten, krea-
tiven und durch viele inhaltliche Positionen und Ideen 
geprägten Meinungsfindungs- und Entscheidungs-
prozess. Hier können Bürgerinnen und Bürger direkt 
ihr Sach- und Fachwissen in die Diskussion einbrin-
gen. Die freie Sammlung ist der notwendige Frei-
raum dafür. Deshalb gilt in ganz Europa gerade für 
direkte Demokratie in den Kommunen eben diese 
freie Sammlung, meine Damen und Herren. Wir ha-
ben, wenn wir heute diesen Beschluss treffen, eu-
ropäisches Niveau erreicht. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Nun kann man diese Feststellung wieder treffen, 
denn mit dem Volksbegehrens-Begleitgesetz, das zu-
sammen mit dem Gesetzentwurf des Volksbegeh-
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rens zur Entscheidung steht, wird die freie Samm-
lung wieder in die Kommunalordnung aufgenom-
men. Mit dem Einlenken der CDU-Fraktion in dem 
gemeinsamen Gesetzentwurf aller drei Fraktionen 
ist der seit Oktober 2008 existierende Thüringer Son-
derweg der alleinigen Amtsstubensammlung in den 
Kommunen zu Ende. Er hatte in Thüringen und weit 
darüber hinaus Befremden und Proteste ausgelöst. 
Das Volksbegehren „Mehr Demokratie in den Thü-
ringer Kommunen“ und das Bündnis „Mehr Demo-
kratie in Thüringen“ haben zu Recht immer die freie 
Sammlung verteidigt und deren Bedeutung hervor-
gehoben. Nun wird es in der Kommunalordnung bei-
de Wege geben. Die Initiatoren sollen wählen kön-
nen zwischen den Sammlungsarten. Dieses Wahl-
recht wurde auf der Landesebene, meine Damen und 
Herren, ja bekanntermaßen schon 2003 umgesetzt. 
 
Gestatten Sie mir wegen der Wichtigkeit dieser ge-
samten Angelegenheiten einen kleinen Rückblick 
auf die Entwicklung in den vergangenen Jahren. 
Auch 2003 hatten sich die drei Fraktionen im Thü-
ringer Landtag zusammengefunden, um für den Aus-
bau der direkten Demokratie eine politische Lösung 
zu finden. Damals hatten 360.000 Bürgerinnen und 
Bürger mit ihren Unterschriften in einem Volksbe-
gehren, ebenfalls getragen vom Bündnis „Mehr De-
mokratie in Thüringen“, das Signal gegeben, dass 
sie mehr Mitsprache und wirksame politische Ge-
staltungsrechte wollen. Leider hatte damals der Thü-
ringer Verfassungsgerichtshof das Begehren ge-
stoppt. Damit war aber das politische Anliegen nicht 
aus der Welt. Die damalige PDS-Fraktion und die 
SPD-Fraktion griffen das Volksbegehren auf und 
reichten es als Gesetzentwurf in den Landtag ein. 
Darüber hinaus legten sie in Zusammenarbeit mit 
dem Bündnis noch einen Reformvorschlag für ein 
neues Verfahrensgesetz vor. Nach längeren Ver-
handlungen war auch damals die CDU bereit, der 
politischen Botschaft der zigtausenden Unterschrif-
ten von Bürgerinnen und Bürgern nachzukommen 
und die direkte Demokratie zu erleichtern, zumin-
dest für die Landesebene. 
 
Ausgehend von diesem gemeinsamen Erfolg machte 
das Bündnis „Mehr Demokratie in Thüringen“, im-
merhin bestehend aus 20 Organisationen, auch für 
die Verbesserung der direkten Demokratie auf der 
kommunalen Ebene sich auf den Weg. Das war, wir 
erinnern uns, im Jahre 2004.  
 
Nach eingehenden Diskussionen im Bündnis, die 
auch von Fachveranstaltungen zum Thema beglei-
tet waren, reichten PDS- und SPD-Fraktion als die 
parlamentarischen Arme des Bündnisses im Jahre 
2005 einen entsprechenden Gesetzentwurf in den 
Landtag ein. Verbesserungen, die 2003 auf der Lan-
desebene erreicht worden waren, sollten auch auf 
der kommunalen Ebene gelten. Bisher in Thüringen 

nicht Vorhandenes, aber in den Ländern Bewährtes 
sollte eingeführt werden. So sollten die Quoren ge-
senkt, die Fristen verbessert, die Themenausschlüs-
se erheblich eingeschränkt werden, es sollte auch 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide auf Landkreis-
ebene geben. Der Gemeinderat sollte den Bürgern 
einen Beschluss zur Entscheidung vorlegen können, 
so das genannte Ratsbegehren, wie es zum Bei-
spiel in Bayern existiert. Vor dem Bürgerentscheid 
sollten die Stimmberechtigten ausführliche Informa-
tionen erhalten. Die Vertrauenspersonen bzw. Ini-
tiatoren des Begehrens sollten zu ihrem Anliegen 
Anwesenheits- und Rederecht im Gemeindrat er-
halten. Statt eines Bürgerantrags sollte es einen Ein-
wohnerantrag mit Beteiligungsrecht ab 14 Jahren 
geben. Damit sollten insbesondere Menschen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit und junge Menschen 
eine Möglichkeit direkter demokratischer Mitsprache 
erhalten. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn ich allein den Jugendaspekt - nicht um ihn 
zu gewichten - hervorhebe, dann wissen wir, wie 
wichtig und notwendig es ist, gerade durch solche 
Beteiligungsmöglichkeiten junge Menschen dazu in 
die Lage zu versetzen, Demokratie und eigenes de-
mokratisches Handeln zu erleben und selber mitzu-
gestalten. Das ist eine ganz wichtige Frage für die 
Zukunft unserer Demokratie. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Leider mussten dann das Bündnis und die Opposi-
tionsfraktionen dennoch erleben, dass die 2003 
schon vorhandene Motivation der CDU-Mehrheits-
fraktion in Sachen direkter Demokratie offensichtlich 
wieder ein Stück weit erlahmt war. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Der Gesetzentwurf lag etwa ein Jahr im Landtag 
und wurde dann abgelehnt. Doch das Problem, dass 
Thüringen bundesweit Schlusslicht in Sachen direkter 
Demokratie der Kommunen war, blieb ja dennoch 
bestehen. Also machte sich das Bündnis „Mehr De-
mokratie in Thüringen“ auf den Weg des Volksbe-
gehrens „Mehr Demokratie in Thüringer Kommunen“. 
Es konnte aus Praktikabilitäts- und formalen Grün-
den nicht so umfangreich sein wie das Gesetz. Als 
inhaltliche Kernpunkte wurden die Senkung der Quo-
ren, die Änderung von Fristen, die Beschneidung des 
Ausschlusskatalogs, die Ausweisung auf die Land-
kreisebene und der Einwohnerantrag aufgenommen. 
Der Fortbestand der freien Sammlung war selbst-
verständlich Grundlage des Volksbegehrens. Am 
31. August 2007 war Startschuss für die Antrags-
sammlung; 12.800 Bürgerinnen und Bürger unter-
schrieben. Dann will ich das noch einmal vorhalten: 
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12.800 Bürgerinnen und Bürger - weit mehr als das 
Doppelte an notwendigen Unterschriften, meine Da-
men und Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Am 20. März 2008 begann die Sammlungsfrist für 
das zugelassene Volksbegehren; sie lief bis zum 
19. Juli 2008. Wie schon beim Volksbegehren im 
Jahr 2000 machten Zigtausende Bürgerinnen und 
Bürger als Unterzeichner mit, aber nicht nur das, 
auch als Unterschriftensammler oder in anderen For-
men der Unterstützung. Eine spannende und viel-
fältige Debatte über Bürgerbeteiligung, Demokratie, 
aber auch darüber, was denn nun wichtige, drängen-
de Probleme in Kommunen sind, zu denen Bürger 
sich politisch einmischen wollen, fand in diesem Land 
statt. Meine Damen und Herren, wahrlich lebendi-
ge Demokratie als ein ganz wichtiges Gegenmittel 
gegen die viel diagnostizierte und beschworene Poli-
tik und Parteienverdrossenheit in unserem Land, 
welch ein Gewinn für Thüringen! 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
251.000 Thüringerinnen und Thüringen haben mit 
ihrer Unterschrift unter das Volksbegehren dokumen-
tiert, dass sie mit ihrem politischen Willen und ihrem 
Engagement ernst genommen werden wollen und 
mehr noch, dass sie ihre Gesellschaft, ihren Alltag 
vor Ort selbst mitgestalten wollen. Das, meine Da-
men und Herren, ist dank der Initiatoren des Volks-
begehrens ein großer Sieg für die Demokratie in Thü-
ringen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Die direkte Demokratie ist dabei nicht aus unserem 
gesamtgesellschaftlichen und politischen Gefüge et-
wa herauszudenken, sondern direkte Demokratie ist 
ein unverzichtbarer Weg und bei Sachentscheidun-
gen ein wichtiges Grundprinzip der Thüringer Ver-
fassung, wenn nicht gar, meine Damen und Herren, 
das Grundlegendste überhaupt unmittelbar Realität 
werden zu lassen. Das heißt, ohne den Zwischen-
schritt der Delegierung, der Entscheidung, der auf 
Vertreter, nämlich dem Grundsatz gerecht zu wer-
den, alle Staatsgewalt, alle Macht geht von den Bür-
gerinnen und Bürgern, geht vom Volke aus, meine 
Damen und Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Insofern betone ich das, was ich vielfach an die-
sem Rednerpult und in anderen Zusammenhängen 
betont habe, die Stärkung der Demokratie ist eine 
Stärkung unserer repräsentativen Demokratie und 
des Ansehens ihrer Institutionen im Land, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Direkte Demokratie ist eine wichtige, sogar notwen-
dige Ergänzung für unsere parlamentarische Demo-
kratie. Sie macht die parlamentarische Demokratie 
lebendiger, sie hilft den gewählten Vertreterinnen und 
Vertretern der Bürger in den Parlamenten besser 
zu erkennen, welche Themen die Menschen wirklich 
bewegen, welche Probleme in der Gesellschaft drin-
gend gelöst werden müssen, sei dies nun auf Bun-
des-, Landes- und kommunaler Ebene. Ich will schon 
in diesem Zusammenhang noch einmal hervorhe-
ben, wir haben jetzt in Thüringen ein gutes Ergeb-
nis zu erwarten in Sachen direkter Demokratie, aber 
wir sollten auch das Signal weiter ganz deutlich aus-
senden, dass wir auch auf der Bundesebene direk-
te Demokratie in diesem Land brauchen, meine Da-
men und Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Direkte Demokratie gibt den Bürgerinnen und Bür-
gern die Möglichkeit, ihre Anliegen, ihr Engagement, 
ihr Wissen und ihre Kompetenzen unmittelbar zu 
Sachfragen in die politische Entscheidungsfindung 
einzubringen. Direkte Demokratie fördert die Akzep-
tanz der Demokratie überhaupt. Sie lässt die Bür-
gerinnen und Bürger erfahren, dass sie wirksame 
politische Gestaltungsmöglichkeiten haben und en-
gagierte und selbstbestimmte Handlungen realisie-
ren können. Diese gestiegene Akzeptanz unterstützt 
unser demokratisches System in seinem Ganzen.  
 
Allerdings kann dies nur gelingen, wenn die Bürge-
rinnen und Bürger in ihrem Vertrauen auf ihre de-
mokratischen, insbesondere auch ihre direktdemo-
kratischen Rechte, nicht enttäuscht werden, meine 
Damen und Herren. Entsprechend groß ist die Ver-
antwortung der von den Bürgern gewählten Vertre-
terinnen und Vertreter im Umgang mit einem Volks-
begehren. Außerdem sollten die Vertreter gegenüber 
denen, die sie mit ihrem Vertretungsauftrag vertreten, 
den sie erfüllen wollen, auch immer wieder den di-
rektdemokratischen Anliegen den notwendigen Res-
pekt erweisen und im Grunde genommen ihn sogar 
in den Vordergrund schieben.  
 
Während der Sammlungsfrist des Volksbegehrens 
waren in den Medien immer wieder Zwischenstän-
de veröffentlicht worden, die auf einen positiven Aus-
gang schließen ließen. Am 4. August 2008 verkün-
dete das Bündnis „Mehr Demokratie in Thüringen“ 
ihr Zählergebnis von 250.982 Unterschriften.  
 
Mittlerweile - und das gehört natürlich auch zur Ge-
schichte bis zum heutigen Tag - hatte die CDU im 
Maiplenum einen Gesetzentwurf zur Änderung der 
Kommunalordnung eingebracht. Er war dem Volks-
begehrensgesetz scheinbar sehr ähnlich, vor allem 
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nach Änderungen im Innenausschuss, und enthielt 
als bundesweites Novum aber die ausschließliche 
Amtsstubensammlung. Außerdem sollte es weiter-
hin nur den Bürgerantrag geben.  
 
Diese scheinbare Vorwegnahme des Volksbegeh-
rens löste danach natürlich politische wie rechtliche 
Diskussionen aus, insbesondere als am 8. Oktober 
dieser Gesetzentwurf verabschiedet wurde, am 
9. Oktober von der Landtagspräsidentin ausgefer-
tigt und am 18. Oktober in Kraft trat und am 23. Ok-
tober der Erfolg des Volksbegehrens von der Land-
tagspräsidentin verbindlich festgelegt wurde. Es stell-
ten sich neben Fragen des Vertrauens in und der 
Anwendbarkeit von rechtlichen Regelungen vor al-
lem die politischen Fragen nach dem Respekt vor 
dem Willen von 251.000 Thüringerinnen und Thü-
ringern und nach dem Verantwortungsbewusstsein 
der Mehrheit der Abgeordneten im Thüringer Land-
tag.  
 
Die rechtlichen Probleme wurden von den Opposi-
tionsfraktionen mit Blick auf Expertenäußerungen 
als so schwerwiegend eingeschätzt, dass sie kurz 
vor der Jahreswende 2008/2009 Normenkontrollklage 
beim Verfassungsgerichtshof einreichten. Die Ver-
trauenspersonen des Volksbegehrens klagten eben-
falls wegen Verletzung von Verfassungsrechten, denn 
es hatte kein rechtlicher Zwang bestanden, das Ok-
tober-Gesetz zur Kommunalordnung so schnell in 
Kraft zu setzen, höchstens ein politischer Zweck da-
mals aus Sicht der CDU-Mehrheit.  
 
In der öffentlichen Anhörung des Innenausschusses 
vom 13. Februar 2009 hat die übergroße Mehrheit der 
Sachverständigen der Landtagsmehrheit vor Augen 
geführt, dass dieses in Deutschland einmalige Vor-
gehen weder politisch noch juristisch haltbar ist. An-
zuhörende aus der Schweiz, einem Land mit langer, 
sehr positiv wirksamer direkter Demokratie, machten 
unmissverständlich deutlich, so etwas wäre in ihrem 
Land nicht vorstellbar. Anzuhörende aus Bayern ver-
wiesen darauf, dass eine sehr lebendige und wirk-
same direkte Demokratie selbst unter CSU-Spitzen-
politikern viele Verfechter hat. Aus rechtlicher Sicht 
wurde darauf verwiesen, dass es nach einem er-
folgreichen Volksentscheid eine unklare, praktisch 
unanwendbare Rechtslage geben würde. Der Über-
holversuch der Landtagsmehrheit hatte hier neben 
einem politischen Unfall auch eine juristische Ka-
rambolage verursacht.  
 
Aber, meine Damen und Herren, heute liegt mit dem 
Volksbegehrens-Begleitgesetz das notwendige Repa-
raturgesetz zusammen mit dem Gesetzentwurf des 
Volksbegehrens zur abschließenden Beratung hier 
auf unserem Tisch und, ich denke, das ist das letzt-
lich entscheidende Ergebnis.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wie schon 2003 hat bei der Mehrheitsfraktion des 
Hauses nach - aus meiner Sicht - einigen Irrungen 
und Wirrungen offensichtlich die Einsicht gesiegt, 
dass der Respekt vor dem Willen von 251.000 Bür-
gerinnen und Bürgern gleichbedeutend ist mit dem 
Respekt vor der Demokratie und auch gleichbedeu-
tend ist mit dem Respekt vor der Verantwortung als 
demokratisches Parlament hier in Thüringen. Das 
alles im vor allem auch von unserem Ministerpräsi-
denten verkündeten Jahr der Demokratie 2009, mei-
ne Damen und Herren, ist meiner Ansicht nach für 
dieses Jahr ein würdiges und ein richtiges Zeichen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich will es auch hier gar nicht verhehlen, es verdient 
auch die Anerkennung, meine Damen und Herren 
der CDU-Fraktion, dass Sie sich in dieser Richtung 
ein Stück weit bewegt haben und eine solche heu-
tige Konsenslösung im Interesse des Landes Thü-
ringen möglich gemacht haben.  
 
Mein größter Dank aber gilt noch einmal den Initia-
toren des Volksbegehrens, insbesondere auch sei-
nem Sprecher Ralf-Uwe Beck, er gilt aber vor allen 
Dingen den über 250.000 Bürgerinnen und Bürgern 
in diesem Land. Dann wissen wir ja, wenn es so viele 
sind, die zur Abstimmung gegangen sind und die sich 
für das Volksbegehren entschieden haben, dann sind 
es eigentlich noch sehr viel mehr, die bewiesen ha-
ben, dass sie willens und in der Lage sind, mit ih-
rer persönlichen Mitwirkung unsere Demokratie in 
diesem Land zu stärken. So können wir heute nur 
mit einem erfolgreichen Votum für diese Demokra-
tie auch aus diesem Parlament gehen, und es wird 
uns in der Öffentlichkeit, meine Damen und Herren, 
fern jeder parteipolitischen Provenienz honoriert wer-
den. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Matschie, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Matschie, SPD: 
 
Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, 
das Volksbegehren ist am Ziel, wenn wir heute die 
Entscheidung im Landtag treffen, auf die wir uns 
verständigt haben. 250.000 Menschen in Thüringen 
haben für dieses Ziel unterschrieben. Viele waren 
unterwegs um dafür zu werben und Unterschriften 
zu sammeln. Ich will mich an dieser Stelle zualler-
erst noch mal ganz herzlich bedanken bei all den-
jenigen, die unterwegs waren, die sich engagiert 
haben, die diskutiert haben, die mit ihrer Unterschrift 
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zu diesem Erfolg beigetragen haben. Ein ganz herz-
liches Dankeschön. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Wir können sagen, das Engagement hat sich ge-
lohnt. Wer in der eigenen Stadt, wer im eigenen Dorf, 
wer im Landkreis sich in Einzelfragen direkt einmi-
schen möchte, wer mitentscheiden will, der findet 
mit unserer heutigen Entscheidung dafür gute Be-
dingungen vor. 7 Prozent der Bürger müssen un-
terschreiben, damit ein Bürgerbegehren erfolgreich 
ist und es zu einer Entscheidung in einem Bürger-
entscheid kommen muss. Das ist eine Hürde, die 
vernünftig ist, die es möglich macht, wirklich mehr 
solche Entscheidungen auf den Weg zu bringen. 
Auch die Hürden, die wir haben bei der Zustimmung, 
sind so ausgestaltet, dass solche Initiativen nicht 
am Ende vor die Wand laufen, weil sich zu wenige 
an der Abstimmung beteiligen. 
 
Was genauso wichtig ist, die Befugnisse, über die 
Bürger in Zukunft verfügen können, sind erweitert 
worden. Mehr Dinge sind solchen direkten Abstim-
mungen zugänglich gemacht worden. Das gilt z.B. 
für Bauplanungen, das gilt aber auch für einen so 
heiklen Bereich wie die Abgaben. Dann, wenn in ei-
ner Initiative auch ein Deckungsvorschlag vorgelegt 
wird, muss auch über solche Fragen direkt in der ei-
genen Gemeinde entschieden werden können. Das 
ist gut.  
 
Ich will ausdrücklich den Einwohnerantrag erwäh-
nen, weil er die Möglichkeit gibt, den gewählten Ge-
meinderäten, Stadträten oder Kreistagen bestimm-
te Probleme auf den Tisch zu legen. Auch das ist 
ein gutes Instrument, weil es ein Seismograf sein 
kann für Probleme, die in einer Kommune da sind 
und die Möglichkeit für engagierte Menschen, sol-
che Probleme zum Thema zu machen und zum Ge-
genstand von Diskussionen und Entscheidungen in 
den kommunalen Parlamenten.  
 
Ich finde, das ist heute ein guter Tag für die Rech-
te der Bürger. Wir wissen, es war ein langer Weg. 
Er begann vor fast vier Jahren im Juli 2005 mit ei-
nem Symposium hier im Landtag, an dem sich sehr 
viele interessiert und engagiert beteiligt haben, wo 
wir darüber diskutiert haben, welche Möglichkeiten 
brauchen wir eigentlich, um direkte Demokratie in 
unseren Städten und Gemeinden lebendig zu ma-
chen, denn wir hatten die Erfahrung, dass die gegen-
wärtigen Bedingungen nicht dazu geführt haben, dass 
dieses Instrument oft genutzt werden konnte. Wir ha-
ben gesehen, dass in unserem Nachbarland Bayern 
beispielsweise bei besseren Bedingungen sehr viel 
mehr solcher Initiativen erfolgreich sein konnten. Wir 
waren überzeugt an dieser Stelle in der Debatte, wir 
sollten die Bedingungen auch in Thüringen verän-

dern. Sie wissen, es gab dann einen Gesetzentwurf 
im November 2005, der nach gut einem Jahr Dis-
kussion gescheitert ist im Landtag an der Mehrheit 
in diesem Haus. Dann ging die Initiative auf die Stra-
ße, hat geworben, hat Unterschriften gesammelt, ins-
gesamt über 250.000. Als der Erfolg da war, ist et-
was passiert, was nicht zu den Sternstunden die-
ses Hauses gehört, die CDU-Fraktion hat versucht, 
das Volksbegehren auszutricksen und ein eigenes 
Gesetz hier im Landtag durchzusetzen - keine glück-
liche Situation für die Demokratie und ihre Entschei-
dungswege. Wir haben uns gezwungen gesehen, 
deswegen auch vor das Verfassungsgericht zu ge-
hen, weil wir sagen, so kann direkte Demokratie nicht 
funktionieren, es muss eine Sicherheit bei Entschei-
dungswegen geben. Wer soll sich eigentlich auf ein 
solches Verfahren einlassen, wenn er in dem Ver-
fahren riskieren muss, dass ihm die Entscheidungs-
grundlage mitten im Verfahren entzogen wird? So 
gesehen kehren wir heute an den Ausgangspunkt 
der Debatte zurück. Das Volksbegehren wird heute 
1 : 1 beschlossen, es wird kein Komma und kein 
I-Punkt geändert an dem, was die Bürger auf den 
Tisch dieses Hauses gelegt haben und die freie 
Sammlung wird wieder eingeführt. Die Thüringerin-
nen und Thüringer bekommen heute mehr Rechte 
und das ist gut.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Wir erinnern in diesem Jahr an 20 Jahre friedliche 
Revolution. Wer sich an diese Zeit erinnert, weiß, 
dass in diesem Herbst 1989 etwas passiert ist - ich 
will es eine „gewisse Verwandlung“ nennen -, aus 
Einwohnern sind plötzlich Bürger geworden. Men-
schen wollten nicht länger Objekt von Politik sein, 
sondern selbst Subjekt. Sie wollten selber die An-
gelegenheiten in die eigene Hand nehmen, weil sie 
auf die politischen Strukturen nicht mehr vertrauen 
konnten. Das war der Anfang der Demokratie hier 
in Ostdeutschland, aber das ist auch ganz grund-
sätzlich gesprochen der Anfang jeder Demokratie, 
dass Menschen die Rechte in die eigenen Hände 
nehmen wollen, dass Menschen Gesellschaft ge-
stalten wollen und mitentscheiden wollen. Umge-
kehrt ist auch klar, Demokratie muss auf mündige 
Bürger setzen, sie kann nicht ohne mündige und en-
gagierte Bürger leben. Vertrauen in die Demokratie 
heißt immer Vertrauen auf die Bürger. 
 
Wir haben aber auch in diesem Herbst 1989 und in 
den Folgemonaten erlebt, Demokratie braucht Struk-
tur. Es reicht nicht, wenn Menschen auf die Straße 
gehen. Es reicht auch nicht, wenn man runde Ti-
sche macht - das geht in einer Übergangszeit -, son-
dern Demokratie braucht Strukturen, die verlässliche 
Entscheidungswege garantieren. Zu diesen Struk-
turen gehören mit Sicherheit Parteien, dazu gehö-
ren die Parlamente, dazu gehören freie Wahlen, die 
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wir 1989 erkämpft haben, aber dazu gehören auch 
Bürgerinitiativen, dazu gehören Gewerkschaften, da-
zu gehören Vereine, dazu gehören auch Einzelkämp-
fer für das öffentliche Interesse, die versuchen, Ideen 
in die Debatte zu bringen und durchzusetzen. Zur 
Demokratie gehört auch die öffentliche Debatte, die 
Auseinandersetzung um Entscheidungsfragen. Es 
ist sicher, auch wenn wir die direkte Demokratie heu-
te deutlich stärken, die parlamentarische Demokra-
tie ist der Hauptpfeiler im Demokratiegebäude, weil 
hier die allermeisten Entscheidungen getroffen wer-
den und auch getroffen werden müssen. Aber die 
direkte Demokratie ist eine ganz wichtige Ergänzung 
in einer aktiven Bürgergesellschaft. Meine Erfahrung 
ist, dass Volksbegehren und Bürgerbegehren Werk-
stätten der Demokratie sind, weil hier Menschen sich 
plötzlich mit konkreten Fragen auseinandersetzen 
müssen, sich entscheiden müssen: Will ich dafür 
sein, ist das nicht mein Anliegen, bin ich dagegen? 
Ich habe das selbst erlebt, als wir unterwegs wa-
ren auf der Straße, um Unterschriften zu sammeln, 
wie viele Gespräche es gegeben hat über das An-
liegen. Ich will es noch mal deutlich sagen, das ist 
keine Mc-Drive-Demokratie, wenn Menschen auf der 
Straße miteinander ins Gespräch kommen, mitei-
nander diskutieren und am Ende auch sagen, ich 
gebe meine Unterschrift - Ja oder Nein. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU:  
Ich würde mal weitermachen.) 

 
Die Bürgerbegehren, die Volksbegehren ermöglichen 
Erfahrungen mit der Demokratie, die auf andere Art 
und Weise so nicht möglich sind, und sie steigern 
damit Akzeptanz von Demokratie.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will es 
noch mal deutlich sagen, weil das auch in der De-
batte immer mal wieder aufgetaucht ist: Man muss 
keine Angst vor dieser Art von Demokratie haben, 
man muss keine Angst vor Bürgerentscheidungen 
haben. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Natürlich lassen sich Beispiele heraussuchen, in de-
nen es Fehlentscheidungen gegeben hat, aber, wer-
te Kolleginnen und Kollegen, ist das nicht auch Teil 
von Demokratie, dass es auch falsche Entscheidun-
gen geben kann und treffen nicht auch Parlamente 
manchmal falsche Entscheidungen?  
 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen hier 
in der Mitte, Sie wissen, dass auch Parlamente Fehl-
entscheidungen treffen können. Das gilt für die De-
mokratie und alle ihre Institutionen und deshalb sa-
ge ich noch mal deutlich: Der Gewinn, wenn Bürger 

sich entscheiden, wenn Bürger sich beteiligen, der 
ist notwendig für die Demokratie, für ihre Lebendig-
keit und vor Fehlentscheidungen sollten wir deshalb 
keine Angst haben. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Willy Brandt hat Anfang der 70er-Jahre eine poli-
tische Bewegung in Gang gesetzt mit seiner Auf-
forderung „Mehr Demokratie wagen!“. Wer heute 
zurückschaut, der weiß, dass dieses „Mehr Demo-
kratie wagen!“ die alte Bundesrepublik verändert hat. 
Es hat sie offener gemacht, es hat sie moderner ge-
macht, es hat sie auch erfolgreicher gemacht. Aber 
das Land ist nicht nur offener und erfolgreicher ge-
worden, denn Demokratie ist für mich nie nur Mittel 
zum Zweck. Sie ist nicht nur Mittel zum Zweck, Ent-
scheidungen zu treffen oder wirtschaftlich erfolgreich 
zu sein, sondern Demokratie hat einen Wert an sich 
als Lebensform einer Gesellschaft. Auch der Satz 
stammt von Willy Brandt, ich will ihn zitieren: „De-
mokratie ist keine Frage der Zweckmäßigkeit, son-
dern der Sittlichkeit.“ In der Demokratie geht es zu-
allererst um das Verhältnis von Menschen zueinan-
der. Es geht um gleiche Augenhöhe, es geht um die 
Frage, nicht Herr und nicht Knecht sein. Es geht da-
rum, dass sich in einer Gesellschaft freie Bürger auf 
gleicher Augenhöhe begegnen können.  
 
Demokratie braucht Zeit, Demokratie kann anstren-
gend sein. Das gilt auch für die direkte Demokratie, 
vielleicht an dieser Stelle sogar noch ein bisschen 
mehr, aber die Zeit, die wir da reingeben, die Anstren-
gung, die sie kostet, ist nach meiner Überzeugung 
aller Mühen wert.  
 
Wir haben vor wenigen Wochen an den Beginn der 
Weimarer Republik erinnert, an den Beginn der Ver-
fassungsdiskussion und natürlich auch einen Blick 
auf die Geschichte und die Entwicklung dieser Wei-
marer Republik geworfen und allen, die zurück-
schauen, ist deutlich, demokratische Institutionen al-
lein reichen noch nicht aus, sie garantieren noch nicht 
die Festigkeit von Demokratie, denn Demokratie 
braucht Demokraten, Demokratie braucht Zustim-
mung und nicht nur Zustimmung, sondern auch Ein-
satz für die Demokratie. Ich bin überzeugt, dass die 
Möglichkeit, direkt zu entscheiden über einzelne Fra-
gen, die Möglichkeiten der direkten Demokratie da-
bei helfen, die Zustimmung zur Demokratie zu er-
höhen und den Einsatz für unsere Demokratie zu 
verstärken. Wir alle kennen ja die Umfragen auch 
aus dem Thüringen-Monitor, die uns zeigen: Die Zu-
stimmung zum System der Demokratie ist nach wie 
vor hoch und das ist gut, aber die Zufriedenheit mit 
dem Funktionieren der Demokratie ist deutlich ge-
ringer. Ich hoffe, dass mit der heutigen Entscheidung, 
mit der Möglichkeit, die die Bürgerinnen und Bürger 
bekommen, auch selbst Entscheidungen in die Hand 
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zu nehmen, die Zustimmung zum Funktionieren der 
Demokratie wieder wächst. Volksentscheide und 
Volksbegehren sind so etwas wie Vitamine der De-
mokratie und wir sollten sie deshalb nicht zur Man-
gelware machen.  
 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, es 
ist Zeit für eine Entscheidung, es ist Zeit für mehr 
direkte Demokratie. Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Carius, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Carius, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, erlau-
ben Sie mir vorab zwei allgemeine Bemerkungen. 
Es ist ja eine der eher überflüssigen Übungen die-
ses Hauses, einmütig zu verabschiedende Vorhaben 
als Sternstunden des Parlamentarismus zu feiern, 
ganz so, als würde Demokratie von der Einmütig-
keit und nicht im Streit leben. Doch unabhängig da-
von empfinde ich es als eine der guten Stunden die-
ses Hauses, weil es uns heute gelingt, eine politische 
Frage dort zu lösen, wo sie zu lösen ist, nämlich im 
Parlament und nicht vor Gericht.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Erlauben Sie mir eine zweite Bemerkung zu den bei-
den Vorrednern, meinen Kollegen Herrn Hausold und 
Herrn Matschie. Sie sagen, sie würden definitiv mehr 
Demokratie für die Bürger bekommen. Ich sage Ih-
nen an dieser Stelle, das können Sie nur dann sa-
gen, wenn Sie die Rechtslage ausblenden. Mit dem 
heutigen Gesetz steigen die Quoren teilweise wie-
der an, statt einen Zwischenraum von 5 bis 10 Pro-
zent haben wir jetzt einheitlich 7 Prozent. Der Ka-
talog der möglichen Themen wird nicht erweitert, 
sondern wird eingeschränkt gegenüber der gelten-
den Rechtslage. Wenn ich das noch sagen darf: Zwar 
erhalten die Einwohner das Recht, Themen zu set-
zen, aber es bleibt dabei, am Ende entscheiden die 
Bürger.  
 
Meine Damen und Herren, gerade wenn man die 
Presse der vergangenen Tage zur Kenntnis nahm, 
konnte der Eindruck entstehen, hier handele es sich 
um eine katastrophale Niederlage der Union - die 
Überschriften: „Die CDU rudert zurück“, „Die CDU 
knickt ein“. „Die CDU gibt nach“ war eingedenk des 
alten Sprichworts vom Klügeren wohl noch die char-
manteste Überschrift. Tatsächlich, meine Damen und 
Herren, haben hier alle Beteiligten einen weiten Weg 
hinter sich liegen. Das gilt sowohl für die Vertreter 

des Volksbegehrens, für die kommunalen Spitzen-
verbände, die beiden Minderheitsfraktionen als auch 
für uns als Mehrheitsfraktion. Ich darf daran erinnern, 
dass dieser Kompromiss Ergebnis von Verhand-
lungen ist, denen wir als Unionsfraktion seit Oktober 
letzten Jahres sehr positiv gegenüberstanden. Ich 
erinnere daran, dass DIE LINKE, SPD und der Trä-
gerkreis gestern ihre massiven Bedenken gegen 
die Zulässigkeit unseres Gesetzes aus dem Okto-
ber zurückgestellt haben und ihre Klagen vor dem 
Verfassungsgerichtshof zurückzogen zugunsten ei-
nes Kompromisses, der nun auch die gerade von 
Ihnen heftig umkämpfte Amtsstubensammlung um-
fasst. Nicht zuletzt, meine Damen und Herren, ha-
ben DIE LINKE und SPD einen, wenn nicht den wich-
tigen Baustein ihrer Wahlkampagne aus der Hand 
gegeben, zugunsten eines ehrenvollen Anliegens, 
nämlich klarere Regelungen für die direkte Demo-
kratie vor Ort in den Kommunen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, das nötigt uns als Unions-
fraktion hohen Respekt ab, denn auf ein solches Mo-
bilisierungsinstrument zu verzichten, fällt gerade im 
Wahlkampf sicher sehr schwer.  
 

(Beifall CDU) 
 
Andererseits haben auch wir Federn gelassen. Die 
Zulassung der freien Sammlung, meine Damen und 
Herren, ist ein Zugeständnis, dem ich ambivalent 
gegenüberstehe. Mit anderen Worten: Aus meiner 
Überzeugung als Christdemokrat kann ich sowohl 
für eine freie Sammlung sein als auch dagegen. Das 
ist keine Glaubensfrage, die zum Kernbestand kon-
servativen Denkens gehört, denn vor Ort kann die-
ses Instrument natürlich von jedem Wortführer ge-
nutzt werden. Insofern stört mich die Zulassung der 
freien Sammlung wenig, denn die Amtssammlung 
war im Gegenzug nie als Schutzinstrument schwar-
zer Rathäuser vor berechtigten Bürgeranliegen ge-
dacht, sondern sie war immer als eine Ergänzung 
gedacht. Skeptisch bin ich dagegen bei der in § 17 a 
Thüringer Kommunalordnung geregelten Zulassung 
der freien Sammlung, die nach unserer Ansicht wei-
terhin einem gewissen Manipulationsrisiko unterliegt. 
Das heißt, gerade die freie Sammlung ist kein Weg 
völlig frei von Gefahren.  
 

(Beifall Abg. Groß, CDU) 
 
Das heißt nicht, meine Damen und Herren, dass wir 
jenen misstrauen, die sich im vergangen Jahr in der 
freien Sammlung engagiert haben. Ausdrücklich: Die-
se Menschen verdienen, auch wenn wir nicht in je-
der Hinsicht ihrer Meinung waren und sind, unse-
ren Respekt für ihren Einsatz. Das haben die Kol-
legen meiner Fraktion und ich auch stets betont. 
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Doch möchte ich dennoch die Gefahren nennen, 
wenn unser Gesetz allein die freie Sammlung ken-
nen würde. Sie bestehen zunächst einmal ganz of-
fenkundig im Risiko, hier gut organisierten Populis-
ten ein zusätzliches Feld zur Steigerung ihrer zwei-
felhaften Popularität zu bieten und, meine Damen 
und Herren, ich rede hier keineswegs von Populis-
ten von links. Das heißt, das Manipulationsrisiko be-
steht gerade darin, dass der einzelne Bürger auf der 
Straße einem hohen Druck von Vertretern großer, 
nicht nur wohlmeinender Organisationen ausgesetzt 
wird.  
 

(Beifall CDU) 
 
Während wir bei Haustürgeschäften die Kunden mit 
umfangreichen Widerrufsmöglichkeiten ausstatten, 
bleibt doch dann hier zumindest zweifelhaft, ob dem 
einzelnen Bürger die einmal geleistete Unterschrift 
für ein politisches Vorhaben wirklich so ernst ist, dass 
er sie widerruft, wenn er doch anderer Meinung ist.  
 

(Beifall CDU)  
 
Meine Damen und Herren, auch wenn ich ausdrück-
lich die Unterschriftensammler dieses Volksbegeh-
rens von diesem Vorwurf ausnehmen möchte, da 
wir Ihnen ihre Ernsthaftigkeit abnehmen, die theo-
retischen Missbrauchsmöglichkeiten führen dazu, 
dass am Argument der Mc-Drive-Demokratie ein 
Fünkchen Wahrheit bleibt.  
 
Zum Punkt großer Organisationen: Ich darf für mei-
ne Fraktion heute noch mal betonen, dass wir die 
Sammlung durch Eintragung in amtlich ausgeleg-
ten Eintragungslisten nicht zum Selbstzweck etab-
liert haben. Wir sind der Meinung, dass gerade auch 
im ländlichen Raum eine staatliche Hilfestellung für 
die Verwirklichung direkter Demokratie notwendig 
sein kann. Denn nicht alle Menschen mit berechtig-
ten Interessen verfügen über eine so ausgeprägte 
und schlagkräftige Organisation, wie beispielswei-
se der Verein „Mehr Demokratie e.V.“.  
 

(Beifall CDU)  
 
Deshalb ist die Amtseintragung keinesfalls Teufels-
zeug, sondern ein notwendiger Steigbügel für all jene, 
die außerhalb des „Mehr Demokratie e.V.“ Plebis-
zite vor Ort auf den Weg bringen möchten. Diesem 
Anliegen sind wir in Thüringen durch den Gesetz-
entwurf der CDU-Fraktion im vergangenen Oktober 
nachgekommen und wir haben die Amtseintragung 
auf kommunaler Ebene eingeführt und sie bleibt uns 
in Zukunft in § 17 b der Thüringer Kommunalord-
nung auch erhalten.  
 

(Beifall CDU)  
 

Neben diesem Hauptpunkt möchte ich aber auch 
kurz auf andere Inhalte des Gesetzes eingehen, 
die man durchaus mit ambivalenten Gefühlen be-
trachten kann. Die praxisrelevante Änderung dürfte 
in den allermeisten Punkten kaum spürbar sein. 
Die Bürgeranträge, die nun als Einwohneranträge 
ausgestaltet wurden, waren auch zuvor bei einem 
Quorum von 1 Prozent möglich. Hier setze ich im 
Übrigen weiter darauf, dass die Einwohner sich voll-
kommen unbürokratisch und ganz ohne die Unter-
stützung etwaiger Quoren auch in Zukunft direkt an 
die Vertreter der Kommunalparlamente richten wer-
den und so ihr Anliegen auf dem einfachsten We-
ge zu Gehör bringen.  
 
Was die Bürgerbegehren angeht, so sind sowohl bei 
den Quoren als auch im Bereich des Ausschluss-
katalogs die Änderungen so marginal, dass sie zu-
nächst kaum Praxisrelevanz besitzen dürfen.  
 
Meine Damen und Herren, jedes Gesetz muss sich 
in der Praxis bewähren. Daher muss es die erste Auf-
gabe dieses und auch des nächsten Landtags sein, 
dieses Gesetz in seiner Anwendungspraxis sorgfältig 
zu beobachten und gegebenenfalls auch nachzu-
bessern.  
 

(Beifall CDU)  
 
Wenig schlüssig ist zum Beispiel die Deckelung der 
Zustimmungsquoren, denn wir waren hier zum Teil 
leider gezwungen, auch wenig schlüssige Regelun-
gen zu übernehmen. Ich will dies an einem Beispiel 
belegen. Während für ein Bürgerbegehren auf Ge-
meindeebene zukünftig 7 Prozent, aber höchsten 
7.000 Stimmen notwendig sind, sind es auf Land-
kreisebene 7 Prozent, höchstens aber 10.000 Stim-
men. Für die Stadt Erfurt bedeutet dies, bei 164.402 
Wahlberechtigten die Notwendigkeit von 7.000 Stim-
men; in Gera mit nur 88.511 Wahlberechtigen, also 
fast der Hälfte der Wahlberechtigten, bedarf es hin-
gegen 6.196 Stimmen, um das Quorum zu errei-
chen, also fast genauso viele wie in Erfurt. Festzu-
halten ist, dass die Höchstgrenzenregelung zu enor-
men Verzerrungen führen kann, die zulasten der 
Bürger in kleineren Städten gehen.  
 
Erlauben Sie mir aus rechtlicher Sicht folgenden Hin-
weis: Auf Landesebene schreibt unsere Verfassung 
nicht nur die Wahlrechts-, sondern auch die Stimm-
rechtsgleichheit vor. Für die Kommunalebenen gilt 
dies allerdings nur für die kommunalen Volksver-
treter, also nicht für die Abstimmung. Daher ist die 
jetzt kritisierte Regelung nicht per se verfassungs-
widrig, die Ungleichbehandlung, meine Damen und 
Herren, der Kommunen allein aufgrund ihrer Wäh-
lerzahl erscheint mir aber dennoch höchst fragwür-
dig.  
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(Beifall CDU)  
 
Ich möchte auch einen anderen Aspekt von Ihnen, 
Herr Hausold, ansprechen, der Höchstgrenzenre-
gelung auf Landkreiseebene, die bei 10.000 Ein-
wohnern festgelegt wurde. Im größten Landkreis des 
Freistaats, dem Landkreis Gotha, bedarf es bei 
120.271 Wahlberechtigten 8.419 Stimmen, um ein 
erfolgreiches Volksbegehren durchzuführen. Die 
10.000er-Obergrenze kann in Thüringen erst gar 
nicht erreicht werden. Sie ist daher aus meiner Sicht 
nicht sinnvoll und ich bezweifle ehrlich gesagt, dass 
Ihnen das bisher aufgefallen ist.  
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten der Oppo-
sition, einen weiteren Punkt möglicher Nachbesserun-
gen habe ich in meiner Eingangsbemerkung schon 
aufgegriffen, das ist der Negativkatalog. Gemeint sind 
jene Themen, zu denen Volksbegehren unzulässig 
sind. Denn auch hier war die bisherige Rechtslage 
unseres Oktober-Gesetzes fortschriftlicher. Jetzt wird 
der Katalog um der gesetzlichen Klarheit willen ver-
einheitlicht und wieder erweitert, was heißt, die The-
men werden eingeschränkt, bislang zulässige Be-
gehren bleiben damit zukünftig auf der Strecke.  
 

(Beifall CDU)  
 
All diese Argumente sind aus meiner Sicht gute 
Gründe, dem heutigen Gesetz mit einiger Skepsis 
zu begegnen. Ich habe daher Respekt vor den Kol-
leginnen und Kollegen, die trotz inhaltlicher Vorbe-
halte heute um des gemeinsamen Weges willen die-
sem Gesetz zustimmen. Aber ich habe auch Respekt 
vor jenen, die diesen Schritt nicht mitgehen können.  
 
Meine Damen und Herren, ob dieses Gesetz ein 
Ostergeschenk oder nur ein Osterei ist, das dürfen 
wir in Zukunft sicherlich in österlicher Tradition selbst 
herausfinden. Es bleibt abzuwarten, ob die Instru-
mente tatsächlich auch so vor Ort genutzt werden. 
Das Gesetz jedenfalls schafft bei aller Skepsis im 
Detail für den Bürger Rechtsklarheit über die recht-
lichen Möglichkeiten direkter demokratischer Betei-
ligung vor Ort. Dafür danke ich allen Beteiligten hier 
im Haus, aber auch den beiden kommunalen Spit-
zenverbänden, die sich am Gesetzgebungsverfah-
ren nicht nur mit ihrer üblichen hohen Sachkompe-
tenz, sondern auch mit hoher Geschwindigkeit be-
teiligt haben. Ich sage ihnen an dieser Stelle zu, auch 
die Union wird vor Ort genau prüfen, ob sie sich die-
ser Instrumente bedient, um Missstände zu beseiti-
gen, Erleichterungen für den Bürger zu erreichen. 
Von daher haben wir diesen vorliegenden Gesetz-
entwurf mit eingebracht und werden ihn auch heu-
te hier verabschieden. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU)  
 

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Fiedler, CDU-Fraktion.  
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Vertreter der sammelnden Bürger-
schaft, ich freue mich, dass so viele hier sind und 
dass wir über dieses Thema heute sprechen. Ich 
denke, es ist guter Brauch, mein Kollege hat es ge-
rade gesagt, dass man auch wohl über Dinge strei-
ten kann und muss und auch unterschiedliche Mei-
nungen haben kann. Denn, ich glaube, wir alle hier 
im Hohen Haus sind froh, dass nicht irgendwo von 
oben gleichgeschaltet wird und dann haben alle zu 
folgen. Ich war mal in der freigewählten Volkskam-
mer, habe die deutsche Einheit mit beschlossen und 
das ist gerade mal 19 Jahre her und das war auch 
am 18. März. Wenn wir da wieder hinkommen, dass 
irgendjemand auch einem Parlament was aufoktro-
yieren will, muss man sehen, dass man trotzdem 
noch der parlamentarischen Demokratie den Spiel-
raum lässt, dass man auch dazu unterschiedlicher 
Meinung sein kann.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
nun seit 1990 auch hier im Hause tätig und ich er-
innere mich noch sehr gut, dass wir schon sehr früh-
zeitig gerade Dinge geöffnet haben in dem Lande, 
wo andere noch die Hände gehoben haben. Wir ha-
ben damals die Urwahl der Bürgermeister, Landrä-
te etc. eingeführt. Wir haben eingeführt kumulieren, 
panaschieren, dass hier gerade - wir reden von der 
kommunalen Ebene - sich der Bürger sehr intensiv 
mit einbringen kann. Ich habe den Eindruck, das 
vergessen einige im Hause, als ob es das alles 
nicht gäbe. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, 
dass der von mir sehr geschätzte Dr. Bernhard Vo-
gel, der damals Ministerpräsident wurde, zu uns kam 
und - ich sage es mal mit meinen Worten - das war 
Teufelszeug, wie können wir denn urgewählte Bür-
germeister und Landräte machen, in Rheinland-Pfalz 
wurden die von mir ernannt. Das ist auch in vielen 
Ländern damals so gewesen. Da haben wir gesagt, 
nein, wir haben viele Dinge erkämpft und gemacht, 
wir waren schon so weit. Wir haben gesagt, wir dre-
hen das Rad nicht wieder zurück, wir bleiben da-
bei. Ich habe seine Meinung akzeptiert, er hat un-
sere Meinung akzeptiert. Ich denke, das ist auch 
gut so, dass wir damals schon diesen Weg gegan-
gen sind. Ich kann die Jahre schon gar nicht mehr 
zählen, wie lange das her ist, dass wir diese Mög-
lichkeiten haben. Es wird von dem einen oder an-
deren, so habe ich den Eindruck, ausgeblendet. Ich 
will auch weiterhin darauf verweisen, dass wir ge-
rade dadurch ein Mitmachen der Bürgerschaft er-
reicht haben. Sie können sich besser und weiter 
einbringen. Wir haben aber auch die Stellung des 
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Urgewählten gestärkt, bewusst gestärkt, dass er ei-
ne gewisse Entscheidungsmöglichkeit hat, natürlich 
immer mit der zuständigen Gebietskörperschaft, die 
dazugehört. Aber auch hier hatte der Wähler genü-
gend Auswahlmöglichkeiten, um mitzumachen. 
 
Ich will - und ich rede da nicht gegen Volksbegeh-
ren, ich will das klar und deutlich sagen - aber auch 
die andere Schiene mit aufzeigen. Auch das darf 
man nicht vergessen. Wir haben es geschafft, dass 
gerade in unseren Kommunen vor Ort - denke ich 
doch - das Mitmachen in den ersten Jahren her-
vorragend und sehr gut war. Heute müssen wir lei-
der konstatieren - und ich bin nun auch schon 19 Jah-
re Bürgermeister -, wenn niemand mehr kommt, 
kann man das so auslegen, dass alles in Ordnung 
ist und alles seinen Gang geht oder dass eine ge-
wisse Müdigkeit da ist, dass man sich überhaupt nicht 
mehr einbringen will. Ob es gelingt, mit Unterschrif-
tensammlungen dieses zu verstärken, da mache ich 
nur ein Fragezeichen dran. Ich denke aber, meine 
Damen und Herren, wir sollten nicht vergessen, dass 
in diesem Lande die kommunale Selbstverwaltung 
ein sehr hohes Gut ist, was in der Verfassung auch 
entsprechend verankert ist. Wenn wir dieses zu sehr 
aushöhlen, laufen wir Gefahr, dass wir keine Leute 
mehr finden, die mitmachen. Das sollten wir nicht 
vergessen. Ich schaue da insbesondere auch ge-
radeaus und dann ein Stückchen - von mir aus ge-
sehen - links. Wir sollten das nicht vergessen, dass 
wir hier die kommunale Selbstverwaltung nicht zu 
sehr aushöhlen sollten. Darin sehe ich die Gefahr. 
Wir erwecken bei dem geneigten Bürger, der sich 
einbringen will, vielleicht auch Dinge, die am Ende 
nicht zu erfüllen sind. Ich nenne nur das Beispiel aller 
großen Städte, insbesondere wenn sie SPD-regiert 
sind: Bürgerhaushalte, alle werden beteiligt, alle kön-
nen mitmachen, können Vorschläge machen. Nur, 
das Ende vom Lied ist, am Ende entscheidet der zu-
ständige Rat. Die Bürger können dort Haushalte vor-
legen, wie sie wollen, am Ende entscheidet der Rat. 
Das sind dann diejenigen, die anhand ihrer fünf Jah-
re, in denen sie dort sitzen, die Gesamthaushaltslage 
kennen, die die Gesamtbedingungen in der Kommu-
ne kennen. Die müssen nicht die Weisheit mit Löf-
feln gefressen haben, das will ich ganz klar sagen. 
Da kann man aber auch die einzelnen Abgeordne-
ten ansprechen, man kann Fraktionen ansprechen. 
Man kann die Dinge einbringen, kann fordern, was 
ihr hier macht, das passt überhaupt nicht, oder Ähn-
liches.  
 
Wir müssen aufpassen, dass wir nicht mit dem so-
genannten verbesserten Instrumentarium jetzt viel-
leicht Dinge erwecken, die der Bürger machen kann 
und die am Ende nicht eintreten. Ich will das noch 
erweitern, gerade wenn es um Beiträge und Ge-
bühren geht, meine Damen und Herren. Wir alle - 
ich sage bewusst „wir alle“ - wissen, wie das in den 

letzten Jahren gerade dort zugegangen ist. Ich kann 
auch hier nur wieder zur CDU und zur SPD schauen, 
denn ich meine, der parlamentsunwürdige Abgeord-
nete Kuschel, der ist immer mit seinem Mobil drau-
ßen rumgefahren und hat die Leute erst mal so richtig 
aufgemüpft, damit sie dann auch richtig gegen die 
Gewählten zu Felde ziehen. Auch hier erwecken wir 
wieder etwas, was vielleicht nicht zu erfüllen ist. Denn 
wir müssen auch Deckungsvorschläge haben, es 
müssen die entsprechenden Gelder bereitstehen - 
das muss auch alles funktionieren. Ich will es we-
nigstens noch mal genannt haben, dass man auch 
das nicht vergisst, dass wir jetzt nicht zu viel erwe-
cken und dann ist es nicht zu erfüllen. Dann schlägt 
es eher noch in das Gegenteil um. Ich denke, sol-
che Dinge sollten wir nicht vergessen. 
 
Ich möchte kurz auf die fachlich-inhaltlichen Dinge 
verweisen. Wir haben durch dieses neue Gesetz oder 
dadurch, dass dem Volksbegehren zugestimmt wird, 
auch mit drin - das muss man inhaltlich einfach noch 
mal verinnerlichen, das muss nicht jeder teilen -, 
dass z.B. mit dem vollendeten 14. Lebensjahr hier 
Unterschriften geleistet werden können. Das mag 
im ersten Moment recht gut klingen. Jeder hat ja 
entweder Kinder in dem Alter oder weiß durch die 
Gespräche, die er vor Ort führt, wie das ist. Ich er-
innere an das unrühmliche Beispiel, was in diesem 
Hohen Haus vor Kurzem passiert ist. Alle bemühen 
sich, Jugendparlamente und alles Mögliche mit ein-
zubeziehen, und dann kommt ausgerechnet jemand, 
der - Sie können nichts dafür, DIE LINKE, dass Sie 
den benannt haben - in diesem Hohen Haus dann 
noch entsprechende Grußerweisungen macht, die 
absurd sind, die man nur verurteilen kann, wo man 
sich distanzieren muss. Wir müssen aufpassen, dass 
wir unsere jungen Menschen nicht überfrachten und 
ihnen mit 14 Jahren schon zumuten, dass sie Ent-
scheidungen treffen sollen, wozu sie überhaupt noch 
nicht in der Lage sind. Es gibt sicher sehr viele, die 
das können, nicht dass der Eindruck entsteht, ich 
will unsere Jugend in Bausch und Bogen irgendwo 
in eine Ecke stellen, aber wir sollten das nicht ver-
gessen. Es kann auch dazu führen, mein Kollege 
Carius hat es ja gesagt, dass nicht nur „die Guten“ 
sich dessen bedienen, sondern auch andere. Der 
Sturz der 5-Prozent-Klausel, darüber mögen einige 
jubeln, aber auch der Jubel ist immer nur beschränkt; 
solange alles gut geht, jubeln alle, und sobald sich 
dann die Ersten irgendwo durch diese Senkung etab-
liert haben - jeder weiß, was ich meine, das muss 
ich nicht noch herbeireden, dass die noch Aufwind 
bekommen -, dann wird sich das ändern.  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Schubert, SPD: 
Stahlhelmfraktion!) 

 
(Beifall CDU) 
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Ich denke auch, dass man das nicht einfach abtun 
kann mit Hardliner, Abweichler, was da in letzter Zeit 
in der Presse gestanden hat und was man noch 
hören konnte. Also das sind Hardliner, die dem 
nicht zustimmen wollen, oder Abweichler. Das hat 
die Presse gebracht bis zum Schluss. Wir haben ja 
Pressefreiheit - gut, dass wir sie haben. Aber so, 
wie die Presse frei ist, sind auch die Abgeordneten 
frei, sich dagegen zu wehren und auch was gegen 
die Presse zu sagen. Das ist auch unser gutes Recht.  
 
Meine Damen und Herren, es gibt hier keine Hard-
liner, sondern es gibt hier Kollegen - derer sind es zu-
mindest drei, das hat ja auch fast jeder geschrie-
ben, obwohl es keiner von uns gesagt hat, vielleicht 
noch ein paar andere, das weiß ich nicht -, die ge-
sagt haben: Wir haben uns sehr intensiv im Innen-
ausschuss und im Innenarbeitskreis mit der Mate-
rie beschäftigt. Wir haben mehrere Anhörungen dazu 
gemacht. Wir haben die entsprechenden Gutach-
ten von Huber und von anderen gehört. Natürlich 
verwertet jeder jedes Gutachten für sich. Herr Beck, 
das ist ja selbstverständlich, dass man auch die Gut-
achten der anderen Seite, wenn der Artikel passt, 
nimmt. Das machen wir auch manchmal so.  
 

(Heiterkeit CDU, SPD) 
 
Ich will das nur klar sagen, man kann das so oder 
so drehen. Aber die Grundtendenz war nicht etwa 
nur, dass die in Bausch und Bogen gesagt haben, 
das ist alles hervorragend und gut. Deswegen fin-
de ich es gut, dass Kollege Carius das auch noch 
mal gesagt hat, dass man vielleicht das eine oder 
andere hinterfragen sollte. Denn nach unserem Ge-
setz war es eigentlich noch deutlich niedriger. Aber 
wir hatten die Amtsstubensammlung - sie nennt sich 
jetzt so, das klingt immer so, als müsste man zu ir-
gendjemandem in die Amtsstube gehen und da sitzt 
der am Tisch, da kommt der Bürger und unterschreibt 
und der macht noch einen Strich, was er unterschrie-
ben hat und was er gewählt hat oder so. Das ist voll-
kommener Blödsinn. Das muss man auch mal ge-
sagt haben, weil das immer damit in Zusammen-
hang gebracht wird. 
 
Meine Damen und Herren, man muss alles beden-
ken. Ich glaube, dass diese sogenannten Hardliner 
ihre innere Überzeugung hier einfach nicht aufge-
geben haben, dass sie sagen: Wir können dem nicht 
zustimmen. Wir sehen eher mehr Gefahren, also 
dass die Demokratie ausgehöhlt wird, die gewählte 
Demokratie, und dass man damit Dinge weckt, die 
dann am Ende eigentlich nicht zu erfüllen sind. Des-
wegen kann ich zumindest für mich, aber, ich glau-
be, auch für die anderen teilweise mitreden, Kolle-
ge Kölbel und Klaus von der Krone, dass wir hier 
nicht aus irgendwelchen Gründen sagen, jetzt müs-
sen da noch zwei oder drei dagegen sein, sondern 

wir wollen diese Dinge laut aussprechen und sa-
gen, dass man auch diese Dinge mit bedenken sollte. 
Abweichler - ich will zumindest noch mal darauf zu-
rückkommen -, meine Damen und Herren, ich weiß 
manchmal nicht, wo die Presse das hernimmt. Ent-
weder steckt es ihnen jemand und sagt ihnen das 
und sie glauben das ungesehen. Fakt ist nur eins, 
hier ist niemand rausgeschickt worden oder durfte 
nicht zur Sitzung gehen. 
 

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD:  
Wollte nicht hingehen!) 

 
Nein, wir haben gesagt, wir bitten die Fraktion, wir 
haben andere Meinungen, schickt bitte unsere Ver-
treter hin, dass dort der Kompromiss, der ausgehan-
delt wurde, durchgeht. Auch das ist vollkommen le-
gal. Wir sind ja Gott sei Dank nicht in Hessen, wo 
man dann aus der Partei rausgemobbt wird wie bei 
Ypsilanti und Co., sondern bei uns kann man seine 
Meinung noch offen sagen und kann das auch hier 
durchbringen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, es hat gerade noch mal 
der Kollege Matschie gesagt, dass Gott sei Dank die 
parlamentarische Demokratie noch der Grundpfei-
ler ist. Ich bin wirklich dankbar, dass das so noch 
mal gesagt wurde, dass wir sehr, sehr gut beraten 
sind, das Ganze einzuhalten - sicher auch mit Er-
gänzungsmöglichkeiten, warum nicht. Dann hätte ich 
mir aber gewünscht, wir hätten nicht unter Wahldruck, 
Wahlzwängen solche Dinge gemacht, sondern wir 
hätten das - ich sage mal - richtig reingegossen, 
womit am Ende auch alle leben können. Dass die 
Spitzenverbände - ich will es mal vorsichtig formu-
lieren - am Ende sehr schnell waren, da kann ich 
nur Dank sagen. Ich habe schon viele andere Din-
ge erlebt, wo uns die Spitzenverbände vertrümmt ha-
ben, wenn wir uns erlaubt haben, mal irgendetwas 
schnell zu machen und sie sind nicht beteiligt wor-
den. Ich höre noch, was da an Postillen losging. Ich 
weiß gar nicht, ob Herr Rusch heute da ist, aber 
der Vertreter ist da. Man sieht es nicht, es spiegelt 
so sehr, da muss man mal hochschauen. Aber im-
merhin ist einer der kommunalen Familie noch her-
gekommen. Noch ein zweiter vom Landkreistag? Der 
Landkreistag ist erst gar nicht gekommen. Den kann 
ich verstehen, weil der Landkreistag bis zuletzt ei-
ne andere Meinung hatte. Ich denke auch, aus gu-
tem Grund hatten die eine andere Meinung. Aber 
nun ist es so, Kompromisse müssen ja irgendwo 
dann zusammengebunden und am Ende zu einer 
Entscheidung gebracht werden.  
 
Meine Damen und Herren, ich kann jedenfalls für 
mich ganz klar sagen, in meinem Bereich, in dem 
ich bin, haben mir meine 22 Bürgermeister aus mei-
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ner Verwaltungsgemeinschaft - und die sind nicht 
etwa alle bei der CDU, der Prozentsatz ist gut, aber 
er ist nicht mehrheitlich - klipp und klar gesagt, was 
soll denn das eigentlich. Zu uns kommen die Leu-
te, die reden, wenn wir durch das Dorf laufen, da 
sehen die uns, am Sonnabend, Sonntag jede Wo-
che sehen sie uns und sie hauen uns das alles an 
den Kopf, was ihnen nicht passt. Dafür brauchen wir 
nicht erst Unterschriften. Wenn ich es ins Extreme 
treibe und nicht nur die VG, wir haben Gemeinde- 
und Städtebund und Landkreise, die haben dassel-
be gesagt auch querbeet. Es ist nicht so, dass man 
hier vielleicht eine übergroße Mehrheit hat, die das 
alle jetzt bejubeln und begrüßen. Herr Matschie, das 
mag ja in Jena anders sein, das gestehe ich Ihnen 
zu, dass man auch andere Meinungen akzeptieren 
muss. Man muss auch sehen, dass insbesondere - 
ich darf ja mehr als fünf Minuten reden, mein Frak-
tionsvorsitzender hat mir erlaubt, länger zu reden, 
sonst hätte ich nur fünf Minuten in Anspruch ge-
nommen, das steht ja jedem Abgeordneten zu. Na 
klar, aber fünf Minuten stehen mir zu. Ich darf aber 
länger reden. Das ist nicht wie in Hessen. Hier wird 
man auch nicht rausgeschmissen. Hier darf man so-
gar reden.  
 

(Beifall CDU) 
 
Mir ist es wichtig, dass wir aufpassen, dass wir wirk-
lich die kommunale Selbstverwaltung nicht vollkom-
men kaputtmachen.  
 
Meine Damen und Herren, ich will noch mal auf die 
Richtung verweisen, Politik braucht Strukturen, Herr 
Matschie, Politik braucht Strukturen. Auch hier stim-
me ich Ihnen uneingeschränkt zu. Politik braucht 
Strukturen, aber man muss auch die Strukturen 
durchschauen, die da sind. Wenn ich mir vorstelle, 
dass in einer Gemeinde x, ich sage jetzt mal, eine 
Schule ist und in der Schule finden sich zwei, drei 
Klassen zusammen deren Schüler über 14 Jahre 
sind, ruck, zuck, ist da eine Mehrheit da. Noch ein 
paar dazu und dann hat man das Problem xy. Dann 
sagen die aus ihrer Sicht sicher - denn die Stimme 
zählt genauso wie von einem, der 25 oder 50 ist -, 
wir wollen eine Freizeitanlage x haben, weil wir das 
für unabdingbar halten. Die anderen sagen vielleicht, 
wir wollen das oder jenes haben, was weiß ich, 
Pflichtaufgabe, Feuerwehr oder Ähnliches, was es 
da alles gibt. Dann kommt das Ganze - natürlich sind 
die Unterschriften schnell beizubringen - zur Ent-
scheidung, wobei man nicht vergessen sollte, dann 
dürfen die aber nicht mit abstimmen. Die haben es 
zwar in Bewegung gebracht, aber die anderen stim-
men dann ab.  
 
Ich will nur sagen, das sind solche Dinge, wo ich 
einfach meine, auch das sollte die geneigte Presse 
oder die, die es transportieren, vielleicht ab und zu 

mal nicht nur einseitig betrachten, sondern dass da 
vielleicht auch ganz ernst zu nehmende Dinge sind, 
warum man nicht allem eins zu eins immerzu zu-
stimmen muss. Das ist das, bei dem ich schon der 
Meinung bin, dass man das hier an dem Platz sa-
gen muss.  
 
Jetzt komme ich zu einem Punkt, warum ich aus-
drücklich überhaupt dem nicht zustimmen kann, ich 
für mich jedenfalls, meine Damen und Herren. Wir 
haben die fachlichen Dinge abgehandelt. Auch ich 
zolle den guten Sammlern, die das auf den Weg 
gebracht haben, hohen Respekt, die bei Wind und 
Wetter draußen waren, die das hier gemacht haben, 
ich sage, den guten Sammlern. Da kann jeder in-
terpretieren, was darunter zu verstehen ist. Dass das 
hier so gut funktioniert hat, das zeigt auch, dass wir 
Mobilisierungsmöglichkeiten haben, und dass die 
Menschen, wenn es denn mal so richtig zu Gange 
geht, das machen. Aber wenn ich heute sage, mehr 
Demokratie. Wer ist denn dagegen? Den möchte 
ich mal sehen. Wer dann noch ein bisschen tiefer 
schaut, man kann nur dafür sein. Wenn ich irgend-
wo den Satz formuliere, mehr Sicherheit in Thürin-
gen, da möchte ich mal den sehen, der sagt, das will 
ich nicht, außer drei Gangstern, weil sie ja irgend-
etwas abzocken wollen. Ansonsten wird das immer 
so sein, deswegen muss man das ein bisschen ge-
nauer betrachten. 
 
Mir geht es jetzt noch mal um eines, was mich un-
heimlich umtreibt, meine Damen und Herren, ich ha-
be das ja hier schon mehrfach gesagt, da mag der 
eine oder andere darüber lächeln, ich habe mich in 
der freigewählten Volkskammer und zuvor an run-
den Tischen dafür eingesetzt, dass insbesondere die 
Stasistrukturen usw. zerschlagen werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Nicht nur ich, viele andere mit. Ich rede aber nur, 
weil ich es nur von mir aus betrachten kann. Ich habe 
das am runden Tisch gemacht, bin in die Volkskam-
mer, ich habe es in der Volkskammer dort weiter be-
trieben. Ich sehe den Kollegen Büchner, der gera-
de hier eintrifft, ein alter Mitkämpfer. Ich begrüße 
ihn herzlich auf der Tribüne. Wir haben uns damals 
gemeinsam bemüht, dass wir die OibE und die gan-
zen Strolche, die hier irgendwo untergekrochen sind, 
dass wir die, die wir noch erwischt haben, wenigstens 
rausexpediert haben. Es ist uns nur in geringem Um-
fang gelungen, aber wir haben in Thüringen jeden-
falls viel damit geschafft.  
 

(Beifall CDU) 
 
Das sollten wir nicht ganz vergessen, weil wir ja so 
eine schnelllebige Zeit haben, da können wir doch 
so etwas mal ganz nebenbei vergessen. Jetzt kom-
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men wir an den Punkt: 19 Jahre nach der freige-
wählten Volkskammer, Wiedervereinigung und jetzt 
kommen genau diejenigen, die wir damals bekämpft 
haben, jetzt muss ich in Richtung SED, PDS, DIE 
LINKE schauen, meine Damen und Herren. 
 

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: 
Linkspartei.PDS haben Sie vergessen.) 

 
Habe ich vergessen, Entschuldigung. Ich will auch 
gern, damit der Wandel vollständig wird, so ein paar 
Nuancen wie Linkspartei gern noch anfügen. Fakt 
ist nur eines, es ist die alte Truppe weitestgehend 
geblieben. Die Jüngeren, die dazugekommen sind, 
die haben sich teilweise so oder so positioniert. Ich 
kenne auch einen Kollegen, der in meinem Wahl-
kreis mit tätig ist, den halte ich nach wie vor für 
einen sehr anständigen Menschen. Ich will ihn jetzt 
nur nicht extra benennen, sonst kriegt er ja hinter-
her Dresche von der Truppe da drüben. 
 

(Beifall CDU) 
 

(Heiterkeit DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, ich will das hier noch ein-
mal ganz ernst sagen, wenn wir heute, 19 Jahre nach 
dieser friedlichen Revolution, in diesem Hause auf 
Ihrer Seite weiterhin zwei Stasispitzel sitzen haben, 
die als parlamentsunwürdig eingestuft wurden, und 
wir einen Bekennenden unter den ersten 20, das 
muss man ja mal sagen, die sitzen hier ganz prä-
destiniert vorn, parlamentsunwürdige Abgeordne-
te, ich will die Namen nicht nennen, es weiß ja je-
der, dass man als dritten Platz, einen Bekennenden 
der Kommunistischen Plattform, ich glaube 8. Platz 
oder 10., ich habe jetzt nicht genau hingeschaut, so 
interessiert es mich auch nicht, aber unter den ers-
ten 20. Dann kommt der parlamentsunwürdige Ab-
geordnete Herr Kuschel (IM Kaiser) das ist klar, der 
freut sich auch noch darüber. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Der parlamentsunwürdig …) 

 
Das Freuen mag ja für ihn noch sein, aber meine 
Damen und Herren, vergessen wir denn eigentlich, 
dass bisher wir immer noch davon ausgehen konn-
ten, die werden es doch jetzt bereinigen bei der 
nächsten Wahl. Was haben Sie gemacht? Genau 
das Gegenteil. Das Gegenteil ist, Sie haben sie alle 
wieder auf Ihrer Liste untergebracht. Sie haben sie 
alle in vorderster Front untergebracht. Wir wissen 
doch nicht, was von den anderen, die bei ihnen ja 
noch mit einbiegen auf Ihrer Spur, die Sie mitge-
setzt haben, vielleicht kriegen wir noch viel mehr Sta-
sispitzel mit rein, das wissen wir heute noch nicht. 
Ich will das nicht unterstellen, wir wissen es noch 
nicht. Da wird gleichzeitig ein Prozess angestrengt, 

dass man dieses vom Obersten Gericht überprüfen 
lässt. Ich hoffe nur - und der Herrgott möge uns bei-
stehen -, dass die obersten Richter das richtig beur-
teilen und nicht, weil vielleicht der überwiegende Teil 
nicht aus diesem Landesteil kommt, das vielleicht 
ein bisschen anders sieht. Ich hoffe es nicht. Die 
meisten sind lange genug hier, dass man dieses 
noch weiterhin sagen darf. 
 

(Zwischenruf Abg. Buse, DIE LINKE: 
Zum Thema bitte.) 

 
(Glocke der Präsidentin) 

 
Bitte? 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Abgeordneter Fiedler, kommen Sie zum Thema. 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Frau Präsidentin, ich finde, das gehört zum The-
ma, denn ich möchte nicht, dass ich mir jetzt von 
der LINKEN sagen lasse, was zum Thema gehört 
und was nicht. Das gehört dazu. Da komme ich da-
rauf, warum ich dem nicht zustimmen werde, ganz 
am Ende, nicht nur aus fachlicher Sicht. Ich werde 
nicht zustimmen, dass hier Stasispitzel sitzen, und 
ich gemeinsam mit denen über einen Antrag abstim-
me. Das habe ich noch nicht gemacht, das werde ich 
nicht machen und deswegen muss man das auch 
den Leuten im Lande deutlich sagen. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Mit dieser Stasitruppe ist kein Krieg zu gewinnen! 
So, meine Damen und Herren, deswegen fordere 
ich meine Fraktion auf, dieses im Gesamtzusam-
menhang nicht zu vergessen.  
 
Meine Damen und Herren, ich denke, wir haben 
den Gesetzentwurf ausgiebig besprochen, jeder weiß, 
um was es geht und jetzt möge jeder sein Gewissen 
prüfen, wie er weiter damit umgeht. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Da-
mit kommen wir zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf in Drucksache 4/4550 in zweiter Beratung. 
Wer ist für diesen Gesetzentwurf, den bitte ich um 
das Handzeichen. Danke. Wer ist gegen diesen Ge-
setzentwurf, den bitte ich um das Handzeichen. Wer 
enthält sich der Stimme? Keine Stimmenthaltung. Bei 
3 Gegenstimmen ist dieser Gesetzentwurf mit Mehr-
heit angenommen.  
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Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf in der Schlussabstimmung. Ich bitte Sie, Ihre 
Stimme durch Erheben von den Plätzen abzugeben. 
Wer ist für den Gesetzentwurf, den bitte ich, sich 
zu erheben. Danke. Wer ist gegen diesen Gesetz-
entwurf? Danke. Wer enthält sich der Stimme? Keine 
Stimmenthaltung. Bei 3 Gegenstimmen ist dieser 
Gesetzentwurf mit Mehrheit in der Schlussabstim-
mung angenommen.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Wir kommen zur Abstimmung zu dem Gesetzent-
wurf in Drucksache 4/5062. Wir stimmen ab über 
den Gesetzentwurf in Drucksache 4/5062 in zwei-
ter Beratung. Wer ist für diesen Gesetzentwurf, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist gegen 
diesen Gesetzentwurf, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimm-
enthaltung. Bei einigen Gegenstimmen ist dieser Ge-
setzentwurf in zweiter Beratung angenommen.  
 
Damit kommen wir zur Schlussabstimmung über den 
Gesetzentwurf. Ich bitte Sie wiederum, durch Er-
heben von den Plätzen Ihre Stimme abzugeben. Wer 
ist für den Gesetzentwurf, der möge sich erheben. 
Danke. Wer ist gegen diesen Gesetzentwurf? Dan-
ke. Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimment-
haltung. Bei einigen Gegenstimmen ist dieser Ge-
setzentwurf in der Schlussabstimmung mit Mehrheit 
angenommen worden.  
 
Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe 
auf den … Ja, bitte. 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Ich würde gern eine Erklärung zu meinem Abstim-
mungsverhalten abgeben.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Bitte, Abgeordneter Hahnemann.  
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Danke. Meine Damen und Herren, ich habe diesem 
Gesetzentwurf gern zugestimmt, nicht nur deswe-
gen, weil mein ganzes Herz der direkten Demokra-
tie gehört, sondern auch aus einem anderen Grund. 
In meinen Augen haben 250.000 Bürgerinnen und 
Bürger ihre Repräsentanten auf den rechten, im Sin-
ne von richtigen, demokratischen Weg zurückge-
führt und damit hat heute die Idee der Souveränität 
der Bürgerinnen und Bürger ein Stück Leben zu-
rückgewonnen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11 
 

Thüringer Gesetz zur Änderung  
der Geltungsdauer von Gesetzen  
aus dem Geschäftsbereich des  
Ministeriums für Soziales, Fami- 
lie und Gesundheit und zur Re- 
gelung der Dienstaufsicht im  
Bereich der Kriegsopferversor- 
gung 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/4937 - 
ZWEITE BERATUNG 

 
Man ist übereingekommen, diesen Tagesordnungs-
punkt ohne Aussprache zu behandeln. 
 
Damit kommen wir direkt zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf der Landesregierung in Druck-
sache 4/4937 in zweiter Beratung. Wer ist für die-
sen Gesetzentwurf, den bitte ich um das Handzei-
chen. Danke. Wer ist gegen diesen Gesetzentwurf, 
den bitte ich um das Handzeichen. Wer enthält sich 
der Stimme? Keine Gegenstimme, keine Stimment-
haltung, damit ist dieser Gesetzentwurf angenom-
men.  
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung über diesen 
Gesetzentwurf. Ich bitte Sie wieder, durch Erheben 
von den Plätzen Ihre Stimme abzugeben. Wer ist 
für diesen Gesetzentwurf, der möge sich erheben. 
Danke. Wer ist gegen diesen Gesetzentwurf? Wer 
enthält sich der Stimme? Keine Gegenstimme, kei-
ne Stimmenthaltung, damit ist dieser Gesetzentwurf 
mit Mehrheit angenommen.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18 
 

Erstes Gesetz zur Änderung  
des Thüringer Nichtraucher- 
schutzgesetzes 
Gesetzentwurf der Landes- 
regierung 
- Drucksache 4/5035 - 
ERSTE BERATUNG 

 
Auch hier sind die Fraktionen übereingekommen, die-
sen Tagesordnungspunkt ohne Aussprache zu be-
handeln. Ich frage: Wird Ausschussüberweisung be-
antragt? Bitte, Abgeordneter Schröter. 
 
Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Frau Präsidentin, namens der CDU-Fraktion bean-
tragen wir, federführend an den Ausschuss für So-
ziales, Familie und Gesundheit zu überweisen und 
mitberatend an die Ausschüsse für Justiz, Bundes- 
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und Europaangelegenheiten sowie Wirtschaft, Tech-
nologie und Arbeit.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ausschussüberweisung ist beantragt. Wir stimmen 
zuerst ab über die Ausschussüberweisung an den 
Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit. 
Wer für die Überweisung dieses Gesetzentwurfs an 
diesen Ausschuss ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke. Wer ist gegen die Überweisung, 
den bitte ich um das Handzeichen. Wer enthält sich 
der Stimme? Keine Stimmenthaltung, keine Gegen-
stimme, damit ist der Gesetzentwurf überwiesen.  
 
Wir stimmen ab über die Überweisung an den Aus-
schuss für Justiz, Bundes- und Europaangelegen-
heiten. Wer für die Überweisung ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. Danke. Wer ist gegen die 
Überweisung, den bitte ich um das Handzeichen. 
Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimmenthal-
tung, keine Gegenstimme, damit ist dieser Gesetz-
entwurf an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und 
Europaangelegenheiten überwiesen.  
 
Wir stimmen ab über die Überweisung des Gesetz-
entwurfs an den Ausschuss für Wirtschaft, Techno-
logie und Arbeit. Wer für diese Überweisung ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist 
gegen die Überweisung, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimm-
enthaltung, keine Gegenstimme. Damit ist der Ge-
setzentwurf auch an diesen Ausschuss überwiesen.  
 
Wir stimmen jetzt ab über die Federführung. Die Fe-
derführung wurde beantragt für den Ausschuss für 
Soziales, Familie und Gesundheit. Wer für diese Fe-
derführung ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
Danke. Wer ist gegen die Federführung? Wer ent-
hält sich der Stimme? 1 Stimmenthaltung, keine Ge-
genstimme, damit ist die Federführung des Aus-
schusses für Soziales, Familie und Gesundheit fest-
gelegt.  
 
Ich rufe auf den heute neu aufgenommenen Ta-
gesordnungspunkt 
 

Thüringer Geodateninfrastruk- 
turgesetz (ThürGDIG) 
Gesetzentwurf der Landes- 
regierung 
- Drucksache 4/5036 - 

 ERSTE BERATUNG 
  
Wünscht die Landesregierung das Wort zur Begrün-
dung? Das ist nicht der Fall. Wir sind übereingekom-
men, dass dieser neue Tagesordnungspunkt ohne 
Aussprache behandelt wird. Wird Ausschussüber-
weisung beantragt? Bitte, Abgeordneter Schröter. 

Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Namens der CDU-Fraktion beantrage ich die Über-
weisung an den Ausschuss für Bau und Verkehr.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Es ist die Überweisung an den Ausschuss für Bau 
und Verkehr beantragt worden. Wer für die Über-
weisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für 
Bau und Verkehr ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. Danke. Wer ist gegen diese Überweisung? 
Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimmenthal-
tung, keine Gegenstimme, damit ist dieser Gesetz-
entwurf an den Ausschuss für Bau und Verkehr 
überwiesen.  
 
Bitte, Abgeordneter Blechschmidt. 
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, ich habe 1 Stimmenthaltung zur 
Kenntnis genommen von Frau Becker. 
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Ja!) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Entschuldigung, das habe ich nicht gesehen. Dann 
bei 1 Stimmenthaltung und keiner Gegenstimme ist 
der Überweisung zugestimmt worden.  
 
Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 19 in 
den Teilen 
 

a) Kinderarmut gemeinsam  
mit den Kommunen bekämpfen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3832 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Aus- 

schusses für Soziales, Familie  
und Gesundheit 
- Drucksache 4/4842 – 

 
b) Kinderarmut in Thüringen be- 
kämpfen - erste Schritte wagen 
Alternativantrag der Fraktion  
DIE LINKE 
- Drucksache 4/3990 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Aus- 

schusses für Soziales, Familie  
und Gesundheit 
- Drucksache 4/4814 - 

 
c) Kinderarmut bekämpfen:  
Essen-Fonds einrichten 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4765 - 
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Das Wort hat Frau Abgeordnete Meißner aus dem 
Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit zur 
Berichterstattung. 
 
Abgeordnete Meißner, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, liebe Gäste, im vorliegenden 
Antrag der SPD-Fraktion in der Drucksache 4/3832, 
Kinderarmut gemeinsam mit den Kommunen be-
kämpfen, wird die Landesregierung in Punkt 1 auf-
gefordert, in Abstimmung mit den Kommunen ei-
nen Bericht über das Ausmaß von Kinderarmut in 
Kindergärten, Grundschulen und Förderschulen zu 
erstellen und bis zum 30. Juni 2008 vorzulegen. Im 
Bericht sollen diejenigen Kinder berücksichtigt wer-
den, deren Eltern Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch, dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch oder dem BAföG, Wohngeld, Berufsaus-
bildungsbeihilfe oder vergleichbare Sozialleistungen 
erhalten. Im Punkt 2 des Antrags fordert der Land-
tag die Landesregierung auf, ab dem 1. September 
2008 Fördermittel des Landes für eine Kinderpau-
schale an die Kommunen bereitzustellen. Damit soll 
armen Kindern, deren Eltern lediglich über ein Ein-
kommen auf dem Niveau des SGB II verfügen, ei-
ne kostenfreie Essenversorgung in Kindertages-
stätten, Grund- und Förderschulen ermöglicht wer-
den. Der Antrag in der Drucksache 4/3832 wurde am 
20.02.2008 von der SPD-Fraktion vorgelegt. Der 
Thüringer Landtag hat den Antrag sodann in seiner 
82. Plenartagung am 11.04.2008 an den Ausschuss 
für Soziales, Familie und Gesundheit federführend 
und an den Bildungsausschuss mitberatend überwie-
sen. Am 30.05., am 27.06. und am 07.11.2008 wurde 
der Antrag in der 49., der 50. und der 54. Sitzung 
des Sozialausschusses beraten. Der Bildungsaus-
schuss beriet den Antrag am 27.11.2008 und am 
22.01.2009 in seiner 43. und 44. Sitzung.  
 
Sehr geehrte Abgeordnete, der federführende Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit einig-
te sich mehrheitlich auf die Annahme des Antrags 
in Nummer 1 mit folgenden Änderungen: Das Datum 
„30. Juni 2008“ wird durch das Datum „31. Dezem-
ber 2008“ ersetzt. Der Antrag wird in Nummer 2 ab-
gelehnt. Nachdem der Bildungsausschuss ebenfalls 
die Ablehnung des Antrags in Nummer 2 empfahl, 
wurde Nummer 1 des Antrags mit der Änderung an-
genommen, das Datum „30. Juni 2008“ durch das 
das Datum „31. März 2009“ zu ersetzen. Der feder-
führende Ausschuss für Soziales, Familie und Ge-
sundheit hat aufgrund der vom mitberatenden Bil-
dungsausschuss empfohlenen Änderung den An-
trag gemäß § 81 Abs. 3 Satz 1 Geschäftsordnung 
in seiner 57. Sitzung am 29. Januar dieses Jahres 
erneut beraten und empfohlen, den Antrag mit fol-
genden Änderungen anzunehmen: „In Nummer 1 
wird das Datum „30. Juni 2008“ durch das Datum 

„31. März 2009“ ersetzt. Nummer 2 des Antrags wird 
gestrichen.“  
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, liebe Gäste, im vorliegenden 
Alternativantrag der Fraktion DIE LINKE in der Druck-
sache 4/3990, Kinderarmut in Thüringen bekämp-
fen - erste Schritte wagen, wird die Landesregie-
rung in Punkt 1 aufgefordert, in Abstimmung mit den 
Thüringer Kommunen, ausgewählten sozialwissen-
schaftlichen Einrichtungen Thüringens und den So-
zialverbänden einen Bericht über das Ausmaß und 
die Folgen von Kinderarmut in Thüringen bis zum 
30. Juni 2008 vorzulegen. Der Antrag der Fraktion 
DIE LINKE ist ein Alternativantrag zum SPD-An-
trag in der Drucksache 4/3832. Der Alternativan-
trag wurde am 9. April 2008 von der Fraktion vor-
gelegt. Der Thüringer Landtag hat den Antrag in sei-
ner 82. Plenartagung am 11. April 2008 an den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit feder-
führend und an den Bildungsausschuss mitberatend 
überwiesen. Am 30. Mai, am 27. Juni und am 7. No-
vember 2008 wurde der Antrag in der 49., der 50. 
und der 54. Sitzung des Sozialausschusses bera-
ten. Der Bildungsausschuss beriet den Antrag am 
27.11.2008 und am 22. Januar dieses Jahres in sei-
ner 43. und 44. Sitzung. Nummer 1 des Antrags wur-
de seitens der Fraktion DIE LINKE zurückgezogen, 
da er sich aufgrund der Vorlage des empirica-Gut-
achtens zur Armut von Kindern und Jugendlichen 
in Thüringen erledigt hatte.  
 
Sehr geehrte Abgeordnetenkollegen, der federfüh-
rende Ausschuss für Soziales, Familie und Gesund-
heit sowie der Bildungsausschuss empfehlen, un-
ter Berücksichtigung dessen, dass in Nummer 1 des 
Antrags die Terminangabe zu ändern wäre, den Al-
ternativantrag der Fraktion DIE LINKE abzulehnen. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Wünscht die Fraktion der SPD das Wort zur Be-
gründung zu ihrem Antrag? Nein, das wird nicht ge-
wünscht. 
 
Dann eröffne ich die gemeinsame Aussprache und 
erteile das Wort Herrn Abgeordneten Kubitzki, Frak-
tion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, beide 
Anträge, sowohl der der SPD als auch unser Antrag, 
befassen sich mit einem Problem - der Kinderarmut, 
denn in diesem Land und gerade in diesem Land 
gibt es Kinder, die nicht in der Lage sind, sich aus 
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eigener Kraft ein Mittagessen in Schule oder Kin-
dergarten leisten zu können. Erlauben Sie mir an 
dieser Stelle noch einmal das gemeinsame Wort der 
Verbände und Kirchen zu zitieren, wo steht: „Ange-
sichts der in den letzten Jahren dramatisch gewach-
senen Zahl von Kindern, die in Armut leben, ist es 
notwendiger denn je, Kinderarmut zu skandalisieren 
und in all ihren Ausprägungen als gesellschaftliche 
und politische Herausforderung anzunehmen.“ Weiter 
können wir dort lesen und damit stimmen wir über-
ein, dass „Kinder ohne Essen in Kindergarten oder 
Schule kommen, nicht am Mittagessen teilnehmen, 
weil den Eltern die Kosten zu hoch sind oder aber 
bei Teilnahme an der Essenversorgung die am Wo-
chenende zu gering ausgefallenen Mahlzeiten nach-
holen.“ So weit das Zitat aus dem „Sozialen Wort“. Ich 
glaube, dieses „Soziale Wort“ der Verbände und der 
Kirchen sollten wir hier in diesem Haus sehr ernst 
nehmen, weil das, was dort steht, Tatsache in die-
sem Land ist. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wer hätte zum Beispiel vor 20 Jahren gedacht, als 
es zur deutschen Einheit kam, dass wir eines Ta-
ges hier in diesem Land die Existenz von Tafeln lo-
ben werden und dass diese Tafeln ein wichtiger 
Versorger unserer Schulkinder mit Nahrungsmitteln 
werden würden. Daran war vor 20 Jahren noch nicht 
zu denken. Auch wenn wir zu Recht die Arbeit der 
Thüringer Tafeln loben, müssen wir eindeutig sa-
gen, es ist traurig genug, dass es in diesem Land 
solche Einrichtungen geben muss. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Bereits am 20. Februar 2008 brachte die SPD-Frak-
tion ihren hier ebenfalls vorliegenden Antrag, Kin-
derarmut gemeinsam mit den Kommunen bekämp-
fen, ein. Wir brachten unseren Antrag am 9. April 
ein - und das im letzten Jahr. Das heißt, fast ein Jahr 
sind diese Anträge im Ausschuss. Wir müssen na-
türlich sagen, dass sich das Sozialministerium und 
Sie, Frau Ministerin, sich dieses Themas angenom-
men haben, dass Sie auch einen Sozialfonds einfüh-
ren wollen, dass der Bericht vorliegt. Aber zum So-
zialfonds muss ich sagen: So, wie wir das der Presse 
und all Ihren Erklärungen entnehmen können, ist das 
immer wieder eine Einzelfallprüfung pro Kind. Un-
ser Ansatz ist anders. Wir wollen nicht, dass die Kin-
der am Essenschalter schon in arm und reich ein-
geteilt werden. Bis jetzt, muss ich sagen, ist doch 
dieser Sozialfonds, den Sie vorschlagen, erst einmal 
eine Absichtserklärung und wir müssen warten, was 
daraus wird.  
 
Meine Damen und Herren der SPD, zu Ihren Anträ-
gen: Sie haben auch über die Presse mitgeteilt, dass 
der vorgeschlagene Fonds im Prinzip aus Rheinland-

Pfalz übernommen wurde. Dazu müssen wir natür-
lich sagen, dass in Rheinland-Pfalz über Jahre bis-
her andere Familientraditionen und Familienmodel-
le vorherrschten, dass dort in der Regel die Mütter 
zu Hause geblieben und nicht arbeiten gegangen 
sind und demzufolge die Essenversorgung ihrer Kin-
der übernommen haben, dass diese während der 
Kindergartenzeit zum Mittagessen nach Hause ge-
gangen sind bzw. vom Hort nach Hause gegangen 
sind und dann wieder in die Einrichtung gegangen 
sind. Das hat sich natürlich in den letzten zwei Jahr-
zehnten auch in Rheinland-Pfalz schrittweise verän-
dert. Trotzdem, auch aufgrund der Armutsstruktur in 
Rheinland-Pfalz müssen wir sagen, dass dort ma-
ximal 10 Prozent der Kinder eine solche Unterstüt-
zung brauchen, weil nur sehr wenige Kinder den 
Ganztagsanspruch in Schulen und Kindergärten in 
Gebrauch nehmen. In Thüringen dagegen liegt der 
Anteil der Kinder bei Ganztagsangeboten bei gut 
20 Prozent, die in Armut leben.  
 
Wenn ein Gesetz erlassen wird, dem zufolge Kom-
munen und Träger von Kitas und Schulen einen Kos-
tenanteil am Essen übernehmen müssen, ist das 
Land verpflichtet, diesen das Geld über den Kom-
munalen Finanzausgleich zukommen zu lassen - 
so jedenfalls hat das Thüringer Verfassungsgericht 
entschieden. Im ersten Antrag hat die SPD diesem 
Umstand Rechnung getragen, als es um die Kin-
derpauschale ging, und vorgeschlagen, dass die 
Kommunen mittels dieser Kinderpauschale mit dem 
notwendigen Geld versorgt werden. Davon sind Sie 
nun abgerückt, meine Damen und Herren der SPD, 
und haben den Vorschlag mit dem Essenfonds ge-
macht, was meiner Meinung nach einen Rückschritt 
darstellt und auch für die Einzelnen sehr schwierig 
zu gestalten ist. Hier sind wir nämlich bei dem nächs-
ten Unterschied zwischen Rheinland-Pfalz und Thü-
ringen. Aus einer Stellungnahme des Ministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur in Mainz 
vom 10. August 2006 geht hervor, dass sich die Lan-
desregierung vor Einrichtung des Fonds mit den kom-
munalen Spitzenverbänden, den beiden großen Kir-
chen und der Arbeitsgemeinschaft der Waldorfschu-
len auf eine gemeinsame Finanzierung geeinigt hat. 
Die konkrete Finanzierung läuft dort so, dass die 
Eltern einen Eigenanteil von 1 € bezahlen und den 
Rest der Kosten zu zwei Dritteln vom Land und zu 
einem Drittel von den jeweiligen Schulträgern über-
nommen wird.  
 
Bei uns in Thüringen kennen wir zum größten Teil 
die desolate Haushaltslage unserer Landkreise und 
der Kommunen und deshalb ist es dort sehr schwie-
rig, dass sich die Kommunen bzw. die Landkreise 
an diesem Essenfonds beteiligen werden. Das ist 
der Unterschied zu Rheinland-Pfalz. Unser Ansatz 
ist: Die Verantwortung, dass die Kinder zu einem war-
men Mittagessen kommen, ist gesamtgesellschaft-
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liches Anliegen, ist Gesamtanliegen des Landes und 
deshalb sollte durch Umverteilung auch von Lan-
desmitteln diesen Kindern und allen Kindern die Mög-
lichkeit gegeben werden, dass dort ein Zuschuss 
zum Mittagessen als erster Schritt gezahlt wird. Aus 
diesem Grund bitte ich Sie um Zustimmung zu un-
serem Antrag.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Panse, CDU-Fraktion.  
 
Abgeordneter Panse, CDU: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Werter Herr Kollege Kubitzki, erste Bemerkung vor-
ab: Ich finde es erbärmlich, dass, während wir hier 
über Kinderarmut reden, offensichtlich die übergro-
ße Mehrheit Ihrer Fraktion draußen zum Fototermin 
ist. Das ist Ihnen augenscheinlich thematisch wich-
tiger als hier dieses Thema, was wir seit drei Ple-
narsitzungen vor uns herschieben, hier endlich mal 
abhandeln und miteinander diskutieren können. Das 
als erste Feststellung.  
 
Zweitens: Ihr letzter Satz macht mich nachdenklich 
und da möchte ich auch Widerspruch signalisieren. 
Sie haben gesagt, wir als Gesellschaft tragen die 
Verantwortung dafür, dass Kinder vernünftig ernährt 
werden. Das stimmt nicht. Die Eltern tragen die Ver-
antwortung dafür, dass ihre Kinder vernünftig er-
nährt werden, und die Eltern behalten diese Verant-
wortung auch. Wenn wir Eltern, die das augenschein-
lich nicht umfänglich wahrnehmen oder nicht wahr-
nehmen können, unter die Arme greifen, ersetzt es 
nicht die Verantwortung der Eltern, die ihnen laut 
Grundgesetz und laut Verfassung des Freistaats 
Thüringen ganz klar zugeschrieben ist. Deswegen 
melde ich da Widerspruch an.  
 
Die drei Anträge, über die wir heute sprechen, be-
schäftigen uns seit über einem Jahr; das Thema be-
schäftigt uns schon deutlich länger. Wir haben be-
reits im Jahr 2007 mit Landtagsanfragen von ver-
schiedenen Kollegen des Parlaments hier versucht 
zu ergründen, was die Ursachen für die Nichtteil-
nahme am Mittagessen sind, versucht zu ergrün-
den, wie hoch die Zahl der Kinder ist, die am Mit-
tagessen nicht teilnehmen. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Abgeordneter Panse, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Kubitzki? 
 
 
 

Abgeordneter Panse, CDU: 
 
Ja, gern. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Bitte, Abgeordneter Kubitzki. 
 
Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE: 
 
Danke schön, Frau Präsidentin. Kollege Panse, stim-
men Sie mit mir überein, dass die Armut der Kinder 
immer Armut der Eltern ist? 
 
Abgeordneter Panse, CDU: 
 
Die Armut der Kinder - ich komme dazu noch - ist 
nicht Armut der Eltern, sondern Einkommensarmut 
der Eltern. Die Eltern haben kein ausreichend verfüg-
bares Einkommen oder sie sind nicht bereit, das ih-
nen zur Verfügung stehende verfügbare Einkommen 
so einzusetzen, dass es dem Wohle der Kinder zu-
gutekommt. Das sind zwei Ursachen, wo wir über 
Auswirkungen von Kinderarmut an dieser Stelle re-
den.  
 
Im Übrigen eine Bemerkung auch noch dazu vorab: 
Bis vor wenigen Jahren haben wir über Kinderarmut 
geredet, wenn wir über Familien gesprochen haben, 
die wenige Kinder haben. Heute reden wir in der Tat 
über Kinderarmut, wenn wir über die Einkommens-
situation von Eltern reden, wenn wir meinen zu er-
kennen, dass Eltern nicht genügend Geld zur Ver-
fügung haben. Ich werde nachher darauf zurückkom-
men, wie sich das eigentlich in unserem Sozialsys-
tem darstellen müsste, warum eigentlich Eltern ge-
nügend Einkommen haben sollten oder zumindest 
ein Minimum, ein Existenzminimum an Mitteln zur 
Verfügung haben sollten, was für mich auch vieles 
von den Anträgen, die wir momentan sehr populär 
miteinander diskutieren können, sehr fragwürdig 
macht.  
 
Wir haben bei den zwei Anträgen, die uns vorlie-
gen, Sie haben das richtig gesagt, einen Antrag, mit 
dem die SPD-Fraktion augenscheinlich den ersten 
Antrag, den wir im Tagesordnungspunkt 19 a sonst 
miteinander besprochen hätten, selbst ersetzt hat 
durch einen weitergehenden Antrag. Sie haben es 
als Rückschritt beschrieben, ich will nachher gern 
auf die Mängel hinweisen, die auch bei dem wei-
tergehenden Antrag bestehen. Wir haben bei bei-
den Anträgen, sowohl bei Ihrem Antrag als auch 
beim Antrag der SPD-Fraktion, uns die Diskussion 
im Sozialausschuss nicht leicht gemacht. Wir ha-
ben sehr lange darüber diskutiert, wir haben sozial 
handelnde Akteure befragt, wir haben uns Berichte 
zukommen lassen. Das Sozialministerium hat uns 
das empirica-Gutachten zur Verfügung gestellt, was 
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über das Ausmaß an Kinderarmut berichtet, und wir 
haben viele Zahlen, die versuchen Kinderarmut zu 
definieren, die versuchen Kinderarmut an einer Gren-
ze zu definieren. Das gelingt augenscheinlich nicht. 
Wir haben völlig unterschiedliche Messungsmetho-
den auf Bundesebene und auch in den Ländern. Wir 
haben völlig unterschiedliche Armutsquoten, wie es 
denn immer benannt wird, und wir haben bei all den 
Problemen immer wieder auch die Fragestellung: 
Was ist denn eigentlich das, was Eltern verfügbar 
haben? Hartz-IV-Leistung ist auf der einen Seite re-
lativ klar definiert, das ist von der Summe her klar, 
da ist klar, was noch an Wohngeld dazukommt, 
aber es ist eine ganze Menge auch mehr, wenn wir 
über soziale Transferleistungen in verschiedenen Be-
reichen sprechen. Das wird so nicht erfasst, das wird 
in den seltensten Fällen bei der Armutsdefinition mit 
hineingerechnet und das macht diese Grenzen flie-
ßend, auch hin zu denjenigen Familien oder Allein-
erziehenden, die über ein niedriges Einkommen ver-
fügen.  
 
Wenn wir aber über das Mittagessen in Kinderta-
geseinrichtungen und in Schulen reden, müssen wir 
zunächst die Frage stellen, welche Mittel denn den 
Eltern dafür überhaupt zur Verfügung stehen und wel-
che Mittel sie dafür einsetzen sollen, denn es ist na-
türlich so, dass die Eltern in der Regel dafür zuständig 
sind, das Essengeld, die Essenversorgung ihrer Kin-
der nicht nur sicherzustellen, sondern es auch zu 
finanzieren, wenn sie an anderer Stelle wahrgenom-
men wird. Da muss man schon fragen: Welches Geld 
stünde oder steht denn dafür zur Verfügung? Ich darf 
daran erinnern, Rot-Grün hat im Bund mit der Be-
schlussfassung zu den Hartz-IV-Gesetzen festge-
legt, dass Eltern, die sich im Hilfebezug befinden, 
für die Kinder bis zum 14. Lebensjahr 60 Prozent der 
Hilfeleistung eines Erwachsenen bekommen, ab 
15 Jahre waren es 80 Prozent. In diesem Leistungs-
bezug war und ist und soll alles enthalten sein, was 
das Minimum zum Leben auch abdeckt: Kleidung 
ausdrücklich, Wohnen, Grundbedürfnisse, Essen - 
all dies soll sich in den Regelsätzen von Hartz IV wie-
derfinden. Wir wissen alle, es gab schon damals 
beim Inkrafttreten heftige Kritik - die Linkspartei, die 
damals gesagt hat, das wollen wir gar nicht, das 
halten wir für falsch; andere, die gesagt haben, die 
Summe ist nicht richtig bemessen; andere, die ge-
sagt haben, man kann nicht ein Kind an 60 Prozent 
des Erwachsenenbedarfs definieren.  
 
So oder so, wir wissen, dass die Sozialminister der 
Länder schon seit vielen Jahren, schon seit Novem-
ber 2007 nämlich konkret, Änderungen bei den Re-
gelsätzen einfordern und sagen, wir brauchen kin-
derspezifische Regelsätze, Regelsätze, die auch un-
terschiedliche Bedarfe bei Kindern berücksichtigen. 
Der saarländische Ministerpräsident - ich darf daran 
erinnern, der Herr Müller - hat an dieser Stelle ge-

fordert, dass für Kinder, die sich in Fremdversorgung 
befinden, also die in Kindertageseinrichtungen oder 
in den Schulen versorgt werden, ein Essengeldzu-
schuss bezahlt wird zu den Regelsätzen Hartz IV 
von 1 € bis 1,40 €. Dieser Vorschlag steht immer 
noch im Raum und ist vom Bund nicht abschlie-
ßend diskutiert worden. Die Bundesregierung hat 
an dieser Stelle trotz mehrfacher Aufforderung sich 
gescheut, diese Forderung nach kinderspezifischen 
Regelsätzen in letzter Konsequenz umzusetzen. Wir 
haben jüngst erlebt durch das Urteil des Bundesso-
zialgerichts, dass es zumindest eine Zwischenstufe 
gibt, dass zusätzlich bei den 6- bis 13-Jährigen ei-
ne prozentuale Stufe von 70 Prozent eingefügt wur-
de, also dass die Kinder zwischen 6 und 13 Jahren 
70 Prozent des Regelbedarfs eines Erwachsenen 
bekommen, danach dann 80 Prozent, aber es ist 
auch nur ein Zwischenschritt und er berücksichtigt 
ausschließlich die Kinder, die sich im Schulalter, im 
Grund- und Regelschulalter, befinden. Wir begrüßen 
sehr, dass es neben dieser 10-prozentigen Anpas-
sung, die für uns ein erster Schritt ist, gleichzeitig ein 
Schulstarterpaket geben wird, was im Übrigen jetzt 
nach letzten Diskussionen bis ins Alter des Gym-
nasiums gezahlt wird. Das finde ich richtig, das ist 
auch eine Hilfemöglichkeit. Wir begrüßen darüber 
hinaus auch die 100 € Kinderbonus, die gezahlt wer-
den. Alle drei sind Maßnahmen, wo wir als CDU-Frak-
tion sagen, es sind familienunterstützende, direkte 
Leistungen, die Familien helfen, die aber - und der 
Hinweis ist mir dann schon wichtig - die Familien 
nicht bevormunden, nämlich nicht bevormunden, 
wie sie dieses Geld einsetzen, wie sie dieses Geld 
verwenden. Das ist - das habe ich eingangs schon 
deutlich gemacht - Eigenverantwortung der Eltern.  
 
Wir haben im Sozialausschuss gehört, das können 
nicht alle Eltern. Daraus abzuleiten, dass wir Eltern 
per se vorschreiben, wie sie diese Mittel einsetzen, 
halte ich für falsch. Wir müssen nach Hilfemöglich-
keiten suchen, wie wir Eltern diese Kompetenz zu-
rückgeben können und nicht, wie wir diesen Effekt 
verstärken, dass Eltern sagen, wir können es nicht, 
jemand anders soll es für uns lösen.  
 
Wir haben beim Grundprinzip von Hartz IV die Idee, 
dass damit alle Grundbedürfnisse abgedeckt wer-
den. Wir haben gleichzeitig das System bei Hartz IV, 
dass es in einem Lohnabstandsgebot sich immer 
noch bewegen soll zu denjenigen, die über eige-
nes Erwerbseinkommen verfügen. Wenn wir dieses 
Grundprinzip weiterverfolgen - und ich sehe das zu-
mindest für die SPD und für die CDU -, müssen wir 
dafür sorgen, dass die Regelsätze tatsächlich aus-
kömmlich sind. Dazu ist der Bund gefordert, das Exis-
tenzminimum neu zu definieren und festzustellen, 
was in diesen Sätzen drin sein muss, dann aber 
auch beispielsweise die Frage zu beantworten, wie 
es mit zusätzlichen Leistungen durch Dritte aussieht. 
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Wir alle wissen, es gibt in manchen Kommunen da 
noch ein Sozialticket für Nahverkehrsleistungen, da 
inzwischen schon kostenfreies Mittagessen, da noch 
Gutscheine für andere Leistungen. Das sind alles 
zusätzliche Leistungen, die zu den Hartz-IV-Regel-
leistungen hinzukommen. Das Bundesfinanzminis-
terium hat im Dezember 2007 in einem Erlass fest-
gestellt, diese zusätzlichen Leistungen bleiben an-
rechnungsfrei so lange, wie sie den Gesamtbetrag 
von 80 € nicht übersteigen, hat aber auch gleich-
zeitig signalisiert, mit der Neubemessung der Re-
gelsätze wird diese Diskussion vermutlich erneut auf-
gemacht und dieser Erlass hinfällig werden, diese 
Frage nämlich, dass das, was bis jetzt kostenfrei 
dann zusätzlich gewährt wird, dann auch sich in den 
Regelsätzen wiederfindet, demzufolge konsequen-
terweise nicht zweimal beleistet werden kann. Ich ha-
be im Sozialausschuss immer wieder darauf hinge-
wiesen, dass dieser Punkt kommen wird. Wir ha-
ben beispielsweise auch im Sozialausschuss deswe-
gen darüber diskutiert, dass wir zunächst abwarten 
wollen, bis wir klare Signale von der Bundesregie-
rung zu der Neubemessung der Regelsätze erhal-
ten.  
 
Wir haben diese ganz klaren Signale bis jetzt nicht 
erhalten, das ist ein Manko. Ich sage für die CDU-
Fraktion, wir drängen darauf, dass diese Regelsät-
ze auch klar bemessen werden. Ich sage aber auch 
für die CDU-Fraktion, es ist nicht zu erwarten, dass 
das in den nächsten fünf Monaten noch geschieht 
vor der Bundestagswahl. Insofern bleibt es eine 
Hausaufgabe für die nächste Bundesregierung, zü-
gig auch Änderungen herbeizuführen. 
 
Lassen Sie mich aber einige wenige Sätze auch zu 
den vorliegenden Anträgen sagen, weil wir uns das 
als CDU-Fraktion nicht leicht gemacht haben, wie 
wir mit den Anträgen umgehen, vor allem auch nicht 
leicht machen, warum wir diese Anträge hier im Ple-
num ablehnen werden.  
 
Wir haben bei dem Antrag von SPD und LINKEN 
zwei wesentliche Gründe, mit denen wir nicht ein-
verstanden sind, die wir auch momentan nicht lösen 
können. Zum einen haben wir in einem erheblichen 
Umfang Mehrkosten, die nicht gedeckt sind, die in 
beiden Anträgen, weder der SPD noch der LINKEN, 
eine Deckung erfahren. Wir haben es im Sozialaus-
schuss durchgerechnet, beim Antrag der LINKEN 
sind es in dem einen Bereich allein 39,2 Mio. €, die 
wir benötigen würden, davon 26 Mio. € für den 1 €, 
den Sie fordern als Zuschuss für die derzeit rund 
70.000 Kinder im Kita-Alter, und Sie fordern darü-
ber hinaus ja noch die 12 Mio. € Komplettessenkos-
ten für bedürftige Kinder. Für diese Kosten gibt es 
keinen Deckungsvorschlag und - das sage ich auch 
ganz deutlich - so sehr wie ein Antrag dann auch po-
pulär sein mag, wenn es dafür keine Deckung gibt, 

ist es ein populistischer Antrag, den wir als CDU-
Fraktion für unseriös halten und an dieser Stelle auch 
nicht mittragen wollen und nicht mittragen können. 
 
Ein zweiter Punkt, weil ich gesagt habe, es sind 
zwei Punkte, mit denen wir an dieser Stelle nicht ein-
verstanden sind: Die von Ihnen vorgeschlagene Be-
zuschussung kommt nicht allen Kindern und nicht 
allen Familien zugute, sondern lediglich den Kindern, 
die sich in einer Ganztagsbetreuung befinden, in Hor-
ten oder in Kindertageseinrichtungen. Damit wird die 
Unterstützungsleistung, die gewährt werden soll, da-
ran gekoppelt, ob sich die Eltern dafür entschieden 
haben, dass ihr Kind ganztags außerhalb des eige-
nen Haushalts betreut wird. Wir halten das für falsch. 
Wir haben das auch bei der Kindertagesstättendis-
kussion schon gesagt, wenn wir ein Wunsch- und 
Wahlrecht der Eltern wollen, müssen wir uns davor 
hüten, eine wie auch immer geartete Lenkungsinten-
tion zu verfolgen, die Sie ja mit diesem Antrag dann 
auch vorgeben, wo wir Eltern suggerieren, wenn ihr 
bereit seid, dies und jenes zu tun, dann sind wir auch 
bereit, euch entsprechend unter die Arme zu greifen. 
Das halten wir für falsch, weil es nicht dem Wunsch- 
und Wahlrecht entspricht. Dann wäre es sachlich 
richtiger und konsequenter, den Eltern in Gänze 
insgesamt mehr Mittel zur Verfügung zu stellen. Wir 
haben diese Diskussion immer wieder, wenn es um 
Kindergeld geht, wir haben diese Diskussion dann 
aber auch, wenn es um die sozialen Bemessungs-
sätze geht. 
 
Ein ähnliches Problem birgt auch der Antrag der 
SPD-Fraktion. Sie schreiben zwar in Ihrem Antrag, 
Sie schlagen für diesen Essenfonds, den Sie uns vor-
schlagen, als Deckungsmöglichkeit das Familien-
darlehen vor im Einzelplan 08. Da muss ich Ihnen 
den Vorwurf machen, es wäre gut gewesen, wenn 
Sie Herrn Pidde danach gefragt hätten. Herr Pidde, 
der für Sie ausgewiesener Finanzpolitiker ist und 
durchaus im Ausschuss und im Haushalt, denke ich, 
weiß, was gehauen und gestochen ist. Im Haushalt 
2009 stehen 3,66 Mio. € für das Familiendarlehen 
und für den Kinderbonus drin, das ist richtig. Da 
steht aber auch drin, dass diese Mittel gesperrt sind 
bis zur Vorlage einer entsprechenden Verordnung. 
Wir wissen um die Probleme, warum diese Verord-
nung nicht vorliegt, weil es derzeit nicht so einfach ist, 
festzustellen, wie man das machen kann, dass El-
tern, die sich im Sozialhilfebezug befinden, gleich-
zeitig auch diese Leistungen empfangen können. Aus 
diesem Grund sind die Mittel gesperrt. Aus diesem 
Grund kann man aber nicht einfach hingehen, ohne 
dass man den Haushalt ändert, und sagen, wir neh-
men mal diese 3,6 Mio. €, das ist ja Geld, was schla-
fend in der Ecke herumliegt, damit könnte man et-
was anderes machen. Das geht rein haushaltstech-
nisch nicht, Frau Kollegin Taubert, Sie haben es aber 
in Ihrem Antrag so formuliert. Deswegen sage ich 
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einfach: Sprechen Sie darüber, sprechen Sie mit Ih-
ren Finanzpolitikern vorher darüber, die zeigen Ihnen 
den Weg auf, wie es gehen könnte. So geht es de-
finitiv nicht. 
 
Ich will Ihnen Weiteres sagen: Die 3,6 Mio. € pas-
sen überhaupt nicht mit dem zusammen, was Sie 
mit diesem Geld vorhaben. 3,6 Mio. € für das, was 
Sie in den Punkten 1 und 2 fordern und anregen, 
das geht nicht zusammen. Ich will es mal auf die 
Spitze treiben. Das, was Sie in Ihrem Punkt 2 als 
Endausbauziel vorsehen, wo Sie sagen, alle Kin-
der, die in Tageseinrichtungen und in Schulen an 
der Essenversorgung teilnehmen, sollen das kos-
tenfrei tun, das bedeutet 111 Mio. €. 111 Mio. € für 
den Freistaat Thüringen in der gegenwärtigen wirt-
schaftlichen Situation, ich kann mir nicht vorstellen, 
dass Sie das wirklich ernst meinen. Ich kann mir 
nicht wirklich vorstellen, dass Sie eine Deckungs-
quelle für 111 Mio. haben. Ich kann mir auch nicht 
wirklich vorstellen, nach dem, was Herr Kubitzki ge-
rade skizziert hat, dass die Kommunen aufspringen 
werden und sagen, wir haben mindestens 50, 60, 
70 Mio. in der Ecke liegen, die wir da noch mit bei-
steuern würden. Wir führen die gleiche Diskussion 
zurzeit über den Kindertagesstättenbereich und stel-
len fest, wie begrenzt die Mittel auf allen Ebenen 
sind, Land, Bund, Kommunen. Das wird nicht gehen.  
 
Wir haben als CDU-Fraktion deswegen gesagt, wir 
präferieren einen anderen Weg, Herr Kubitzki hat 
es angeschnitten, die Sozialministerin ist im Ge-
spräch mit den handelnden Akteuren, sehr weit im 
Gespräch. Ich bin dankbar dafür, dass wir als Frak-
tion zu diesen Gesprächen auch mit eingeladen sind, 
ich bedaure, dass nicht alle Fraktionen des Thürin-
ger Landtags regelmäßig diese Gesprächsmöglich-
keiten mit nutzen, weil dann wüssten Sie auch re-
gelmäßig, auf welchem Stand der Gespräche sich 
das Sozialministerium gerade befindet.  
 
Die angekündigten Sozialfonds halten wir für unter-
stützenswert und die begrüßen wir, das wollen wir. 
Wir wollen als CDU-Fraktion einen Sozialfonds, wo 
einzeln vor Ort - und da widersprechen wir uns, Herr 
Kubitzki - auch geprüft werden kann: Wie ist es mit 
der Bedürftigkeit des Kindes und der Familie bestellt? 
Wie können wir dieser Familie in begründeten Not-
lagen auch helfen? Da geht es mitnichten nur da-
rum, dass Kinder kostenfrei Mittagessen erhalten, 
da geht es uns um eine ganze Menge mehr, da geht 
es um Beteiligungsgerechtigkeit. Wir erleben leider 
in Schulen und in Kindertagesstätten, dass Kinder 
und Schüler von kulturellen Veranstaltungen aus-
geschlossen sind, weil die Eltern nicht bereit sind, 
den 1,50 € für das Puppentheater zu bezahlen. Wir 
erleben, dass Kinder im Grundschulalter schon nicht 
mit in die Schwimmhalle gehen, weil die Eltern sa-
gen, die 2, 3 € bezahle ich nicht oder kann ich nicht 

bezahlen. Das wirkt sich mindestens genauso 
schlimm in der Psyche der Kinder aus wie die Frage, 
ob sie mittags eine Scheibe Brot essen und abends 
dafür mit den Eltern vielleicht im Idealfall warm zu 
Hause essen. Deswegen, sagen wir, muss auch für 
dieses Problem eine Lösung her. Aber wir bleiben 
beim Sozialstaatsprinzip, unser Sozialstaatsprinzip 
sagt, dass derjenige Hilfe der Gesellschaft erfahren 
soll, der Hilfe der Gesellschaft bedarf. Das muss auch 
geprüft werden.  
 
Dann sind wir bei dem, was ich vorhin gesagt ha-
be. Wenn wir akzeptieren, dass in den Regelsätzen 
Hartz IV die Grundbedürfnisse abgedeckt sind, müs-
sen wir uns davor hüten, zu sagen, jetzt definieren 
wir weitere Bedarfe, die aber extra noch hinzukom-
men. Es sei denn, wir nähern uns tatsächlich die-
ser Regelung, wie es der saarländische Minister-
präsident vorgeschlagen hat, und sagen, wir aner-
kennen einen begründeten Mehrbedarf, der aus ei-
ner begründeten Situation heraus entsteht.  
 

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD: Sagen 
Sie das mal dem Ministerpräsidenten.) 

 
Ich habe es zunächst Ihnen allen gesagt, weil je-
der so seine Ministerpräsidenten kennt in den ver-
schiedenen Bundesländern, die im Bundesrat dann 
hin und wieder die Bremse anziehen. Der Vorschlag 
des saarländischen Ministerpräsidenten schlummert 
da seit über einem Jahr. Ich würde mir sehr wün-
schen, dass da, so wie es die Sozialministerkonfe-
renz der Länder beschlossen hat, die Bundesre-
gierung zu Entscheidungen kommt. Da können wir 
ja vielleicht mal gemeinsam schauen, dass wir un-
sere Verantwortlichen im Bund zügiger drängen.  
 
Ich möchte zum Abschluss sagen, wir werden die 
Anträge ablehnen. Wir haben es uns mit diesen An-
trägen nicht leicht gemacht. Ich hoffe, das habe ich 
mit meiner Rede hier auch deutlich machen kön-
nen. Wir unterstützen die Sozialfonds, die die Sozial-
ministerin auf den Weg bringen möchte. Wir glau-
ben, es wird immer wieder eine Individualentschei-
dung sein, wie wir Familien und Kindern helfen kön-
nen. Wir wollen ihnen helfen, dass sie mit der Ar-
mut, die sich daran offenbart, wie mit Kindern umge-
gangen wird, dass sie diese Probleme lösen kön-
nen. Aber wir wollen ihnen helfen, dass sie diese 
Probleme lösen können, wir wollen nicht die Proble-
me für sie lösen.  
 
Ich will etwas ganz am Ende auch Provokantes in 
den Raum stellen, weil es wahr ist. Vor einigen Wo-
chen war im „Stern“ zu lesen über die Situation in 
der Arche in Berlin. 500 Kinder, die dort regelmä-
ßig zur kostenfreien Mittagsversorgung hingehen. 
Herr Kubitzki, Sie haben gesagt, es ist schlimm, dass 
wir Tafeln in Deutschland haben oder haben müs-
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sen. Das ist richtig. Es ist richtig, dass wir Hilfs-
instrumente haben, das sage ich auch. Es ist aber 
falsch, das hat durchaus selbst der Gründer der Ar-
che in diesem Stern-Artikel erkannt und gesagt, wenn 
wir zusätzliche Nachfrage und Bedarfe schaffen. In 
der Arche in Berlin, die 500 Kinder, die dort hinge-
hen, sagt derjenige, der die Arche gegründet hat, wir 
haben mit dem Angebot inzwischen eine Nachfra-
ge geschaffen. Es kommen inzwischen zu uns Kin-
der, die es nicht müssten. Es kommen inzwischen 
Kinder zu uns, wo die Eltern der Auffassung sind, 
wir haben zwar das Geld, aber wir setzen das Geld 
lieber anders ein. Da sage ich warnend ganz am En-
de, wir dürfen dieser Diskussion in unserer Gesell-
schaft nicht weiter Vorschub leisten, deswegen müs-
sen wir individuelle und nicht pauschale Lösungen 
suchen. Deswegen, nur aus diesem Grund und aus 
dem Grund, dass wir derzeit die Finanzmittel nicht 
im Landeshaushalt sehen, lehnen wir die vorliegen-
den Anträge ab. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Pelke zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lieber Kollege Panse, das ist natürlich schon 
ein schwieriger Satz, den Du zum Schluss hier an-
gesprochen hast, weil es nicht Sinn und Zweck der 
Übung sein kann, den Finger auf wenige zu halten, 
die möglicherweise ein Prinzip des Sozialstaats aus-
nutzen oder benutzen, wobei man natürlich auch 
immer noch mal nachfragen muss, warum das so 
passiert, ob möglicherweise - das oftmals verneint 
wird vonseiten der CDU - Eltern nicht in der Lage 
sind, ihre Erziehungsleistung zu erbringen, da muss 
nämlich an einer anderen Stelle wieder geholfen 
werden. Aber darauf zu setzen, einige wenige nut-
zen ein Angebot des Sozialstaats oder in diesem 
Falle der Tafel und damit im Prinzip eine Verbindung 
zu bringen, dass damit eine grundsätzliche Notwen-
digkeit infrage gestellt wird, das halte ich schon für 
relativ schwierig.  
 
Auch zu dem, was hier vonseiten der CDU durch 
Herrn Panse in Richtung Finanzen gesagt worden ist, 
wie denn welches Geld im Haushalt umzuschich-
ten oder zu beschaffen ist, lieber Kollege Panse, 
wenn man etwas will, dann funktioniert das auch, 
dann sind wir in der Lage, hier in diesem Haus Un-
terstützung für Kinder auch finanziell zu untersetzen. 
Was mir bei Ihnen immer die Schwierigkeit macht, ist, 
dass Sie immer ein Argument dafür suchen, dass, 
wenn es konkret wird, Sie wieder ein Argument fin-

den, warum es denn jetzt gerade nicht geht. Das fin-
de ich letztendlich bedauerlich.  
 

(Beifall SPD) 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach fast einem Jahr 
kommt heute unser Antrag zur Einführung einer Kin-
derpauschale in das Parlament zurück. Wir hatten 
darüber geredet. Es ist noch einmal deutlich gewor-
den, auch gerade durch meinen Vorredner, dass 
nach den sicherlich umfassenden Diskussionen im 
Sozialausschuss es doch nicht anders zu erwarten 
war, dass die Kollegen der CDU-Fraktion, abgese-
hen von der Unterstützung für einen Bericht, letzt-
endlich alles unternommen haben, um konkret nichts 
zu unternehmen. Untätigkeit bei der Bekämpfung der 
Kinderarmut ist bis heute - und das möchte ich so 
deutlich sagen - konsequente Regierungspolitik in 
Thüringen, denn bereits - und darauf muss man noch 
einmal verweisen - mit dem Wegfall der Förderung 
der Schulspeisung im Haushaltsplan 2005 haben 
Sie, werte Kollegen von der CDU, und natürlich die 
Landesregierung konkret dazu beigetragen, Lebens-
bedingungen insbesondere für arme Kinder zu ver-
schlechtern. Das muss man sich immer mal wieder 
vor Augen halten und nicht immer nur darüber reden, 
dass es alles ganz wichtig ist und wir müssen Kin-
der unterstützen, nein, es muss auch konkret gehan-
delt werden.  
 

(Beifall SPD) 
 
Genau das hat die Sozialministerin auch zu ihrem 
Schwerpunkt gemacht, als sie neu ins Amt gekom-
men ist. Das sagt sie auch heute ganz definitiv, ich 
zitiere aus einer gestrigen Pressemitteilung: „Sozial-
ministerin Christine Lieberknecht will den Kampf ge-
gen Armut in Thüringen verstärken“ und dann im O-
Ton „Die Landesregierung nimmt sich des Themas 
‚Armutsbekämpfung’ offensiv an.“ Sehr gut, Frau Lie-
berknecht, das ist ein leichtes Umdenken. Als Sie 
seinerzeit Fraktionsvorsitzende der CDU waren, ha-
ben Sie das alles mitgetragen, was Einsparungen in 
diesem Bereich waren, jetzt in der Funktion als So-
zialministerin möchten Sie anders handeln. Ich neh-
me Ihnen das auch ab, aber heute in dieser Plenar-
tagung könnten Sie beweisen, Sie und die Kollegen 
der regierungstragenden Fraktion, wenn Sie neue 
Einsichten gewonnen haben, dann brauchten Sie 
einfach nur den vorliegenden Anträgen zuzustimmen.  
 
Ich hoffe auch, dass dieser Sinneswandel nicht nur 
aufgrund dessen stattfindet, dass im August hier 
Wahlen zu führen sind, aber bis dahin müssen den 
Worten endlich Taten folgen. Wir haben als SPD-
Fraktion schon einige konkrete Handlungsvorschläge, 
die immer wieder abgelehnt worden sind, hier in die-
sem Landtag eingebracht, das war eine ganze Rei-
he. Im September 2007 haben wir die kostenfreie 
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Verpflegung in Kindergärten und Schulen sowie kos-
tenfreie Lernmittel für Kinder aus einkommensschwa-
chen Familien eingefordert. Die CDU hat das ab-
gelehnt. Bei der Beratung des Landeshaushalts 
2008/2009 haben wir erneut ein Starterpaket für 
Schulanfänger und kostenfreies Essen in Kitas und 
Grundschulen mit einem Antrag untersetzt. Auch 
hier hat die CDU dieses abgelehnt und auch keine 
konkreten Alternativen in den Haushalt eingebracht. 
Das heißt, es war immer ein Thema, über das man 
mal fröhlich miteinander geredet hat, aber Fördermit-
tel waren schlichtweg nicht vorgesehen. Im April 2008 
kam es denn nun endlich zu diesem Antrag, der heu-
te zurückkommt, Einführung einer Kinderpauscha-
le. Dieser Antrag, es wurde schon darauf hingewie-
sen, steht unter der Überschrift „Kinderarmut gemein-
sam mit den Kommunen bekämpfen“, weil wir schon 
denken, es ist eine gemeinschaftliche Aufgabe, wo 
auch Gemeinsamkeit nicht nur beredet, sondern auch 
konkret gezeigt werden muss. Auch hier haben Sie, 
wie ich es eben sagte, den konkreten Handlungs-
teil abgelehnt. Diese Kinderpauschale, lieber Kol-
lege Panse, Sie haben viele Fehler angesprochen, 
diese Kinderpauschale hätte genau den Charme ge-
habt, wenn man hier überhaupt von Charme reden 
kann, Stück für Stück alle erforderlichen Leistungen 
zur Bekämpfung von Kinderarmut zu erbringen. Man 
hätte sie bedarfsgerecht ausbauen können, letztend-
lich ist das bei der Jugendpauschale ganz genau-
so, auch hier besteht die Jugendpauschale aus sehr 
vielen unterschiedlichen Jugendhilfeleistungen. Ge-
nau das wäre der Punkt gewesen. Dann hätte man 
die Frage der Klassenfahrten oder von Kulturbesu-
chen usw. mit einbinden können, aber das war hier 
nicht gewollt, obwohl - dieser Meinung sind wir nach 
wie vor - die Kinderpauschale ein außerordentlich 
flexibles Förderinstrument gewesen wäre. Wenn - 
das sage ich noch mal konkret - die CDU gewollt 
hätte, dann hätte man die Idee umsetzen können, 
aber wahrscheinlich geht das nicht, weil letztendlich 
andere Fraktionen aus diesem Haus das unterstüt-
zen und Sie es nicht haben wollen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Das Ganze funktioniert auch nur, wenn die CDU-
Landesregierung auch endlich bereit ist, Geld in 
die Hand zu nehmen. Anders funktioniert es nicht. 
Dann ist es eine ganz andere Frage, ob es 39,x 
oder 39,y Mio. sind, es ist einfach eine Frage der 
Positionierung: Will ich das oder will ich es nicht? 
Und wenn wir es wollen, könnten wir das gemein-
schaftlich auf die Reihe bekommen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Sie haben auch noch mal ganz deutlich gesagt, man 
müsste da gemeinsam über das eine oder andere 
reden. Lieber Kollege Panse, es geht uns hier wie 

bei vielen anderen Anträgen auch: Wir haben ja nun 
fast über ein Jahr geredet, man hätte doch gemein-
sam mit den Finanzpolitikern etwas auf den Weg 
bringen können für ein Thema, von dem Sie auch 
immer sagen, dass es ein Schwerpunktthema ist. 
Wenn man nicht will, dass man Menschen allein lässt, 
dann muss man handeln. Ich bin sehr froh, dass 
Kommunen und Bund bei der Bekämpfung von Kin-
derarmut handeln und dass man nicht einfach die 
Sache laufen lässt und sie nur beredet.  
 
Wenn jemand vorangeht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dann sind es die Kommunen und ein klein 
wenig mittlerweile auch der Bund mit der vorgese-
henen Erhöhung des Regelsatzes für 6- bis 13-Jäh-
rige um 10 Prozent, wobei ich an diesem Punkt Herrn 
Panse eindeutig zustimme, das darf nicht das Ende 
sein, sondern hier muss noch sehr viel mehr bewegt 
werden. Untätig bleiben wir hier im Land, die wir kon-
kret handeln können, und da nützen uns nicht die 
Aktion „Thüringen sagt Ja zu Kindern“ und irgend-
welche Arbeitsgruppenverhandlungen, sondern hier 
muss es um konkrete Förderung gehen, und zwar 
eine Regelförderung, das hat auch Kollege Kubitzki 
mit angesprochen, denn das ist aus unserer Sicht 
der entscheidende Maßstab für politische Glaubwür-
digkeit - also nicht kurzfristige Sprüche und kurz-
fristige Initiativen und manche Initiativen, auch das 
kennen wir ja von Ihrer Seite, die vor der Wahl ins 
Leben gerufen und nach der Wahl wieder zurück-
genommen werden, das hilft den Kindern im Land 
nicht weiter. Ich erinnere in diesem Fall z.B. an die 
Familiencard, die wurde 2004 eingeführt und hin-
terher war das alles ganz kurzfristig erledigt.  
 
Frau Ministerin Lieberknecht, ich sage das ehrlichen 
Herzens zu Ihnen, dass ich Ihre Überlegungen, bei 
Kinderarmut tatsächlich etwas umzusetzen, für glaub-
würdig halte. Sie unterscheiden sich da auch ganz 
konkret von Ihrem Vorgänger Minister Dr. Zeh und 
auch von Ihrem Vorgänger Kultusminister Goebel, 
aber letztendlich müssen Sie dann auch bereit sein 
- und darum bitte ich hier ganz herzlich -, nicht nur 
Aktionen in Aussicht zu stellen, sondern etwas zu 
tun. 
 

(Beifall SPD) 
 
Die Fakten - und auch das noch mal, das ist eine 
ähnliche Diskussion, wie wir sie bei dem Kinderta-
gesstättengesetz hatten, bei der sogenannten Fa-
milienoffensive und bei dem jetzt wieder ins Leben 
gerufenen neuen Volksbegehren - liegen seit Lan-
gem auf dem Tisch. Prof. Merten von der Friedrich-
Schiller-Universität in Jena hat ebenso wie Prof. Lutz 
von der Fachhochschule in Erfurt belegt, wie hoch 
das Ausmaß der Kinderarmut in Thüringen ist - und 
das nicht erst seit gestern, sondern schon seit vie-
len Jahren. Man hätte schon lange, wenn man es 



10580 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 
 
 
gewollt hätte, handeln können. Wir haben - ich sa-
ge es noch einmal - in einem Vorabbericht zu un-
serem unter Leitung von Prof. Merten erarbeiteten 
Kindersozialbericht noch mal deutlich auf den Tisch 
gelegt bekommen den Fakt: Jedes vierte Kind in Thü-
ringen lebt in Armut. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wenn das kein Grund ist zu handeln, dann weiß 
ich auch nicht mehr. Die Landesregierung selbst, wie 
bei vielen anderen Dingen, hat dann gesagt, nicht 
jeder Bericht, der irgendein Problem offenbart, ist ein 
guter Bericht, also müssen wir selber noch einen Be-
richt machen. Aber selbst in diesem Bericht, werte 
Frau Ministerin, wird mittlerweile deutlich, dass ge-
handelt werden muss. Spätestens seit dem Urteil 
des Bundessozialgerichts muss klar sein, die Re-
gelsätze für Kinder im Bereich SGB II sind nicht be-
darfsgerecht und ich wünsche und hoffe auch, Herr 
Kollege Panse, dass wir da Seite an Seite arbeiten 
können, dass auf der Bundesebene mehr passiert. 
Es ist schon, und das lassen Sie mich auch ganz 
kritisch anmerken, für mich kein schöner Fakt, dass 
sich die Koalitionäre insgesamt an diesem Punkt aus-
gebremst haben, da hätte man auch anders han-
deln können. Die Kirchen und die Sozialverbände 
haben auch schon deutlich gesagt, dass hier nicht 
nur Handlungsbedarf ist, sondern dass auch recht 
schnell gehandelt werden muss. Insofern liegen un-
sere Anträge heute auf dem Tisch. Ich hoffe, dass 
Sie sich möglicherweise doch noch durchringen kön-
nen zuzustimmen. Kinderarmut, das steht auch im 
gemeinsamen sozialen Wort der Jugend- und So-
zialverbände zur Kinderarmut in Thüringen, es steht 
ganz deutlich drin: Kinderarmut ist ein Skandal. Es 
ist ein Skandal und lassen Sie mich auch noch mal 
sagen - Frau Ministerin, Sie kommen ja dann auch 
noch mal zu Wort und können das vielleicht noch 
mal klarstellen, dass mittlerweile in diesem Bereich 
Geld eingespart wird. Das kann einfach nicht wahr 
sein. Die Landesregierung hat z.B. im vergange-
nen Jahr über 2,9 Mio. € für ein nicht zu Ende ge-
dachtes Thüringer Familiendarlehen auf dem Rü-
cken der Familien eingespart. Da ist nichts passiert, 
da ist auch nicht alternativ was passiert. Letztend-
lich kann man darüber streiten, wenn man sagt, die 
Mittel sind eingespart; sie sind letztendlich denen ent-
zogen worden, die sie brauchen, nämlich den Fa-
milien und den Kindern hier in Thüringen. Es wäre 
die Möglichkeit gewesen, beispielsweise mit diesem 
Geld, mit der Kinderpauschale, die ich vorhin ange-
sprochen habe, zu beginnen. Das ist das, Herr Ku-
bitzki, was ich auch Ihnen gegenüber noch mal sa-
gen wollte: Man kann darüber streiten, ist der zwei-
te Antrag ein Rückschritt oder ist er nicht einfach 
noch mal ganz konkret der erste Schritt, womit be-
gonnen werden sollte. Wir sehen ja, dass die Lan-
desregierung sich immer davor drückt, wenn es um 
konkrete Handlungsaktivitäten geht, ergo haben wir 
jetzt versucht, noch mal zu beginnen an dem Punkt, 
wo es uns auch ganz wichtig erscheint, nämlich bei 

der gesunden Ernährung, nämlich bei der Versor-
gung von Kindern, die es am nötigsten haben, und 
diese Essenversorgung in Kindergärten und Schu-
len kostenfrei zur Verfügung zu stellen.  
 
Was mich dann immer ein bisschen ärgert, an dem 
Punkt sind wir uns ja einig, dass wir gerne bestimmte 
Leistungen für alle hätten, das ist gar keine Frage, 
aber sich dann immer damit rauszureden - damit 
meine ich jetzt nicht Sie, sondern insbesondere die 
Kollegen der CDU -, wir können das nicht tun, weil 
wir damit die Kinder aus armen Familien stigmati-
sieren, also da wir nicht allen etwas geben können, 
auch denen, die nicht bedürftig sind, tun wir erst ein-
mal gar nichts, das ist doch der falsche Weg, Herr 
Panse.   
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Pelke, gestatten Sie die Anfrage durch den Kol-
legen Panse? 
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Gerne. 
 
Abgeordneter Panse, CDU: 
 
Liebe Birgit Pelke, nur um zu vermeiden, dass ich 
noch mal vorgehe, möchte ich Dir gern eine Frage 
stellen: Bist Du der Auffassung, dass wir das, was 
wir Kindern oder Familien zur Verfügung stellen, 
wenn sich die Eltern im Sozialhilfebezug befinden, 
in den Regelsätzen des SGB II - also Hartz IV - re-
geln sollten, oder bist Du der Meinung, dass wir zu 
der Zeit vor Hartz IV zurückkehren sollten, wo die El-
tern zwar einen gewissen Grundbetrag an Sozial-
hilfeleistungen erhalten, aber vieles andere dann in 
einzelnen Mosaiksteinchen auf Antrag oder je nach 
politischer Lage und Gewährung dann erhalten? 
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Ich dachte, dazu hätte ich mich jetzt geäußert. Ich 
könnte noch mal nachsehen, dass ich gesagt ha-
be, es muss eine feste Finanzierung gesichert sein 
und auch in den Regelsätzen eine Finanzierung ge-
sichert sein, die ausreichend ist. Ich habe noch mal 
ganz deutlich gesagt, was ich im Moment von dem 
Faktum halte, wie die Größenordnung festgelegt ist. 
Aber das Problem ist - das ist das, wo ich nicht ganz 
zurande komme -, man kann doch nicht immer ei-
nen Verschiebebahnhof aufmachen, man kann doch 
nicht immer sagen, an bestimmten Punkten muss von 
woanders eine Regelung kommen. Wenn ich in der 
Lage bin, in Thüringen, dort, wo ich Verantwortung 
trage, Leistungen an diejenigen zu geben, die be-
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dürftig sind, dann muss ich mich doch zu diesem 
Punkt positionieren und muss sie mit zur Verfügung 
stellen. Darum geht es mir an dieser Stelle.  
 
Kollege Panse oder Herr Kubitzki, ich weiß nicht 
mehr, wer es war, hat es vorhin gesagt: Kinderar-
mut ist in erster Linie auch Familienarmut. Wir wis-
sen sehr deutlich und auch das ist im „Sozialen Wort“ 
festgeschrieben, dass es nicht nur darum geht, an 
diesen Einzelpunkten Essen für bedürftige Kinder, 
Starterpakete und diesen Dinge zu arbeiten, son-
dern es ist natürlich klar, dass die Rahmenbedin-
gungen verbessert werden müssen. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit. Nun gibt es zwei Möglich-
keiten - man kann warten, bis die Rahmenbedin-
gungen sich verbessert haben oder man kann vor-
her auch etwas tun. Insofern, da sind wir zumindest 
einer Meinung, gehört natürlich die Unterstützung 
der Familie dazu, die Frage des Mindestlohnes, das 
ist gar keine Frage, gehört dazu. Eltern müssen sich 
und ihre Familie ernähren können von einem Ein-
kommen, das zum Auskommen ausreicht. Natürlich 
gehören dazu Arbeitsplätze, weniger Arbeitslosigkeit, 
Bildungs- und Betreuungsangebote, Ausbildungsplät-
ze und, und, und. Alles das gehört dazu, wenn man 
Kindern und Familien helfen will.  
 
Zu dem Vergleich mit Rheinland-Pfalz, Kollege Ku-
bitzki. Natürlich kann man über die Frage reden, ob 
die Variante, wie die Förderung strukturell und ver-
waltungsmäßig in Rheinland-Pfalz umgesetzt wird, 
sozusagen abgekupfert werden kann für Thüringen. 
Das ist eine Grundlage, über die man reden kann. 
Dass die Zahlen unterschiedlich sind, ist alles gar 
keine Frage. Das Problem ist nur, dass hier von-
seiten der Landesregierung und der sie tragenden 
Fraktion so getan wird, als gäbe es diese Varian-
ten nirgendwo und als könne man es faktisch aus 
Finanzmangel und aus strukturellen und verwaltungs-
mäßigen Gründen gar nicht umsetzen. Deswegen 
haben wir dieses Beispiel noch einmal offenkundig 
gemacht, über dessen Einzelheiten man sicherlich 
noch reden könnte. Über das Geld, das für das 
Familiendarlehen im Haushalt zur Verfügung steht, 
hatten Sie schon etwas gesagt. Wir sind der Mei-
nung, dass man diese Gelder verwenden könnte, 
zumindest als einen ersten Schritt. Denn - ob fest-
geschrieben oder nicht - wie vorhin gesagt, letzt-
endlich können wir als Parlament den Haushalt auch 
so gestalten, dass wir denjenigen, denen wir Hilfe 
zukommen lassen wollen, auch helfen können.  
 
Abschließend sei hier noch einmal gesagt, die Sach-
lage ist klar. Die Probleme liegen auf dem Tisch. Kin-
derarmut ist kein Thema, das wir auf die Seite schie-
ben dürfen. Kinderarmut, Familienarmut ist ein The-
ma, wo Handlungsbedarf angezeigt ist. Wenn wir 
alle gemeinsam, insbesondere Landesregierung und 
CDU-Fraktion, dieses Thema nicht nur in Sonntags-

reden behandeln wollen, dann bitte ich Sie ganz 
herzlich, jetzt ihren Platz auf dem Sofa zu verlas-
sen und sich durchzuringen, den Anträgen im Inte-
resse von Kindern und Familien in Thüringen, die 
es nötig haben, zuzustimmen. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen jetzt seitens der Abgeordneten keine wei-
teren Redeanmeldungen vor. Für die Landesregie-
rung Ministerin Lieberknecht, bitte. 
 
Lieberknecht, Ministerin für Soziales, Familie 
und Gesundheit: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen Abgeordnete, ich darf mich zunächst 
einmal bedanken für die bisherige Debatte, die bei 
allen Unterschieden doch um die Sache bemüht 
sachlich geführt worden ist. Ich möchte mich auch 
ausdrücklich bedanken für alle Bemühungen, die 
es im Lande gibt, Benachteiligung, mangelnde Teil-
habe von Kindern, zu verbessern. Es gibt sie unter 
den Kolleginnen und Kollegen hier im Haus, die in 
zahlreichen Initiativen im Land unterwegs sind und 
natürlich auch in unseren parlamentarischen Gre-
mien darum ringen, es gibt sie aber auch in einer 
breiten Öffentlichkeit. Zumindest unter uns kann ich 
da kein Sofa erkennen, liebe Frau Kollegin Pelke. Ich 
glaube, wir sind schon ziemlich engagiert unterwegs - 
 

(Beifall CDU) 
 
nicht nur im Denken, auch im ganz konkreten Tun. 
Ich werde einige wenige Beispiele dazu im Rahmen 
meiner Rede ganz konkret nennen. Im Übrigen ha-
ben wir auch nicht auf dem Rücken der Kinder oder 
Familien gespart. Wenn das für das Familiendarle-
hen eingestellte Geld im letzten Jahr nicht für die-
sen Zweck ausgegeben wurde, so will ich noch ein-
mal der Vollständigkeit halber sagen, dass die Fi-
nanzministerin schon überplanmäßig Millionenbeträ-
ge gerade im sozialen Bereich zur Verfügung stel-
len musste. Auch dahin ist dieses Geld eingegan-
gen. Auch dabei waren Kinder und Familien betrof-
fen, auch wenn das nicht konkret mit einem solchen 
Projekt, sondern durch die ganz normalen Sozial-
leistungen ausgewiesen war, die zu bringen sind, 
wenn das Geld nicht ausgereicht hat.  
 
Aber nun, meine sehr verehrten Damen und Herren 
Abgeordneten, zurück zu den Vorlagen, die Grundla-
ge unserer Debatte sind. Ich will sie noch einmal kurz 
in Erinnerung rufen: In der Tat schon überjährig, vom 
20. Februar 2008 in Drucksache 4/3832, Kinderar-
mut gemeinsam mit den Kommunen bekämpfen, da-
zu der schon genannte Alternativantrag der LINKEN 
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in Drucksache 4/3990 vom 4. April 2008 - fast Gratu-
lation zum Jahrestag, aber es liegt auch eine inten-
sive Befassung hinter uns innerhalb dieser 12 Mo-
nate - und dann schließlich vom Beginn dieses Jah-
res, vom 7. Januar, der neuere Antrag der SPD-Frak-
tion in Drucksache 4/4765.  
 
Ich will, meine sehr verehrten Damen und Herren Ab-
geordneten, mit letzterem beginnen, Armut bekämp-
fen, Essenfonds einrichten. Alle Fraktionen - Herr 
Kubitzki, Herr Panse und Frau Pelke - haben sich 
dazu positioniert. Herr Kubitzki sieht ja die Fonds-
lösung kritisch. Für die Landesregierung kann ich 
sagen, die Einführung einer Fondslösung zur kon-
kreten Hilfe zur Teilnahme an der Essenversorgung, 
wo es diese ganz konkreten Probleme gibt - und es 
gibt sie, ich habe mich da zahlreich im Land über-
zeugen können - oder auch in Gestalt eines So-
zialfonds, auch für andere Leistungen zur Ermög-
lichung von Teilhabe von Kindern, ist zielführend. Ich 
halte dies dort für zielführend, wo es die Probleme 
gibt.  
 
Das dürfte im Übrigen den Kolleginnen und Kolle-
gen der antragstellenden Fraktion auch bei der Stel-
lung ihres Antrags bereits bekannt gewesen sein, 
denn am 3. Dezember haben wir uns in einer gro-
ßen Akteursgemeinschaft mit den Wohlfahrtsverbän-
den, mit den kommunalen Spitzenverbänden, mit den 
Kirchen, allen, die dort beteiligt sind, auch der Ge-
werkschaft, der Thüringer Tafel, den Bewegungen, 
darauf verständigt. In dem Vorhabenskatalog von 
21 Punkten heißt es im ersten Punkt wörtlich: „So 
sollen durch den Sozialfonds Kindern und Jugend-
lichen aus einkommensschwachen Haushalten un-
ter anderem ohne vorherige Antragstellung durch die 
Eltern die Teilnahme an kostenpflichtigen Angebo-
ten in Kindertageseinrichtungen und allgemeinbil-
denden Schulen ermöglicht werden. Dazu gehören 
beispielsweise ergänzende kostenpflichtige Ange-
bote im Rahmen der ganztägigen Förderung an 
der Schule, Angebote im Rahmen des Lernens an 
einem anderen Ort, Projekte und auch Theaterver-
anstaltungen.“ Hier ist zwar die Essenversorgung 
nicht explizit genannt, wäre aber im Grunde doch 
ein paralleles System bzw. ließe sich verbinden.  
 
Sie können mir glauben, ich führe das Positionspa-
pier der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
und anderer Verbände im „Gemeinsamen sozialen 
Wort zur Kinderarmut“ fast immer mit mir, zumal ich 
diese sehr gut anzupackende Ausgabe in diesem 
grauen Format habe, Sie können es auf meinem 
Platz sehen. Ich finde es schon bemerkenswert, dass 
die Landesregierung in Gänze zu diesem „Sozia-
len Wort“ Ziffer für Ziffer kabinettsabgestimmt Stel-
lung genommen hat. In der Positionierung der Lan-
desregierung heißt es in Ziffer 65 zu den Sozial-
fonds: „Dieser Forderung kann zugestimmt werden. 

Die jeweils an der Schule zur Verfügung stehende 
staatliche Grundförderung muss datenbasierend er-
folgen. Hierzu ist die statistische Datenlage insbe-
sondere in den Städten bereits stärker ausgeprägt 
als in den Landkreisen. Diese Lücke gilt es zu schlie-
ßen.“  
 
Das kommt ja auch Ihrem ursprünglichen Antrag mit 
der Abstimmung in den Kommunen und zur Frage, 
inwieweit Datenlagen zur Verfügung stehen und dass 
man sie gemeinsam aufnehmen sollte, entgegen. 
Sozialfonds an Bildungseinrichtungen sind auch Ge-
sprächsinhalte - und da verweise ich wieder auf die 
gemeinsame Akteursgruppe -, die wir in der Arbeits-
gruppe 2 und 3 zum Thema Kinderarmut haben.  
 
Untersetzungen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liegen im Einzelnen auch im Thüringer Kul-
tusministerium vor. Ich meine mich zu erinnern, dass 
ich sie dem Sozialarbeitskreis der SPD bei unserem 
Treffen im Januar zur Verfügung gestellt habe.  
 

(Zwischenruf Abg. Pelke, SPD: Wir  
wollen ja nur, dass es losgeht.) 

 
Ja, das wollen wir alle, aber alles der Reihe nach.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
nete, es gibt auch im Land inzwischen eine Fülle von 
Beispielen, wo Initiativen, Vereine, Privatpersonen, 
Kommunen und andere für sich entschieden haben, 
genau auf diese Weise helfen zu wollen und dies 
auch tun. Ich weiß auch, dass Kolleginnen und Kol-
legen hier im Landtag, in ihrer Heimatregion daran 
unterstützend beteiligt sind.  
 
Natürlich ist das Drängen stark, auch das Land hier-
an zu beteiligen. Das haben alle Redner zum Aus-
druck gebracht, wenn auch in etwas unterschiedlicher 
Intention. Aber es wird schon auch differenziert ge-
sehen, da möchte ich doch ein kleines Augenmerk 
darauf legen, sowohl auf der Seite der schon jetzt 
Aktiven, dort, wo es heißt, einerseits, und das kam 
hier auch insbesondere vom Kollegen Kubitzki, der 
die volle Verantwortung des Landes hier einfordert, 
aber auch von Kollegin Pelke, die dies differenzier-
ter sieht, aber trotzdem zum Ausdruck brachte, wo es 
heißt, das Land muss hier Farbe bekennen, es ist ei-
ne Aufgabe von Politik, auch von Landespolitik. So 
die einen. Es heißt aber auch, und das kann man 
durchaus in der Gesellschaft sehen, auch von ent-
sprechend engagierten Kommunalpolitikern, die sa-
gen, das ist unsere Sache, das machen wir, das 
machen wir auch im Sinne der Subsidiarität und da 
bleibt zunächst festzustellen, es gibt verschiedene 
Haltungen zum Engagement des Landes in dieser 
Sache, wobei mehrheitlich, da stimme ich Ihnen zu, 
ein Engagement des Landes gesehen wird. Aber 
auch aufseiten des Landes selbst ist die Situation 
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durchaus differenziert. Die Opposition sagt ganz 
klar, hier muss das Land sich in die Pflicht bege-
ben, deswegen auch ihre Anträge in ihren entspre-
chenden Formulierungen. Als Sozialministerin sage 
ich auch ganz freimütig, je mehr Geld in den Fonds 
ist, je mehr Möglichkeiten schafft das natürlich - 
selbstverständlich und das ist zu begrüßen. Aber ich 
sehe sehr wohl auch, ein solcher Schritt hat auch 
Tücken und er will wohl überlegt sein. Es stellt sich 
die Frage, wie fördern wir beispielsweise in einer 
höchst heterogenen Lage, wie setzen wir das Geld, 
was wir hierfür zur Verfügung stellen können, sollten 
oder das, was sich auch ganz konkret an Summen 
aus Ihren Anträgen ergeben würde, Kollege Panse, 
hat die Zahlen genannt, wie setzen wir es möglichst 
effizient zum Zwecke, für den es bestimmt sein sollte, 
nämlich zur Bekämpfung von Kinderarmut, wirksam 
ein, in einer höchst heterogenen Lage, die sich im 
Einzelnen darstellt. Ein Fonds ermöglicht bei ent-
sprechender Kenntnis der örtlich Handelnden über 
die örtlich bekannten Bedürftigen eine hohe Zielge-
nauigkeit. Das ist eine Chance zu helfen, dort mög-
lichst ohne Notwendigkeit, auch wie es in dem Vor-
habenkatalog in Punkt 1 geschildert ist, ohne An-
tragstellung. Denn es sind nicht nur die Kinder im 
Sozialleistungsbezug aus SGB II oder SGB XII, die 
darunter leiden, dass Eltern möglicherweise das Es-
sen nicht bezahlen. Im Übrigen, das will ich auch mal 
sagen, es gibt Eltern, nicht wenige, die im Leistungs-
bezug von SGB II und XII leben und das Wenige, 
was sie haben, aber zuallererst ihren Kindern zu-
gutekommen lassen. Für die das wirklich ganz per-
sönliche höchste Verantwortung ist und, ich denke, 
gerade das sollten wir auch einmal differenziert se-
hen, dass wir bei unseren pauschalen Reden manch-
mal auch Betroffenen sehr Unrecht tun können. Das 
möchte ich nicht und, ich denke, das möchten wir 
alle nicht. Diese Differenzierungsmöglichkeit wäre mit 
einer Fondslösung, wenn man ihn antragsfrei mit ei-
nem Maximum an Vertrauen gegenüber den örtlich 
Handelnden ausstattet, gegeben. Jeder Förderver-
ein, jede Initiative aus der Gesellschaft heraus hat 
die Chance, genauso unbürokratisch auch verfah-
ren zu können.  
 
Aber wie verhalte ich mich nun als Geldgeber Land? 
Wir haben deshalb gesagt, eine Fondslösung, so wie 
sie auch in der Antwort auf das „Gemeinsame So-
ziale Wort“ ist, muss datenbasiert erfolgen. Je mehr 
Sozialbedürftige unter Kriterien fallen, die man auch 
benennen müsste, je größer muss die Unterstützung 
vonseiten des Landes sein. Eines ist ganz klar, ei-
ne Beteiligung des Landes braucht Kriterien, braucht 
Richtlinien. Das Vertrauen in die örtlich Handeln-
den allein, so sehr ich es schätze und darauf set-
ze, reicht leider für die Verausgabung öffentlicher 
Gelder des Landes nicht. Viele sehen das einfach 
nur als Problem, ich halte dieses Problem auch für 
lösbar; ich will es nur benennen. Im Übrigen ist es 

auch das Modell, um nicht immer Rheinland-Pfalz 
zu bemühen, auch Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern haben das gemacht, allerdings in ei-
ner Größenordnung, wo man dann sehen muss und 
auch nicht für die Essenversorgung, sondern für die 
anderen Dinge, also Sozialfonds für Beteiligungen 
an kulturellen Dingen und an Sachnotwendigkeiten, 
die erforderlich sind, mit 2,2 Mio. € jeweils in Meck-
lenburg-Vorpommern und auch in Brandenburg. Ers-
te Berechnungen, wie gesagt, liegen auch für Thü-
ringen vor.  
 
Aber eigentlich - und das ist jetzt mein Punkt - sind 
wir in Thüringen - und da will ich überhaupt nicht 
ablenken, sondern ich will es mal der Vollständig-
keit halber nennen - doch schon ein ganzes Stück 
weiter, auch dank einer interdisziplinären Armuts-, 
Bildungs-, Familien- und Gesundheitsforschung, die 
wir hier im Land dank der Wissenschaftler an un-
seren Hochschulen - Fachhochschule, Universität 
Jena, aber auch hier in Erfurt, in Jena und auch in 
Nordhausen, wie ich neuerdings gehört habe - ha-
ben. Da möchte ich gern an dieser Stelle über ein 
Gespräch berichten, weil wir schon in dem letzten 
Plenum glaubten, dass wir endlich mal drankom-
men würden mit unserer Debatte zum Thema Ihrer 
Anträge gegen Kinderarmut am Rande der letzten 
Debatte am 20. März eine Initiative der Kommunal-
verantwortlichen aus Erfurt, aus Gera, aus Weimar 
und Jena, und zwar zur Bildungsförderung und Ar-
mutsprävention in Thüringen und das auf der Basis 
eines interkommunalen Vergleichs. Es gibt da auch 
Schriftwechsel, vorgelegte Konzepte. Da heißt es 
unter anderem, und das finde ich bemerkens- und 
äußerst unterstützenswert und eigentlich auch in der 
Intention des Antrags zumindest vonseiten der SPD-
Fraktion, wo es heißt: „Die Lebenslagen von Kin-
dern, Jugendlichen und Erwachsenen werden zuneh-
mend heterogener. Dies stellt erhöhte Anforderun-
gen an die Sozialplanung, wie beispielsweise eine 
genaue Analyse der tatsächlichen Bedarfe an so-
zialpolitischen Maßnahmen in einzelnen Sozialräu-
men. Eine bloße Analyse ist jedoch oftmals nicht aus-
reichend. Zielführender ist sowohl ein Vergleich zwi-
schen verschiedenen Sozialräumen innerhalb einer 
Kommune als auch zwischen Sozialräumen mit ähn-
lichen Problemlagen verschiedener Städte. Hierdurch 
lassen sich ein spezifischer Steuerungs- und Finan-
zierungsbedarf sowie sozialpolitische Maßnahmen 
entwickeln, da so Probleme im Verhältnis zu ande-
ren beeinflussenden Faktoren abgebildet werden kön-
nen.“ Weiter heißt es dann: „Zweck der Untersuchung 
ist es, ziel- und sozialraumspezifisch den Steue-
rungs- und Finanzierungsbedarf über den Abbau 
von Kinderarmut und Bildungsbenachteiligung zu 
analysieren und punktgenaue politische Strategien 
auf deren Bearbeitung auf kommunaler Ebene zu 
entwickeln. Somit werden die tatsächlichen sozial-
räumlichen Bedarfe zum Ausgangspunkt für eine 
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kommunale Sozial- und Bildungspolitik in benach-
teiligten Städten genommen. Zur Erweiterung von 
politischen Steuerungskompetenzen sollen diese Be-
darfe mit den bislang eingesetzten Ressourcen in 
Beziehung gesetzt werden, um auf dieser Ebene 
Wirksamkeitsvergleiche anstellen zu können. Mittels 
einer kritischen Analyse von Wirkung bisheriger In-
tervention ergeben sich Hinweise auf die politische 
Steuerung zwischen Bedarf und Intervention inner-
halb einzelner Städte, wie die unterschiedlich belaste-
ter Planungsbezirke und darüber hinaus in der inter-
kommunalen Perspektive.“ So weit Gera, Jena, Wei-
mar, Erfurt. Weil auch Kommunen sehen, dass Res-
sourcen begrenzt sind, dass man Ressourcen aber 
sehr spezifisch mit wesentlich mehr Wirksamkeit ein-
setzen kann und das sind immerhin, wenn man mal 
diese vier Städte zusammennimmt, ein Viertel der 
Thüringer Bevölkerung, die man damit erreichen wür-
de. Ich denke, das ist ein Ansatzpunkt, der auch re-
sultiert aus dem, was wir nicht im Allgemeinen in nur 
dahin gesagten Gesprächsrunden, sondern wirk-
lich in aller Ernsthaftigkeit von einem ganzheitlichen 
Ansatz her erarbeitet haben mit Wohlfahrtsverbän-
den, mit den Kirchen, mit den kommunalen Spitzen 
und eben auch den Wissenschaftlern als nachhal-
tig, weiterführend identifiziert, ganz konkret in die 
Sozialräume, in die konkreten Lebenslagen und not-
wendigen Hilfebedarfe reingehen und Situationen 
aufnehmen, begleiten, Eltern, Kinder und Familien 
stärken. Das ist unser Ziel und das muss nachhal-
tig erreicht werden. Es ist ein Teil dessen, was sich 
aus diesem 21-Punkte-Katalog ergibt, und zwar ganz 
konkret, wo im Übrigen auch die Bemühungen mei-
nes Ministeriums und auch von mir als Ministerin 
flankiert sind vom Thüringer Wirtschaftsministerium 
und seinen Mitarbeitern, vom Thüringer Kultusminis-
ter, so dass wir hier auch in einer Gemeinschaft ste-
hen und das nicht nur auf der Höhe der Wissen-
schaft, sondern offensichtlich auch in einer gewis-
sen Pioniersituation für die Bundesagentur für Arbeit 
beispielsweise, deren Vorstandsmitglieder, Herr Alt, 
Herr Senius, in Thüringen waren, um sich genau über 
diese Prozesse, die wir auch mit der Wissenschaft 
erarbeitet haben, informieren zu lassen, bis hin auch 
zum Bundesarbeitsministerium, wo es uns gelungen 
ist, gerade zu diesen Fragestellungen, jetzt auch in 
den Arbeitsgruppen des Bundesarbeitsministeriums 
unseren Thüringer Ansatz, der keine Erfindung des 
Ministeriums ist, sondern sich aus dem ergeben hat, 
was im Land an Fachkompetenz da ist, an ganz prak-
tischen Erfahrungen, aber gebündelt werden kann 
dadurch, dass wir diese gemeinsame Akteursgruppe 
haben, ganz konkret die Arbeitsgruppe zur Vorbe-
reitung auf das „Europäische Jahr 2010 zur Bekämp-
fung von Armut und für soziale Integration“, wo wir 
mit unserer Sozialabteilung, mit unserem Kompe-
tenzteam Europa auf der Bundesebene präsent sind, 
neben dem Vorsitzland der ASMK, der Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz, ein SPD-Land und Nord-

rhein-Westfalen und Thüringen für die unionsgeführ-
ten Länder. 
 
Diejenigen, die hier mitmachen, tun das nicht nur, 
um ihre Konzepte und Visionen irgendwo weiter zur 
Geltung zu bringen, sondern um zum Zwecke des 
Tuns beizutragen. Hierzu zählen auch die Profes-
soren. Prof. Merten als Berater der SPD-Fraktion ist 
genannt, er bringt sich in diese Akteursgruppe genau-
so ein, wie Prof. Lutz, Frau Prof. Sasse, Prof. Opielka, 
Prof. Winkler, Prof. Fauser als Erziehungswissen-
schaftler. Ich denke, wir haben in diesem Land wirk-
lich einen Vorteil mit einer hochprofessionellen Wis-
senschaft auf diesem Gebiet, mit einer Dichtheit der 
Akteure, mit ganz pragmatischen Ansätzen im Um-
gang. Das sollten wir wirklich nutzen.  
 
Das für viele vielleicht Verblüffende, für mich aber 
doch Selbstverständliche ist, dass getan wird, was 
wir sagen. Jetzt komme ich dazu, Frau Pelke. Es wird 
getan, was wir sagen, und das wird auch wahrge-
nommen und ausdrücklich begrüßt. Die Kollegin-
nen und Kollegen aus den Fraktionen sind ja dabei, 
sehen, wie das außerparlamentarisch wirkt und ge-
sehen wird und was da getan wird auch im Minis-
terium. Ich denke da an den LIGA-Empfang in Er-
furt, wie dabei diese Arbeit, die wir in den letzten 
Monaten geleistet haben, eingeschätzt worden ist, 
oder auch an den LIGA-Empfang in Mühlhausen, 
Kollege Kubitzki war dabei, alle Fraktionen waren 
vertreten, von Ihrer Fraktion war Herr Pilger da. Es 
kam der Beigeordnete gerade aus der Beratung 
aus Erfurt, wir haben ganz konkret über ein Projekt 
gesprochen, das jetzt im Land in vielen Städten 
ganz konkret ansetzt zur Unterstützung von Fa-
milien in schwierigen Lebenslagen mit Kindern, über 
die Grundsicherungsträger, über die Wohlfahrtsver-
bände, über diejenigen, die hier beratend helfen, sich 
einbringen und womit wir insgesamt 500 bis 1.000 
Menschen helfen. Da kann man sagen, das ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein, aber immerhin ist es 
etwas, das Schule machen kann, das zeigt, dass im 
Land dies alles als Tun begriffen wird. Frau Kollegin 
Jung, Herr Hausold, aus der Stadt Gera heißt es 
dann: „Die Stadt Gera begrüßt außerordentlich die Ini-
tiative der Landesregierung zur Integration und Ar-
mutsbekämpfung, zur Förderung von 500 bis 1.000 
Personen aus Bedarfsgemeinschaften nach dem 
SGB II mit Kindern und bekundet hiermit ihr Interesse 
an Beteiligung an dieser Initiative.“ Man äußert noch 
etliche lobende Worte, das will ich jetzt nicht weiter 
ausführen. So haben wir fast flächendeckend in Thü-
ringen ganz konkrete Taten.  
 
Wir sind am 8. April wieder in unserer Runde bei-
sammen, wo wir ganz konkret bei jedem einzelnen 
Punkt abrechnen, was gemacht wird, aber eben nicht 
nur vom Land. Wir sind Motivator und Moderator, 
wir geben auch selber Ressourcen hinzu. Natürlich 
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unterstützen wir diese interkommunale Untersuchung 
ganz konkret, weil es auch in unserem Interesse 
liegt, hier zu helfen und auch mit Ressourcen ent-
sprechend umzugehen. So geschieht das in vielen 
anderen Fällen auch, wo wir ganz konkret dabei sind. 
Ich maße mir wirklich nicht an zu sagen, dass wir 
damit die Kinderarmut in Thüringen geringer hätten 
als anderswo, das ist gar nicht mein Thema. Jedes 
Kind ist eins zu viel. Insgesamt haben wir von der 
Thüringer Landespolitik einschließlich der Wirtschafts-
politik her im Vergleich der neuen Länder zumindest 
günstigere Werte. Die Armutsfrage ist eine Frage 
von Einkommen - was die materielle Armut betrifft, 
es gibt ja die ganzen anderen Facetten - der Eltern, 
man braucht dafür Arbeitsplätze und man braucht 
dafür auch eine zielführende integrierte Wirtschafts-
politik mit Bildungspolitik und allem, was dazugehört.  
 
Wohlgemerkt, jedes Kind ist eines zu viel, und je-
des Kind ist einzeln zu sehen. Da müssen Hilfsan-
gebote sein, das kann nicht alles die Sozialministe-
rin persönlich Auge in Auge mit jedem Kinde orga-
nisieren, das ist auch gar nicht der Punkt. Aber dass 
überall dort, wo die Kinder gekannt werden, in den 
sozialen Räumen, wo Kinder zu Hause sind, Men-
schen da sind, das ist schon etwas. Das kann man 
anregen. Da sind auch die Bemühungen, die in einer 
wirklich glücklichen Verzahnung von Wissenschaft 
und den örtlichen Akteuren in Thüringen gegeben 
sind, etwas Signifikantes. Wenn das greift, denke ich, 
dass wir mittel- und langfristig etwas bewegen, was 
man dann auch ablesen kann.  
 
Das alles sind Dinge, die sind nicht in den noch 
wenigen Wochen dieser Legislatur zu leisten. Aber 
sie sind so anzulegen, dass sie - wie auch immer - 
lange über den Wahltag hinaus Bestand haben wer-
den, weil es Weichenstellungen sind, die in eine an-
erkannte, wissenschaftlich datenbasierte Richtung 
gehen. Bei aller Sympathie in der Sache, die ich zum 
Ausdruck gebracht habe, es ist tatsächlich so: Natür-
lich der Haushaltsgesetzgeber, das Plenum hat alles 
in der Hand. Es hat auch in der Hand, einen einmal 
beschlossenen Haushalt mit im Übrigen einem qua-
lifizierten Sperrvermerk, einem Richtlinienvermerk, 
der Bedingung für die Ausgabe dieses Geldes ist, 
was Sie vorgeschlagen haben, zu ändern. Wenn das 
so einfach gegangen wäre, hätten wir es längst ge-
macht. Aber so einfach ist es eben nicht. Ich den-
ke, man braucht hier auch ein Stück Verlässlichkeit. 
Es ist absehbar, dass wir einen neuen Haushalt ha-
ben werden. Dann muss man mit den entsprechen-
den Vorbereitungen und den entsprechenden Argu-
mentationen, da haben wir jetzt eine ganze Menge, 
in die Debatte gehen. Dann werden wir das errei-
chen, was ich gesagt habe. In diesem Fall und in 
vielen anderen Fällen haben wir es bereits getan. Auf 
diesem Weg werden wir auch weitermachen. 
 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, lassen Sie uns weitergehen auf diesem von Um-
sicht getragenen, fundierten Weg einer wirklich ziel-
führenden Bekämpfung von Kinderarmut in diesem 
Land. Aber führen wir jetzt nicht Debatten über Dinge, 
die im Haushalt festgeschrieben sind, die wir im Üb-
rigen auch für soziale Zwecke ausgegeben haben, 
weil sie in den Gesamthaushalt zurückfließen muss-
ten, aber letztlich doch in sozialer Situation entspre-
chend unterstützt haben. 
 
Von daher sollten wir diesen Weg weitergehen, den 
wir beschritten haben. Danke. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine Anfrage durch 
Frau Abgeordnete Pelke? 
 
Lieberknecht, Ministerin für Soziales, Familie 
und Gesundheit: 
 
Ja. 
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Eine kurze Frage, Frau Ministerin. Die vielen Aktio-
nen, die Sie beschrieben, die langfristig wirken sol-
len, die noch kommen, über die wir noch zu reden 
haben, bleibt aber jetzt hinsichtlich dieser Anträge 
übrig, dass die Landesregierung nicht gewillt ist, kos-
tenfreies Mittagessen für bedürftige Kinder zu finan-
zieren? 
 
Lieberknecht, Ministerin für Soziales, Familie 
und Gesundheit: 
 
Das ist so, ich habe auch erläutert, warum. Das heißt 
nicht, dass die Kinder kein Mittagessen kriegen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich sehe jetzt keine weiteren Redeanmeldungen. Da-
mit schließe ich die Aussprache.  
 
Wir kommen jetzt zu den drei Abstimmungen, und 
zwar zuerst zum Antrag der Fraktion der SPD in 
Drucksache 4/3832. Dazu gibt es eine Beschluss-
empfehlung aus dem Ausschuss für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit mit der Drucksachennummer 
4/4842. Wir stimmen zuerst über diese Beschluss-
empfehlung ab. Wer dieser zustimmt, den bitte ich 
jetzt ... 
 
Moment, es gibt einen Geschäftsordnungsantrag. 
Herr Abgeordneter Höhn. 
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Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Frau Präsidentin, die Beschlussempfehlung umfasst 
die Nummern 1 und 2, und ich bitte um getrennte 
Abstimmung dieser beiden Ziffern. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ja. Namentlich aber nicht? 
 
Dann lasse ich zuerst aus der Beschlussempfeh-
lung die Nummer 1 abstimmen. Wer Nummer 1 der 
Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. Danke schön. Das ist eine 
Mehrheit. Ich frage nach den Gegenstimmen. Es 
gibt keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen gibt 
es auch nicht. Nummer 1 ist einstimmig angenom-
men worden. 
 
Jetzt kommen wir zu Nummer 2 der Beschlussemp-
fehlung. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. Danke schön. Ich frage nach den Ge-
genstimmen. Das sind zahlreiche Gegenstimmen. 
Ich frage nach Stimmenthaltungen. Stimmenthaltun-
gen gibt es nicht. Eine Mehrheit hat Nummer 2 an-
genommen. 
 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung zum Antrag der 
Fraktion der SPD in Drucksache 4/3832 unter Be-
rücksichtigung der eben angenommenen Beschluss-
empfehlung. Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. Niemand? Das ist ja interes-
sant. 
 

(Unruhe im Hause) 
 
Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Ich bitte noch einmal die Abstimmungsfrage zu wie-
derholen. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich wiederhole noch einmal. Wir stimmen jetzt über 
den Antrag der Fraktion - ich spreche ein bisschen 
langsamer - der SPD in Drucksache 4/3832 unter 
Berücksichtigung dessen ab, dass wir die Beschluss-
empfehlung aus dem Ausschuss für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit in Drucksache 4/4842 ange-
nommen haben. Wer dem zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Danke schön, das ist 
eine Mehrheit. Die Gegenstimmen. Es gibt etliche 
Gegenstimmen. Ich frage nach den Stimmenthaltun-
gen. Es gibt auch etliche Stimmenthaltungen. Die-
ser geänderte Antrag ist jetzt angenommen.  
 
Jetzt kommen wir zur Abstimmung zum Alternativ-
antrag der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 4/3990. 
Wer für diesen Alternativantrag ist, den bitte ich jetzt 

um das Handzeichen. Danke schön. Ich frage nach 
den Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit von Ge-
genstimmen. Ich frage nach den Stimmenthaltun-
gen. Stimmenthaltungen gibt es keine. Der Alterna-
tivantrag ist abgelehnt worden. 
 
Nun stimmen wir zum Antrag der Fraktion der SPD 
in Drucksache 4/4765 ab. Hier habe ich nicht ver-
nommen, dass Ausschussüberweisung beantragt 
worden ist. Demzufolge stimmen wir direkt darüber 
ab. Wer diesem zustimmt, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. Danke schön. Ich frage jetzt nach den 
Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit von Gegen-
stimmen. Ich frage nach den Stimmenthaltungen. 
Stimmenthaltungen gibt es keine. Damit ist der SPD-
Antrag in Drucksache 4/4765 abgelehnt worden. 
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 19 a, b und c 
und rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf 
 

Kommunale Handlungsfähig- 
keit in der Energieversorgung  
stärken - Einfluss großer Ener- 
giekonzerne auf die kommu- 
nale Energiepolitik begrenzen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3909 - 
hier: Abschnitt I und II Nr. 2 
dazu: Beschlussempfehlung des  

Ausschusses für Wirtschaft,  
Technologie und Arbeit 
- Drucksache 4/4829 - Neu- 
fassung - 

 
Aus dem Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und 
Arbeit hat Abgeordneter Dr. Schubert das Wort zur 
Berichterstattung. 
 
Abgeordneter Dr. Schubert, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, am 18.03.2008 hat die SPD einen Antrag un-
ter dem Titel „Kommunale Handlungsfähigkeit in der 
Energieversorgung stärken - Einfluss großer Energie-
konzerne auf die kommunale Energiepolitik begren-
zen“ eingereicht. Dieser Antrag hatte zwei Teile.  
 
Unter I eine Entschließung, wo der Landtag sich dazu 
erklären sollte, dass er den Beteiligungsbesitz der 
großen Energiekonzerne an den Stadtwerken für un-
angemessen hält und sich dafür einsetzen will, die-
sen zurückzufahren. 
 
Unter II ein Berichtsersuchen unter 1. zu diesem 
Thema und 2. eine Untersuchung der Beteiligung der 
Landesregierung vornehmen zu lassen.  
 
Die Plenarberatung fand am 09.05.2008 statt. Mi-
nister Reinholz hielt einen Sofortbericht zu II Num-
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mer 1. Der gesamte Antrag wurde dann mehrheit-
lich an den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit überwiesen. 
 
Am 23.05.2008 fand dann die Fortsetzung des Be-
richtsersuchens im Ausschuss statt. Es wurde eine 
Anhörung beschlossen. Diese öffentliche Anhörung 
führten wir am 29.08.2008 durch. Viele Anzuhören-
de haben auch von der Möglichkeit einer schriftlichen 
Stellungnahme Gebrauch gemacht. Die zentrale Fra-
ge bei der Anhörung war, wie zukünftig mit Beteili-
gungen der großen Energieunternehmen umgegan-
gen werden soll. Ein Teil der Anzuhörenden hat sich 
mit der Beteiligung im Hinblick auf den Wettbewerb 
durchaus kritisch geäußert. Unter anderem das Bun-
deskartellamt hat in seiner schriftlichen Stellungnah-
me ausgeführt: „Der hohe Beteiligungsbesitz sei ein 
Strukturhindernis für den Wettbewerb im Energie-
sektor“. Prof. Klaue von der Humboldt-Universität in 
Berlin vertrat die Auffassung, dass es sich bei einer 
Beteiligung großer Energiekonzerne an kommuna-
len Energieunternehmen um eine kartellrechtswid-
rige Absprache handeln könne, was zu einer Nich-
tigkeit der Beteiligungen führe. Er schlug eine Prüfung 
vor, ob und welche Beteiligung zivilrechtlich wichtig 
seien. Kritisch, insbesondere zum Verwaltungsauf-
wand, der aufgrund der Beteiligungen steht, äußer-
te sich in einer schriftlichen Stellungnahme auch die 
Stadt Eisenberg. Eine Absenkung der Beteiligung un-
terstützte auch der VKU. Ablehnend gegenüber dem 
SPD-Antrag, dem Anliegen des Zurückfahrens der 
Beteiligung der großen Energiekonzerne äußerten 
sich die E.ON Thüringer Energie und die Mehrzahl 
der Vertreter der Stadtwerke. Sie führten aus, die 
Vorteile der Beteiligung würden gegenüber den Risi-
ken überwiegen. Auch der Gemeinde- und Städte-
bund sowie die Gesellschaft der kommunalen Strom-
aktionäre in Thüringen GmbH sahen die Beteiligun-
gen weiter als wichtig an. 
 
Am 28.11.2008 und am 23.01.2009 fanden dann 
weitere Ausschussberatungen zu dem Thema statt. 
Am 23.01.2009 im Ausschuss legte die Fraktion 
DIE LINKE eine Beschlussempfehlung vor. Von die-
ser Beschlussempfehlung wurden dann von I Teile 
mehrheitlich beschlossen, die heute als Beschluss-
empfehlung des Ausschusses zur Abstimmung vor-
liegen. Danke. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich eröffne die Aussprache. Mir liegen bisher nur 
die Redeanmeldungen aus der Fraktion DIE LINKE 
und aus der SPD-Fraktion vor. Von der CDU-Frak-
tion würde ich gern den Abgeordneten Carius auf-
rufen, der sich jetzt gemeldet hat, und zwar folgt das 
folgendem Prinzip, dass man in dem Fall natürlich 

in einer solchen Beratung die größte Fraktion zu-
erst nennt, wenn der Antrag von einer der Opposi-
tionsfraktionen eingereicht worden ist und die antrag-
stellende Fraktion in der Regel zum Schluss spricht. 
Ich hatte aber noch keine Redemeldung. Bitte, Ab-
geordneter Carius. 
 
Abgeordneter Carius, CDU: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin, es war sicher nur 
ein Versehen, dass die Redemeldung jetzt nicht so 
schnell vorlag. Ich danke dem Berichterstatter, Herrn 
Dr. Schubert, ausdrücklich für seinen relativ objek-
tiven Bericht und dafür, dass Sie die Argumente ab-
gewogen haben. Tatsächlich war es so, dass die-
ser Antrag, der nun schon ein Jahr alt ist, in der An-
hörung ein Schicksal erlebt hat, was selten ein An-
trag in solcher Stärke erlebt. Die Anhörung ist zum 
Fiasko geraten. Sie wären besser beraten gewesen, 
wenn Sie dem Anliegen einiger Energieversorger, 
die ja - wie ich weiß - vorher mit Ihrer Fraktion das 
Gespräch suchten, gefolgt wären und diesen An-
trag erst gar nicht eingebracht hätten. Es gab dann 
auch die Überlegung, ob Sie den nicht vielleicht zu-
rückziehen. Ich weiß sehr wohl, dass auch meine 
Kollegen von der Fraktion DIE LINKE sich diese Fra-
ge nach der Anhörung stellen mussten. Dieser An-
trag war nicht nur strukturell eine Missgeburt, denn 
es kann natürlich überhaupt nicht angehen, dass man 
eine Entschließung verabschiedet, bei der man fest-
stellt, dass die vertraglichen Einflussmöglichkeiten 
von großen Unternehmen ein Hindernis für mehr 
Wettbewerb und Preisbildung sind, indem man fest-
stellt, dass der Thüringer Landtag Forderungen unter-
stützt, die Beteiligung der großen Energiekonzerne 
an den Stadtwerken nicht mehr zuzulassen, und in-
dem wir auch noch die Stadtwerke zwingen oder die 
Energiekonzerne zwingen, ihre Beteiligung zu ver-
kaufen. Wenn man das feststellt, dann hätte man 
im Grunde vorher klären müssen, ob das denn tat-
sächlich so ist. Sie haben Ihren Antrag so aufgebaut, 
dass wir zuerst feststellen und dann fragen, ob das 
tatsächlich auch der Wahrheit entspricht. In der An-
hörung ist meines Erachtens sehr deutlich gewor-
den, dass Ihre hier in der Entschließung gemach-
ten Punkte mit der Realität überhaupt nichts zu tun 
haben. Daran ändert auch nicht, dass einzelne Stel-
lungnahmen, auch einzelne schriftliche Stellungnah-
men Kritik geäußert haben. Denn auch die konnten 
im Einzelfall nicht nachweisen, dass es hier zu sol-
chen Problemen kommt. Gerade bei der Frage des 
Preiswettbewerbs, bei der Frage, ob die Energie-
konzernbeteiligung an den Stadtwerken dazu füh-
ren würde, dass Vorschlagsrechte missachtet wür-
den, dass Spielräume bei der Auswahl von Vorlie-
feranten eingeschränkt würden zugunsten der be-
teiligten Unternehmen. Gerade das ist ja deutlich 
geworden in der Anhörung, dass die Beteiligungen 
dazu nicht führen, sondern ganz im Gegenteil. Die 
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Beteiligung eines großen Energiekonzerns hat meis-
tens mit der Vorlieferantenstellung relativ wenig zu 
tun, erstens, und zweitens führt das im Ergebnis nicht 
mehr nur zu einer größeren Kapitalstärke der Stadt-
werke, sondern auch dazu, dass unternehmerische 
Entscheidungen der Stadtwerke eben nicht so sehr 
in den Geruch kommen, dass man sich hier einem 
prestigeträchtigen Unterfangen, wie beispielsweise 
dem Bau eines Bürgerkraftwerks, verschreibt, ohne 
nachzurechnen, was das bringt, sondern dass durch 
das Know-how der Energiekonzerne abgesichert 
wird, dass die Stadtwerke eine sinnvolle Entschei-
dung treffen, die am Ende den Bürger nicht mehr 
Geld kostet, als es darf. Also hier werden wirtschaft-
liche Entscheidungen am Ende in den Stadtwerken 
eher möglich, als das der Fall wäre, wenn wir kei-
ne solche Beteiligung hätten.  
 
Insofern, meine Damen und Herren, will ich jetzt gar 
nicht so sehr auf die vielen Punkte eingehen, die in 
der Anhörung deutlich geworden sind, woraus man 
erkennen kann, dass Ihr Antrag gründlich verkorkst 
war, sondern möchte mich ganz herzlich bei den Kol-
legen von der Fraktion DIE LINKE bedanken, die 
uns nämlich die Möglichkeit gegeben hat, nachdem 
der Antrag nicht zurückgezogen wurde, den Antrag 
vom Kopf auf die Füße zu stellen, indem wir jetzt 
feststellen, dass die Beteiligungsstruktur der Stadt-
werke sich grundsätzlich bewährt hat und dass die 
Beteiligungen letztlich dazu führen, dass wir zum ei-
nen eine vernünftige Finanzausstattung in den Stadt-
werken haben und zum anderen auch das Know-
how in den Stadtwerken so ist, wie es sein muss, wie 
es aber nicht automatisch ist, weil man ein Stadt-
werk hat. Da können manche rechtliche Fragen, die 
Sie jetzt auch in der Frage der Regulierung durch 
die Behörden stellen, und manches Wissen über-
haupt nicht vorhalten und insofern sind die Stadt-
werke nachhaltig darauf angewiesen.  
 
Ich will vielleicht noch auf einen weiteren Punkt auf-
merksam machen, der bei Beteiligungsverkauf ja 
auch eine Rolle spielte. Die Frage ist doch, wer soll 
sich denn beteiligen? Momentan stellt sich sowieso 
die Frage, ob Sie einen großen Finanzinvestor fin-
den, der so ein Stadtwerk oder die Beteiligung der 
Vorlieferanten dann tatsächlich finanzieren und kau-
fen kann. Die Kommunen können aus unserer Sicht 
diesen Weg kaum gehen, denn wir werden nicht in 
der Lage sein, den Kommunen das Geld zu geben 
und die Kommunen selbst sind auch nicht in der La-
ge, die Beteiligung zurückzukaufen. Insofern, meine 
Damen und Herren, sind wir gut beraten, wenn wir die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses annehmen 
und den Antrag der SPD-Fraktion ablehnen. Vielen 
Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Abgeordneter 
Buse zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Buse, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, in Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der SPD-Fraktion „Kommunale Handlungsfä-
higkeit in der Energieversorgung - Einfluss großer 
Energiekonzerne auf die kommunale Energiepolitik 
begrenzen“ sind Sie davon ausgegangen, dass der 
Beteiligungsbesitz der großen Energiekonzerne an 
kommunalen Energieunternehmen in Thüringen und 
deren vertragliche Einflussmöglichkeiten a) einerseits 
ein großes Hindernis für mehr Wettbewerb und fai-
re Preisbildung und b) andererseits ein großes Hin-
dernis für die kommunale Steuerungsfähigkeit bei 
der Neuausrichtung der örtlichen Energiepolitik dar-
stellt. Der Minister hat in der ersten Lesung des An-
trags die Frage aufgeworfen, woher Sie als SPD-
Fraktion und damit als Antragsteller die Gewissheit 
nehmen, dass die Beteiligung großer Energiekon-
zerne an kommunalen Energieunternehmen diese 
Ursache für die von Ihnen im Antrag angeführten 
Missstände sind. Herr Schubert, Sie räumten im Na-
men des Antragstellers daraufhin in der ersten Le-
sung lediglich ein, dass dies wohl nicht die Ursa-
che für die Missstände ist, sondern nur einen wich-
tigen Teilbereich für den Wettbewerb darstellt. Das 
kann man im Protokoll auf den Seiten 8.450 und 
8.451 nachlesen.  
 
Nun hatten wir die Anhörung im Wirtschaftsaus-
schuss. Herr Carius, selbst Sie als Berichterstatter 
haben es hier teilweise zum Ausdruck gebracht, in 
der Anhörung zum Antrag im Wirtschaftsausschuss 
wurde aber von keinem kommunalen Vertreter und 
von keinem Vertreter der geladenen Stadtwerke die 
in Punkt I Ihres Antrags formulierte Auffassung, die 
sich ja der Landtag zu eigen machen sollte, bestä-
tigt.  
 
Hinzu kommt, dass im Antrag der Landtag Forde-
rungen unterstützen sollte, Beteiligungen der großen 
Energiekonzerne an Stadtwerken nicht mehr zuzu-
lassen und die Energiekonzerne sogar zu zwingen, 
ihre Beteiligungen zu verkaufen. Pikant in diesem 
Zusammenhang ist, dass die Kollegen der SPD dies 
ihrerseits in einen Antrag aufgenommen und in der 
ersten Lesung so getan haben, als ob zwischen der 
Antragseinreichung - das ist der 13. März, steht auf 
Ihrem Antrag - und der ersten Lesung am 9. Mai in 
der Bundesrepublik nichts passiert wäre. Ich will Ih-
nen sagen, was passiert ist. Bekanntlich gab es mit 
der Drucksache 16/8405 mit Datum vom 5. März 
2008 einen Gesetzentwurf im Deutschen Bundes-
tag mit dem schlichten Titel „Entwurf eines Geset-
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zes zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen“. Mit diesem Gesetz sollte für 
Märkte mit gesamtgesellschaftlicher Bedeutung, auf 
denen der Wettbewerb erstarrt und eine Belebung 
durch natürliche marktwirtschaftliche Entwicklungen 
auf absehbare Zeit nicht zu erwarten ist, ein kar-
tellrechtliches Instrumentarium geschaffen werden, 
um diese strukturelle Schwäche zu beseitigen. Dem 
Bundeskartellamt sollte als Ultima Ratio die Mög-
lichkeit gegeben werden, die marktbeherrschenden 
Unternehmen zum Verkauf oder zumindest zur or-
ganisatorischen und rechtliche Abtrennung von Ver-
mögensteilen zu zwingen, wenn auf andere Weise 
kein wesentlicher Wettbewerb zu erreichen ist.  
 
Ein gleichlautender Antrag lag, initiiert durch das Land 
Hessen, dem Bundesrat vor. Ich verweise auf die 
Drucksache 76/08. Auf diese beiden Gesetzentwürfe 
verwies auch das Bundeskartellamt in seiner Stel-
lungnahme vom Juli 2008 zum Antrag der SPD-Frak-
tion. Es stellte in diesem Zusammenhang fest, dass 
für einen derart weitreichenden Eingriff in unterneh-
merische Strukturen das geltende Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen allerdings keine ge-
setzliche Grundlage bildet. Das Bundeskartellamt 
betont, dass eine mögliche gesetzliche Entflechtungs-
regelung aber die Eingriffssituation zur Vermeidung 
von Auslegungsschwierigkeiten nicht nur abstrakt 
beschreiben sollte. Der konkrete Handlungsbedarf 
sollte vom zuständigen Gesetzgeber selbst für ei-
nen bestimmten Markt festgestellt und die zu ergrei-
fenden Maßnahmen exakt definiert werden. Damit 
führte das Bundeskartellamt die Auffassung Ihrer 
Bundestagsfraktion zum erwähnten Gesetzentwurf 
im Deutschen Bundestag zur Änderung des GWB 
ad absurdum. Diese hatte ihre ablehnende Haltung 
zu diesem Gesetzentwurf im Deutschen Bundes-
tag damit begründet - und vielleicht muss ich Ihnen 
noch einmal vorlesen -, dass „die kürzlich erfolgte 
Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen auf eine Schaffung von stärkeren Zu-
griffsmöglichkeiten des Kartellamtes bei möglichem 
Preismissbrauch der Stromversorger abziele. Die Wir-
kung der Gesetzesänderung müsse noch abgewar-
tet werden, auch bezüglich anderer Regulierungs-
instrumente, wie der Regulierungsbehörde, sehen 
die Fraktionen von SPD und CDU keinen Nachbes-
serungsbedarf. Ferner würde der noch nicht abge-
schlossene politische Entscheidungsprozess auf EU-
Ebene sowie die positive Entwicklung auf dem eu-
ropäischen Strommarkt eine Gesetzesänderung der-
zeit überflüssig machen.“ Wie nun? Sie bringen in 
den Landtag Forderungen ein, für die Ihre Bundes-
tagsfraktion sich weigert, die notwendigen bundes-
rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. Das 
genau ist zwischen der Einreichung Ihres Antrags und 
der ersten Lesung hier im Landtag passiert. Sie er-
dreisten sich sogar, die Landesregierung in Punkt II.2 
aufzufordern, nicht nur die Untersuchungen durch-

zuführen, wie Sie das vorhin hier gesagt haben, 
sondern auch die notwendigen Handlungsnotwen-
digkeiten einschließlich möglicher bundesgesetzlicher 
Änderungen aufzuzeigen und das sind genau die, 
die Ihre Bundestagsfraktion genauso wie die Frak-
tion der CDU verworfen hat. Bei aller kritischen Dis-
tanz zur Landesregierung kann ich nur sagen, das 
hat sie nicht „verdient“, von Ihnen zu solcher Farce 
aufgefordert zu werden.  
 

(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Den Beifall können Sie sich doch sparen, liebe Kol-
legen der CDU. Damit keine Missverständnisse auf-
kommen, DIE LINKE ist für starke Stadtwerke und 
wir wünschen uns auch, dass der zum Teil noch re-
lativ große Einfluss großer Konzerne auf Thüringer 
Stadtwerke weiter reduziert und sogar beendet wird.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Um darauf Einfluss nehmen zu können, reichen die 
rechtlichen Instrumentarien nicht aus. Deshalb hat 
DIE LINKE im Deutschen Bundestag diesem von 
mir erwähnten Gesetzesantrag zur Änderung des 
GWB, anders als Ihre Fraktionen, zugestimmt.  
 
Mein Kollege Kummer wies in der ersten Lesung auf 
die weiteren Probleme in Umsetzung Ihres Antrags 
hin, die Finanzierung der Rekommunalisierung der 
Konzernanteile. Darauf wurde bisher in der Diskus-
sion und auch in der Anhörung von Ihnen keine Ant-
wort gegeben. Aus diesen und anderen Gründen 
konnten wir Ihrem Antrag in der vorliegenden Form 
und Fassung nicht zustimmen, aber auch der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses werden wir, 
weil sie unseres Erachtens nach zu plakativ ist, nicht 
zustimmen. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Abgeordneter 
Dr. Schubert zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Dr. Schubert, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich fand es schon ganz interessant, Herr 
Buse, dass Sie sich hier vorn hinstellen und zehn Mi-
nuten darüber reden, was die SPD-Fraktion für ei-
ne Auffassung zu dem Thema haben sollte, anstatt 
einmal Ihre eigenen Positionen hier darzulegen. Das 
wäre sicherlich ein bisschen interessanter bei dem 
Thema gewesen, denn ich glaube, als wir den An-
trag eingebracht haben vor einem Jahr, da war von 
Krise in Deutschland und der Welt noch nicht viel 
zu reden, da war man noch überall in der Euphorie 



10590 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 
 
 
der Privatisierungswelle. Einzig und allein damals 
diese Entscheidung in Leipzig, als die Bürger darü-
ber entscheiden sollten, ob die Stadtwerke verkauft 
werden sollen oder nicht und eine höhere Wahlbe-
teiligung als bei der Oberbürgermeisterwahl zustan-
de kam und 90 Prozent der Bürger gegen den Ver-
kauf der Stadtwerke waren, hat gezeigt, dass die Be-
völkerung in dieser Hinsicht schon wesentlich wei-
ter ist. Denn die großen Energiekonzerne sehen 
hauptsächlich auf ihre Quartalszahlen, damit sie ihre 
Anteilseigner, die Fondsmanager befriedigen kön-
nen und langfristige Strategien, die so ein Unterneh-
men haben muss, vor allen Dingen, wenn es um 
die kommunale Daseinsvorsorge geht, spielen dort 
überhaupt keine Rolle, sondern nur die Profitmaxi-
mierung. Das haben wir jetzt gesehen. Deshalb ganz 
klar noch mal von uns: Wir brauchen für die kom-
munale Daseinsvorsorge starke und unabhängige 
Stadtwerke, die möglichst nicht dem Einfluss der gro-
ßen Energiekonzerne unterliegen, die auch natürlich 
noch in diesem Unternehmen ihre eigenen Interes-
sen durchsetzen wollen. Deshalb streben wir nach 
wie vor einen Rückzug der Vorlieferanten aus den 
Stadtwerken an. Herr Carius, ich dachte immer, zur 
Berichterstattung aus dem Ausschuss, was ich ge-
macht habe, dass ich natürlich eine neutrale Posi-
tion einnehme und lediglich berichte, was dort pas-
siert ist, und nicht schon eine Meinung zu dem The-
ma vertrete, sondern dazu ist ja dann die Debatte 
da. In dem Sinne habe ich nur wiedergegeben, was 
dort gesagt worden ist. Wenn Sie da richtig zuge-
hört haben, habe ich von einer ganzen Reihe von 
Leuten berichtet, die unsere Auffassung teilen, auch 
wenn sie teilweise nicht bei der Anhörung dagewe-
sen sind, aber sie haben ihre schriftliche Stellung-
nahme abgegeben, wie z.B. die Stadt Eisenberg, die 
Stadtwerke Eisenberg oder das Bundeskartellamt. 
Deshalb muss man auch diese Stellungnahmen mit in 
die Debatte einbringen und nicht nur das, was man 
dort gehört hat.  
 
Natürlich fällt besonders bei der ganzen Debatte 
auf, welche eigenartige Position DIE LINKE hier ein-
nimmt. Wenn ich sehe, wie Herr Ramelow als Spit-
zenkandidat unterwegs ist im Land und überall von 
Rekommunalisierung redet und dass die großen 
Stromkonzerne doch aus den Stadtwerken raus müs-
sen, dann passt das überhaupt nicht mit dem zusam-
men, was der Herr Buse hier erzählt hat. Er bringt 
dann noch in die Debatte eine eigene Beschlussemp-
fehlung ein, die noch weit hinter das zurückfällt, was 
der VKU gesagt hat. Dann stimmt man dem eige-
nen Beschlussvorschlag nicht mal zu. Heute kann 
man auch nicht zustimmen, sondern am Ende ha-
ben Sie nur die Vorlage für die CDU geliefert, da-
mit Sie einen Grund haben, unseren Ursprungsan-
trag nicht abzulehnen, sondern Sie haben ja jetzt 
für die was anderes geschrieben, damit sie das heute 
beschließen können. So stellt sich das für mich dar. 

Wir halten natürlich, das habe ich schon mehrfach 
gesagt, weiterhin an unserem Anliegen fest, dass 
die großen Stromkonzerne möglichst aus den Stadt-
werken heraus sollen und dass vor allem die Anteile 
nicht weiter erhöht werden sollen. Deshalb werden 
wir am Ende dem Antrag oder der Beschlussemp-
fehlung nicht folgen können. Es hat keinen Zweck, 
unseren Antrag noch einmal dagegenzustellen, weil 
die Mehrheiten hier klar sind. Wir werden der Be-
schlussempfehlung nicht zustimmen. Ich sage Ihnen 
jetzt schon voraus, warten wir noch ein paar Jahre 
ab, dann werden viele andere, die heute noch gar 
nicht dieser Meinung sind, sich dem anschließen kön-
nen und die gleiche Meinung vertreten, dass wir 
mehr Wettbewerb brauchen, dass die großen Ener-
giekonzerne, die ja ein Monopol bei der Erzeugung 
haben und damit auch verhindern, dass erneuerba-
re Energien in den Stadtwerken zum Durchbruch 
kommen, dass diese aus den Stadtwerken raus müs-
sen und dass wir unabhängige und selbstständige 
Stadtwerke brauchen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt noch eine Redemeldung durch den Abge-
ordneten Buse für die Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Buse, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, Herr Dr. Schubert, Ihre Äußerung 
auch hinsichtlich unseres Abstimmungsverhaltens 
und unseres Verhaltens im Ausschuss kann ich ja 
nur als Beleg dafür werten, dass Platz 3 von Lan-
deslisten wahrscheinlich nichts mit Kompetenz zu 
tun haben. 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Das gilt zumindest für eure Truppe.) 

 
Vielleicht kann Herr Mohring das bestätigen.  
 

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU:  
Ihr seid gute Demokraten.) 

 
Ich hatte versucht, Ihnen deutlich zu machen, dass 
wir vom Anliegen Ihres Antrags - keine weiteren An-
teilsverkäufe an Konzerne und sogar Rückführung 
dieser - ja einer Meinung sind. Herr Ramelow hat 
im Bundestag, weil Sie den Namen und sein Auf-
treten benannt haben, für das Änderungsgesetz ge-
stimmt. Ihre Kollegen waren dagegen. Sie müssen 
doch mal wissen, was Sie in Berlin und in Erfurt für 
einen Unsinn treiben.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 

(Unruhe SPD) 
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Die Regelungen sollten geschaffen werden, der recht-
liche Rahmen, damit das gemacht werden kann, 
was Sie wollen. Leider müssten Sie wahrscheinlich 
mehr mit Ihren Kollegen in Berlin reden. Ihre Bemer-
kungen zum Agieren von Mitgliedern unserer Frak-
tion nehme ich jetzt als billigen Versuch, von Ihrer 
eigenen Inkompetenz abzulenken. Wie wir als Frak-
tion zu Ihrem Antrag stehen - da gebe ich Herrn 
Carius recht - in Form und Fassung, der stand ja 
auch auf dem Kopf, hat mein Kollege Kummer be-
reits in der ersten Beratung am 9. Mai dargelegt. Als 
Resümee seiner Ausführungen stellte er abschlie-
ßend damals fest, wenn ich mich recht entsinne; 
wegen all dieser ungeklärten Dinge lehnen wir den 
SPD-Antrag hier ab. Die vom Wirtschaftsausschuss 
durchgeführte Anhörung, ich sagte das vorhin schon 
mal, zur Antragsproblematik hat uns in unserer Ab-
lehnung noch eher bestärkt als uns zu veranlassen, 
unsere ablehnende Position zu überdenken.  
 
Nun komme ich zu Ihrem Vorwurf: Mit dem Abschluss 
und der Auswertung der Anhörung im Wirtschafts-
ausschuss standen wir, die drei Mitglieder unserer 
Fraktion im Wirtschaftsausschuss, vor der Situation, 
einer formalen Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses, die mit hoher Wahrscheinlichkeit auf die for-
male Ablehnung des Antrags hinauszulaufen schien - 
Herr Carius deutete so etwas an -, zuzustimmen oder 
substanzielle Feststellungen bzw. Erkenntnisse aus 
der durchgeführten Anhörung in einer Beschluss-
empfehlung aufzunehmen, weil wir meinten, die An-
zuhörenden haben es verdient, dass der Landtag, 
wenn es denn möglich ist, in einer Feststellungser-
klärung die substanziellen Fragen einer Anhörung 
zu einem Antrag oder zu einem Problem wieder-
gibt. Wir zogen daraus die Schlussfolgerung, dass 
der Ausschuss in seiner Beschlussempfehlung für 
den Landtag auch bei Ablehnung des gestellten An-
trags trotzdem seine Auffassung bzw. seinen Stand-
punkt zur Problematik zum Ausdruck bringen soll-
te. Aus diesem Verständnis heraus haben Mitglie-
der unserer Fraktion im Ausschuss keinen Antrag, 
sondern lediglich einen Vorschlag für eine Beschluss-
empfehlung des Ausschusses eingebracht.  
 
Aus unserem Verständnis für parlamentarische De-
mokratie leiteten wir ab, dass dieser Entwurf einer 
Beschlussempfehlung nicht unserer politischen Auf-
fassung zur Problematik folgte. Darauf habe ich wäh-
rend der Ausschuss-Sitzung sogar hingewiesen, viel-
leicht vergeblich. Es war der Versuch, die von uns 
wahrgenommenen Essentials der Anhörung so neut-
ral wie möglich darzustellen. Wer die Anhörung ver-
folgt hat, der kann ja sehen, dass wir uns maßgeb-
lich auf die Ausführungen des VKU gestützt haben. 
Der von uns unterbreitete Vorschlag wurde bekannt-
lich im Ausschuss aus Sicht der Mehrheitsfraktion 
abgeändert. Dies führte zu dem von Ihnen hier, Herr 
Schubert, verächtlich gemachten Abstimmungsver-

halten unserer Mitglieder im Hause. Ich will jetzt nicht 
im Einzelnen darlegen, was geändert worden ist, das 
wissen Sie ja selbst, Sie hatten ja auch den Ent-
wurf. Unserer Auffassung nach war unser Vorschlag 
so angelegt, dass er im Zusammenhang mit dem 
Antragsbegehr Einflussbegrenzung großer Energie-
konzerne auf die kommunale Energiepolitik und den 
Ergebnissen der Anhörung einen Gesamtzusammen-
hang herstellen wollte. Durch die Kürzung unseres 
Vorschlags wurde dieser Gesamtzusammenhang 
aus unserer Sicht zerstört und deshalb haben wir 
uns enthalten. Wenn Sie, Herr Schubert, das nicht 
verstehen, dann spricht das nicht für Sie als Par-
lamentarier. Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Seitens der Abgeordneten liegen mir keine weite-
ren Redeanmeldungen mehr vor. Für die Landes-
regierung Herr Minister Reinholz bitte. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, die Anhörung zum Antrag der SPD-Fraktion 
zum Tagesordnungspunkt „Kommunale Handlungs-
fähigkeit in der Energieversorgung stärken“ hat kei-
ne neuen Erkenntnisse gebracht, sondern hat das 
bestätigt, was ich bereits vor einem Jahr dazu aus-
geführt habe. Für eine Beurteilung der Marktsitua-
tion ist maßgebend, dass die Strom- und Gasmärkte 
in der Bundesrepublik Deutschland überregional or-
ganisiert sind. Dies gilt insbesondere für die Strom- 
und Gasbeschaffung weiterverteilender Stadtwer-
ke und Industriekunden. Hier muss von bundeswei-
ten Märkten ausgegangen werden, die bedauerlicher-
weise zurzeit noch erhebliche Wettbewerbsdefizite 
aufweisen. Damit werden Tatsachen geschaffen, 
die mit der Frage von Anteilseignerschaften an re-
gionalen und kommunalen Weiterverteilern nichts 
oder nur sehr, sehr wenig zu tun haben. Der börs-
lich organisierte Stromeinkauf sowie direkt an End-
kunden gerichtete Angebote überregional agieren-
der Konzerne im Strom- und Gasbereich illustrie-
ren diesen Befund sehr deutlich.  
 
Mit diesen wettbewerbspolitischen Maßnahmen über-
regional tätiger Unternehmen werden auf Endver-
teilerebene nun mal Fakten geschaffen, denn damit 
wird ein Preisniveau gesetzt, an dem sich alle Ver-
sorgungsunternehmen in der Bundesrepublik orien-
tieren müssen. Die Beschaffung von Strom und Gas 
erfolgt dann ebenfalls nach einheitlichen Bedingun-
gen, wobei uns die stetig steigenden Preise und der 
fehlende Wettbewerb auf der Einkaufsseite die ei-
gentlichen Probleme bereiten.  
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Die kommunalen Gestaltungsmöglichkeiten reduzie-
ren sich angesichts solcher überregionalen Rahmen-
setzungen ganz erheblich. Wenn man das Markt-
verhalten der Stadtwerke einem Vergleich unterzieht, 
wird man dann auch keinen Zusammenhang zwi-
schen Verhaltensstrategie und Anteilseignersituation 
feststellen können. Gleichwohl hält die Landesre-
gierung aus wettbewerbspolitischen Gründen eine 
Stärkung des kommunalen Einflusses in den Stadt-
werken für sinnvoll. Interventionistische Eingriffe in 
bestehende Marktstrukturen lehnt sie vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Aktivitäten der EU-Kommis-
sion und der Bundesnetzagentur allerdings ab. EU-
Kommission und Bundesnetzagentur arbeiten be-
reits an einer Verbesserung der Situation.  
 
So wird die Bundesnetzagentur noch in diesem Jahr 
die Zusammenlegung der Marktgebiete im Gasbe-
reich weiter vorantreiben und sie denkt auch an eine 
Kapazitätsbewirtschaftung zugunsten unabhängiger 
Gashändler. Sie will Kraftwerksbetreibern Restriktio-
nen auferlegen, soweit konzernseitig integrierte Netz-
betreiber sich nicht um einen Ausbau ihrer Trans-
portnetze, insbesondere der Netzkuppelstellen, zum 
Ausland hin bemühen. Des Weiteren begleitet die 
Bundesnetzagentur die Einrichtung einer bundes-
weit aufgestellten Netz AG, das heißt die Zusam-
menlegung der Übertragungsnetze mit einem neut-
ralen Betreiber. Parallel dazu betreibt sie die Hebung 
von Potenzialen bei der Regelenergie. EU-seitig er-
gänzt werden diese Aktivitäten durch die angestrebte 
Stärkung der Marktintegrität auf den Energiehan-
delsplätzen. Zuvor soll eine zunächst virtuelle, das 
heißt überbörslich organisierte Zusammenlegung der 
Strommärkte Belgiens, Deutschlands, Frankreichs, 
Luxemburgs und der Niederlande auf der Beschaf-
fungsebene erreicht werden.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine ver-
stärkte Integration der Strom- und Gasmärkte in Eu-
ropa dient der Energiesicherheit und kann, verbun-
den mit einer verbesserten Börsenaufsicht, die oli-
gopolistischen Strukturen auf dem Strom- und Gas-
beschaffungsmarkt in der Bundesrepublik auflösen. 
Davon werden dann nicht nur die Verbraucher pro-
fitieren, sondern auch die kommunalen Versorgungs-
unternehmen, die ihre dann verbesserten Einkaufs-
chancen mit ihrer bewährten Kundennähe verbinden 
und in den Dienst einer bürgernahen Versorgung 
stellen können. Zuvor haben es die Kommunen aber 
selbst in der Hand, über den Neuabschluss von Kon-
zessionsverträgen gestaltenden Einfluss auf die Ver-
sorgungslandschaft in Thüringen auszuüben. Die Ge-
staltung der lokalen Energieversorgung in Thürin-
gen ist originäre Aufgabe der Kommunen selbst, in 
die sich die Landesregierung nicht einmischt und 
auch nicht einmischen kann. 
 
 

Der Antrag der SPD-Fraktion der letztendlich auf 
kleinteilige Eingriffe des Staates abzielt und dabei 
die wahren Probleme der Energiemärkte überhaupt 
nicht berührt, ist deshalb abzulehnen. Zugestimmt 
werden sollte vielmehr der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Technologie und Arbeit, 
denn dort wird zutreffend festgestellt, dass sich durch 
die Beteiligungen die Finanzausstattung der Stadt-
werke sowie das Know-how der Unternehmen ver-
bessert haben und dadurch seit 1991 leistungsfä-
hige Stadtwerke im Freistaat Thüringen entstanden 
sind. Richtig, meine Damen und Herren, ist auch, 
dass es zu keiner Erhöhung der bestehenden Be-
teiligung privater Unternehmen kommen sollte, denn 
die Kommunen bilden in den gegenwärtig vermachte-
ten Marktstrukturen ein wettbewerbbelebendes Ele-
ment. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Ich schließe die Aussprache.  
 
Wir kommen zur Abstimmung, und zwar über die 
neue Fassung des Antrags, die in der Beschlussfas-
sung des Ausschusses für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit in der Drucksache 4/4829 enthalten ist.  
 
Irgendwo gab es jetzt einen Geschäftsordnungsan-
trag? Ja, Herr Abgeordneter Schröter. 
 
Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Frau Präsidentin, namens der CDU-Fraktion bean-
trage ich namentliche Abstimmung.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Dann werden wir über diese Neufassung des An-
trags namentlich abstimmen. Ich bitte darum, dass 
die Stimmkarten eingesammelt werden.  
 
Ich gehe jetzt davon aus, dass jeder die Möglich-
keit hatte, seine Stimmkarte abzugeben und bitte da-
rum, dass ausgezählt wird. 
 
Mir liegt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
vor: Es wurden 71 Stimmen abgegeben; mit Ja ha-
ben 44 gestimmt, mit Nein 9, es gab 18 Enthaltun-
gen. Damit ist die Neufassung des Antrags ange-
nommen (namentliche Abstimmung siehe Anlage). 
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Ich schließe den Tagesordnungspunkt 20 und rufe 
den Tagesordnungspunkt 21 auf 
 

Datenhunger nach privaten  
(Kunden-)Daten auch in Thü- 
ringen zügeln 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4375 - 
hier: Nummer II 
dazu: Beschlussempfehlung des  

Innenausschusses 
- Drucksache 4/4715 - 

 
Aus dem Innenausschuss hat Abgeordneter Gent-
zel das Wort zur Berichterstattung. Während er nach 
vorn kommt, sage ich schon einmal, dass wir da-
nach den Tagesordnungspunkt 43, nämlich die Wah-
len, aufrufen und nicht noch einen inhaltlichen Ta-
gesordnungspunkt dazwischenschieben. Bitte, Herr 
Gentzel. 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Frau Präsidentin, der Innenausschuss hat sich in 
seiner Sitzung am 5. Dezember 2008 mit diesem 
Antrag beschäftigt. Ihre Einschränkung war richtig, 
es ging nur noch um den Teil II, welcher sich auf 
Bundesratsinitiativen bzw. Bundesinitiativen bezo-
gen hat. Es gab zu den einzelnen Forderungen aus 
dem Antrag unterschiedliche Auffassungen zwischen 
den Abgeordneten insbesondere zu der Frage „Auf-
nahme Datenschutz in das Grundgesetz“ bzw. „Gänz-
liches Verbot des Handels mit Daten“. Der Innen-
ausschuss hat mit Mehrheit die Nummer II des An-
trags abgelehnt. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall CDU)   
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich eröffne die Aussprache und rufe als Erstes für 
die CDU-Fraktion Frau Abgeordnete Stauche auf. 
 
Abgeordnete Stauche, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Anlass des Vorstoßes der Linkspartei war 
ein Defizit bei der Einhaltung bzw. auch in Teilen 
ein Fehlen von hinreichenden Datenschutzvorschrif-
ten im Bereich von geschäftsmäßigem Handeln mit 
personenbezogenen Daten. Die Landesregierung hat 
im November-Plenum bereits den Sofortbericht zu 
diesem Thema gebracht. Das ist nun schon eine Wei-
le her, aber wir haben uns zudem noch im Innen-
ausschuss mit dem Gesetzentwurf befasst. Unab-
hängig von der hohen Bedeutung des Datenschut-
zes - dies war eine Übereinstimmung im Innenaus-
schuss, aber auch die Einzige - ist die hier vorlie-
gende Gesetzesinitiative der LINKEN das Papier 

nicht wert, auf dem es steht. Das muss ich einfach 
mal so sagen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Zum einen wird die Erarbeitung eines bundesein-
heitlichen Konzepts im Umgang mit Daten von Kun-
den gefordert, was unzweifelhaft nicht dem Einfluss 
dieses Hauses unterliegt. Zum anderen verlangt die 
Linkspartei ein gänzliches Verbot des kommerziel-
len Handels mit Kundendaten. Dies dürfte, wie die 
Landesregierung das in der vorangegangenen Ple-
nardebatte bereits dargelegt hat, allerdings kaum 
mit dem Grundgesetz, mit dem Berufsfreiheitsge-
setz vereinbar sein. Aber das sind wir ja gewöhnt von 
der Linkspartei, das passiert bei denen öfter. Ganz 
nebenbei würde DIE LINKE mit einem Totalverbot 
einer ganzen Branche die Luft abdrehen. Das könn-
ten wir dann gleich im nächsten Nachtragshaus-
halt, den Sie immer fordern, mit einarbeiten.  
 
Aber gehen wir zurück zum Thema: Verankerung 
im Grundgesetz - die Regelung in Artikel 2 (1) in 
Verbindung mit Artikel 1 (1) im Grundgesetz ist völ-
lig ausreichend. Dies bestätigen Datenschützer, Ju-
risten genauso wie Wissenschaftler, also hier sind 
sie sich alle einig. 
 
Zu Punkt II.2 und II.3 kann ich nur sagen: Die 
Bundesregierung und hier insbesondere Minister 
Dr. Wolfgang Schäuble hat die für den Datenschutz 
zuständigen Institutionen aus Bund und Ländern 
zu einem Gespräch am 4. September 2008 einge-
laden. Auf diesem Treffen wurden mit großer Über-
einstimmung Eckpunkte zur Änderung der gesetz-
lichen Grundlagen zum Datenschutz vereinbart. Am 
10. Dezember 2008 wurde dann der auf der Grund-
lage der von den datenschutzzuständigen Institu-
tionen aus Bund und Ländern im September ver-
einbarten Eckpunkte vom Bundesministerium des 
Innern erarbeitete Gesetzentwurf zur Regelung des 
Datenschutzaudits und zur Änderung weiterer da-
tenschutzrechtlicher Vorschriften vom Bundeskabi-
nett beschlossen. Dieser Gesetzentwurf hatte das 
Ziel, die derzeit existierenden Regelungen des Bun-
desdatenschutzgesetzes im Bereich des Adresshan-
dels transparenter zu gestalten. Die Verwendung per-
sonenbezogener Daten zum Zweck der Werbung, 
Markt- und Meinungsforschung sollen in Zukunft 
grundsätzlich nur noch mit ausdrücklicher Einwilli-
gung der Betroffenen zulässig sein. Dadurch wer-
den die Einflussmöglichkeiten der Bürgerinnen und 
Bürger auf die Verwendung ihrer personenbezoge-
nen Daten und damit auch generell ihr Recht auf 
informelle Selbstbestimmung gestärkt.  
 
Weiterhin wurde am 30. Juli 2008 beschlossen, dass 
bei Auskunftsdateien von privatwirtschaftlich geführ-
ten Unternehmen, wie z.B. die Schufa, bei denen 
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die Auskunft oftmals nicht nachvollziehbar war, das 
Informations- und Auskunftsrecht erweitert wurde 
und es jetzt ermöglicht wird, die fehlerhaften Daten 
zu korrigieren, um Missverständnisse aufzuklären. 
Des Weiteren gibt es Möglichkeiten auf freiwilliger 
Basis, dass Unternehmen ein Datenschutzaudit er-
werben können. So weit zu den Maßnahmen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Weitere Berichte über die Presse über sogenannte 
Datenschutzskandale schienen auch 2009 nicht ab-
zureißen. Ich brauche hier nur die Namen zu nen-
nen, die Sie alle kennen: Deutsche Bahn AG, Tele-
kom, Siemens, Lidl. Deshalb hat im Februar 2009 
Herr Minister Dr. Wolfgang Schäuble Herrn Bundes-
arbeitsminister Olaf Scholz, den Bundeswirtschafts-
minister Karl-Theodor zu Guttenberg sowie die Ver-
treter der Arbeitgeber und Gewerkschaften und den 
Bundesbeauftragten für Datenschutz zu einem Spit-
zengespräch zusammengerufen. Es arbeitet jetzt 
eine weitere Kommission an der weiteren Erweite-
rung des Datenschutzgesetzes. Deshalb sehen wir, 
dass dem Anliegen vollkommen Genüge getan ist. 
Wir wissen zwar alle, dass es wahrscheinlich in die-
ser Legislatur nichts mehr wird, wir wissen ja, wie 
Gesetzesvorlagen erarbeitet werden, welche Dauer 
das hat und dass wir das jetzt im Bundestag sicher 
nicht mehr durchbekommen. Aber, ich denke, hier 
liegt es an richtiger Stelle und hier wird es gut be-
arbeitet. Darauf vertrauen wir auch und deshalb die 
Ablehnung des Antrags der LINKEN. Danke. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion rufe ich Abgeordneten Gentzel 
auf. 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich hatte bereits in der ersten Lesung hier 
vorn gesagt, dass ich es für richtig halte, dass wir 
uns zu dieser Problematik austauschen. Es ist über 
die Mehrheiten hier im Haus dazu gekommen, dass 
wir uns nur über den Teil II, nämlich mit der Frage 
Bundesratsinitiativen bzw. Änderung Grundgesetz, 
beschäftigen; es war der Wille der Mehrheit des Hau-
ses. Wir haben dann bei der Ausschussberatung 
gemerkt, dass wir auf der Zeitachse ein Riesenpro-
blem hatten, denn das entsprechende Gesetz da-
zu war von der Bundesregierung schon beschlos-
sen und war dem Bundesrat zur Stellungnahme zu-
geleitet. Dort hat es auch den ersten Durchgang 
durchlaufen, hatte aber noch keine Ausschussüber-
weisung erfahren. Wir wussten zu diesem Zeitpunkt 
überhaupt noch nicht, wie im Endeffekt der Bundesrat 

sich zu diesem Gesetz stellt und ob es da eventuell 
noch einmal Änderungen gibt, welche dann diese Än-
derungen, die hier gewünscht sind, obsolet gemacht 
hätten. Das war zu diesem Zeitpunkt nicht klar. Al-
lein aus diesem Grunde war es schon sehr kompli-
ziert, diesem Antrag zuzustimmen.  
 
Ich will aber auch nicht verhehlen, dass es, was die 
Inhalte des Antrags betrifft, unterschiedliche Auffas-
sungen im Wesentlichen an zwei Punkten zwischen 
den LINKEN und der SPD-Fraktion gibt. Das ist zum 
einen die Frage: Soll dies noch erweitert im Grund-
gesetz manifestiert werden? Wir lehnen das prinzi-
piell ab. Es ist zu einer schönen Übung geworden, 
dass jedes Mal - teilweise wissen die Leute einfach 
nicht weiter - dann einfach gesagt wird, wir ändern 
das Grundgesetz. Das ist teilweise schon inflatio-
när, was da verlangt wird, mittlerweile in das Grund-
gesetz zu schreiben. Natürlich ergeben sich immer 
mal wieder Situationen, dass das Grundgesetz wei-
tergeschrieben werden muss, aber wir sind der Mei-
nung, an dieser Stelle ausdrücklich nicht, wie wir auch 
prinzipiell sagen, die Änderung eines Grundgesetzes 
bedarf einer wirklich intensiv begründeten Ausnah-
me - das als Erstes.  
 
Zweitens, das gänzliche kommerzielle Verbot des 
Handels mit diesen Daten, wir wollen ihn einschrän-
ken, wir wollen auch, dass Verstöße härter sanktio-
niert werden, aber den gänzlichen Handel so aus-
zuschließen, das halten wir nicht für angebracht. In-
sofern haben die Vertreter der SPD-Fraktion im Aus-
schuss aus den drei Gründen, die ich Ihnen genannt 
habe, dafür gestimmt, diese Nummer II des Antrags 
abzulehnen. Ich möchte auch bitten, dass Sie hier 
im Landtag genauso votieren. Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Abgeordneter 
Dr. Hahnemann zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der In-
nenausschuss hat den Punkt II des Antrags bera-
ten. Er hat ihn sicherlich nicht so intensiv und um-
fassend beraten, wie wir es uns gewünscht hätten, 
aber er hat ihn allemal ernsthafter beraten, als Frau 
Kollegin Stauche dieses Thema jetzt hier behandelt 
hat.  
 
Zur Erinnerung, der Punkt II hatte drei Komponen-
ten: 
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1. die Verankerung des Datenschutzes im Grundge-
setz, 
 
2. eine konsequente Novellierung des Bundesdaten-
schutzgesetzes und 
 
3. ein bundeseinheitliches Konzept zur wirksamen 
staatlichen Aufsicht über den Umgang mit Daten.  
 
Gegen die Forderung der Aufnahme des Datenschut-
zes in das Grundgesetz wurde uns entgegengehal-
ten, es bedarf dessen nicht, es gebe eine gefestig-
te Rechtsprechung, und das, obwohl wir wissen, dass 
eine Aufnahme in das Grundgesetz durchaus eine 
qualitativ andere rechtliche Wirkung entfalten wür-
de als das bisher geltende.  
 
Was die Forderung 2, nämlich die Novellierung des 
Bundesdatenschutzgesetzes, angeht, wissen wir 
alle, das schlummert in der Berliner Warteschleife. 
Was bei dem herauskommt, wissen wir nicht und 
die Datenschutzbeauftragten sind auch nicht son-
derlich zufrieden mit dem, was sich jetzt abzeich-
net. Wer hier wen zu Beratungen zusammenruft, das 
garantiert uns noch lange nicht, dass es auch ir-
gendwo Niederschlag in gesetzlichen Regelungen 
finden wird.  
 
Zu Punkt 3, dem bundeseinheitlichen Konzept staat-
licher Aufsicht, erinnere ich nur daran, dass schon 
ein Vertreter des Thüringer Landesverwaltungsamts 
im MDR hatte zugeben müssen, dass für eine wir-
kungsvolle Kontrolle der Einhaltung des Rechts be-
züglich persönlicher Daten das Personal fehlt. Solan-
ge das so ist, braucht man über bestimmte Maßnah-
men, Absprachen und Goodwillerklärungen im Grun-
de genommen hier überhaupt nicht zu reden.  
 
Meine Damen und Herren, Sie wollen ganz offen-
sichtlich den Datenschutz nicht ernst genug neh-
men. Das tut mir leid für den Datenschutz selbst, es 
tut mir auch leid für die Bürgerinnen und Bürger, 
die - und darauf hat Frau Stauche hingewiesen - in 
vielfacher Weise und in ziemlich dreisten Arten vom 
Umgang mit persönlichen Daten betroffen sind. Auch 
wenn Sie diesen Antrag ablehnen, es werden vier 
zentrale Fragen zur Sicherung des Datenschutzes 
für Bürgerinnen und Bürger bleiben:  
 
1. Wir brauchen ein Datenschutzrecht, das ganz kon-
sequent die ausdrückliche Zustimmung des Bürgers 
für die Weitergabe seiner Daten festschreibt.  
 
2. Wir brauchen - und das hat auch das Bundesar-
beitsgericht festgestellt - einen verstärkten Schutz 
von Arbeitnehmerrechten hinsichtlich des Datenschut-
zes.  
 
 

3. Wir brauchen, auch wenn Sie der Auffassung sind, 
dass dies nicht geht oder nicht sein soll, ein weit-
gehendes Verbot des Handels mit persönlichen Da-
ten. 
 
4. Wir brauchen - und das sage ich auch vor dem 
Hintergrund, dass wir Anfang der 90er-Jahre in un-
sere eigene Landesverfassung den Datenschutz aus-
drücklich aufgenommen haben - den Datenschutz 
auch im Grundgesetz.  
 
Irgendwann, meine Damen und Herren, wird es kom-
men, ansonsten verkommt der Datenschutz zur Schi-
märe.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir kei-
ne weiteren Redeanmeldungen mehr vor. Für die 
Landesregierung Innenminister Scherer.  
 
Scherer, Innenminister: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, nachdem Herr Staatssek-
retär Hütte in der 96. Plenarsitzung am 12. Novem-
ber des vergangenen Jahres bereits einen umfas-
senden Sofortbericht erstattet hat, will ich nur noch 
auf einzelne Punkte kurz eingehen.  
 
Der in dem Antrag geforderten ausdrücklichen Ver-
ankerung des Datenschutzes und des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung im Grundgesetz, 
von der eben die Rede war, bedarf es nach Auffas-
sung der Landesregierung nicht. Die bereits ange-
sprochene Rechtsprechung zum informationellen 
Selbstbestimmungsrecht ist gefestigt und Artikel 6 
der Thüringer Verfassung zeichnet die vom Bundes-
verfassungsgericht zu Artikel 2 Abs. 1 Grundge-
setz entwickelten Grundsätze zum Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung in aller Deutlich-
keit nach. Wie aus der im Antrag enthaltenen For-
derung nach Novellierung des Bundesdatenschutz-
gesetzes sowie nach Erarbeitung eines bundesein-
heitlichen Konzepts zur Umsetzung einer wirksamen 
staatlichen Aufsicht über den Umgang mit Kunden-
daten bereits hervorgeht, ist der Datenschutz für den 
nicht öffentlichen Bereich im Bundesdatenschutz-
gesetz geregelt. Die Zuständigkeit für die Rechtset-
zung in diesem Bereich liegt somit beim Bund. Dies 
möchte ich noch mal ausdrücklich hervorheben. Ich 
verweise auf die Gesetzgebungsinitiative der Bun-
desregierung zur Novellierung des Bundesdaten-
schutzrechts, die von einer Arbeitsgruppe der Län-
der, an der auch Thüringen sich beteiligt hat, begleitet 
wurde. Es handelt sich hierbei um den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Änderung des Bun-
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desdatenschutzgesetzes und zum Erlass eines Au-
ditgesetzes, der die Ergebnisse des Datenschutz-
gipfels vom 4. September bei Bundesinnenminister 
Schäuble umsetzt. Auf den Inhalt im Einzelnen will 
ich jetzt nicht mehr eingehen.  
 
Ich will nur drei Punkte hervorheben, z.B. Adress-
handel nur mit Einwilligung der Betroffenen, keine 
Koppelung mit einem Vertragsschluss, entsprechend 
erhöhte Bußgelder beim Datenmissbrauch bzw. ei-
ne Erweiterung des Strafkatalogs. Diese Gesetzge-
bungsinitiative der Bundesregierung wird von der 
Landesregierung im Kern ausdrücklich begrüßt und 
unterstützt, wenngleich die Stellungnahme des Bun-
desrats dazu auch noch diverse Prüfbitten und Än-
derungsvorschläge enthält. Der Gesetzentwurf liegt 
gegenwärtig dem Innenausschuss des Bundestags 
zur Befassung vor. Am 23. März 2009 fand dort ei-
ne öffentliche Anhörung von Sachverständigen zu 
dem vorliegenden Entwurf statt.  
 
Was die Ausgestaltung des Arbeitnehmerdatenschut-
zes angeht, so hat der Bundesrat am 7. November 
vorigen Jahres eine Entschließung gefasst, in der 
er die Bundesregierung bittet, angesichts der Vor-
fälle von Arbeitnehmerüberwachung in Unternehmen 
und angesichts der für Arbeitgeber wie Arbeitneh-
mer unübersichtlichen Gesetzeslage entsprechen-
de gesetzliche Regelungen vorzulegen. Das Bun-
deskabinett hat am 18. Februar 2009 beschlossen, 
in einem ersten Schritt eine Grundsatzregelung zum 
Datenschutz der Arbeitnehmer in das Bundesda-
tenschutzgesetz aufzunehmen. Der weitere Hand-
lungsbedarf im Bereich spezifischen Arbeitnehmer-
datenschutzes soll durch eine Arbeitsgruppe im Ein-
zelnen geprüft werden. Wegen der Komplexität die-
ses Vorhabens waren sich aber alle Teilnehmer 
des Spitzentreffens einig, dass diese Arbeiten erst 
in der nächsten Legislaturperiode zum Abschluss ge-
bracht werden können. Ein umfassendes Gesetzes-
werk, in dem alle Arbeitnehmerdatenschutzrechte 
gebündelt sind, kann somit erst in der nächsten Le-
gislaturperiode verabschiedet werden. Die Landes-
regierung hält im Einklang mit der Bundesregie-
rung diese Zeitperspektive für die Schaffung eines 
durchdachten und auch sorgfältigen Gesetzentwurfs 
für richtig. Der vorliegende Antrag fordert ein gänz-
liches Verbot des Handels mit personenbezogenen 
Daten. Nach Auffassung der Landesregierung ist ein 
solch weitreichendes Verbot unter Verhältnismäßig-
keitsgesichtspunkten nicht zulässig. Dies wird selbst 
von den Datenschutzbeauftragten des Bundes und 
der Länder nicht verlangt und dürfte insbesondere 
mit den Grundsätzen der Privatautonomie und der 
grundgesetzlich garantierten allgemeinen Handlungs- 
und Berufsfreiheit kollidieren.  
 
Zusammenfassend kann zwar von einem Daten-
hunger nach privaten Kundendaten jedenfalls in Thü-

ringen nicht die Rede sein. Die rasant gestiegenen 
Möglichkeiten der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie, gepaart mit der vorhandenen kri-
minellen Energie einiger Mitmenschen erfordern aber 
Wachsamkeit, um gesetzliche Regelungslücken zu-
verlässig zu schließen und damit illegalem Daten-
hunger einen Riegel vorzuschieben. Dies geschieht 
durch den genannten aktuellen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung. Vor diesem Hintergrund rege ich 
an, der Beschlussempfehlung des Innenausschus-
ses zu folgen und Nummer II des Antrags abzu-
lehnen. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen 
mehr vor. Ich kann die Aussprache schließen und 
wir kommen zur Abstimmung.  
 
Der Innenminister ist eben noch einmal auf die Be-
schlussempfehlung eingegangen. Wir stimmen dem-
zufolge direkt zu Nummer II aus dem Antrag der 
Fraktion DIE LINKE in Drucksache 4/4375 ab. Wer 
diesem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Danke schön. Ich frage nach den Gegen-
stimmen. Das sind zahlreiche Gegenstimmen. Ich 
frage nach den Stimmenthaltungen. Es gibt keine 
Stimmenthaltungen. Die Nummer II ist abgelehnt. 
 
Ich möchte jetzt gern den Tagesordnungspunkt 43 
aufrufen, hatte auch gebeten, dass mit den Parla-
mentarischen Geschäftsführern noch einmal Rück-
sprache genommen wird, denn wir wollen auf je-
den Fall verhindern, dass die Wahl der Mitglieder der 
Bundesversammlung, die wir aus dem Thüringer 
Landtag entsenden, durch irgendetwas gefährdet 
wird.  
 
Jetzt möchte ich erst einmal die drei Geschäftsfüh-
rer abfragen, ob sich gegen diesen Aufruf Wider-
spruch erhebt. Für die SPD-Fraktion, Herr Höhn? 
Nein. Ich bitte, bevor ich den Tagesordnungspunkt 43 
aufrufe, Herrn Worm, an meine rechte Seite zu tre-
ten, weil Frau Abgeordnete Berninger Wahlhelferin 
ist. Ach, es gibt eine Veränderung, das übernimmt 
Abgeordneter Gumprecht. 
 
Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 43 
 

Wahl der vom Thüringer Land- 
tag zu wählenden Mitglieder  
der 13. Bundesversammlung 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der SPD, CDU und DIE LINKE  
- Drucksachen 4/4886/4980/4981 - 
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Ich möchte dazu folgenden Hinweis geben: Gemäß 
der Bekanntmachung der Bundesregierung über die 
Zahl der von den Volksvertretungen der Länder zu 
wählenden Mitglieder der 13. Bundesversammlung 
sind durch den Thüringer Landtag 18 Mitglieder zu 
wählen. Die Fraktionen haben dazu jeweils eine Vor-
schlagsliste eingereicht. Die Sitze werden, da meh-
rere Vorschlagslisten vorliegen, den Listen nach der 
Zahl der ihnen zufallenden Stimmen gemäß § 4 
Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über die Wahl des Bun-
despräsidenten im Höchstzahlverfahren d’Hondt zu-
geteilt. Die Wahlvorschläge liegen Ihnen in den 
Drucksachen 4/4886 - das ist der Wahlvorschlag 
der SPD -, 4/4980 - das ist der Wahlvorschlag der 
CDU - und 4/4981 - das ist der Wahlvorschlag der 
Fraktion DIE LINKE - vor. 
 
Jeder Abgeordnete hat eine Stimme für eine der 
drei Listen der Fraktionen. Ich zeige das vorsichts-
halber mal, auch wenn Sie das im Einzelnen nicht 
lesen können. Das sind die jeweiligen Listen der 
Fraktionen. Sie haben eine Stimme und diese eine 
Stimme können Sie oder sollten Sie auf diesem 
Wahlschein markieren. Die Reihenfolge der Wahl-
vorschläge richtet sich nicht nach den Stärken der 
Fraktionen, sondern nach dem eingereichten Da-
tum der Wahlvorschläge und demzufolge nach den 
Drucksachennummern, wie sie bei der Verwaltung 
eingegangen sind. Wir werden auch in jedem Fall 
mit einem Stimmzettel abstimmen, da nur durch diese 
Möglichkeit gewährleistet wird, dass nach d'hondt-
schem Höchstzahlverfahren die tatsächlichen Stim-
men ausgezählt werden können. 
 
Die Schriftführer werden jetzt, wie das bei solchen 
Wahlen üblich ist, die Namen verlesen. Ich frage 
jetzt nur noch danach, ob Aussprache zu dieser Wahl 
gewünscht wird. Das ist nicht der Fall. Wenn also 
geheime Abstimmung beantragt wird, werden die 
Schriftführer die Namen verlesen und der Stimm-
zettel wird dort in der Kabine ausgefüllt. Ich gehe 
jetzt davon aus, dass dieses Verfahren so geteilt 
wird, sonst hätte ich nämlich vorher gefragt, ob der 
offenen Wahl widersprochen wird. Als Wahlhelfer 
bitte ich die Abgeordneten Holbe, Berninger und 
Eckardt, die sind also schon an ihren Plätzen und 
jetzt kann ich die Wahlhandlung eröffnen und bitte 
darum, dass der Namensaufruf beginnt. 
 
Abgeordneter Gumprecht, CDU: 
 
Matthias Bärwolff, Rolf Baumann, Barbara Bech-
mann, Dagmar Becker, Gustav Bergemann, Sabine 
Berninger, André Blechschmidt, Ralf Bornkessel, 
Werner Buse, Christian Carius, Birgit Diezel, Sabine 
Doht, Monika Döllstedt, Hans-Jürgen Döring, David-
Christian Eckardt, Antje Ehrlich-Strathausen, Volker 
Emde, Petra Enders, Wolfgang Fiedler, Dr. Ruth 
Fuchs, Heiko Gentzel, Michael Gerstenberger, 

Prof. Dr. Jens Goebel, Manfred Grob, Evelin Groß, 
Günter Grüner, Christian Gumprecht, Gerhard Gün-
ther, Dr. Roland Hahnemann, Ralf Hauboldt, Dieter 
Hausold, Susanne Hennig, Michael Heym, Uwe 
Höhn, Gudrun Holbe, Elke Holzapfel, Mike Huster, 
Siegfried Jaschke, Margit Jung, Ralf Kalich, Dr. Karin 
Kaschuba, Dr. Birgit Klaubert, Christian Köckert, 
 
Abgeordnete Meißner, CDU: 
 
Eckehard Kölbel, Dr. Michael Krapp, Dr. Peter Krau-
se, Horst Krauße, Klaus von der Krone, Jörg Ku-
bitzki, Dagmar Künast, Tilo Kummer, Frank Kuschel, 
Annette Lehmann, Benno Lemke, Ina Leukefeld, 
Christine Lieberknecht, Christoph Matschie, Beate 
Meißner, Mike Mohring, Maik Nothnagel, Michael 
Panse, Birgit Pelke, Dr. Werner Pidde, Walter Pilger, 
Egon Primas, Jürgen Reinholz, Dr. Johanna Sche-
ringer-Wright, Prof. Dr. Dagmar Schipanski, Fritz 
Schröter, Dr. Hartmut Schubert, Gottfried Schugens, 
Heidrun Sedlacik, Reyk Seela, Diana Skibbe, Dr. Vol-
ker Sklenar, Michaele Sojka, Carola Stauche, Christi-
na Tasch, Heike Taubert, Elisabeth Wackernagel, 
Marion Walsmann, Wolfgang Wehner, Gabriela 
Weißbrodt, Siegfried Wetzel, Katja Wolf, Henry 
Worm, Dr. Klaus Zeh. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich schließe jetzt den Wahlgang und bitte darum, 
dass die Stimmen ausgezählt werden.  
 
Ich stelle das Wahlergebnis fest: Es gab 86 abge-
gebene Stimmzettel, 86 abgegebene Stimmzettel 
waren gültig. Auf den Wahlvorschlag der Fraktion 
der SPD fielen 15 Stimmen, auf den der Fraktion der 
CDU 44 Stimmen, auf den der Fraktion DIE LINKE 
27 Stimmen.  
 
Damit sind nach dem Höchstzahlverfahren d’Hondt 
als Mitglieder der Bundesversammlung gewählt: 
 
aus dem Wahlvorschlag der SPD: Herr Ralf-Uwe 
Beck, Frau Heike Taubert, Herr Christoph Matschie;  
 
aus dem Fraktionsvorschlag der CDU: Herr Dieter 
Althaus, Herr Dr. Bernhard Vogel, Frau Prof. Dr. Dag-
mar Schipanski, Herr Maik Mohring, Frau Evelin 
Groß, Frau Birgit Diezel, Herr Christian Eichner, Herr 
Peter Lepper und Herr Sven Fischer und  
 
aus dem Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE: 
Herr Knut Korschewsky, Herr Dieter Hausold, Frau 
Dr. Birgit Klaubert, Frau Dr. Ruth Fuchs, Frau Iris 
Pöpel, Herr Prof. Dr. Georg Ebert.  
 
Ich gratuliere den gewählten Mitgliedern der 13. Bun-
desversammlung ganz herzlich und gehe davon aus, 
dass sie die Wahl annehmen. Damit schließe ich 
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den Tagesordnungspunkt 43.  
 
Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 24 auf  
 

Entwicklung des Grünen Ban- 
des nach Übertragung der Flä- 
chen durch den Bund 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/4648 - 

 
Die CDU-Fraktion hat nicht signalisiert, dass sie 
das Wort zur Begründung nehmen möchte, aber 
Herr Minister Dr. Sklenar schaut erwartungsfroh und 
möchte seinen Bericht geben. Bitte, Herr Minister 
Dr. Sklenar.  
 
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, über die Ent-
wicklung im ehemaligen Grenzstreifen ist schon 
mehrfach an dieser Stelle von diesem Platz aus be-
richtet worden. Nun sind wir nach langen, zum Teil 
zähen Verhandlungen einen entscheidenden Schritt 
weitergekommen. Wie Sie wissen, haben unsere Ge-
spräche mit dem Bund im Herbst 2003 begonnen, 
wir konnten sie endlich im Jahre 2008 abschließen. 
Zwar wurde mit der Vereinbarung der Regierungs-
koalition auf Bundesebene im November 2005 die 
Übertragung von Flächen des sogenannten Natio-
nalerbes einschließlich des Grünen Bandes an die 
Länder festgelegt, doch meine Erwartung, dass damit 
die Übertragung des Grünen Bandes schnell voll-
zogen werden könnte, wurde enttäuscht. Es bestan-
den Differenzen bezüglich der Gesamtgröße der Flä-
che, der Übernahme von Personalkosten sowie der 
Vertragsgestaltung. Die Vorstellungen des Bundes 
bezüglich der Kosten waren zunächst bei 6 Mio. €. 
Es war sehr mühsam, eine Reduzierung zu erreichen. 
Erst im Frühsommer 2008 konnte eine Einigung da-
hin gehend erreicht werden. Für die ca. 3.600 ha Flä-
chen des Bundes, die nunmehr auf Thüringen über-
tragen werden, sind für Leistungen des Personals der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 520.000 € 
verteilt auf acht Jahre zu zahlen, somit jährlich 
65.000 €. Daraus ergibt sich ein fiktiver Preis von 
1,13 € je Quadratmeter. Dafür wird das Personal des 
Bundesforstes Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
und Verkehrssicherungspflichten im Grünen Band 
durchführen. Am 9. November 2008, dem 19. Jah-
restag der Maueröffnung, wurde in Teistungen die 
Vereinbarung zwischen dem Bund, vertreten durch 
den Bundesumweltminister, der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben und dem Freistaat Thüringen 
unterzeichnet. Damit hat der Freistaat Thüringen wie-
der eine Vorreiterrolle für die Entwicklung des Grü-
nen Bandes eingenommen.  
 

(Beifall CDU)  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem 
Jahr, dem 20. Jahrestag der Maueröffnung, wird so-
mit ein großer Teil der Bundesfläche des Grünen 
Bandes im Eigentum der Stiftung Naturschutz Thü-
ringen sein. Ich gehe nun auf die einzelnen Punkte 
ein.  
 
Zu Punkt 1: An dem seit 1999 verfolgten Leitbild zur 
Erhaltung und Entwicklung des Grünen Bandes wird 
festgehalten. Zur Erinnerung: Dieses Leitbild sieht 
vor, dass die Natur Vorrang an diesem einzigarti-
gen Naturraum erhält, dass das Grüne Band auch 
für künftige Generationen als Teil Deutscher Ge-
schichte sichtbar und begreifbar gemacht wird, dass 
das wirtschaftliche Potenzial auch unter Fremden-
verkehrs- und Erholungsaspekten nutzbar gemacht 
werden sowie die künftige Landnutzung nachhaltig 
konfliktfrei und im Konsens mit den dort lebenden 
Menschen gestaltet wird. Aus dem ursprünglichen 
Leitbild ist der letzte Punkt bezüglich der Klärung 
der Eigentumsverhältnisse mit Übertragung der Flä-
chen entfallen. Aus den Ansprüchen nach Mauer-
grundstücksgesetz sind aktuell noch 100 Hektar bei 
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben anhän-
gig und abschließend dort zu bearbeiten. Diese Flä-
chen werden von der Übertragung zunächst aus-
genommen. Das genannte Leitbild hat sich in den 
zurückliegenden zehn Jahren als richtig erwiesen. 
Der Erhaltung der Natur ist Vorrang einzuräumen, 
aber auch die zeitgeschichtliche Dimension ist von 
Bedeutung. Die Relikte der unmenschlichen Gren-
ze sind als Lernort, insbesondere für die Jugend zu 
erhalten.  
 
Punkt 2: Zu Fragen der Instrumente, mit denen die 
Ziele umgesetzt wurden und werden, kann ich fest-
stellen, dass bislang verschiedene Planungen und 
Projektskizzen erarbeitet wurden. Das Grüne Band 
wurde gezielt in Flurbereinigungsverfahren einbe-
zogen. Aktuell sind 170 Kilometer in 25 Flurberei-
nigungsverfahren integriert. Das Grüne Band ist in 
Zielflächen des Naturschutzes enthalten und wird 
bevorzugt aus dem Naturschutzförderprogramm ge-
fördert. Weiterhin ist das Ministerium seit einigen 
Jahren bemüht, naturschutzrechtliche Ersatzmaßnah-
men in das Grüne Band zu legen, so z.B. im Zuge 
des Ausbaus der A 38. Die an den Bundesforst zu 
zahlenden 520.000 € werden aus Mitteln des Fonds 
nach § 5 Mauergrundstücksgesetz finanziert. Ich hal-
te es ausdrücklich für geboten, auch Mittel der soge-
nannten dritten Tranche, die in den nächsten Jahren 
dem Land zufallen werden, für das Projekt Grünes 
Band vorzusehen. Hierzu kommen erhebliche Mittel 
des Bundes, so z.B. in den Entwicklungs- und Erpro-
bungsvorhaben „Erlebnis Grünes Band“ im Raum 
Thüringer Wald/Thüringer Schiefergebirge unter Ein-
beziehung des Frankenwaldes. Auch über die vor der 
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Genehmigung stehenden Naturschutzgroßprojekte 
„Eichsfeld-Werratal“ und „Rodachtal-Lange-Berge-
Steinachtal“ mit jeweils 130 Kilometer des Grünen 
Bandes werden 12 Jahre lang Mittel fließen. Von 
den jeweils ca. 1 Mio. € pro Jahr in den genannten 
Räumen geht ein Teilbetrag an das Grüne Band.  
 
Verehrte Abgeordnete, es gab und gibt zahlreiche 
lokale und regionale Projekte. Von insgesamt 50 Pro-
jekten wurden bereits 41 in den vergangenen Jah-
ren realisiert. Einige Projekte sind wegen mangeln-
der Verfügbarkeit der Flächen zum Erliegen gekom-
men, andere konnten aus gleichem Grund nicht be-
gonnen werden. Die Gespräche in den lokalen und 
regionalen Gruppen müssen wieder aktiviert werden. 
In diese Aufgabe wird die Stiftung Naturschutz Thü-
ringen als zukünftige Eigentümerin der Flächen ne-
ben den staatlichen Stellen wie der oberen Natur-
schutzbehörde, den Forstämtern und insbesondere 
den Ämtern für Landentwicklung und Flurneuordnung 
einbezogen.  
 
Punkt 3: Wie stellt sich das Grüne Band in dem eu-
ropäischen Verbund dar? Der gesamte ehemalige 
Eiserne Vorhang vom Nordmeer bis an den Balkan 
stellt das „Green Belt“ dar. Das Bundesamt für Na-
turschutz als Vertreter für das BMU bemüht sich 
mit staatlichen Institutionen und Nichtregierungsor-
ganisationen um den Erhalt dieses „Green Belt“. Der 
Freistaat ist unter Partnerschaft der Thüringer Land-
gesellschaft an dem Interreg-Projekt „Green Belt“ 
beteiligt, in dem 17 staatliche und Nichtregierungs-
organisationen aus acht Ländern gemeinsam aktiv 
sind. Themen waren die Analysen der Flächen, die 
sanfte touristische Verkehrsentwicklung und eine 
gemeinsame Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit. Zwi-
schen den Partnern hat sich ein Netzwerk heraus-
gebildet, was in einem Folgeprojekt „Green Belt“ ab 
2009 weitergenutzt werden soll. Vom Bund wurde 
im Jahr 2008 mit Unterstützung Thüringens bei der 
EU Kommission das Lifeprojekt „Green Belt“ zum 
Schutz der Biodiversität beantragt. Ein Modellpro-
jekt ist hier die Werra-Aue.  
 
Verehrte Damen und Herren Abgeordnete, wie be-
reits erwähnt, ist das Grüne Band auch ein Mahn-
mal der Deutschen Geschichte. Zu nennen sind vor-
rangig die Grenzmuseen in Mödlareuth, der Point 
Alpha bei Geisha, das Museum im hessischen Si-
ckendorf oder das Grenzlandmuseum in Teistungen. 
Diese werden durch das Thüringer Kultusministerium 
und zum Beispiel beim Bau des Thüringer Mahn-
mals am Point Alpha auch durch das Ministerium 
für Wirtschaft, Technologie und Arbeit unterstützt. 
Das Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz und 
Umwelt hat in den Jahren 2003 bis 2005 ein Bil-
dungsprojekt für Schüler aufgelegt. Aktuell kann 
ich mir vorstellen, auch Lehrer für solche Projekte 
einzusetzen.  

Zu Punkt 5: Wie bereits angesprochen, gab es im 
Grünen Band eine groß Zahl von Projekten. Als he-
rausragende Beispiele sind die Gestaltungen des 
Drei-Freistaaten-Steines im Landesdreieck Bayern, 
Sachsen und Thüringen, das Projekt Steinachtal-
Linder-Ebene mit seinen Maßnahmen zum Hochwas-
serschutz und das umfängliche Projekt des Wan-
derwegs entlang des Grünen Bandes vom Wartburg-
kreis bis zum Sonneberger Unterland zu nennen. 
In Dankmarshäuser Rhäden wurde eine historische 
Verbindung von Feuchtgebieten zwischen Hessen 
und Thüringen wiederbelebt und führte zu Neuan-
siedlungen verschiedener Vogelarten.  
 
Auf die anstehenden Naturschutzgroßprojekte mit 
ihren positiven Auswirkungen auf die Regionalent-
wicklung hatte ich bereits hingewiesen. Lassen Sie 
mich feststellen, dass nach der Übernahme vom 
Bund zusammenhängende Abschnitte durch Land-
tausch- und Flurbereinigungsverfahren zu schaffen 
sind. Bestehende Pachtverträge sind zu aktualisie-
ren und auszugestalten. Ebenso sind Nutzungsver-
einbarungen mit Gemeinden und Kreisen abzuschlie-
ßen, beispielsweise zur Nutzung des Kolonnenwegs 
als Wanderweg. Die als zukünftige Eigentümer mit 
der weiteren Entwicklung des Grünen Bandes beauf-
tragte Stiftung Naturschutz Thüringen wird in Abstim-
mung mit dem Ministerium und den Fachbehörden 
ein Maßnahmekonzept für die Folgejahre erarbeiten. 
 
Zu Punkt 6: Zum Ablauf der Übertragung der Flä-
chen möchte ich feststellen, dass der Antrag auf 
Vermögenszuordnung zum 1. Mai 2009 gestellt wird. 
Die Antragstellung auf Zuteilung zugunsten der Stif-
tung Naturschutz Thüringen erledigt die Thüringer 
Landgesellschaft. Es handelt sich um eine Fläche 
von rund 3.600 ha. Im Rahmen der Vermögenszu-
ordnung werden die Flächen ohne Notarkosten, oh-
ne Vermessungskosten und in ganzen Grundstü-
cken zugeordnet. Leider konnten wir die Zahlung der 
Grunderwerbsteuer nicht abwenden. Ein Restteil wird 
im Jahre 2010 und möglicherweise darüber hinaus 
zur Übertragung anstehen. Die Flächenverwaltung 
wird durch die Thüringer Landgesellschaft im Auf-
trag der Stiftung Naturschutz wahrgenommen.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie se-
hen, wir waren von Anfang an sehr aktiv um die Er-
haltung und Entwicklung des Grünen Bandes be-
müht und haben es sicher nach einer sehr langen 
Zeit auch erreicht, dass uns vom Bund die notwen-
digen Flächen übertragen werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Damit liegen wir an der Spitze aller anderen betrof-
fenen Länder, die gegenwärtig erst damit beginnen, 
auf der Grundlage unserer Vorbereitungen mit der 
Anteilsübertragung zu arbeiten. Thüringen hat ja als 
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Bundesland den größten Anteil am Grünen Band 
mit ca. 50 Prozent und ist somit seiner Verantwor-
tung in diesem Teil des nationalen Naturerbes ge-
recht geworden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Thüringen wird dadurch um touristische Attraktio-
nen reicher gemacht und das Thüringer Grüne Herz 
Deutschlands mit einem wertvollen Naturbestand-
teil erweitert. Hier werden wir uns auch für die Zu-
kunft weiter engagieren. Ich darf Sie alle bitten, kräftig 
mitzuhelfen, dass das Grüne Band auch das wird, 
was wir uns vorstellen. Schönen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Der Sofortbericht ist gegeben. Ich frage: Wer wünscht 
die Aussprache zum Sofortbericht? SPD-Fraktion, 
CDU-Fraktion und die Linksfraktion, dann eröffne ich 
die Aussprache. Als erste Rednerin hat das Wort 
Abgeordnete Becker, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr Mi-
nister hat es ja schon gesagt, das Grüne Band wurde 
vom Eisernen Vorhang zur Lebenslinie. Ich glaube, 
es ist uns da etwas Gutes gelungen in den letzten 
Jahren. Man muss auch sagen, dass Thüringen wirk-
lich die Vorreiterrolle eingenommen hat. Wenn man 
mit den anderen Ländern spricht, da sagen sie im-
mer, Thüringen hat ja auch das längste Stück. Es 
steht euch auch zu, dass ihr euch so eingebracht 
habt. Aber ich möchte mich an dieser Stelle auch 
ganz herzlich beim BUND Deutschland und auch 
beim BUND Thüringen bedanken. Bei diesem Pro-
jekt waren sie immer an der Seite der Landesre-
gierung und haben sich auch immer bemüht, auf 
Bundesebene voranzuschreiten, denn bei der Bun-
desregierung - gerade auch bei der rot-grünen Bun-
desregierung - hat es ein bisschen geklemmt; dies 
muss man zugeben. Das war so, das hatten wir 
auch schon beim Hainich erlebt, wie schwierig es 
dort ist, wenn Bundesfinanzminister merken, dass 
ihnen Wald gehört, dann wird es nicht ganz ein-
fach, will ich mal vorsichtig sagen. Aber nichtsdesto-
trotz konnte am 9. November die Vereinbarung un-
terzeichnet werden und nach anfänglichen Schwie-
rigkeiten im Umweltausschuss durfte ich dann auch 
teilnehmen. Herr Baldus hat das ein bisschen an-
ders gesehen, aber auch das konnte geklärt wer-
den. Ich fand, es war auch ein besonderer Rahmen, 
wir hatten es dieses Mal auch nicht so weit, es war 
in Teistungen. Es war eine angenehme Sache. Ich 
glaube, dass wir als Land Thüringen uns dieser Ver-
antwortung, die wir jetzt übertragen bekommen ha-

ben, bewusst werden müssen. Bewusst sind wir uns, 
aber wir müssen sie auch vorantreiben und da kommt 
schon noch ein Stückchen Arbeit auf uns zu. Herr 
Minister hat das auch angesprochen, im Moment 
sehen wir, dass 85 Prozent des Grünen Bandes in 
ihrer Lebensraumfunktion noch nicht beeinträchtigt 
wurden. Da haben wir ein hohes Potenzial, was wir 
uns unbedingt erhalten müssen. Wir müssen mit den 
einzelnen Landeigentümern, mit den einzelnen Kom-
munen viele Gespräche führen, dass es auch so 
bleibt und dass wir nur von wenigen Eingriffen aus-
gehen werden in der Zukunft des Grünen Bandes, 
sonst geht uns diese wunderbare Landschaft ver-
loren.  
 
Auch auf die europäische Ebene sind Sie ja schon 
eingegangen. Herr Minister, es ist schon faszinie-
rend, im Vorfeld des Antrags habe ich auch noch mal 
nachgeschaut, wie weit diese Linien gehen. Das 
war mir gar nicht bewusst, dass das so eine Länge 
hat von ganz oben im Norden bis in den Süden Eu-
ropas. Dass da ein Biotopverbund entstehen kann 
von dieser Dimension, das ist schon beeindruckend. 
Wir haben da etwas Einmaliges, was auch wirklich 
erhalten bleiben muss. Sie haben die einzelnen Pro-
jekte schon genannt. Ich wohne oben am Harz. Mein 
Cousin hat genau am Grenzstreifen gewohnt, die 
schauen jetzt immer auf das Grüne Band und sind 
ganz begeistert. Es gibt auch im Harz dieses eine 
Projekt, was zwar von Niedersachsen vorrangig un-
terstützt wird, aber auch die Menschen sind daran 
interessiert, was da entsteht und wie wir diesen Bio-
topverbund erhalten können und auch wollen. 
 
Wir haben eine große Aufgabe. Ich bin davon über-
zeugt, dass die Stiftung die richtigen Instrumente zur 
Verfügung stellt, dass die Stiftung die Aufgabe ziel-
gerecht und gut umsetzen wird. Wir dürfen nicht so 
viel Zeit verlieren, damit die Gespräche vor Ort auch 
schnell stattfinden können. Wir haben zwar immer 
gedrückt, aber ein bisschen Zeit ist ja doch ins Land 
gegangen, bis es jetzt endlich so weit war. Wir brau-
chen die Akzeptanz vor Ort, die zum größten Teil 
- ich will mal sagen zu 80 Prozent - da ist, das ist gar 
keine Frage. Aber es gibt immer wieder auch Aus-
nahmen, die sehen, dass sie jetzt zum zweiten Mal 
vielleicht nicht ihr Eigentum bekommen, dass sie 
schon mal enteignet wurden und jetzt Probleme ha-
ben, dass es jetzt wieder so sein soll. Ich glaube, da 
sind noch offene Fragen, die aber nur teilweise zu 
Problemen führen werden, aber wir müssen diese 
beachten.  
 
Zur Biotoppflege haben Sie auch etwas gesagt. Da 
sind ja die Mittel bereitgestellt, dass das weiter er-
folgen kann, dass sie auch fachlich untersetzt wer-
den können. Deshalb bin ich der Meinung, dass wir 
dem Grünen Band Thüringens positiv gegenüber-
stehen, dass wir es positiv weiterbegleiten werden 
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und dass es ein positives Zeichen auf diesen ehe-
maligen Grenzstreifen für die Zukunft sein wird. Ich 
bin guter Hoffnung, dass wir damit den Tourismus 
in Thüringen auch ankurbeln können. Danke schön. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat Abgeordnete Tasch, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordnete Tasch, CDU: 
 
Frau Präsidentin, liebe interessierte Kolleginnen und 
Kollegen, es war ein bewegender Augenblick, am 
9. November 2008 in Teistungen bei der Unterzeich-
nung der Rahmenvereinbarung durch Ministerprä-
sident Althaus und Bundesumweltminister Gabriel 
zum Grünen Band dabei gewesen zu sein.  
 
Das Gründ Band erinnert an die menschenverach-
tende Teilung unseres Vaterlandes und ist aber zu-
gleich Symbol für die Wiedervereinigung Deutsch-
lands. Nun kann das Grüne Band als kultur- und 
naturhistorisches Zeugnis gesichert und entwickelt 
werden. Wie schon so oft - ich erinnere nur an die 
Bemühungen Thüringens, den Nationalpark Hainich 
zum Weltnaturerbe erklären zu lassen - war Thü-
ringen wieder als erstes Bundesland aktiv und ist 
in Deutschland Vorreiter bei der Bewahrung des Na-
turerbes geworden. Der Minister hat gesagt, ab 2003 
hat es intensive Verhandlungen Thüringens mit dem 
Bund über die Übertragung der Flächen gegeben. 
Die rot-grüne Bundesregierung - Frau Becker, Sie 
haben es gesagt - erwies sich als zäher Verhand-
lungspartner. Das zeigt einmal wieder, die Grünen 
tragen die Umweltpolitik als Monstranz vor sich her, 
aber wenn es dann mal zur Sache geht, dann knei-
fen sie. 
 
Erst nach der Bundestagswahl 2005 kam Bewegung 
in die Verhandlungen. Im Koalitionsvertrag wurde 
vereinbart, die bundeseigenen Flächen entlang der 
ehemaligen innerdeutschen Grenze im Rahmen des 
Großprojekts Nationales Naturerbe dauerhaft für den 
Naturschutz zu sichern. An dieser Stelle möchte ich 
mich ausdrücklich bei Ihnen, Herr Minister Sklenar, 
bei Dr. Töne, aber auch bei Ihren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern für die erfolgreichen Verhandlungen, 
für das Ergebnis, die Übertragung zu ermöglichen, 
aber auch die Kosten für den Freistaat hier erheb-
lich zu minimieren, bedanken. 
 
Nach der Unterzeichnung der Vereinbarung stehen 
2009 nun zwei Genehmigungen von Naturschutz-
großprojekten in Thüringen an. Das ist zum einen 
das Projekt Rodachtal-Lange Berge-Steinachtal und 
zum anderen das Grüne Band Eichsfeld-Werratal. 
Natur, Mensch und die positiven Effekte des Natur-

schutzes für die Region stehen im Mittelpunkt der 
Naturschutzgroßprojekte. Für die Entwicklung des 
Naturschutzgroßprojekts Eichsfeld-Werratal konnte 
die Heinz-Sielmann-Stiftung als kompetenter Part-
ner gewonnen werden. Heinz Sielmann ist sicher vie-
len von uns noch in Erinnerung. Vor 20 Jahren, am 
21. März 1989, wurde der Film „Tiere im Schatten der 
Grenze“ gezeigt. Damals äußerte Prof. Sielmann sei-
ne Vision eines Nationalparks von der Ostsee bis 
zum Thüringer Wald. Von uns hat sich sicher zum 
damaligen Zeitpunkt niemand vorstellen können, 
dass die Umsetzung dieser Vision, dieses Traums 
von Prof. Sielmann schon kurze Zeit später auf der 
Tagesordnung der aktuellen Politik stehen könnte. 
Bereits Mitte der 90er-Jahre sicherte die Heinz-Siel-
mann-Stifung mit dem Grenzstreifenprojekt Teistun-
gen-Ecklingerode im Landkreis Eichsfeld die natur-
nahe und ökologisch wertvolle Landschaft am Grü-
nen Band. Das nun angegangene Projektgebiet er-
streckt sich auf 130 km vom Harzvorland bis in das 
Werrabergland. Es umfasst viele naturschutzfach-
lich äußerst wertvolle Lebensräume. Rund 340 be-
drohte Tier- und Pflanzenarten der deutschen Roten 
Liste kommen hier vor. Beispielhaft möchte ich nen-
nen die Eibe, den Frauenschuh, die Wildkatze, den 
Rotmilan und die Mopsfledermaus. Einen besonde-
ren ökologischen Stellenwert haben darüber hinaus 
wertvolle Lebensräume der Kulturlandschaft, z.B. 
Magerrasen, Streuobstwiesen und Feuchtgrünland.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, derzeit läuft die 
Förderphase an, das ist die eigentliche Planung. Hier 
wird untersucht, was auf den Flächen vorhanden ist. 
Es wird an der Biotoplenkung, an dem Biotopma-
nagement gearbeitet. Die Federführung hat hier die 
Landentwicklung; denn es ist wichtig, die Landnut-
zer von Anfang an in die Umsetzung einzubeziehen. 
In die Phase 1 und die Umsetzung sollen nur Pro-
jekte aufgenommen werden, die auch akzeptiert wer-
den. Das ist ein sehr guter Ansatz der Vorgehens-
weise. Ich war im Januar 2009 bei der Heinz-Siel-
mann-Stiftung und Herr Spielmann, der Geschäfts-
führer - er ist vielen hier auch bekannt - hat mir noch 
einmal gesagt, dass gerade diese Vorgehenswei-
se, dass die Landentwicklung und die Flurneuord-
nung hier mit einbezogen worden ist, wo er ja auch 
etwas skeptisch am Anfang war, das ist das Richti-
ge und das Wichtige, wenn dieses Projekt Erfolg ha-
ben soll. Da wir wissen, dass in Südthüringen doch 
noch einige Konfliktprobleme sichtbar sind, glaube 
ich schon, dass durch das Instrument der Flurneu-
ordnung dort auch die Lage sich beruhigt und die 
Akzeptanz kommt, weil natürlich mit der Heinz-Siel-
mann-Stiftung auch ein gutes Beispiel, wie Konflikte 
entschärft werden können, vorgelegt wurde.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Mensch 
und Natur gehören zusammen und durch die Si-
cherung des Grünen Bandes wollen wir vor allem 
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auch regionale Wertschöpfung sichern. Dass dies 
gelingen kann, zeigen unsere Beispiele wie Natio-
nalpark Hainich, aber auch unsere Naturparke hier 
in Thüringen. Wir gehen mittelfristig von einem stei-
genden Erlebnis- und Erholungswert aus, der sich 
in höheren Erlösen aus dem ländlichen Tourismus 
und den damit verflochtenen Wirtschaftsbereichen 
niederschlägt. Wichtige Ansatzpunkte sind hier die 
Förderung des Landtourismus, der Fahrradtourismus, 
aber auch die Vermarktung regionaler Produkte. 
 
Ländlicher Tourismus als Wirtschaftszweig ist aber 
von der Existenz intakter Natur- und Kulturlandschaf-
ten abhängig. Ich bin mir sicher, dass die vielen ein-
zelnen Projekte, die es bereits schon gibt entlang 
des Grünen Bandes, sich einmal wie ein grüner Fa-
den am gesamten Grünen Band entwickeln werden. 
Wir haben hier in Thüringen eine sehr große Chan-
ce, eine einmalige Chance, auch eine eigene Mar-
ke zum Vermarkten des Grünen Bandes zu entwi-
ckeln; denn mit 763 km Grünen Bandes sind ja die 
meisten Flächen hier in unserem Freistaat. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, aber auch für die 
Erinnerungskultur trägt das Grüne Band entschei-
dend bei. Das Grüne Band erinnert an das men-
schenverachtende System, welches selbst vor Mord 
an der innerdeutschen Grenze nicht zurückschreckte. 
Thüringen engagiert sich mit vier Grenzlandmuseen 
wieder beispielgebend in Deutschland dafür, den 
nachfolgenden Generationen die Erinnerung an die 
Grenze und das große Leid auch der Menschen, die 
damals im Sperrgebiet gelebt haben, in Erinnerung 
zu halten. Nicht nur die Grenzlandmuseen sind Teil 
der zeitgeschichtlichen Gedenkkultur, sondern auch 
die vielen Gedenksteine für ausgelöschte Dörfer und 
Einzelgehöfte an der ehemaligen innerdeutschen 
Grenze stehen dafür. Deshalb steht das Grüne Band 
auch als Mahnmal.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, die Landesregie-
rung und die CDU-Fraktion haben mit ihrem Enga-
gement bei der Errichtung und der Sicherung des 
Grünen Bandes unserem Anspruch der Bewahrung 
der Schöpfung wieder einmal Rechnung getragen. 
Darauf sind wir stolz. Wir werden auch zukünftig 
mit großem Engagement unsere nationalen Natur-
landschaften erhalten und entwickeln. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Als nächster Redner folgt Abgeordneter Kalich, Frak-
tion DIE LINKE. 
 
 
 
 

Abgeordneter Kalich, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das sehr 
zu begrüßende Projekt, das mit der Übertragung der 
Flächen entlang der ehemaligen innerdeutschen 
Grenze Gestalt annimmt, wird durch meine Fraktion 
ausdrücklich unterstützt. Da Thüringen dabei eine 
Vorreiterrolle eingenommen hat und einen großen 
Anteil der 1.400 km Gesamtlänge betreuen muss, ist 
dies auch Bestandteil unserer Beratung in diesem 
Haus. Insgesamt beraten wir heute über eine Län-
ge von 763 km, über die sich das Grüne Band in 
Thüringen erstreckt. Wer aber denkt, dass der Pro-
zess, der 1990 eingeleitet worden ist, nun am Ende 
steht, der muss enttäuscht werden. Auf die Zeitleiste, 
die der Minister hier aufgezeigt hat, will ich an die-
ser Stelle nicht noch mal eingehen. Die wirkliche Ar-
beit, wie einem vor Ort bestätigt wird, steht jetzt erst 
noch bevor, bzw. wir stecken mittendrin.  
 
Da meine Heimatgemeinde unmittelbar am Grünen 
Band liegt, spreche ich hier auch als beteiligter Kom-
munalpolitiker. Auch in der Flur meiner Gemeinde 
und der Nachbargemeinden gibt es Flächen, die ih-
ren natürlichen Charakter verloren haben. Super-
märkte, wie bei mir im Ort, Minigolfanlagen und Ähn-
liches, die unterdessen im Grünen Band liegen, sind 
ja keine Seltenheit. In einer ganzen Reihe von Be-
reichen müssen wir also über Flurneuordnung und 
Flächenaustausch nachdenken. Dabei sollte man 
auch über die Anbindung von Flächen an das Grü-
ne Band mitberaten. Beispiele dafür sind im Eichs-
feld das Naturschutzgroßprojekt der Fielmann-Stif-
tung oder in Südthüringen das Rodachtal, wie es 
durch den Minister ja schon genannt wurde.  
 
Wenn man sich vor Ort mit Verantwortlichen un-
terhält, wird man aber auch auf andere Probleme 
aufmerksam gemacht. Sehr oft hört man z.B. die Fra-
ge, welchen Charakter das Grüne Band aus natur-
schutzseitiger Betrachtung haben soll. Wenn ich z.B. 
an das Thüringer Schiefergebirge denke, aus dem 
ich stamme, geht es um das ursprüngliche Ausse-
hen der Flächen, das der Tierwelt entgegenkommen 
würde. Im jetzigen Zustand haben wir auch in der 
Regel eine reine Buschbewachsung. Wie sicherlich 
bekannt ist, ist dies nach fünf Jahren ohne Eingriff 
aber schwer zu korrigieren. Dann zählen diese Flä-
chen bereits unter das Waldgesetz. Im Bereich, in 
dem der Bundesforst Flächen zu bewirtschaften hat, 
gibt es dagegen gute Erfahrungen in der Landschafts-
pflege. Die Landschaftspflege ist aber nur eine Sei-
te der Arbeit vor Ort. Ich hatte die Möglichkeit, an 
einer Reihe von Beratungen zur touristischen Nut-
zung des Grünen Bandes teilzunehmen. Diese Be-
ratungen waren oft vom großen Optimismus der Or-
ganisatoren geprägt. Die Idee, mit dem Begriff „Ruhe“ 
für eine touristische Attraktion zu werben, fand da-
bei große Aufmerksamkeit. In unserer Region ging 
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es dabei um ca. 10 bis 12 Projektpartner, die mit je-
weils 50 Prozent Förderung rechnen können.  
 
Was wir aber heute feststellen müssen, ist, dass 
sich die Vermarktung fast ausschließlich auf ober-
fränkischer Seite, also im Freistaat Bayern, abspielt. 
Dies hat natürlich auch Ursachen in der sehr unter-
schiedlichen Entwicklung im Zeitraum der deutschen 
Teilung. Tourismus im Grenzgebiet der DDR gab es 
bekanntlich nicht. Diese sehr unterschiedlichen Start-
bedingungen müssen aber in der Förderpraxis be-
achtet werden, um nicht 20 Jahre nach der Über-
windung der Teilung eine neue zu zementieren. Sehr 
oft merke ich aber auch, dass der östliche Teil Thü-
ringens im Regionalverbund Thüringer Wald nur eine 
- und ich drücke mich sehr höflich aus - unterge-
ordnete Rolle spielt. Hier muss Landesförderung 
ebenfalls gezielt angesetzt werden. Neue und hö-
here Zertifizierungen sind für viele Kolleginnen und 
Kollegen in der Gastronomie auf Thüringer Seite - 
übrigens entlang des gesamten Verlaufes - nur mit 
sehr hohen Kosten zu erreichen. Dies sind in einer 
Branche, die sehr unter den wirtschaftlichen Bedin-
gungen einer Krise zu kämpfen hat, nicht die bes-
ten Voraussetzungen im harten Konkurrenzkampf. 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die von 
mir aufgezeigten Probleme, die keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit erheben, sollen das Projekt Grünes 
Band nicht infrage stellen, vielmehr will ich den gro-
ßen Handlungsbedarf aufzeigen, den dieses mit-
bringt. Ich denke, wir sind uns darüber einig, dass 
es einen großen Nutzen für die Natur sowie für vie-
le Gewerbetreibende im Freistaat darstellen kann 
und sollte. Dazu bedarf es aber heute und in der 
Zukunft großer Anstrengungen, um diese Chance 
nicht zu vergeben. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen von Abgeordneten liegen 
mir nicht vor, vonseiten der Landesregierung eben-
falls nicht. Dann kann ich die Aussprache schließen.  
 
Ich gehe davon aus, dass das Berichtsersuchen er-
füllt ist. Es erhebt sich kein Widerspruch. Dem ist 
so. Damit ist das Berichtsersuchen erfüllt.  
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 24 und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 25 in seinen Teilen 
 

a) Modulationsmittel vollstän- 
dig in Thüringen verwenden 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4652 - 

 
 

b) Wirtschaftliche Situation der  
landwirtschaftlichen Betriebe  
in Thüringen und Unterstützung  
der Betriebe nach dem „Health- 
Check“ der laufenden Förderpe- 
riode 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4665 - 
dazu: Entschließungsantrag der  

Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4938 - 

 
Vonseiten der SPD und der Fraktion DIE LINKE ist 
keine Begründung signalisiert worden. Ist das kor-
rekt? Das ist korrekt. Damit kämen wir dann gleich 
zum Sofortbericht der Landesregierung zu Ziffer 1 der 
Anträge der Fraktionen der SPD und DIE LINKE 
und damit hat Minister Dr. Sklenar das Wort.  
 
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, nachfolgend möchte ich auf 
die genannten Anträge der beiden Fraktionen einge-
hen. Im Antrag der SPD-Fraktion ist die Landesre-
gierung aufgefordert, zum einen über die Beschlüsse 
der EU-Agrarminister zur Überprüfung der gemein-
samen Agrarpolitik zu berichten und zum anderen 
eine erste Position darzulegen, wie die zusätzlich an-
fallenden Modulationsmittel vollständig in Thüringen 
verwendet werden können.  
 
Dazu möchte ich Folgendes sagen: Bezüglich der 
Bitte um Berichterstattung über die Beschlusslage 
zum GAP-Gesundheitscheck möchte ich noch ein-
mal darauf verweisen, dass auch hier bereits de-
taillierte Ausführungen dazu im Rahmen der Ak-
tuellen Stunde im Dezemberplenum getätigt wurden. 
Nur so viel vielleicht noch einmal an dieser Stelle: 
Insgesamt ist nach wie vor das Verhandlungsergeb-
nis von damals - das ist zwar inzwischen Geschichte 
- unbefriedigend, unbefriedigend in dieser Hinsicht, 
da es ein falsches Signal ist, weil damit Verlässlich-
keit und Planungssicherheit im Hinblick auf politische 
Entscheidungen konterkariert werden. Akzeptabel 
ist diese Entscheidung auch deshalb nicht, weil die 
Thüringer Landwirtschaftsbetriebe besonders und 
überproportional betroffen sind, vor allem eben die 
arbeitsintensiven und wertschöpfungsorientiert aus-
gerichteten Unternehmen. Gerade die sind es aber, 
von denen wir auch zukünftig starke Impulse bei der 
Entwicklung des ländlichen Raums erwarten. In die-
sem Kontext möchte ich aber auch ganz deutlich 
sagen, dass Betriebsteilungen zur Vermeidung die-
ser Direktzahlungskürzungen der falsche Weg sind, 
falsch deswegen, weil es zum einen wirtschaftlich 
ineffizient ist und zum anderen die Gefahr birgt, dass 
der Betrieb nach der Teilung wegen dieses künstlich 
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geschaffenen Tatbestands keine Direktzahlungen 
mehr erhält.  
 
Lassen Sie mich, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, deshalb zum Thema Modulation und hier ins-
besondere zur geplanten Verwendung der Modula-
tionsmittel kommen. Ich will vorwegschicken, bei 
allem Ärger, insbesondere bezüglich der progres-
siven Elemente der Modulation, bewerte ich es den-
noch positiv, dass  
 
1. die in Thüringen modulierten Mittel zu 100 Pro-
zent auch wieder in den Freistaat zurückfließen und 
 
2. die nationale Kofinanzierung für strukturschwa-
che Gebiete, also auch für Thüringen, von 25 Pro-
zent auf 10 Prozent reduziert wird. Damit ist das er-
klärte Ziel der Landesregierung erreicht, dass alle 
modulierten Mittel auch wieder in Thüringen einge-
setzt werden können. Bei der Erarbeitung des ent-
sprechenden Maßnahmekatalogs haben wir uns von 
folgenden zwei Prämissen leiten lassen: Vor dem 
Hintergrund, dass die neuen Herausforderungen 
landwirtschaftliche Betriebe betreffen, auch die Ver-
wendung der Modulationsmittel auf diese zu kon-
zentrieren, und wir wollen das bisher bewährte und 
ausreichend differenzierte Maßnahmespektrum der 
Förderinitiativen nur um wenige neue Maßnahmen 
erweitern. Inhaltlich verfolgen wir dabei vier Maßnah-
mekomplexe, die ab dem Jahre 2010 zur Wirkung 
kommen. Ich sagte es hier schon einmal, ab 2010 
geht das erst, weil ja die Mittel erst 2009 einbehal-
ten werden und dann 2010 erst zur Auszahlung kom-
men. Viele glauben, dass wir die Mittel, die 2009 ein-
behalten werden aus der Modulation, bereits in die-
sem Jahr ausgeben können. Dem ist nicht so, das 
muss man ganz klar und deutlich immer wieder sa-
gen.  
 
Diese vier Maßnahmekomplexe sind: 
  
Erstens wird die Erhöhung der Förderung von In-
vestitionen in der Milcherzeugung in Form der Ver-
änderung der Förderobergrenzen, aber auch der För-
dersätze angestrebt. Das ist ganz wichtig, weil wir 
in die Milchproduktion investieren müssen. Hierin 
sehen wir Chancen für die landwirtschaftlichen Un-
ternehmen, ihre Strukturen zu festigen, um sich für 
den Milchmarkt der Zukunft vorzubereiten.  
 
Zweitens wollen wir im Rahmen der Anpassung der 
Gemeinschaftsaufgabe des Bundes zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes, kurz 
GAK, die KULAP-Beihilfesätze für ausgewählte Maß-
nahmen ab 2010 anheben, um weitere Impulse für 
die bestehenden Agrarumweltmaßnahmen zu geben. 
Für diese beiden Änderungen der FILET wird der 
überwiegende Teil der zusätzlichen Modulations-
mittel verwendet werden.  

Der dritte Komplex verfolgt neue Maßnahmen zur 
Abrundung bestehender Förderungen im Kulturland-
schaftspflegeprogramm, für den Anbau von Legumi-
nosen und für umweltfreundliche Ausbringung von 
Flüssigdünger.  
 
Viertens werden wir die Finanzierung der Ausgleichs-
zulage benachteiligter Gebiete in der bisherigen Hö-
he absichern. Dies ist ein wichtiger Schritt zur Er-
höhung der Verlässlichkeit in die Beihilfehöhe.  
 
Die Umsetzung des anspruchsvollen Programms 
setzt die erforderliche Kofinanzierung voraus. Dem-
entsprechend müssen die erforderlichen zusätzlichen 
Kofinanzierungsmittel ansteigend auf ca. 1,8 Mio. € in 
der Spitze im Jahre 2013 bereitgestellt werden. Die 
Sicherung dieser Gelder hat für die Landesregie-
rung eine hohe Priorität; die Verausgabung der zu-
sätzlichen modulierten Mittel steht dabei erstmalig 
2010 an. Das Ministerium wird für den Haushalt 2010 
entsprechend die Mittel beantragen, um eine Kofi-
nanzierung der von der EU bereitgestellten Mittel 
zu gewährleisten.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kom-
me somit zum Antrag der Fraktion DIE LINKE: „Wirt-
schaftliche Situation der landwirtschaftlichen Betriebe 
in Thüringen und Unterstützung der Betriebe nach 
dem ‚Health-Check’ der laufenden Förderperiode“ 
und führe zu den Punkten seitens der Landesre-
gierung Folgendes aus:  
 
Zu Punkt 1: In den letzten beiden Jahren - da muss 
man wissen, dass die Wirtschaftsjahre in der Land-
wirtschaft nicht vom 01.01. bis zum 31.12. gehen, 
sondern immer von Mitte des Jahres bis Mitte des 
nächsten Jahres -, für die wir eine vollständige Ana-
lyse über die Testbetriebe schon haben, die Wirt-
schaftsjahre 2006/2007 und 2007/2008, hat sich die 
wirtschaftliche Lage der Thüringer Landwirtschafts-
betriebe deutlich verbessert. Das wird durch die 
vorliegende Erstauswertung der Buchführungsergeb-
nisse der Thüringer Testbetriebe deutlich. Nach den 
uns vorliegenden Zahlen hat sich das erwirtschaftete 
Einkommen der Landwirtschaftsunternehmen dem-
nach vom Wirtschaftsjahr 2003/2004 von 21.400 € 
pro AK über das Wirtschaftsjahr 2006/2007 in Hö-
he von 26.500 € auf ca. 35.000 € pro AK im Wirt-
schaftsjahr 2007/2008 erhöht. Diese verbesserte fi-
nanzielle Situation in den Betrieben wirkt sich posi-
tiv auf die Rentabilität, Liquidität und Stabilität vie-
ler Unternehmen aus. Die Thüringer Landwirtschafts-
betriebe nutzen diese positive Entwicklung, um ver-
stärkte Investitionen durchzuführen, Liquiditätsreser-
ven aufzubauen, die Entlohnung der Mitarbeiter zu 
verbessern, die Eigenkapitalausstattung zu stärken 
sowie die Nettoverbindlichkeiten zu reduzieren. Diese 
positive Entwicklung konnte dabei bei Einzelunter-
nehmen im Haupterwerb, Personengesellschaften 



 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 10605 
 
 
und ebenfalls bei Landwirtschaftsbetrieben in Form 
juristischer Personen verzeichnet werden. Dies ist ei-
ne sehr erfreuliche Nachricht, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wobei ich jedoch betonen 
muss, dass diese positive Einkommensentwicklung in 
den Landwirtschaftsbetrieben in erster Linie durch 
die sehr deutlich gestiegenen Erzeugerpreise bei Ge-
treide, Raps und Milch vor allem im Jahre 2007 her-
vorgerufen wurden. Die jüngsten, zum Teil sehr deut-
lichen Preisrückschläge in den letzten Monaten an 
den genannten Märkten verdeutlichten aber, dass 
dieser Höhenflug nicht anhält. Darüber hinaus kommt 
hinzu, dass den deutlich höheren Umsatzerlösen 
gleichzeitig wesentlich gestiegene Betriebsmittelprei-
se gegenüberstehen. Vor allem bei Düngemitteln, 
Saatgut, Pflanzgut, Treib- und Schmierstoffen so-
wie Futtermitteln war dieser Trend zu verzeichnen. 
Gleichzeitig will ich hervorheben, dass dieser Posi-
tivtrend in den Betrieben ganz unterschiedlich an-
gekommen ist. So profitierten von der positiven Ent-
wicklung der Erzeugerpreise insbesondere die Acker-
baubetriebe. Hier wurde in den letzten beiden Jah-
ren solides Einkommen erwirtschaftet. Dagegen ist 
die wirtschaftliche Situation der Landwirtschaftsbe-
triebe mit Tierproduktion sehr differenziert zu beur-
teilen. Futterbau-Milchviehbetriebe konnten in den 
letzten beiden Jahren ihre Wirtschaftsergebnisse we-
sentlich verbessern. Für die Schweinehaltung trifft 
dies hingegen nicht zu. So haben niedrigere Erzeu-
gerpreise für Schweinefleisch und Ferkel bei gestie-
genen Futtermittelpreisen zu deutlichen Einkommens-
verlusten geführt. 2008 konnten zwar wieder etwas 
höhere Schweinepreise erzielt werden, aber wer die 
Preisentwicklung etwas verfolgt hat, weiß, dass die 
Preise auch gegenwärtig nicht gerade sehr rosig sind.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 
bereits darauf hingewiesen, dass im laufenden Wirt-
schaftsjahr 2008/2009 bzw. im Kalenderjahr 2008 
eine deutliche Verschlechterung der Einkommens-
lage der Thüringer Landwirtschaftsbetriebe einge-
treten ist. Die Erzeugerpreise für Getreide, Raps und 
Milch sind gravierend gefallen. Das trifft für die Be-
triebsmittelpreise und damit für die Produktionskosten 
hingegen nicht zu. In der Milchproduktion kommt es 
seit Wochen zu einer Verschlechterung der Markt-
lage auf den nationalen und internationalen Märk-
ten. Der Absatz für Milchprodukte ist weltweit einge-
brochen. Die globale Wirtschaftskrise wird diesen 
Trend möglicherweise weiter verschärfen. Weiter sin-
kende Milcherzeugerpreise gefährden die wirtschaft-
liche Lage vieler Unternehmen. Deshalb ist es zu 
begrüßen, dass vonseiten der EU-Kommission Maß-
nahmen zur Unterstützung der Milcherzeuger - ich 
denke hier an die Intervention bei Butter und Mager-
milchpulver, aber auch die Erteilung von Exporter-
stattungen - durchgeführt werden bzw. schon durch-
geführt wurden. Unabhängig von diesen Maßnah-
men bin ich mir darüber im Klaren, dass die milch-

viehhaltenden Betriebe unserer besonderen Unter-
stützung bedürfen. Dies werden wir auch bei der 
Verwendung der neuen Modulationsmittel dement-
sprechend berücksichtigen.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir hat-
ten in der letzten Woche die Agrarministertagung 
in Magdeburg und haben uns sehr allumfassend mit 
den Fragen und den Sorgen der Milchbauern befasst 
und wir sind sehr froh darüber, dass es dem Bund 
gelungen ist, rund 90 Mio. € aus dem Konjunktur-
programm der EU für die Landwirtschaft zur Verfü-
gung zu stellen, und dass wir diese Gelder nach 
dem normalen Schlüssel, wie die GAK-Mittel auch 
aufgeteilt werden, auf die Länder verteilen. Das heißt, 
wir werden in Thüringen etwa zwischen 4,3 und 
4,6 Mio. € für die nächsten beiden Jahre zur Ver-
fügung haben und wir haben uns darauf geeinigt, 
dass diese Gelder natürlich für die neuen Heraus-
forderungen, aber hauptsächlich für die milchvieh-
haltenden Betriebe eingesetzt werden, hier in ers-
ter Linie für Investitionen in den milchviehhaltenden 
Betrieben, denn wir wollen weiter Milch erzeugen. 
Es bringt uns nichts, wenn wir jetzt eine Abwrack-
prämie für Kühe, so wie das von manchen gefor-
dert wird, in die Welt stellen oder eine Kuhschwanz-
prämie zahlen. 
 

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU: Die 
müssen älter als neun Jahre sein.) 

 
Damit erreichen wir nichts. Ich habe erst heute Mor-
gen wieder mit einem Geschäftsführer eines milch-
viehhaltenden Betriebs gesprochen, die wollen in-
vestieren und die investieren schon, weil sie wis-
sen, dass das die Zukunft ist. Wir haben uns also hier 
sehr lange und sehr ausgiebig darüber unterhalten 
und es wird auch gegenwärtig geprüft, ob es Liqui-
ditätsverbesserungen oder Liquiditätshilfen über die 
landwirtschaftliche Rentenbank dann auch für die-
se Betriebe geben kann. Wir haben die EU-Kommis-
sion aufgefordert, alle Maßnahmen zu nutzen und 
den Markt zu entlasten, z.B. durch die Fortführung 
der Butter- und Magermilchpulverintervention, aber 
auch die Wiederbelebung der innergemeinschaft-
lichen Beihilfen zur Verwendung von Milchproduk-
ten in der Lebensmittelverarbeitung. Wer auf dem 
Milchtag hier auf der ega in den letzten Wochen war, 
hat selbst gehört, was der Geschäftsführer einer der 
größten Molkereien darüber gesagt hat, dass man 
das Butterfett austauscht gegen billigeres Pflanzen-
fett, um die Produkte billiger zu machen und man 
demzufolge eine Überproduktion an Butterfett hat und 
damit gar nicht weiß wohin und letztlich dadurch der 
Preis sinkt. Die Agrarminister sind auch dafür, der 
Bund soll sich gemeinsam mit der EU dafür einset-
zen, dass durch eine Weiterentwicklung des EU-
Schulmilchprogramms dies zu einem attraktiven und 
unbürokratischen Angebot geführt wird; nach wie vor 
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sind geeignete Exportstrategien für aufnahmefähige 
Märkte in Industrie- und Schwellenländern zu finden. 
Ich denke schon, es ist eine ganze Menge, was wir 
dort erreichen konnten, wobei das alles natürlich lang-
fristig angelegt ist. 
 
Nun zu Punkt 2, zum Anteil der staatlichen Zah-
lung an betrieblichem Einkommen: Die Angaben 
zur Höhe der staatlichen Zahlung in Form der Di-
rektzahlung der Beihilfen für Agrarumweltmaßnah-
men und die Ausgleichszulagen in den benachtei-
ligten Gebieten liegen für die Jahre 2005 bis 2007 
vor. Vielleicht ist es günstig, wenn ich hier mal ein 
paar Zahlen dazu nennen. Es geht ja nicht um das 
Betriebseinkommen, sondern es geht um den An-
teil des Betriebseinkommens, was aus staatlichen 
Zahlungen resultiert. Das waren insgesamt für die 
gesamte Landwirtschaft in Thüringen im Jahr 2005 
immerhin 63 Prozent des Gesamteinkommens - das 
kommt aus staatlichen Zahlungen -, das waren 392 € 
pro Hektar. 2006 waren es 417 € pro Hektar und 
2007 409 € pro Hektar. Im Ackerbau waren das 2005 
332 € pro Hektar, 2006 338 € und 2007 343 € pro 
Hektar. Für die Betriebe des Futterbaus und der Milch 
waren das 2005 472 € pro Hektar, 2006 512 € und 
2007 505 € pro Hektar. Für die fleischerzeugenden 
Betriebe, also die mutterkuhhaltenden Betriebe, wa-
ren es immerhin 2005 560 €, 2006 560 € pro Hek-
tar und 2007 578 € pro Hektar. So viel dazu.  
 
Zu Punkt 3, zum Vergleich der Einkommen der Thü-
ringer Landwirtschaft mit anderen Wirtschaftszwei-
gen in Thüringen: Die Entlohnung der Arbeitskräfte 
ist in den Thüringer Landwirtschaftsbetrieben ange-
stiegen, vom Wirtschaftsjahr 2006/2007 zum Vor-
jahr um ca. 400 € pro Arbeitskraft auf 23.300 € und 
2007/2008 zum Vorjahr um ca. 900 € pro Arbeits-
kraft auf 24.400 €. Die Verbesserung der Entloh-
nung der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft führt al-
lerdings nicht zu einer Verringerung der Unterschiede 
bei den Bruttolöhnen im Vergleich zu anderen Wirt-
schaftsbereichen. Wie die Angaben des Thüringer 
Landesamts für Statistik zeigen, liegen die Brutto-
löhne in der Land- und Forstwirtschaft nach wie vor 
unter denen der gewerblichen Wirtschaft. Während 
die Bruttolöhne und Gehälter in der Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei in Thüringen 2007 lediglich bei 
14.600 € pro Arbeitnehmer lagen, lagen die entspre-
chenden Vergleichswerte im produzierenden Ge-
werbe bei 25.103 € und im Baugewerbe bei 20.692 € 
pro Arbeitnehmer.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun noch 
einige Ausführungen zum Thema „Aussetzung der 
Besteuerung von Biokraftstoffen“. Die Lage lässt sich 
folgendermaßen beschreiben: Die geänderten ge-
setzlichen Rahmenbedingungen haben die Wettbe-
werbsfähigkeit der Biokraftstoffe, im Besonderen die 
des Biodiesels, drastisch geschmälert. Zwei Gesetze 

sind für die Verordnung des Biokraftstoffmarkts von 
zentraler Bedeutung: Das Biokraftstoffquotengesetz 
verpflichtet ab dem 1. Januar 2007 die Mineralöl-
wirtschaft, ordnungsrechtlich einen mit den Jahren 
steigenden Mindestanteil an Biokraftstoff den Mine-
ralkraftstoffen beizumengen. Zumindest hier sehen 
wir den Vorteil, dass über eine steigende Quote men-
genmäßig ein steigender Absatz von Biokraftstoff 
möglich ist. Zum anderen hat die Einführung der 
schrittweisen Besteuerung von Biokraftstoffen, die 
seit August 2006 im Energiesteuergesetz geregelt 
ist, den reinen Kraftstoffmarkt für Biodiesel fast zum 
Erliegen gebracht. Der Fachbeirat „Nachwachsen-
de Rohstoffe“ verfasste bereits im April 2006 ein 
Positionspapier zur Situation der Biokraftstoffe, in 
dem die Entwicklungen und Auswirkungen der neuen 
Rahmenbedingungen kritisch dargestellt wurden. Die-
ses Positionspapier stellt die Basis für die fachliche 
und politische Auseinandersetzung mit dem Thema 
Biokraftstoff in Thüringen und gegenüber dem Bund 
dar. Die dezentralen Anlagen sind hier in zweierlei 
Hinsicht die Verlierer der Biodieselbranche. Für die 
in Thüringen existierenden vier dezentralen Anlagen 
an den Standorten Henningsleben, Themar, Schmölln 
und Rudolstadt ist zum einen die Sicherung des Ab-
satzes über die Beimischung nicht relevant, weil sie 
aufgrund ihrer dezentralen Lage und ihrer geringen 
Produktionskapazität uninteressant für Großabneh-
mer wie die Mineralölindustrie sind. Andererseits ver-
liert das Produkt Biodiesel durch die Besteuerung 
an Attraktivität, und das alles, obwohl diese Anlagen 
in vorbildlicher Weise den regionalen Wirtschafts-
gedanken aufgreifen, nämlich in der Region Raps 
anzubauen, zu verarbeiten und zu vermarkten. Mit 
der Besteuerung von Biokraftstoffen ist der Rein-
kraftstoff Biodiesel für die Gewerbeabsatzschiene 
wie ÖPNV oder Transportunternehmen preislich un-
interessant geworden.  
 
Eine der wenigen positiven Änderungen ist die 
Steuerbefreiung für Land- und Forstwirtschaft. Hier 
sind noch Absatzpotenziale, die es weiter zu erschlie-
ßen und zu erweitern gilt. Dazu wird derzeit mit der 
Landesanstalt für Landwirtschaft ein Konzept erar-
beitet. Wir sind daran, etwas zu machen, und ich weiß 
aber zum Beispiel von Rudolstadt, dass Rudolstadt, 
die eine Jahreskapazität von etwa 600.000 Tonnen 
Biodiesel haben, für dieses Jahr schon mit 500.000 
Tonnen ausgelastet ist, dass also schon hier ein 
gewisser Umkehrtrend vonstatten geht. Wir müssen 
ganz einfach immer wieder auf unser Modell, ich 
sage jetzt mal das Hafermodell, hinweisen, dass die 
Landwirtschaft verstärkt Biodiesel einsetzen und Bio-
diesel auch kaufen sollte, denn die Landwirtschaft 
hat ja nicht nur allein durch den Biodiesel einen Vor-
teil, sie kann damit auch ihren Rapsanbau weiter 
intensivieren, sie kriegt einen Rapskuchen, sie kriegt 
dann Abprodukte noch, die sie auch weiterhin in der 
Fütterung mit einsetzen kann.  
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Auch dazu hat sich die Agrarministerkonferenz in 
Magdeburg Gedanken gemacht. Wir haben darüber 
beraten und festgestellt, dass die Verabschiedung 
des Haushaltsbegleitgesetzes 2005 bei Agrardiesel 
zu Wettbewerbsnachteilen der deutschen Landwirt-
schaft gegenüber den europäischen Mitbewerbern 
geführt hat. Wir bitten die Bundesregierung, ihre 
Bemühungen zu intensivieren, damit eine EU-wei-
te Regelung erreicht wird. Sollte diese Bemühung 
absehbar keinen Erfolg haben, soll der Agrardie-
selsteuersatz kurzfristig auf ein für die deutsche Land-
wirtschaft wettbewerbsneutrales Niveau abgesenkt 
werden. Wir wissen natürlich, wie schwierig das ist. 
Wir wissen natürlich, welche Gründe auch immer wie-
der dagegenstehen, was uns immer wieder gesagt 
wird, aber wir müssen ganz einfach die Forderung 
aufmachen, denn wer nichts fordert, ist ganz einfach 
faul, man muss hier wirklich einiges tun. So viel dazu. 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Der Sofortbericht ist gegeben. Wer wünscht die Aus-
sprache zum Sofortbericht? SPD-Fraktion, Fraktion 
DIE LINKE und auch die CDU-Fraktion. Dann kann 
ich die Aussprache eröffnen zum Sofortbericht und 
natürlich auch zu den Ziffern 2 und 3 des SPD-An-
trags, zu Ziffer 2 des Antrags der Linksfraktion und 
zum Entschließungsantrag der Linksfraktion. Als ers-
te Rednerin hat sich zu Wort gemeldet Abgeord-
nete Dr. Scheringer-Wright, Fraktion DIE LINKE.   
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, heute 
Morgen hat Herr Primas mir angetragen, diesen Ta-
gesordnungspunkt mit unserem Antrag zur wirtschaft-
lichen Situation der landwirtschaftlichen Betriebe in 
Thüringen ohne Aussprache an den Ausschuss zu 
überweisen.  
 

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU:  
Guter Vorschlag.) 

 
Guter Vorschlag. Dann sagt Herr Primas zur Be-
gründung - ich zitiere: „Die Aufstellung der Listen“ - 
also Wahlkampf - „seien ja jetzt durch“, und dann 
so ungefähr, dann könnten wir ja jetzt auf die öf-
fentliche Aussprache verzichten. Also, Herr Primas, 
ich finde das bodenlos, darum habe ich mich nicht 
darauf eingelassen. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Herr Primas, aber ehrlich.) 

 
(Beifall DIE LINKE) 

Sie sollten nicht von sich auf andere schließen. 
 

(Heiterkeit CDU) 
 
Wenn Sie sich nur bemühen, wenn Wahlen vor der 
Tür stehen, dann ist das Ihre Sache und ich hoffe, 
die Wähler merken das auch. Ich habe als Agrar-
politikerin meine Arbeit hier kontinuierlich gemacht 
und ich werde das auch weiter so machen. Wenn 
Sie also nur vor der Wahl in Schweiß kommen, ist 
es Ihre Sache, meine nicht. Oder warum wollten Sie 
die Aussprache hier nicht haben?  
 
Der Herr Minister hat auf eine ganze Reihe von 
Problemen hingewiesen, er hat sie dargestellt in dem 
Bericht und ich denke schon, dass das auch hier 
öffentlich verhandelt werden muss. Dann können wir 
es ja immer noch an den Ausschuss überweisen 
und die einzelnen Sachen noch mal konkret aus-
diskutieren, das brauchen wir nicht hier im Plenum 
zu machen. Vielleicht ist es Ihnen auch peinlich, 
weil auch die Bauern jetzt merken müssen, dass, 
obwohl die letzten 20 Jahre das neoliberale Credo 
gegolten hat „der Markt richtet alles und die Bauern 
wollen mehr Marktwirtschaft“, der Markt nicht alles 
richtet. 
 

(Zwischenruf Abg. Schröter, CDU: Krie-
gen Sie sich doch mal wieder ein, es ist 
doch nun gut.) 

 
Das merkt man bei der Daseinsvorsorge, das merkt 
man auch bei der Produktion von Nahrungsmitteln. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, in der gesamten 
Bauernschaft grummelt es und deswegen kann ich 
solche Probleme nicht nur hinter verschlossenen Tü-
ren im Ausschuss beraten. Der Bericht des Minis-
ters Dr. Sklenar hat ja dargestellt, wie die Einkom-
menssituation der Thüringer landwirtschaftlichen Be-
triebe ist und dass 63 Prozent aus staatlichen oder 
öffentlichen Transferleistungen erwachsen. Er hat 
auch dargestellt - und darauf haben wir auch als 
LINKE immer hingewiesen -, dass gerade in der 
Landwirtschaft, die ja eigentlich die Stütze des länd-
lichen Raums darstellt, die Einkommen der Arbeits-
kräfte viel geringer sind als in anderen Branchen.  
 
Man muss auch feststellen, sehr geehrte Damen 
und Herren, dass die Bilanz vom Health-Check be-
deutet, dass der Thüringer Landwirtschaft 7 Mio. € 
an Direktzahlungen verloren gegangen sind. Die-
ser Verlust betrifft - und das hat Herr Minister auch 
dargestellt - vor allem die großen Betriebe. Unter 
diesen Betrieben sind auch die Betriebe, die durch 
den Preisverfall, z.B. bei der Milch, jetzt besonders 
hart getroffen werden. Markt bedeutet, dass es im-
mer wieder zu Spekulationen kommt - 2007, 2008 
gab es einen Höhenflug gerade bei den Getreide-
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preisen. Das hat ganz negative Auswirkungen auf 
bestimmte Verbrauchergruppen gehabt, gerade in 
Mexiko und anderen Entwicklungsländern. Eine zeit-
lang konnten da die Thüringer Betriebe gut verdie-
nen, jetzt sind die Preise wieder abgestürzt und die 
Situation schaut ganz anders aus. Da ist es natür-
lich wichtig und richtig, dass die Modulationsmittel 
und die nicht abgeflossenen Mittel aus den Direkt-
beihilfen für die Thüringer Betriebe in Aussicht ge-
stellt werden, insbesondere für die milcherzeugen-
den Betriebe, aber - und das haben Sie auch gut 
erklärt - das läuft erst im nächsten Jahr. Die Erklä-
rung ist einleuchtend, das Problem ist aber trotzdem 
da. 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, lassen Sie mich ei-
ne Beispielrechnung eines Vorstandsvorsitzenden 
eines Agrarunternehmens im Kyffhäuserkreis aus der 
Bauernzeitung vom März 2009 zitieren: „Bei einem 
Milchpreis von 24 Cent pro Liter und dem Abschmel-
zen der Kuhprämie, wie es in der Agrarreform fest-
gelegt worden ist, werden pro Kuh und Jahr 930 € 
weniger erwirtschaftet.“ Was bedeutet das? Bei ei-
nem Betrieb mit einer Herdengröße von 100 Kühen 
sind das 93.000 € pro Jahr und bei einem Betrieb 
mit einer Herdengröße von 500 Kühen sind das 
knapp eine halbe Mio. €, die weniger erwirtschaftet 
werden. Diese Größenordnung, 100 bis einschließ-
lich 500 Kühe pro Herde, betreffen immerhin fast 
40 Prozent der milcherzeugenden Betriebe in Thü-
ringen. Inzwischen ist der Milchpreis, der Erzeuger-
preis, sogar noch tiefer gefallen - ein historisches 
Tief von 22 Cent pro Liter wurden auf einer Bauern-
veranstaltung am 12.03.2009 im Eichsfeld festge-
stellt. 2015 soll die Milchquote, also die Rahmen-
vereinbarung in der EU, wie Milch produziert wird 
und wie viel produziert wird, völlig wegfallen. Wahr-
scheinlich wird es mit Anpassungsmaßnahmen ge-
schehen, erst einmal leichte Quotenerhöhung. Jetzt 
gab es z.B. eine Erhöhung von 2 Prozent. Das wird 
den Preisverfall erst recht befördern und das haben 
wir ja auch schon erlebt. Mit Blick auf den Preisver-
fall ist auch zu bedenken - und das hat Herr Minister 
Dr. Sklenar auch dargestellt -, dass wir am Beginn 
einer weltweiten Wirtschaftskrise stehen, was den 
Absatz von Milch und Milchprodukten eher verrin-
gern wird. Damit werden die Erzeugerpreise weiter 
unter Druck geraten. Nur ist es ja nicht so, dass 
Milcherzeugung über Nacht angefahren oder wieder 
gestoppt werden kann. Eine Färse, also ein weib-
liches Rind, muss man überhaupt erst einmal 24 Mo-
nate aufziehen und pflegen, bevor sie Milch bringt 
und bevor Milch verkauft werden kann. Deshalb - 
allein dieses biologische Beispiel zeigt es -, ist es 
nicht richtig, in der Landwirtschaft, in der Nahrungs-
mittelerzeugung nur auf den freien Markt zu setzen. 
Es sollte langfristig eben doch überlegt werden, ob 
es nicht Rahmenbedingungen für die Milchproduk-
tion geben kann. Es gibt solche Rahmenbedingun-

gen in anderen Wirtschaftsbereichen, wenn natür-
lich aufgrund der Politik der letzten Jahre es immer 
weniger solche Bereiche gibt. Ich gebe mal ein Stich-
wort, das vielleicht mancher von Ihnen kennt, das 
ist die Buchpreisbindung. Ja, das ist ein ganz anderes 
Beispiel, ein ganz anderer Bereich, aber das zeigt auf, 
dass es auch anders gehen kann. 
 
Einen anderen Vorschlag möchte ich aufgreifen, der 
aus dem Bauernverband kommt und der sich mit ei-
ner grundsätzlichen Forderung der Partei DIE LINKE 
deckt, zumindest teilweise, wir haben heute auch 
schon darüber diskutiert. Vorschlag vom Bauern-
verband war Schulmilch für Kindertagesstätten und 
Schulen auszureichen. DIE LINKE fordert die schritt-
weise Einführung eines kostenlosen Mittagessens. 
Im ersten Schritt über die Finanzierung von 1 € durch 
das Land pro Mittagessen und, meine Damen und 
Herren, Milch gehört natürlich für Kinder zu einem 
guten und gesunden Mittagessen einfach dazu.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Hier ist die Landesregierung gefordert zu handeln, 
weil dadurch gleichzeitig unseren Kindern wie auch 
den Milchbauern geholfen wäre. Aber heute hat die 
Mehrheitsfraktion ja wieder entsprechende Anträge 
abgelehnt. Frau Ministerin Lieberknecht hat auf Nach-
frage ganz klar gesagt, dass es mit der Landesre-
gierung kein kostenloses Mittagessen, nicht einmal 
für Kinder aus armen Familien geben wird. Da bin 
ich sprachlos, ich finde das unsozial und gemein.  
 

(Zwischenruf Abg. Panse, CDU: Das 
wäre ja schön gewesen, wenn Sie bei 
der Diskussion hier gewesen wären.) 

 
Ja, aber im Endeffekt hat es sich auf die Nachfra-
ge von Frau Kollegin Pelke so dargestellt. Ich las-
se mich gern von Ihnen vom Gegenteil überzeu-
gen, dass die Landesregierung das anders macht. 
Da würde ich mich sehr freuen. In dem Punkt geht 
es nicht darum, wer recht hat oder nicht, sondern 
es geht mir darum, dass Kinder gesund ernährt wer-
den, Milch bekommen und alle Kinder sich das leis-
ten können. 
 
Meine Damen und Herren, Herr Minister Sklenar 
hat auch berichtet von diesem Konjunkturpaket der 
EU, diese 90 Mio. € für Deutschland und Thüringen 
bekommt 4,6 Mio. € ab. Dieses Geld soll dem länd-
lichen Raum zur Verfügung gestellt werden für die 
Bewältigung der neuen Herausforderungen, darun-
ter auch Milchbegleitmaßnahmen und flächende-
ckende Verbindungen mit schnellen Internetzugän-
gen. Ich freue mich darüber, dass es diese Maß-
nahmen gibt, nur wenn ich mir anschaue, wie die 
Versorgung mit Breitband bei uns ausschaut in den 
kleinen Dörfern, dann befürchte ich, dass dann für 
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die milcherzeugenden Betriebe nichts mehr übrig 
bleibt, wenn wir überhaupt da etwas stemmen wol-
len in der Breitbandversorgung. 
 
Herr Minister Sklenar, eine Sache ist die Interven-
tion. Reinzugehen mit dem Instrument Intervention 
ist schon richtig, aber Exportbeihilfen einzuführen, 
übrigens obwohl die WTO sich schon längst geei-
nigt hat, Exportbeihilfen abzuschaffen, aber jetzt das 
für die Bereiche Milch neu einzuführen, das ist so, 
dass wir unsere Probleme dann auf dem Rücken 
Dritter, nämlich der armen Länder in der Welt, aus-
tragen und das kann keine Politik von uns sein, 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt: 
Bestand runter, dann machen wir die 
Betriebe zu.) 

 
da kann DIE LINKE nur sagen, das ist eine ganz 
schlechte Maßnahme, die können wir nicht unter-
stützen. Ja, Herr Minister Dr. Sklenar, wenn Sie über 
die Investitionen sprechen, dann ist das positiv, dass 
die milcherzeugenden Betriebe investieren, aber das 
wird auch nur dazu führen, dass es eine gewisse 
Marktbereinigung geben wird. Die Betriebe, die es 
sich leisten können und investieren können, die wer-
den durchziehen und andere müssen aufgeben. Das 
muss auch so deutlich dann von Ihnen gesagt wer-
den, weil dann stehen die Betriebe draußen und 
sind völlig verunsichert, weil sie nicht denken, dass 
Sie das so meinen oder dass das dahintersteckt, 
wenn Sie das so sagen. 
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu un-
serem Entschließungsantrag zur Aussetzung der Be-
steuerung von Biokraftstoffen kommen. Im Bundestag 
wird diese Thematik gerade diskutiert und ebenso üb-
rigens die Nachhaltigkeitsrichtlinie der Europäischen 
Union. Über die Nachhaltigkeitsrichtlinie wäre es uns 
dann zum Beispiel möglich, wenn beides gut durch-
gesetzt wird, dass man eben doch unterscheiden 
kann zwischen Biokraftstoffen, die in der Region, in 
Europa, hergestellt werden, mit hier erzeugten Raps-
ölen und Biokraftstoffen, die aus importiertem Palmöl 
von nicht nachhaltigen Palmölplantagen bezogen 
werden, wo die Plantagen eingerichtet werden, wo 
vorher Urwald gerodet wurde. Die Möglichkeit gibt 
es mit der Nachhaltigkeitsrichtlinie, davon bin ich 
überzeugt. Das glauben Sie nicht, Herr Minister, 
aber ich sage Ihnen eines, bei unserem Gentech-
nikantrag hatte ich Ihnen auch einen konkreten Vor-
schlag gemacht, da haben Sie auch gedacht, das 
geht nicht, es zeigt sich, da geht auch etwas. 
 
 
 

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt: 
Nein, das geht auch nicht.) 

 
Frankreich und andere haben ihr Anbauverbot ja bei-
behalten. Ja, trotzdem berufen sich die auch auf § 23 
und diese fünf Länder haben ihr Anbauverbot durch-
gesetzt. Also es geht mehr, als Sie sich immer den-
ken. 
 
Jetzt ist es aber angesagt, dass das auf Bundes-
ebene auch durchgesetzt wird, dass die Besteue-
rung einheimischer Biokraftstoffe ausgesetzt wird, 
denn durch diese Besteuerung werden einheimische 
Biokraftstoffe eindeutig benachteiligt. Das haben Sie 
uns ja auch gerade selbst erklärt, Herr Minister.  
 
In Thüringen sind Biohersteller von der Pleite be-
droht, einige Firmen sind schon in Konkurs gegan-
gen. Das ist vor dem Hintergrund, dass diese Her-
steller Biodiesel aus Raps herstellen, der in der Re-
gion gewachsen ist und geerntet wurde, ein Skan-
dal.  
 

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: 
Quatsch ist das.) 

 
Das können Sie ja alles jetzt anders darstellen, 
Herr Primas. Vor wenigen Wochen war ein Beitrag 
im MDR, in dem von der Insolvenz des Biodiesel-
herstellers in Ebeleben berichtet wurde. 2006 wur-
de von Herrn Minister Reinholz der Grundstein für 
diese Firma gelegt, Investitionen von 28 Mio. € sind in 
das Unternehmen geflossen, und es gab eine För-
derung durch die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. Wenn 
dieser Betrieb jetzt in die Insolvenz geht, dann ist 
das wirklich ein Versenken von Steuergeldern in 
Größenordnungen oder nicht? Hinzu kommt, dass 
wiederum Arbeitsplätze in dem sehr ländlich struk-
turierten Landkreis vernichtet wurden.  
 
Herr Minister Sklenar, Sie haben uns das auch gut 
erklärt und die Forderungen aufgemacht, aber da 
muss auf Bundesebene etwas getan und nicht nur 
gebeten werden. Ich glaube, es reicht nicht, wenn 
man sich dann zurückzieht auf die Problematik mit 
der Agrardieselbesteuerung. Das ist ein Problem, das 
sehe ich auch so, aber diese ganze Geschichte mit 
den Biokraftstoffen dann wieder nur auf die landwirt-
schaftlichen Betriebe zu verengen, glaube ich, ist 
zu wenig angesichts des Klimawandels. Das kann 
ich nicht verstehen und das ist auch nicht richtig.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Herr Minister Dr. Sklenar und Herr Minister Reinholz, 
werden Sie auf Bundesebene aktiv, warten Sie nicht 
wieder ab und setzen Sie nicht wieder auf falsche 
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Pferde.  
 
Das muss ich jetzt schon auch mal loswerden, dass 
die Besteuerung von Biokraftstoffen auch von Bio-
diesel kontraproduktiv werden würde, war auch ab-
zusehen. Es war schon 2005 abzusehen, dass die 
SPD, wenn sie in die Bundesregierung geht, so ei-
ne Steuer einführen würde. Damals habe ich von der 
CDU nichts Gegenteiliges gelesen auf Bundesebe-
ne. Vielleicht erinnern Sie sich, 2005 im Bundes-
tagswahlkampf saßen wir zusammen auf dem Po-
dium des Bauerntags. Ich glaube, in Meiningen war 
das. Da habe ich darauf hingewiesen - ich weiß gar 
nicht mehr, was Sie da überhaupt als Erwiderung 
gesagt haben -, Fakt war, kaum war die Wahl vor-
bei, der Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU 
geschmiedet, war die Biodieselbesteuerung, die Be-
steuerung der Biokraftstoffe da. Jetzt haben wir hier 
in Thüringen mit den Auswirkungen zu kämpfen - 
das war vorauszusehen.  
 
Deshalb bitte ich Sie, unserem Entschließungsan-
trag zuzustimmen. Jetzt ist die Zeit, als Landesre-
gierung auf Bundesebene Druck zu machen. Ich 
bitte Sie oder ich fordere Sie auf, den Bericht, den 
wir gehört haben, und die dargestellten Maßnah-
men, die unseren Punkt II betreffen, zur Weiterbe-
ratung an den Ausschuss für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten zu überweisen. Vielen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Mir liegt eine weitere Wortmeldung vor. Abgeord-
nete Becker, SPD-Fraktion.  
 
Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, die Anträge, 
die wir gestellt haben, auch Ihrer, Frau Kollegin 
Scheringer-Wright, waren ja vom November 2008. 
Damals war es so, dass wir darüber ziemlich erschüt-
tert waren, dass es doch so eingetreten ist, zwar 
mit Abminderung, aber dass doch durch die Ent-
scheidung der EU-Agrarminister eine Umverteilung 
erfolgt und dass die ostdeutschen Landwirte über-
dimensional dadurch in Anspruch genommen wer-
den. Darüber waren wir uns doch aber alle einig und 
deshalb habe ich auch das Ansinnen von Herrn Pri-
mas entgegengenommen, heute hier nicht darüber 
zu reden, weil wir politisch sicherlich kaum Unter-
schiede haben bei der Bewertung des Umgehens 
mit diesen Folgen der EU-Entscheidung. Herr Mi-
nister Sklenar hat das auch vorgetragen, Ausdruck 
unseres Antrags ist es hauptsächlich, die Mittel in 
Thüringen behalten zu können und sie kofinanzie-
ren zu können. Nun ist wie immer im Leben die Zeit 

vorangegangen. Wir hatten eine Aktuelle Stunde, 
wir haben im Landwirtschaftsausschuss darüber ge-
redet und es wurde uns mitgeteilt, dass die Kofi-
nanzierung so gut wie klar ist und gesichert ist. Die 
Prozente sind auch bei uns noch mal runtergegan-
gen, die Kofinanzierung ist gesichert. Die Eigenmittel 
kommen auch alle in das Land. Die Bundesländer 
sind sich einig, dass die Mittel in den Ländern aus-
gegeben werden sollen.  
 
Ein Problem haben wir zu dem damaligen Zeitpunkt 
in dem Milchfonds gesehen, der angelegt werden 
sollte, weil wir geglaubt haben, dass die Gelder dann 
umgeleitet werden können und in diesen Milchfonds 
gelangen könnten, will ich mal unterstellen, und des-
halb auch dieser Antrag von uns zur damaligen Zeit. 
Es hat sich jetzt herausgestellt, dass es nicht so 
sein wird. Deshalb haben wir gesagt, wir könnten 
zur Not auf die Aussprache heute verzichten und 
das noch mal im Ausschuss bereden.  
 
Das hat nichts mit Wahlkampf zu tun, weil ich den 
Wahlkampf auch auf meiner Landesliste verloren 
habe. Trotzdem setzen wir uns für die Bauern ein 
und stehen für die Bauern. Das hat nichts mit Ar-
beitsverweigerung zu tun. Wir beraten diesen Ta-
gesordnungspunkt nur so spät, weil die Tagesord-
nung so voll war und wir erst jetzt dazu kommen, 
die Aussprache dazu zu führen. Ich meine, ich bin 
gerade im Landkreis Nordhausen nicht immer ei-
ner Meinung mit Herrn Primas, aber da muss ich 
ihn ausnahmsweise mal in Schutz nehmen.  
 

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU:  
Ich bedanke mich auch gleich.) 

 
Ausnahmsweise, es wird einmalig bleiben in der kur-
zen Zeit.  
 
Aber die Inhalte sind wirklich von Herrn Minister ge-
sagt worden. Wir wollten mit diesem Antrag zeigen, 
dass es nicht geht, dass die Mittel umgesteuert wer-
den, aber am 4. Dezember im Ausschuss hat auch, 
ich glaube, Herr Staatssekretär war es, von einer Mo-
gelpackung des Milchfonds geredet. Auch da wa-
ren wir uns vollkommen einig, deshalb war ich auch 
überrascht, Frau Dr. Scheringer-Wright, dass Sie 
zu dem Milchfonds nicht so kritisch gestanden ha-
ben wie wir. Der Milchfonds ist doch eigentlich das, 
was wir nicht wollten, war ich der Meinung, aber 
Sie können das noch erklären.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Abgeordnete Becker, lassen Sie eine Zwischenfra-
ge von Frau Scheringer-Wright zu? 
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Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Natürlich, ja.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte schön.  
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: 
 
Frau Becker, meine erste Frage: Haben Sie unse-
ren Antrag gelesen 
 
Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Ich rede jetzt zu unserem. 
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: 
 
und ist Ihnen aufgefallen, dass der natürlich viel weit-
gehender und umfassender ist als Ihr Antrag? Des-
wegen müssen Sie doch auch der Meinung sein, 
dass es heute hier beraten werden muss. 
 
Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Ich habe das nicht so gesehen, dass Ihr Antrag wei-
tergehend ist, er war auch nicht so zielführend, weil 
wir jetzt im Moment ein Problem in der Landwirtschaft 
haben, das war die Umstrukturierung der Europä-
ischen Union und die Wegnahme von Mitteln, die un-
seren Großbetrieben in den nächsten Jahren fehlen 
werden. Ich habe das nicht so gesehen, dass Ihr 
Antrag weitergehend ist. Ich habe das auch nicht so 
empfunden. Unser Antrag ist sehr gut. Deshalb hatte 
ich gesagt, das ist so in Ordnung, Frau Scheringer-
Wright, Sie machen in Ihrem Antrag noch andere 
Probleme aus, wo vielleicht jetzt gar nicht die Zeit ist, 
darüber zu diskutieren. Das können wir gern im Aus-
schuss tun, aber hier finde ich das nicht so ange-
bracht.  
 
All die Punkte, die ich auch sagen wollte, wie wir die-
se Mittel gern einsetzen wollten, hat Herr Minister 
gesagt, Verbesserung der Agrarinvestitionsförderung, 
Unterstützung der milcherzeugenden Betriebe, Maß-
nahmen in benachteiligten Gebieten und Maßnah-
men zum Klima- und Umweltschutz. Darüber sind 
wir uns einig. Deshalb bin ich sehr dankbar, dass 
der Minister das so klar gesagt hat und wir in Zu-
kunft auch da eine gemeinsame Linie als Thürin-
ger Landtag auf Bundesebene und auf EU-Ebene 
zum Wohle unserer Landwirtschaft in Thüringen ver-
treten können. Mehr sollte der Antrag nicht sein. 
Wir brauchen eine zielgerichtete Politik, die sich an 
den Leistungen für die Gesellschaft orientiert und 
nicht eine Frage der Größen der Betriebe ist. Das 
ist das, weshalb wir unseren Antrag gestellt haben 
und was wir zum Ausdruck bringen wollten.  

Zu Ihrem Antrag, das habe ich schon gesagt, Herr 
Minister ist auch darauf eingegangen, Weiterge-
hendes sehe ich nicht.  
 
Ein paar Worte zu Ihrem Antrag zur Besteuerung 
von Biokraftstoffen. Natürlich ist das ein großes Pro-
blem für den ländlichen Raum in Thüringen und nicht 
nur in Thüringen. Die Biokraftstoffbesteuerung ist ein 
Problem der ländlichen Landwirtschaftsbetriebe in 
ganz Deutschland, aber trotzdem hat die Bundes-
regierung dem zugestimmt und gesagt, wir machen 
diese Besteuerung. Das war zwar ein SPD-Finanz-
minister, der das vorgeschlagen hat, aber soweit 
ich weiß, besteht diese Bundesregierung aus zwei 
oder drei Parteien, wenn man die CSU noch dazu-
nimmt, und es ist gemeinschaftlich so verabschie-
det worden. Da haben sich einfach die Finanzer ge-
gen die Landwirte durchgesetzt. Das muss man ak-
zeptieren. Das halte ich nicht für gut, es ist falsch, 
das ist vollkommen klar, wir stehen da auch auf der 
Seite der Landwirte. Auch ich als Mitglied der SPD-
Fraktion im Thüringer Landtag würde das gern än-
dern, aber es ist nun einmal so, Mehrheiten sind 
Mehrheiten. Sie geben das Geld dann auch gern für 
andere Sachen aus, wenn der Bundesfinanzhaus-
halt so klamm ist und keine sozialen Projekte mehr 
finanzieren kann, dann kriegen wir auch wieder An-
fragen von den LINKEN, was denn damit ist. Des-
halb ist es ein schwieriges Problem. Ich kann aber 
mit der Bewertung oder mit den Maßnahmen, die 
Herr Minister Sklenar vorgetragen hat und die in Mag-
deburg besprochen wurden, umgehen und leben. 
Etwas anderes können wir im Moment nicht tun als 
hoffen, dass die Einsicht bei den Finanzern auch 
ankommt. Manchmal ist das schwierig und es ist 
auch egal, in welcher Partei das ist. Die Finanzer ma-
chen manchmal eine ganz andere Politik als die, die 
für die Inhalte in den jeweiligen Parteien stehen. Das 
ist nicht einfach, das ist in unserer Partei nicht ein-
fach, z.B. Herr Kelber und Herr Steinbrück haben 
da ganz unterschiedliche Meinungen dazu und wenn 
ich Herrn Backhaus nehme, dann kommt noch die 
dritte dazu. Aber wir sind der Meinung, wir müssen 
darüber reden, wir müssen auf Bundesebene zei-
gen, dass es da gerade auch in Thüringen große 
Probleme gibt mit der Besteuerung von Biokraftstof-
fen und ich hoffe, dass es auch ein Einsehen gibt. 
Es ist aber kein einfacher Weg und wir können nur 
hoffen. Wir haben auch in unserem Parteiprogramm 
darauf hingewiesen, dass wir das nicht wollen, aber 
wir sind auch nur ein kleiner Landesverband und 
werden versuchen, unsere Stimme zu erheben auf 
Bundesebene, aber es wird nicht einfach. Danke 
schön. 
 

(Beifall SPD) 
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es hat sich zu Wort gemeldet Abgeordneter Primas, 
CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, nach der Rede von Frau Dr. Scheringer-
Wright weiß jeder, warum ich vorgeschlagen habe, 
auf die Aussprache zu verzichten. 
 

(Heiterkeit und Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Das war aber barsch.) 

 
(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das geht 
aber nicht.) 

 
Diese Generalabrechnung des Kapitalismus in der 
Landwirtschaft - das hätten wir uns heute sparen 
können, weil das einfach so nicht stimmt, wie Sie das 
erzählen.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
dieses Thema besprochen in der Aktuellen Stunde 
im Dezember, das war angemessen. Damals sind 
wir belächelt worden, warum wir das in der Aktuel-
len Stunde bringen, haben recht behalten, dass das 
so gekommen ist. Frau Dr. Scheringer-Wright, ich 
verstehe Ihren Wutanfall, verewigt in der TLZ vom 
19.03.2009 nicht, wir würden als CDU Ihre Anträge 
blockieren. Sie wissen ganz genau, dass immer die 
Gesetze in der Tagesordnung Priorität haben und 
da haben Sie gut dazu beigetragen mit Ihrer Frak-
tion, dass diese Anträge dadurch immer weiter nach 
hinten rutschen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Das Thema bleibt interessant. Der Minister hat dar-
gestellt, wie die Ergebnisse sind. Auf Fachebene wird 
das weiterdiskutiert. Wir können auch gern weiterdis-
kutieren im Ausschuss. Der Beantragung und Über-
weisung der Anträge an den Ausschuss stimmen 
wir selbstverständlich zu. Das ist schon wichtig. Ich 
brauche die ganzen Punkte, die der Minister ange-
führt hat, nicht noch mal zu erwähnen und zu wie-
derholen. Die Frage ist: Wie gehen wir jetzt hier vor 
Ort damit um? Frau Becker hat es noch mal deut-
lich gemacht, das, was auch im Antrag steht, ist 
rübergekommen, das ist so realisiert, auch was in 
Punkt 2 steht, dass die Modulationsmittel hier in Thü-
ringen bleiben und dass die Kofinanzierung geklärt 
ist und bleibt, das finde ich ganz wichtig. Dass der 
Bauernverband natürlich legitime Forderungen stellt, 
progressive Modulation, die Mittel, die entzogen wer-
den, auch vollständig wieder hierherzuführen, das ist 

natürlich verständlich und dies muss natürlich auch 
unterstützt werden. Aber, Frau Dr. Scheringer-Wright, 
es geht natürlich nicht, dass Sie sich öffentlich äu-
ßern, dass Sie froh sind, dass wir nun die CMA ab-
geschafft haben, das Urteil richtig gut ist für jeden 
Bauern, aber auf der anderen Seite jammern, dass 
wir Probleme mit dem Milchabsatz haben. Da wird 
uns vieles zusammenbrechen, was dort über die 
CMA organisiert wurde. Das wird uns bitter, bitter 
weh tun - davon bin ich fest überzeugt. Es gibt nur 
eins - entweder so oder so. Sie müssen sich schon 
irgendwann mal dazu äußern, was Sie denn nun ei-
gentlich meinen. Dagegen zu sein, dass wir diese 
Marketingmöglichkeiten haben und gleichzeitig wie-
der rumjammern, dass wir den Absatz nicht haben, 
das wird so nicht funktionieren. Ich möchte Ihnen die 
jüngste Zahl noch sagen: Die Kühe in Thüringen, zur 
Erbauung der werten Kollegin, liefern im Durchschnitt 
über 8.000 kg Milch im Jahr. Davon können Ihre 
bayerischen Landsleute, Frau Dr. Scheringer-Wright, 
nur träumen. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Abgeordneter Primas, lassen Sie eine Zwischenfra-
ge der Abgeordneten Scheringer-Wright zu? 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Ja, selbstverständlich. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte schön, Frau Abgeordnete. 
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: 
 
Herr Primas, würden Sie mir zustimmen, dass die 
Welt nicht schwarz und weiß ist? Und die Frage ist 
oft, auch beim Absatzfonds, wie etwas gemacht wird, 
auch bei der CMA, wie Arbeit geleistet wird, wie et-
was gemacht wird, wie demokratische Strukturen vor-
handen sind oder nicht - und in dem Zusammenhang 
habe ich mich geäußert. Würden Sie mir zustimmen, 
dass es oft darauf ankommt, wie etwas gemacht 
wird? 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Ja, selbstverständlich ist das so, aber das ist ja nicht 
das Problem. Sie müssen sich auch klar und deut-
lich so äußern. Die Möglichkeit, mit der CMA zu dis-
kutieren, haben wir jedes Jahr zur Grünen Woche, 
das haben wir auch jedes Jahr ausführlich getan. 
Ich war bei der letzten Diskussion im Januar schon 
der Überzeugung, man hat sich richtig darauf ein-
gestellt, wie man das macht. Man hat sogar vorge-
stellt, wie man jetzt über Fleisch und Milch die Wer-
bung machen will. Wenn man weiß, dass wir über 
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zehn Dependancen - weltweit - der CMA verfügt ha-
ben und den Absatz in den Messen organisiert ha-
ben, was jetzt weltweit wegfällt, dann weiß ich nicht, 
wie wir das kompensieren wollen. Es gibt noch kein 
Modell, wie es gemacht werden soll. Es kann jetzt 
komplett der Staat finanzieren oder es muss komplett 
privat finanziert werden, das weiß noch keiner. Da 
muss schon die Wirtschaft sich äußern, wie sie es 
gern hätte, da sind wir noch lange nicht am Ende. 
Auf jeden Fall halte ich es für falsch, was da pas-
siert ist. Es geht uns viel verloren, das sollte man 
nicht bejubeln.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, um zu-
rückzukommen auf die Quote, also 8.000 kg je Kuh 
und Jahr, das bedeutet aber, dass die Quotener-
höhung schmerzlich ist für uns. Da haben Sie völlig 
recht, das ist sehr schmerzlich. Aber Europa, und das 
wissen Sie auch, Sie haben es gehört, wir sind dort 
gewesen in Brüssel, hat deutlich gesagt, wir machen 
das so. Ich habe mich richtig laut dort zu Wort ge-
meldet. An die Antwort können Sie sich auch erin-
nern, die wir bekommen haben. Man glaubt halt in 
Brüssel, dass man durch die Quotenerhöhung die-
sen Markt nun endlich in Gang bringt. Das ist die 
Einstellung, die man dort hat, davon bringen wir sie 
als kleines Thüringen auch nicht ab. Aber wir haben 
die besten Möglichkeiten mit unseren Betrieben, die-
sen Wettbewerb zu bestehen. Mit fünf Kühen und 
zehn Touristen schaffen wir das nicht, 
 

(Beifall CDU) 
 
aber mit unseren Anlagen, die wir hier in Thüringen 
haben, können wir es schaffen. Wenn wir, wie der 
Minister es sagt, die Förderung entsprechend aus-
richten und auch die Investitionen in die Zukunft rich-
tig ausrichten, haben wir gute Chancen, in diesem 
Wettbewerb gut dazustehen, weil wir nämlich auch 
die Übergangslage berücksichtigen. Wir wollen auch 
nicht, dass die Quote jetzt schon abwandert in die 
Fläche nach Schleswig-Holstein oder wohin auch im-
mer, was gerne gewünscht ist. Das wollen wir nicht. 
Nun schauen wir mal, wie das in Zukunft wird, aber 
es ist schon schwierig zu sagen, wir als Politik kön-
nen das regeln. Auch der Berufsstand muss ein 
Stück dazu beitragen. Sie wissen auch, Molkereien 
sind hauptsächlich genossenschaftlich organisiert, 
und wir sind in Thüringen mit der einen großen Mol-
kerei schon gut aufgestellt. Aber wenn ich mal an 
die vielen kleinen Molkereien denke in dem Bundes-
land, was auch südlich liegt, auch Freistaat, da gibt es 
in jedem Kreis ein bis zwei Molkereien, die werden 
es nicht schaffen, weil sie nicht verhandeln können 
mit dem Marktpartner und das wird ihnen Schwie-
rigkeiten bringen. Da sind wir ganz anders aufgestellt. 
Ich denke, da kann man für die Zukunft noch eine 
ganze Menge abgucken von uns.  
 

Zu Ihrem Antrag, was die Biodieselbesteuerung an-
belangt, noch ein Wort: Selbstverständlich ist die Si-
tuation äußerst unbefriedigend. Es ist quasi zum tota-
len Stillstand, der Minister hat es auch gesagt, bei 
ÖPNV und bei den Privaten gekommen. Aber ich 
kann von niemandem verlangen, weder vom ÖPNV 
noch von Privaten, dass sie im Schnitt 26 Cent pro 
Liter Biodiesel mehr bezahlen sollen als für norma-
len Diesel. Das kann ich von keinem verlangen, das 
wird nicht funktionieren. Aber dass wir diese Besteue-
rung auf Biodiesel machen mussten, wissen Sie 
auch, dass uns das vorgegeben wurde von der EU, 
da sind wir überhaupt nicht drum herum gekommen. 
In welcher Form das nun passiert und in welcher Hö-
he, das war Verhandlungssache. Damit sind wir über-
haupt nicht zufrieden, da sind wir uns einig. Aber 
Sie haben nicht recht, dass die dezentralen Anla-
gen - da müssen wir einen Unterschied machen, da 
gibt es die großen Anlagen, die in dem großen Markt 
zur Beimischung beitragen können, und da gibt es 
die dezentralen Anlagen, die wir in Thüringen auch 
gut gefördert haben, z.B. Rudolstadt und Hennings-
leben. Die sind, wie der Minister sagt, vertraglich jetzt 
schon für dieses Jahr ausgebucht. Wir sind erst neu-
lich in Rudolstadt gewesen und haben uns das be-
stätigen lassen. Das ist nicht so, dass die nun morgen 
schon kaputt sind. Natürlich würden wir uns freuen, 
wenn da im Privaten etwas wegginge, es kann noch 
ein bisschen mehr sein, aber es ist nicht so, dass 
viele nicht überleben. Sie haben natürlich recht, die 
großen Anlagen - das ist eine schwierige Situation. 
Aber was die uns auf die kleinen Anlagen, die hört 
auf mit der Diskussion über Agrardiesel, wenn das 
kommt mit dem Agrardiesel, wird das für uns, auch 
für die Landwirtschaftlich nicht mehr lukrativ, Biodie-
sel zu fahren. Da muss man aufpassen, was da der 
richtige Weg ist. Ich denke, das ist relativ kompli-
ziert. Ich habe mich als Vorsitzender des Fachrates 
in den letzten Tagen dazu geäußert, das können Sie 
sich einmal durchlesen, Frau Dr. Scheringer-Wright. 
Ansonsten können wir im Ausschuss darüber wei-
terdiskutieren und darauf freue ich mich und bitte 
um Überweisung der Anträge an den Ausschuss für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Sie bezogen das jetzt auf alle Anträge, Herr Abge-
ordneter Primas? Gut. Danke schön. Mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen von Abgeordneten vor. 
Möchte uns der Minister für Landwirtschaft, Natur-
schutz und Umwelt noch etwas sagen? Das ist auch 
nicht der Fall. Dann kann ich zunächst einmal die 
Aussprache beenden. Ich gehe davon aus, dass das 
Berichtsersuchen erfüllt ist. Dem wird nicht wider-
sprochen, dann ist dem so.  
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Es ist von Abgeordneter Dr. Scheringer-Wright be-
antragt worden, die Fortberatung des Berichtes im 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten. Dem müssten die anderen beiden Fraktionen 
zustimmen. SPD-Fraktion? Ja. CDU-Fraktion? Nein. 
Dann kann ich nicht darüber abstimmen. Es hätten 
alle Fraktionen zustimmen müssen.  
 
Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung über die 
Anträge, und zwar zunächst über die Ausschussüber-
weisung der Ziffern 2 und 3 des Antrags der Frak-
tion der SPD in Drucksache 4/4652. Wer dafür ist, 
dass dies überwiesen wird an den Ausschuss für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, den bitte ich 
um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Damit ist das nahezu einstim-
mig beschlossen worden. 
 
Ich lasse jetzt abstimmen über die Ziffer 2 des An-
trags der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 4/4665 
ebenfalls an den Ausschuss für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten zu überweisen. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. 
Gegenstimmen? Keine. Stimmenthaltungen? Eben-
falls keine. Damit ist auch dies einstimmig überwie-
sen.  
 
Abschließend kommen wir zur Überweisung des 
Entschließungsantrags der Fraktion DIE LINKE in 
Drucksache 4/4938 ebenfalls an den Ausschuss 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. 
Gegenstimmen? Keine. Stimmenthaltungen? Eben-
falls keine. Damit ist auch dies einstimmig überwie-
sen worden. Ich kann die beiden Tagesordnungs-
punkte schließen.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 26 
 

Kommunalisierung der E.ON-Be- 
teiligungen an Thüringer Stadt- 
werken 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4663 - 

 
Begründung ist nicht angemeldet worden. Demzu-
folge eröffne ich die Aussprache. Als erster Redner 
hat das Wort Abgeordneter Dr. Schubert, SPD-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Dr. Schubert, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das in dem Antrag zum Ausdruck gebrach-
te Anliegen können wir unterstützen. Es entspricht 
letztendlich der Intention unseres Antrags zur Stär-
kung der kommunalen Handlungsfähigkeit der Ener-
gieversorgung. Dieser Antrag wurde vorhin hier im 
Plenum beraten, aber in wesentlichen Punkten ab-

gelehnt. An der Ablehnung hat DIE LINKE maßgeb-
lich mitgewirkt. Es ist daher für uns überraschend, 
dass DIE LINKE in der Überschrift ihres Antrags 
pauschal Kommunalisierung der E.ON-Beteiligun-
gen an Thüringer Stadtwerken fordert. Es geht aus-
schließlich hier in diesem Antrag um die Thüga. Die 
Thüga ist noch an kleinen Teilen der Stadtwerke in 
Thüringen beteiligt, nämlich Sondershausen, Mühl-
hausen, Ilmenau, Rudolstadt, Meiningen, Pößneck, 
Sonneberg und die Stadtwerke Erfurt. Unser Ziel ist 
die Kommunalisierung der E.ON-Beteiligung an Thü-
ringer Stadtwerken, das haben wir vorhin in dem An-
trag auch zum Ausdruck gebracht. Der geplante Ver-
kauf der Thüga Holding AG bietet dazu eine erste 
konkrete Gelegenheit. Dieses sollte politisch unter-
stützt werden. Der Antrag ist, glaube ich, auch schon 
ein Vierteljahr auf der Tagesordnung und immer wie-
der verschoben worden. Mittlerweile hat sich ein kom-
munales Bieterkonsortium aus verschiedenen Stadt-
werken gebildet, das die Anteile übernehmen will. 
Damit wäre die Thüga ein überwiegend kommuna-
les Unternehmen. An dieser Gesamtlösung können 
sich auch die betroffenen Thüringer Stadtwerke be-
teiligen, sofern sie die notwendigen Eigenmittel auf-
bringen können. Das Bieterkonsortium besteht aus 
verschiedenen Größenordnungen von Stadtwerken, 
also den relativ kleinen, und dann die größeren Stadt-
werke, die wollen ein Gesamtkonsortium bilden und 
dann diese Anteile übernehmen. Deswegen erscheint 
es derzeit nicht sinnvoll aus unserer Sicht, einen Ein-
zelverkauf der jeweiligen Beteiligung weiterzuver-
folgen, wie es DIE LINKE in ihrem Antrag vorhat. 
Dies wäre auch für die Stadtwerke aus Thüringen 
aus zwei Gründen schwierig. Zum einen ist es schwer 
einzuschätzen, welche Vorkaufsrechte die Thüringer 
Stadtwerke im Einzelnen vereinbart haben und wel-
che Eigenmittel diese aufbringen könnten. Zum an-
deren könnte dann der Erhalt des Thüga-Modells 
infrage gestellt werden. Unserer Kenntnis nach will 
die kommunale Seite aber den Erhalt der Thüga und 
die Entwicklung zu einem mehrheitlich kommuna-
len Unternehmen, wobei aus Thüringer Sicht es sinn-
voll ist, dass auch die betroffenen Thüringer Stadt-
werke sich beteiligen. Die jetzt angestrebte kommu-
nale Gesamtlösung, die Thüga als Dienstleister zu 
stärken, würde verhindern, dass unerwünschte An-
teilseigner an der Thüga mitwirken und sie könnte 
für mehr Wettbewerb am Energiemarkt sorgen, da 
ein großes, mehrheitlich kommunales Unternehmen 
eben dann dastünde. Dies könnte ein Gegengewicht 
zu den großen Energiekonzernen sein.  
 
Wir können aus diesen Gründen dem Antrag dann 
zustimmen, wenn der erste Satz unter 1. gestrichen 
wird, da wir das aber jetzt an der Stelle vielleicht 
schlecht ausdiskutieren können, wäre es sinnvoll, 
den Antrag im Ausschuss noch einmal weiterzube-
raten. Deswegen würden wir beantragen, diesen An-
trag an den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie 
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und Arbeit zu überweisen. Danke.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat jetzt Abgeordneter Carius, CDU-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Carius, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Kommunalisierung der E.ON-Beteiligung 
an den Thüringer Stadtwerken, wir hatten, wie Herr 
Dr. Schubert gerade ausgeführt hat, ja gerade heute 
Morgen schon über die Kommunalisierung sprechen 
können. Aus unserer Sicht - und da glaube ich, sind 
wir als CDU-Fraktion von heute Morgen bis heute 
Nachmittag sehr konsequent - ist Kommunalisierung 
per se nicht immer etwas Gutes. Sie ist auch nichts 
Schlechtes, aber aus unserer Sicht müssen wir hier 
doch sehen, dass die E.ON-Beteiligung an den Thü-
ringer Stadtwerken im Grunde eine wirtschaftliche 
Frage eines privaten Unternehmens ist und insofern 
keine Frage ist, die uns als Landtag unbedingt be-
schäftigen muss. Dass sie uns als Landtag beschäf-
tigt, liegt jetzt gerade an dem Antrag der Fraktion 
DIE LINKE und vor allen Dingen daran, dass wo-
möglich die Thüringer Kommunen, die ein Interesse 
an dem Kauf haben könnten, die entsprechenden 
Finanzmittel nicht aufbringen könnten. Wir wissen, 
dass derzeit von einem Wert von rund 4 Mrd. € der 
Gesamtanteile der Thüga ausgegangen wird. So-
weit ich weiß, hat sich ja ein kommunales Bieter-
konsortium bereits entwickelt. Ich weiß momentan 
nicht, wie viele Thüringer Kommunen daran beteiligt 
sind, soweit ich weiß, glaube ich, keine einzige Thü-
ringer Kommune. Es spricht aus unserer Sicht nichts 
dagegen, dass sich hier Kommunen dieses Unter-
nehmen kaufen wollen, aber es ergibt eben auch für 
uns überhaupt keinen Sinn, warum jetzt Thüringer 
Kommunen unbedingt dabei sein müssen. Wenn das 
ein strategisches Ziel einzelner Kommunen ist oder 
einzelner Stadtwerke, sich daran zu beteiligen, ist 
das deren Sache. Ich denke nicht, dass wir als Land 
einen Beitrag von 4 Mrd. € in irgendeiner Art und 
Weise schultern könnten. Ein großes strategisches 
Interesse kann ich hierin auch nicht erkennen.  
 
Was die Ausschussberatung anbelangt, Herr 
Dr. Schubert, hätten wir grundsätzlich nichts dage-
gen, einen solchen Antrag an den Ausschuss zu 
überweisen, allerdings hier ergibt das für uns des-
wegen keinen Sinn, weil voraussichtlich noch vor 
dem Sommer das Bieterverfahren abgeschlossen 
sein soll. Wenn wir uns jetzt vernünftig im Ausschuss 
für Wirtschaft, Technologie und Arbeit auseinander-
setzen wollen mit einem Antrag, der jetzt schon fast 
ein halbes Jahr im Plenum vorliegt, glaube ich, wer-

den wir das vor der Sommerpause auch gar nicht 
schaffen. Insofern wäre es einfach sinnvoll, den An-
trag heute und hier sofort abzulehnen. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Kummer, Fraktion DIE 
LINKE. 
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Das macht stark, wenn man das hier so hört. Herr 
Dr. Schubert, es gibt einen Unterschied zwischen 
E.ON und E.ON Thüringen. Ich denke, von der Warte 
her ist unsere Überschrift korrekt, denn wir spra-
chen nicht von der E.ON Thüringen, sondern von der 
E.ON. Deren Stadtwerkeholding ist nun einmal die 
Thüga. Dass da nur eine Hand voll, acht, wenn ich 
nach unserer Großen Anfrage gehe, Thüringer Stadt-
werke mit drin sind, wo die Thüga Anteile hat, das 
ist bekannt. Ich sage mal, hier ist gerade der Unter-
schied zwischen unserem Antrag und dem SPD-
Antrag, der heute schon beraten wurde, es geht hier 
um einen konkreten Fall. Die betroffenen Thüringer 
Stadtwerke hatten sich einen Partner gesucht, mit 
dem sie zusammenarbeiten wollten. Dieser Partner 
wird jetzt verkaufen, der steht als Partner nicht mehr 
zur Verfügung. Das hat klare Gründe. Auf der ei-
nen Seite hat die EU in Zeiten immer stärker steigen-
der Strompreise Druck gemacht und gesagt, wir müs-
sen was gegen die Monopole tun. Auf der anderen 
Seite hat auch das Bundeskartellamt diesen mono-
polistischen Verzweigungen, die es gegeben hat, zwi-
schen den großen Energiekonzernen und der kom-
munalen Ebene sehr kritisch zugesehen und hier 
auch Änderungen angemahnt. Die E.ON hat unter 
diesem Gesichtspunkt für sich nicht mehr ausrei-
chend Gewinnerwartungen gesehen und hat dann 
gesagt, wir lassen uns hier nicht weiter für was ver-
prügeln, sondern wir gehen jetzt einfach in die Offen-
sive und verkaufen die Thüga. Das ist im Moment der 
Stand. Da ist die Frage: Wie verhalten wir uns als 
Thüringer? Herr Carius, ich weiß nicht, wie Sie auf die 
Idee kommen, dass wir 4 Mrd. € in die Hand neh-
men wollten, um die Thüga zu kaufen. Das ist ein-
fach eine absurde Vorstellung, die geht auch aus 
unserem Antrag nicht hervor.  
 

(Zwischenruf Abg. Buse, DIE LINKE:  
Das zeugt von hoher Kompetenz.)  

 
Wir haben ein sehr, sehr kleines Paket in der Thüga. 
Da sind die Stadtwerkebeteiligungen in anderen Bun-
desländern viel, viel gewaltiger. Aber es geht gera-
de darum, wie wir den Einfluss unserer Stadtwerke 
bei dem Verkauf dieses Pakts sichern. Die beiden 
kommunalen Holdings, die sich dort mit in die Ver-
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handlungen eingebracht haben, haben sich inzwi-
schen zerstritten, das konnte man lesen im Mana-
germagazin vom 22.02.2009. Wie es jetzt weiter-
geht, das weiß keiner. Wer jetzt die Thüga-Anteile 
kauft, das steht in den Sternen. Ich sage mal, die 
E.ON hat auch kein Interesse an einer Kommunali-
sierung, wenn ich an die Aussagen von Herrn Schu-
bert vorhin denke. Die E.ON will das verkaufen. Die 
werden sich umschauen, wer das meiste bietet. Sie 
werden nicht einzelne Stadtwerkebeteiligungen ver-
kaufen, weil sie gerade das große Fass „Vorkaufs-
rechte“ nicht aufmachen wollen. Deshalb wollen sie 
es im Block verkaufen und dann ist es gut und da 
geht nichts mehr ran. Das ist die Situation, bei der 
wir sagen, hier liegt für uns eine Verantwortung des 
Landes, damit diese Thüringer Beteiligungen nicht 
irgendjemandem in den Rachen geworfen werden, 
den die Kommunen nicht wollen, also die Chance zu 
eröffnen, durch das Gespräch mit der E.ON, durch 
das Drängen, doch den Einzelverkauf noch umset-
zen. Wenn das nicht gelingt durch das Gespräch mit 
den Bietern, mit der Anfrage, unter welchen Bedin-
gungen denn diese Thüringer Beteiligungen nach 
Thüringen zurückgeholt werden können, das ist das 
Anliegen unseres Antrags. Dass der erst heute be-
raten wird, das wissen wir alle, warum wir diese Son-
dersitzung gemacht haben. Das liegt an diesen Prob-
lemen. Herr Carius, ich sage nur, uns liegt es am Her-
zen, eine Lösung zu finden. Wir haben hier auch ver-
sucht, uns was einfallen zu lassen für den Fall, dass 
die Thüringer Stadtwerke es nicht können, ihre An-
teile zurückzuerwerben. Wir haben überlegt, ob die 
KEBT, die Kommunale Energie Beteiligungsgesell-
schaft Thüringen, als ein Partner möglich wäre bei 
dieser ganzen Geschichte. Herr Lenz sitzt auch auf 
der Besuchertribüne zu diesem Thema. Hier könnte 
man organisieren, dass das eine vernünftige Ge-
schichte wird. Aber offensichtlich scheint es dafür 
hier im Raum nicht so richtig den Willen zu geben. 
Das ist das Problem. Uns geht es wirklich um die 
Mitspracherechte unserer Stadtwerke. Uns geht es 
darum, sie in die Möglichkeit zu versetzen, das zu 
tun, was für die Stadtwerke am sinnvollsten ist. Das 
kann auch der Weiterverkauf des Anteils sein, wenn 
sie sagen, wir brauchen strategisch einen privaten 
Partner. Das will ich nicht ausschließen. Wir wollen 
ihnen aber auch die Möglichkeit geben, gerade über 
die Einbeziehung der Thüringer Aufbaubank, der 
Helaba oder der Bürgschaftsbank die Anteile zurück-
zuerwerben, wenn ihnen das denn hilft. Das müs-
sen sie selber einschätzen.  
 
Unsere Ansicht ist, dass wir den Stadtwerken hier 
nichts vorschreiben sollten. Wir wollen ihnen die 
Möglichkeit eröffnen, deshalb bitte ich darum, dass 
wir das Thema an den Wirtschaftsausschuss über-
weisen, wie das Herr Dr. Schubert bereits vorge-
schlagen hat. Wenn Sie denn meinen, dass wollen 
Sie nicht, weil wir so langsam arbeiten, dass wir vor 

Ende der Legislatur keine Ausschussberatung mehr 
vernünftig machen können, dann bitte ich wenigs-
tens um Zustimmung zu unserem Antrag. Danke 
schön.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Redemeldungen von Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Für die Landesregierung Minister Rein-
holz, bitte.  
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE möch-
te die Beteiligungen, die von der Tochter des E.ON-
Konzerns Thüga an den Thüringer Stadtwerken ge-
halten werden, kommunalisieren. Offen bleibt, warum 
sie das unbedingt will.  
 

(Beifall CDU)  
 
Meine Damen und Herren der Linksfraktion, wir wis-
sen natürlich, warum Sie das immer wieder fordern. 
Ihnen geht es darum, über die Kommunen in einem 
wichtigen Bereich der Daseinsvorsorge, nämlich der 
örtlichen Energieversorgung, Ihren Einfluss zu stär-
ken mit der Vorstellung, der Staat wird es schon rich-
ten.  
 

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: 
Wozu sind die Kommunen da!)  

 
Darf ich Sie aber daran erinnern, dass es die Thüga 
war, die unmittelbar nach der Wende in kurzer Zeit 
eine Nachbarschaftshilfe für die ostdeutschen Ener-
giekombinate organisiert hat. Das Unternehmen war 
ganz entscheidend daran beteiligt,  
 

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, DIE 
LINKE: Das spielt überhaupt keine 
Rolle.)  

 
den Grundstein insbesondere für den Aufbau einer 
flächendeckenden Erdgasversorgung in den neuen 
Ländern zu legen. Deshalb können Sie doch in der 
Rückschau nicht so tun, als sei das alles schlecht ge-
laufen, was dank dieser Unterstützung im Bereich der 
örtlichen Energieversorgung geleistet wurde. Ganz im 
Gegenteil, meine Damen und Herren, wenn Sie sich 
heute umschauen, müssen Sie doch einfach zur 
Kenntnis nehmen, dass wir mithilfe der Thüga und 
vor allem des regionalen Versorgers E.ON Thürin-
gen eine moderne und leistungsfähige Energieinfra-
struktur aufgebaut haben. Das lässt sich nicht einfach 
ignorieren, auch wenn Sie das gern so möchten.  
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In der Sache selbst, meine Damen und Herren, ist 
festzuhalten, dass es offensichtlich Überlegungen 
im Konzern E.ON Ruhrgas gibt, die Thüga zu ver-
äußern, die für das deutschlandweit größte Netzwerk 
kommunaler Energieversorger steht. Die Thüga ist 
in Deutschland über Minderheitsbeteiligungen, wie 
Sie vielleicht wissen, an rund 110 Unternehmen be-
teiligt, wovon etwa 90 Energieversorger sind. In Thü-
ringen, das wurde schon genannt, betrifft das ak-
tuell acht kommunale Energieversorger. Die Betei-
ligung an zwei Stadtwerken wurde im Jahre 2006 
an die E.ON Thüringer Energie AG veräußerst. Aus 
Sicht des Konzerns E.ON Ruhrgas wäre es bei ei-
ner etwaigen Veräußerung der Thüga nahe liegend, 
das Unternehmen natürlich als Ganzes zu verkau-
fen. Wenn das so käme, müsste das nicht gleich tota-
le Veränderung bedeuten. Auch mit dem neuen Ei-
gentümer könnte man an dem bisherigen Beteili-
gungsmodell festhalten. Das wäre nicht das Schlech-
teste, denn gerade auf dem Gassektor, auf dem der 
Wettbewerb unverändert um jeden Fortschritt kämpft, 
erscheint es nach wie vor sinnvoll, wenn sich kom-
munale Energieversorger über den Weg der Min-
derheitsbeteiligung weiterhin kompetente und leis-
tungsstarke Partner ins Boot holen.  
 
Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat 
nach der Wiedervereinigung die Gründung leistungs-
fähiger kommunaler Versorgungsunternehmen nach 
Kräften unterstützt und dabei nachdrücklich dem Ge-
danken der kommunalen Selbstverwaltung Rechnung 
getragen. Das ging damals nur mithilfe der ausdrück-
lich gewollten Beteiligung von regionalen Stromver-
sorgern und überregionalen Gasversorgern, die bis 
heute auch fortbestehen. So hält die E.ON Thürin-
ger Energie AG aktuell an 29 Thüringer Kommunal-
versorgern Beteiligungen zwischen 10 und 49 Pro-
zent, wie Sie wissen. Es sind aber nicht die Beteili-
gungen, die die kommunale Handlungsfähigkeit be-
hindern, wir haben es heute bekanntermaßen - da-
rüber haben wir schon einmal gesprochen - mit welt-
weiten Entwicklungen zu tun, die maßgeblich Wett-
bewerb und Preisentwicklung auch bestimmen, auf 
die wir als Landesregierung nur bedingt einwirken 
können. Eine Kommunalisierung der Thüga Beteili-
gungen würde daran kaum etwas ändern, deshalb 
lehnen wir den Antrag der Linksfraktion ab. Herz-
lichen Dank. 
 

(Beifall CDU)  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es gibt eine weitere Wortmeldung. Abgeordneter 
Gerstenberger, Fraktion DIE LINKE.  
 
 
 
 

Abgeordneter Gerstenberger, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Herr Minister, noch gibt es eine Gewaltenteilung, der 
Antrag ging an den Landtag. Sie haben als Minister 
gesprochen. Sie können höchstens was empfehlen, 
aber nicht ablehnen. So viel sollten wir vielleicht auch 
in den letzten Monaten für dieses Parlament als de-
mokratische Spielregel zumindest aushalten wollen 
und die Demokratie nicht von vorn verbiegen.  
 
Zu ein paar Richtigstellungen im Antrag: Ihre ein-
leitenden Sätze hatten weder einen Bezug zum An-
trag noch einen Bezug zu den Reden. Vielleicht wäre 
es hilfreich gewesen, dem Herrn Kummer zuzuhö-
ren, anstatt das vorgefertigte Redemanuskript noch 
zweimal zu wenden, um es dann hier vorzulesen. 
Er hat nicht davon gesprochen, dass es uns um ei-
ne Kritik an der Thüga ging. Er hat auch nicht da-
von gesprochen, dass es in der Vergangenheit kri-
tische Bemerkungen zur Beteiligung gab. Es gibt 
eine Aussage, dass E.ON diesen Anteil verkaufen 
will und verkaufen muss. Mit diesem Fakt ist umzu-
gehen. Ihre unzulässigen Bewertungen haben den 
Umgang mit dem Fakt lediglich verwässert.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Die zweite Frage, und die ist eigentlich die entschei-
dende, Herr Minister: Wie steht dieses Parlament zu 
Stadtwerken? Diese Frage hat Herr Carius durch Un-
wissenheit beim Durchlesen des Antrags beantwortet. 
Diese Frage haben Sie auch deutlich beantwortet: 
Das interessiert Sie nicht und das interessiert die 
CDU-Fraktion nicht. Wir haben eine etwas andere 
Haltung. Wir sind der Auffassung, dass es dort durch-
aus ein Interesse geben sollte sowohl von Landes-
regierungsseite, aber auch von diesem Haus, die 
Kommunen dabei zu unterstützen, selbst zu entschei-
den, mit wem sie zusammenarbeiten, und da liegt 
das Problem. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Es geht darum, dass sie sich den Partner selbst 
aussucht, mit dem sie anschließend eine Tätigkeit 
und eine Arbeit in dieser Gesellschaft im Interesse 
der Bürger, zur Sicherung der Versorgungssicherheit 
der Bürger eingeht. Es gibt eben keinen Freiheits-
grad, wenn die Thüga ein Paket verkauft und auf 
diese Art und Weise den Stadtwerken ein neuer Min-
derheitsbeteiligter vor die Nase gesetzt wird. Uns geht 
es darum, Einfluss darauf zu nehmen, die Selbstent-
scheidung und den eigenen Willen der Kommunen 
durchzusetzen. Ihnen geht es darum, an dem Prob-
lem nicht beteiligt zu sein, Arbeit zu sparen und den 
Kommunen bitte schön die Schuld dafür zu geben, 
dass sie ja die Beteiligung mit der Thüga eingegan-
gen sind. Sie hätten sich ja auch jemand anderen 
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suchen könne, weil jetzt die Thüga veräußert wird. 
So geht es unserer Meinung nach nicht und das ist 
auch nicht der Gegenstand. Also ich plädiere noch 
mal dafür, die Frage zu entscheiden: Liegt uns als 
Landtag, liegt dieser Landesregierung etwas an den 
Thüringer Stadtwerken und den Partnern, die in den 
Stadtwerken zusammenarbeiten mit unseren Kom-
munen, oder liegt Ihnen, dieser Landesregierung und 
der CDU, nichts an der Zusammenarbeit und der 
Einflussnahme auf diese Prozesse? Das ist simpel 
und ergreifend der Inhalt dieses Antrags. Wir stehen 
klar dafür, dass wir sagen, wir versuchen mit den 
Kommunen gemeinsam eine Lösung zu finden, die 
ihnen den Handlungsspielraum bei der Suche nach 
einem Partner ermöglicht und nicht einen Fremden 
vor die Nase setzt. Sie müssen für sich jetzt entschei-
den, ob Sie sich diesem Antrag anschließen, diese 
politische Aussage selber treffen wollen oder ob Ih-
nen Entwicklung in diesem Land Thüringen völlig egal 
ist. Danke schön, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Carius, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Carius, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es gab 
ja früher mal einen Spruch, der hieß „Elektrifizierung 
plus Sowjetmacht ist gleich Kommunismus“. Heute 
drängt sich ja der Eindruck auf: Elektrifizierung plus 
Kommunalisierung ist gleich günstige Energiever-
sorgung. Meine Damen und Herren, dieser Eindruck 
ist völlig falsch. Was Sie, Herr Gerstenberger, sagen 
zur Frage, wie die CDU-Fraktion und diese Landes-
regierung zu den Stadtwerken stehen, ich glaube, 
da sprechen unsere Taten in der Vergangenheit Bän-
de. Wir stehen zu den Thüringer Stadtwerken, wir 
stehen zu den Möglichkeiten der Stadtwerke. Das 
haben wir in der Kommunalordnung verankert; wir 
haben das mit zahlreichen anderen Maßnahmen in 
den vergangenen Jahren immer wieder unterstrichen 
und belegt.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich will zur Wortmeldung des Ministers nur sagen: 
Er hat völlig recht. Sie haben hier überhaupt nicht 
dargestellt, welchen Vorteil das denn für die Thü-
ringer Kommunen haben soll, sich an der Thüga letzt-
lich zu beteiligen. Fest steht doch für uns eines: Die 
E.ON muss und will verkaufen. Das hat zum einen 
wettbewerbsrechtliche Gründe und zum anderen hat 
es den Grund - das hört man ja in allen Fluren und 
in allen Ecken -, dass die E.ON natürlich überlegt, 
wir verdienen mit dem Geschäft, was wir bisher hat-
ten, überhaupt kein Geld mehr. In dieser Situation 

wollen Sie die Thüringer Kommunen da hineindrü-
cken, dass die ein Geschäft übernehmen, wo man 
kein Geld mehr verdienen kann? Da fragt man sich 
doch, was daran sinnvoll sein soll.  
 
Mit der Debatte um Kommunalisierung nehmen Sie 
grundsätzlich Bezug auch darauf, dass - berechtigt 
oder unberechtigt - Angst besteht, dass Finanzin-
vestoren sich an irgendetwas beteiligen könnten. Ge-
genwärtig - ich möchte keine Frage von Herrn Gers-
tenberger beantworten, er kann ja gern noch mal vor-
kommen -, darauf möchte ich aufmerksam machen, 
fällt es außerordentlich schwer, überhaupt irgend-
einen Finanzinvestor zu finden, der sich in einer sol-
chen Größenordnung beteiligt, so dass sich gegen-
wärtig kommunale Konsortien bilden. Ich frage mich 
da wirklich, was denn das Problem ist, wenn ein kom-
munales Konsortium aus Kommunen anderer Län-
der sich hier an der Thüga beteiligt und damit die Be-
teiligung letztlich übernimmt. Das wird langfristig 
überhaupt kein Problem für die Versorgungssicher-
heit sein. Das wird auch kein Problem sein, wo Sie 
berechtigt oder unberechtigt irgendwelche Finanz-
investoren hier zu Felde führen können und sagen 
können, da gibt es riesige Probleme, die wollen jetzt 
hier gar nicht richtig investieren. Ich denke, wenn ein 
solches Konsortium sich findet - und gegenwärtig hat 
sich, das war jedenfalls die heutige aktuelle Meldung, 
ein solches Konsortium erneut gebildet -, ist die lang-
fristige Versorgung unserer Bevölkerung hier absolut 
gesichert. Deswegen kann ich auch nicht empfeh-
len, dass die Landesregierung, ohne irgendeine recht-
liche Handhabe zu haben, Gespräche mit E.ON auf-
nimmt, um in irgendeiner Weise letztlich den Gesamt-
verkauf hier zu unterbinden. 
 
Ich will an der Stelle auch nur sagen: Die E.ON hat 
ein natürliches Interesse daran, sich nicht bei dieser 
Verkaufsgeschichte in Vorkaufsrechtsdiskussionen zu 
verheddern. Insoweit ist es völlig unnütz, ob unsere 
Landesregierung mit E.ON spricht oder nicht spricht. 
Das ist genauso gut, als wenn Ihr Fraktionsvorsit-
zender mit der E.ON Thüringen spricht. Das würde 
nämlich auch kein Ergebnis zeitigen. Deswegen wer-
den wir weiter für die Ablehnung Ihres Antrags plä-
dieren. Danke. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Abgeordneter Gerstenberger, war das eine Wort-
meldung? Bitte, dann erteile ich Ihnen das Wort. 
 
Abgeordneter Gerstenberger, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
es wird ja nicht besser, wenn man Unsinn erzählt, 
und das zum zweiten Mal. Ich versuche es noch mal 
mit dem Verlesen des Antragstextes, Herr Carius: 
„Die Landesregierung wird aufgefordert,  
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1. bei dem von der E.ON AG geplanten Verkauf der 
Stadtwerke-Holding Thüga AG Einfluss auf den Ener-
giekonzern zu nehmen, die Beteiligungen einzeln 
zu verkaufen.“ Das hat den Grund, Herr Carius, dass 
man diese Vorkaufsrechte, die in aller Regel in Ge-
sellschaftsverträgen enthalten sind, damit auch zie-
hen kann. Ansonsten hätte man nämlich diese Vor-
kaufsrechte nicht reinschreiben müssen. Ein Vor-
kaufsrecht - noch mal für Sie zur Erläuterung - hat 
den Vorteil, dass sich der Partner, der übrig bleibt im 
Unternehmen, seinen zukünftigen Partner selbst aus-
suchen kann. Das macht mitunter Sinn. Das hat was 
mit Psychologie zu tun, das hat was mit Unterneh-
menschemie zu tun. Das hat auch mitunter etwas 
mit unterschiedlichen Marktanteilen zu tun, wo man 
sagt, dieser oder jener Partner wäre mir genehmer. 
Das ist also eine strategisch richtige Entscheidung, 
den Partner selbst auszusuchen. Diese Chance wird 
aber unseren Stadtwerken dadurch genommen, dass 
E.ON festgelegt hat, Thüga-Anteile werden im Pa-
ket verkauft. Das heißt, es handelt sich um eine Ein-
schränkung der Gestaltungsspielräume des kom-
munalen Gesellschafters durch die E.ON. Und jetzt 
geht es darum, mit Landesunterstützung - und das 
ist der weitere Teil des Antrags - diese Einschrän-
kung, die aus einem rein rechtlichen Kalkül durch 
die E.ON gemacht wurde, aufzulösen im Interesse 
unserer Kommunen. Da habe ich die Frage gestellt 
an Sie: Wollen Sie diese Interessen der Kommunen 
unterstützen oder wollen Sie es nicht? Das manifes-
tiert sich ganz einfach in der Feststellung, ob man 
dem Antrag zustimmen will oder ob man den An-
trag ablehnt. In dem Antrag steht nicht, wie Sie ein-
gangs noch mal versucht haben zu suggerieren, die 
Kommunen sollten sich an der Tüga beteiligen. Das 
ist schlicht und ergreifend der Tatsache geschuldet, 
wenn Sie so eine Behauptung aufstellen, dass Sie 
den Text in der Wortabfolge zwar gesehen, aber nicht 
verstanden haben, denn das steht nicht drin, darum 
geht es nicht. Noch mal, es geht um etwas anderes, 
es geht um die Sicherung der kommunalen Inte-
ressen. Das wird nicht dadurch erreicht, dass man 
sich hier vorn hinstellt und sagt, wir sind für die Si-
cherung der Interessen, sondern das wird dadurch 
erreicht, dass man etwas tut. Der Antrag möchte, 
dass Sie etwas tun und dass die Landesregierung 
etwas tut. Sie sagen, Sie wollen das nicht, das ist ein 
klares Signal an die Kommunen. Das sollten wir kom-
munizieren, Herr Carius, und nicht vom Thema ab-
lenken und solche unsinnigen Aussagen machen, 
wie Sie sie getroffen haben. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Es ist beantragt die Überweisung an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Technologie und Arbeit. Wer für die 

Überweisung ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
Danke. Wer ist gegen die Überweisung, den bitte 
ich um das Handzeichen. Danke. Wer enthält sich 
der Stimme? Keine Stimmenthaltung. Damit ist die 
Überweisung mit Mehrheit abgelehnt.  
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag selbst, 
über den Antrag der Fraktion DIE LINKE in Druck-
sache 4/4663. Wer für diesen Antrag ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist gegen die-
sen Antrag, den bitte ich um das Handzeichen. Dan-
ke. Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimmenthal-
tung. Damit ist der Antrag mit Mehrheit abgelehnt.  
 
Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 27 
 

Novellierung des Thüringer Mit- 
telstandsförderungsgesetzes 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/4775 - 

 
Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Das ist nicht der Fall. Die Landesregie-
rung erstattet Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags. Für die Landesregierung erteile ich das Wort 
Herrn Minister Reinholz. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, auf der Grundlage des vor-
liegenden Antrags der CDU-Fraktion befasst sich 
der Thüringer Landtag mit dem Mittelstandsförder-
gesetz und dem Vergaberecht. 
 
Ich will gleich vorweg sagen, das ist ein Themen-
gebiet, bei dem aus Sicht der Landesregierung der 
Grundsatz der Deregulierung, der Entlastung von Un-
ternehmen und der Vereinfachung von Verfahren 
im Vordergrund stehen muss. Es geht schließlich 
um die Mittelstandsförderung und eine Vergabepra-
xis, die Unternehmen in Thüringen zugute kommen 
soll. Die wiederholt vorgetragenen Vorschläge der 
Opposition für immer neue Vorschriften, Regularien 
und Anforderungen, die im Vergaberecht berücksich-
tigt werden sollen, stehen dem diametral gegenüber. 
Um Missverständnissen vorzubeugen: Auch die Lan-
desregierung ist z.B. gegen Lohndumping oder für 
Gleichstellung, aber das ohnehin schon komplett 
durchregulierte komplexe Vergaberecht ist nicht der 
geeignete Ort, um solche Normen quasi durch die 
Hintertür einzuführen.  
 
Die Thüringer Landesregierung hat in der Vergangen-
heit deshalb strikt am Grundsatz der Vereinfachung 
festgehalten, und wir haben allen Bestrebungen, die 
z.B. im Bereich des öffentlichen Auftragswesens 
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einer weiteren Bürokratisierung Vorschub geleistet 
hätten, stets widersprochen. Die Erfahrungen, die wir 
in Thüringen mit dem Vergaberecht und der Verga-
bepraxis gemacht haben, sind durchweg positiv. 
Zu den Einzelheiten hat mein Haus dem Thüringer 
Landtag im Mai 2007 einen Bericht zugeleitet. Da 
sich die Rechtslage bis heute nicht verändert hat, 
haben die dort gemachten Aussagen natürlich auch 
weiterhin Gültigkeit.  
 
Ich möchte an dieser Stelle daher nicht alle Einzel-
heiten dieses Berichts, der eine umfassende Stand-
ortbestimmung des öffentlichen Auftragswesens in 
Thüringen vornimmt, wiederholen. Stattdessen wer-
de ich mich auf einige grundsätzliche Aussagen be-
schränken.  
 
Zunächst einmal ist zu betonen, dass sich der Ver-
zicht auf ein spezifisches Vergabegesetz einschließ-
lich Durchführungsverordnungen in Thüringen be-
währt hat. Im Bereich des nationalen Vergaberechts 
gelten in Thüringen die Verdingungsordnungen 
VOL/A und VOB/A. Da sie selbst keine staatlichen 
Normen sind, sind die gesetzlichen Grundlagen für 
ihre Anwendung die Thüringer Landeshaushaltsord-
nung und die Thüringer Gemeindehaushaltsverord-
nung. Diese beiden Gesetzesbestimmungen schrei-
ben die Anwendung der Verdingungsordnung im Be-
reich der nationalen Vergaben zwingend vor. Über 
diese ohnehin relativ komplizierten und unübersicht-
lichen Regelungen hinaus wurden in Thüringen kei-
ne weiteren Rechtsvorschriften erlassen. Stattdes-
sen wurde eine Thüringer Vergabemittelstandsricht-
linie erlassen, die den Vergabestellen Auslegungs-
hilfen bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Vergaben gibt. Die Erfahrungen mit der Vergabemit-
telstandsrichtlinie werden durchweg als positiv be-
wertet. Der Aufbau der Vergabemittelstandsrichtli-
nie folgt den einzelnen Verfahrensschritten eines Ver-
gabeverfahrens und dient damit als Handlungsan-
leitung für eine mittelstandsfreundliche Vergabe.  
 
Ich möchte noch auf einen Punkt eingehen, der in 
der Diskussion um ein Vergabegesetz in Thüringen 
zuletzt verstärkt in den Fokus gekommen ist. Es geht 
um das Nachprüfungsverfahren. Natürlich gibt es 
auch in Thüringen die Möglichkeit der Nachprüfung 
von Vergabeentscheidungen. Die Opposition muss 
das Rad an der Stelle nicht noch mal neu erfinden. 
Beim Thüringer Landesverwaltungsamt waren im 
letzten Jahr 71 Nachprüfungsverfahren unterhalb der 
EG-Schwellenwerte bei der Rechtsaufsicht des Lan-
desverwaltungsamts anhängig. Im Oberschwellen-
bereich waren dies im gleichen Zeitraum 78 Ver-
fahren. Das spricht einerseits für die hohe Akzep-
tanz der Vergaben in Thüringen. Nur ein Beispiel: 
Bei 2.466 Vergaben im Baubereich in 2007 und 2008 
hatte das Landesverwaltungsamt lediglich 52 Ver-
gabebeschwerden zu entscheiden. Das entspricht 

einer Beschwerdequote von 2,1 Prozent. In keinem 
Fall dieser Beschwerdeverfahren ergab die Nach-
prüfung, dass dem übergangenen Bieter im Ergeb-
nis der Zuschlag zu Unrecht verwehrt wurde. Das 
zeigt andererseits, dass die derzeitige Regelung zu 
Nachprüfungsverfahren einen guten Kompromiss dar-
stellt zwischen dem Recht, eine Vergabe anzufech-
ten und dem Anspruch der Vergabestelle und des 
erfolgreichen Bieters, dass eine erfolgte Vergabe 
nicht endlos hinausgezögert werden darf.  
 
Ich denke, das von der Bundesregierung beschlos-
sene Konjunkturpaket II, das unter anderem auch 
eine zeitlich befristete Vereinfachung des Vergabe-
rechts für Vergabestellen des Bundes vorsieht, ver-
deutlicht die Notwendigkeit einer gewissen Flexibi-
lität der Vergaberegeln. Hier profitiert Thüringen von 
der klaren Linie, die die Landesregierung in dieser 
Hinsicht stets verfolgte. Das beginnt schon bei der 
Umsetzung der Bundesvorgaben auf Landesebene. 
Wir haben relativ kurzfristig durch eine Änderung der 
Vergabemittelstandsrichtlinie den Beschluss des Bun-
des in Thüringen umgesetzt. Es gelten nunmehr 
auch in Thüringen befristet, wie Sie wissen, bis zum 
31.12.2010 die von der Bundesregierung beschlos-
senen erhöhten Wertgrenzen für die freihändige Ver-
gabe, 100.000 € im Bereich VOL/A und VOB/A, für 
die beschränkte Ausschreibung 100.000 € im Be-
reich VOL/A und 1 Mio. € im Bereich VOB/A. Da-
mit ist auch in Thüringen diese zur Unterstützung 
der Konjunktur ergriffene Maßnahme wirksam.  
 
Damit komme ich nun zum Vergaberechtsmoderni-
sierungsgesetz, mit dem sich der Bund übrigens 
selbst sehr eindeutig zu den Grundsätzen der Mit-
telstandsfreundlichkeit, der Effizienz sowie der Be-
schleunigung von Verfahren bekannt hat. Die 
Schlussabstimmung im Bundesrat hat zu diesem Ge-
setz am 13. Februar dieses Jahres stattgefunden. 
Die Mehrheit der Länder hatte sich trotz Bedenken 
zu der im Gesetz nicht geregelten Vergaberechts-
freiheit von bestimmten kommunalen Zusammen-
schlüssen dazu entschlossen, dem Gesetz zuzustim-
men, um die Verbesserung für die mittelständische 
Wirtschaft alsbald wirksam werden zu lassen und 
nicht durch ein zeitaufwendiges Vermittlungsverfah-
ren zu gefährden.  
 
Das Gesetz, meine Damen und Herren, wird in Kürze 
in Kraft treten. Die Kernpunkte des Gesetzes sind 
bekannt. Sie umfassen eine mittelstandsfreundliche-
re Ausgestaltung des Vergaberechts, eine Beschleu-
nigung im Rechtsschutzverfahren und eine Umset-
zung der EG-Vergaberichtlinien sowie der Rechts-
mittelrichtlinie. Der mittelstandsfreundlichen Zielset-
zung der Gesetzesnovellierung soll in erster Linie 
durch die Änderung des Gesetzes gegen die Wett-
bewerbsbeschränkung entsprochen werden. Diese 
Änderung besagt, öffentliche Auftraggeber haben 
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zukünftig grundsätzlich eine Losvorgabe vorzuneh-
men und dürfen davon nur abweichen bzw. Lose 
zusammen vergeben, wenn wirtschaftliche oder tech-
nische Gründe dies auch erfordern. Dadurch sollen 
die Nachteile der mittelständischen Wirtschaft bei 
der Vergabe großer Aufträge ausgeglichen werden. 
Der Deutsche Bundestag hat die Verpflichtung zur 
Losteilung aus diesem Grund auch auf die ÖPP-
Projekte ausgedehnt. Im Hinblick auf diesen Punkt 
halte ich auch eine Novellierung des Thüringer Mit-
telstandsfördergesetzes für angezeigt, das sich in 
§ 13 mit dem öffentlichen Auftragswesen und ins-
besondere auch mit der Frage der Losvergabe be-
fasst. Wir werden daher prüfen, ob dieser Paragraph 
mit der Zielrichtung einer noch mittelstandsfreund-
licheren Ausgestaltung an die aktuellen Anforderun-
gen angepasst werden sollte. Weitere Änderungen 
des GWB betreffen die Anpassung an die EG-Ver-
gaberichtlinie. Dies entspricht allerdings schon ei-
ner geltenden Rechtslage seit Einführung EG-Ver-
gaberichtlinie im Jahre 2004. Der Begriff des Bau-
auftrags wird klargestellt. Dies hat besondere Be-
deutung für Grundstücksveräußerungen im Rahmen 
städtebaulicher Verträge. Die Regelungen über das 
Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer bzw. 
dem Oberlandesgericht wurden geändert mit dem 
Ziel einer Beschleunigung der Verfahren. So weit 
zu den Grundsätzen des Vergaberechtsmodernisie-
rungsgesetzes.  
 
Handlungsbedarf für Thüringen sehe ich, wie er-
wähnt, vor allem in der Frage der Losvergabe, die 
im Mittelstandsförderungsgesetz verankert werden 
sollte. Die Landesregierung wird selbstverständlich 
prüfen, ob es nach Ausfertigung und Verkündung des 
Gesetzes weitere Auswirkungen gibt, an die das 
Mittelstandsförderungsgesetz dann ebenfalls anzu-
passen wäre. In diesem Zusammenhang ist natürlich 
eine grundsätzliche Novellierung des Mittelstandsför-
derungsgesetzes denkbar. Da liege ich 100-prozen-
tig auf der Linie des Antrags der CDU-Fraktion. Das 
derzeit gültige Mittelstandsförderungsgesetz ist be-
reits im September 1991 als eines der ersten Wirt-
schaftsgesetze nach der Wende in Kraft gesetzt wor-
den. Dieses Gesetz war und ist die Grundlage für 
nahezu alle Mittelstandsförderprogramme des Frei-
staats und hat sich in der Praxis auch bewährt. Seit-
dem sind allerdings 18 Jahre vergangen, die Wirt-
schaft in Thüringen hat sich erfreulich gut entwickelt, 
die Aufbauphase der ersten Jahre ist abgeschlos-
sen. Neue Themen haben an Bedeutung gewonnen, 
zum Beispiel Unternehmensnachfolge, Existenzgrün-
dungen oder Innovation. Die Förderlandschaft hat 
sich verändert, neue gesetzliche Rahmenbedingun-
gen auf Bundes- und EU-Ebene sind in Kraft getre-
ten. Alle diese Umstände lassen es durchaus sinn-
voll erscheinen, das Mittelstandsförderungsgesetz 
nach der kleinen Novelle 2005 noch einmal grund-
legend zu überarbeiten. Damit könnte aus meiner 

Sicht vor allem eine Straffung, Deregulierung und 
Klärung der Mittelstandsförderung erreicht werden.  
 
Inhaltlich neue Prioritäten sind aus meiner Sicht da-
bei auf dem Technologietransfer Wirtschaft/Wissen-
schaft, also auf die Verbundförderung, auf Zukunfts-
technologien, insbesondere erneuerbare Energien, 
Netzwerkstrukturen, Kooperationen und Cluster, die 
Fachkräftesicherung und die Förderung innovativer 
Existenzgründungen zu legen. Zudem sollte die Mit-
telstandsverträglichkeit von Vorschriften herausge-
stellt werden. In der momentanen Krise richtet sich 
ein besonderes Augenmerk natürlich auch auf die 
Investitions- und Finanzierungshilfen für Unterneh-
men sowie die Sicherstellung der Kapitalversorgung.  
 
Allerdings ist es keine Aufgabe des Mittelstands-
förderungsgesetzes, alles abschließend zu regeln. 
Das Gesetz steckt lediglich die allgemeinen Rah-
menbedingungen unserer Wirtschaftsförderung ab, 
alles andere regeln Erlasse, Verordnungen und Richt-
linien. Von einer Novellierung des Gesetzes sind des-
halb keine unmittelbaren Wundertaten zu erwarten. 
Wir haben in den letzten Jahren auch ohne ständi-
ge Änderungen am Mittelstandsförderungsgesetz ei-
ne erfolgreiche Wirtschaftspolitik umgesetzt. Heute 
richten wir unsere Mittelstandspolitik zudem viel stär-
ker an europäischen Rahmenbedingungen aus als 
das noch zu Beginn der 90er-Jahre der Fall war. Da-
bei geht es nicht nur um Transfers, sondern auch 
um den rechtlichen Rahmen und um die Erschlie-
ßung von Märkten für Thüringer Unternehmen.  
 
Den neuen rechtlichen Vorgaben und den veränder-
ten Rahmenbedingungen werden wir uns mit einem 
neuen mittelstandsfreundlicheren Mittelstandsförde-
rungsgesetz stellen, allerdings gilt das Mittelstands-
förderungsgesetz lediglich für unsere Landeswirt-
schaftsförderung und allein deren Rahmen werden 
und können wir mit einer Novellierung des Geset-
zes rechtlich selbst abstecken. Die Landesregierung 
wird die Anregung des CDU-Antrags aufgreifen und 
Vorschläge für eine Novellierung des Gesetzes zeit-
nah erarbeiten. Herzlichen Dank.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Wer wünscht die Beratung zum Sofortbericht? Alle 
drei Fraktionen, damit eröffne ich die Aussprache und 
erteile das Wort dem Abgeordneten Gerstenberger, 
Fraktion DIE LINKE.  
 
Ich möchte ebenfalls darauf hinweisen, dass ich auch 
die Aussprache zur Nummer 2 des Antrags damit 
eröffne.  
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Abgeordneter Gerstenberger, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, Herr Panse sagte heute früh, wenn ein An-
trag keine Deckung enthält, dann ist es ein popu-
listischer Antrag. Es gibt noch mehr Kriterien für po-
pulistische Anträge. Mit diesem Antrag haben wir ei-
nen echten Schaufensterantrag der CDU-Fraktion 
vorliegen, der aber auch eine ganze Reihe von Wi-
dersprüchen innerhalb der CDU offenbart, denn of-
fensichtlich ist es selbst der CDU-Fraktion zu viel 
geworden, dass in den letzten Monaten die Landes-
regierung nur noch als reagierendes statt als agie-
rendes Moment im Bereich der Wirtschaftspolitik tätig 
wird.  
 

(Zwischenruf Abg. Grüner, CDU:  
Erzähl nicht so ein Blech.) 

 
Unsere Anträge zu Konjunkturfragen, zur Verände-
rung der Wirtschaftsförderung oder auch zur Ver-
änderung der Mittelausstattung der Kommunen wur-
den abgelehnt. Die tiefgreifendste Krise seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs - und das ist mittlerweile un-
bestritten unter Wirtschaftswissenschaftlern - wur-
de durch diese Landesregierung als wirtschaftliche 
Delle abgetan und es wurde auf Segnungen ande-
rer Institutionen gewartet, die sich mit dem Problem-
kreis beschäftigen. Da haben die Kammern Thürin-
gens einen Krisengipfel veranstaltet, da hat die EU 
die Mittelstandsförderung bezüglich De-minimis und 
Bürgschaftsrahmen geändert, da hat die Bundes-
regierung ein Konjunkturpaket I und II beschlossen 
und die Landesregierung war der Meinung, mit dem 
Problem der Delle vor dem Hintergrund der - wie hat-
ten Sie gesagt - satt gefressenen Thüringer Unter-
nehmen, sich nicht beschäftigen zu müssen. In der 
Zeit kam dann die Landesregierung trotz katastro-
phaler Umfragen im Mittelstandsbereich auch nicht 
auf die Idee, das Instrument zur Förderung des Thü-
ringer Mittelstandes zu überprüfen oder auch anzu-
passen und nun hat also die CDU-Fraktion gemerkt, 
dass es Zeit wird, zu handeln, was allerdings die Lan-
desregierung immer noch mehr oder weniger ab-
streitet.  
 
Herr Minister und liebe CDU-Fraktion, ein Blick in 
dieses Mittelstandsfördergesetz hätte Ihnen gesagt, 
dass Sie seit mehreren Jahren gesetzlichen Ver-
pflichtungen nicht nachkommen, denn das Gesetz 
schreibt fest, dass es einen jährlichen Mittelstands-
bericht zu geben hat, den vermissen wir seit 2005. 
Auch das, was Sie heute vorgelegt haben, hat nichts, 
aber auch gar nichts, mit einem Mittelstandsbericht 
zu tun.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
 

Meine Damen und Herren, der Änderungsbedarf die-
ses Gesetzes ist bedeutend größer als das, was der 
Antrag der CDU-Fraktion sagt. Es geht eben nicht 
nur um die Novelle des § 13 und - wie sagte der 
Minister - um das Aufnehmen der Vergabe von mög-
lichst kleinen Losen in das Gesetz, nein, Herr Mi-
nister, auch ein Blick in das Gesetz hätte Ihnen er-
öffnet, dass das bereits drinsteht. Frau Präsidentin, 
ich darf zitieren § 13 des Gesetzes öffentliche Auf-
träge Abs. 1: „Bei öffentlichen Aufträgen sind Leis-
tungen, soweit es die technischen und wirtschaft-
lichen Voraussetzungen zulassen, schon bei der Aus-
schreibung nach Menge oder Art in Teillose zu zer-
legen, damit sich kleinere und mittlere Unternehmen 
an der Angebotsabgabe beteiligen können. Durch die 
Streuung der Aufträge sind kleinere und mittlere Un-
ternehmen soweit wie irgend möglich zu berücksichti-
gen, wenn ihr Angebot im Rahmen der Vergabeord-
nung sowohl hinsichtlich Preisen wie auch der ande-
ren Konditionen anderen Anbietern ebenbürtig ist. 
Dabei ist neben dem Gesichtspunkt der Vergabe-
ordnung der Zweck dieses Gesetzes zu beachten.“ 
Das können wir prüfen, meine Damen und Herren. 
Wichtiger wäre, wir kontrollierten die Umsetzung, 
dann hätten wir nicht mehrfach bei Thüringer Bauten, 
die die Ministerien und andere staatliche Einrichtun-
gen gemacht haben, auf den Generalunternehmer 
zurückgegriffen, sondern hätten genau diese Rege-
lung des § 13 Abs. 1 des Thüringer Mittelstandsför-
dergesetzes auch in der Praxis und der praktischen 
Politik angewendet. Dazu war allerdings Fehlanzei-
ge zu verzeichnen. Genauso, Herr Minister, wäre es 
sinnvoll gewesen, die Beratungsleistungen für Un-
ternehmensberatung noch einmal neu zu diskutie-
ren. Das, was im Gesetz steht, hilft vor den Krisen-
erscheinungen, die wir aktuell haben, kaum, um Be-
ratungsleistungen zu offenbaren bzw. für die Un-
ternehmen praktisch handhabbar mit tatsächlicher 
Wirkung für die Unternehmen zu erreichen.  
 
Meine Damen und Herren, auch durch Wiederho-
lung wird es nicht besser. Der Bund schreibt uns 
die Möglichkeit vor, mit einem Thüringer Landesver-
gabegesetz untergesetzliche Regelungen zu treffen. 
Auch wenn Sie das mehrfach negieren, es wird nicht 
besser. Deshalb bleibt unsere Forderung trotzdem 
bestehen, wir brauchen ein Thüringer Vergabege-
setz und nicht weitere Henkeltöpfchen, die versu-
chen, diese gesetzliche Regelung zu umgehen und 
klare Bekenntnisse für Thüringen abzugeben. Das 
ist im Mittelstandsfördergesetz unzureichend regel-
bar. Hier gehört eine eigene gesetzliche Regelung 
her. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, wenn ich noch auf ei-
nes hinweisen darf, was übrigens auch von vielen 
Seiten in der Wirtschaft kritisiert wird, wir haben vor 
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knapp einem Jahr oder im Laufe des letzten Jah-
res den Beschluss gefasst, auf und an staatlichen 
Gebäuden soll die Anwendung regenerativer Ener-
gien in Zukunft eine stärkere Rolle spielen. Das Mit-
telstandsfördergesetz weist zur energetischen Nut-
zung von regenerativen Energien überhaupt keine 
Rahmen aus, wäre also dringend Handlungsbedarf 
gegeben - übrigens ein Beschluss, den auch die 
CDU-Fraktion gefasst hat. Wenn man es also ernst 
meinte, dort wäre tatsächlicher Novellierungsbedarf. 
Das macht sichtbar, meine Damen und Herren, es 
besteht hier Handlungsbedarf, aber ich sehe keinen 
Handlungsbedarf zu diesem Antrag im Ausschuss. 
Dieser Antrag, sollten Sie ihn ernst gemeint haben, 
braucht keine Ausschussdiskussion, denn, meine 
Damen und Herren, entweder wollen Sie einen ernst 
gemeinten und realisierbaren Antrag für das Han-
deln der Landesregierung, wenn auch mit mehr als 
beschränkter Antragssicht, dann müssen Sie ihn 
heute beschließen, damit die Landesregierung im 
nächsten Monat den Gesetzentwurf vorlegen kann, 
wir im Mai und Juni die Ausschussberatungen durch-
führen, um ihn dann anschließend im Juni zu be-
schließen oder, meine Damen und Herren der CDU, 
es war von Anfang an ein Antrag mit populistischem 
Hintergrund und Sie waren lediglich dazu getrieben, 
diesen zu stellen, dann schadet allerdings auch ei-
ne Debatte im Wirtschaftsausschuss nicht, auch 
wenn sie genauso populistisch weitergeführt würde, 
aber sie wäre folgenlos, denn die Entscheidung des 
Wirtschaftsausschusses würde der Diskontinuität an-
heimfallen. Es könnte allerdings auch noch einen an-
deren Hintergrund haben, nach fünf Jahren Tiefschlaf 
bezüglich der Mittelstandsförderung könnte Sie Ihr 
Vorschlag des Wahlprogramms der CDU für die Jah-
re 2009 bis 2014 zur vorfristigen Planerfüllung ge-
drängt haben, denn Sie schreiben dort in diesem 
Programm: „Wir werden das Mittelstandsfördergesetz 
novellieren und modern gestalten. Dabei sollen un-
ter anderem Maßnahmen zur Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit zum Nachteilsausgleichs des Mittel-
standes und zur Verbesserung der Kapitalversor-
gung sowie Investitions- und Finanzierungshilfen be-
rücksichtigt werden.“ Das war die Aufgabe, die Sie 
sich für die nächsten Jahre gestellt haben. Also, mei-
ne Damen und Herren, wenn Sie es ernst meinen, 
tun Sie etwas, schreiben Sie nicht solche populis-
tischen Anträge. Wir werden weder der Ausschuss-
überweisung noch dem Antrag zustimmen. Danke 
schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Schubert, SPD-Fraktion. 
 
 
 

Abgeordneter Dr. Schubert, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich habe bis zuletzt noch gehofft, dass die 
CDU diesen unsinnigen Antrag wieder zurückzieht. 
Angesichts der Tagesordnung heute, die so lang 
ist, hätte uns das sicher gut getan, vielleicht können 
Sie es ja im Anschluss an die Debatte noch ma-
chen. Was soll dieser Antrag eigentlich? Punkt 1 - 
zum Vergaberecht Bericht zu erstatten. Das haben 
wir alles schon einmal gehört. Als wir unseren An-
trag zu einem Vergabemittelstandgesetz hier ein-
gebracht haben vor einem Dreivierteljahr, da haben 
wir genau dieses Berichtsersuchen vorangestellt, al-
so, das haben wir alles schon einmal gehört - war 
überflüssig.  
 
Punkt 2 - Novelle Mittelstandsfördergesetz: Offen-
sichtlich ist es ja so, dass die CDU gemerkt hat beim 
Vergaberecht, darum müssen wir uns auch kümmern, 
weil, da waren ja in der Anhörung zu unserem Ge-
setzentwurf ein paar Handwerker da, die Handwerks-
kammer insgesamt, mit der Sie auch sonst immer 
ganz gut zusammenarbeiten und die haben Ihnen 
gesagt, wir könnten doch ein Vergabegesetz ganz 
gern in Thüringen gebrauchen. Deshalb haben Sie 
schnell diesen Antrag irgendwie zusammengestrickt. 
Mit dem Mittelstandsfördergesetz wäre das meiner 
Ansicht nach ja so: Wir beschließen heute, also Sie 
beschließen heute diesen Antrag, dann muss die 
Landesregierung einen Gesetzentwurf erarbeiten, der 
wird dann zum nächsten Plenum eingebracht, dann 
geht das in den Ausschuss und dann müssten wir 
eigentlich beim Gesetzentwurf noch eine Anhörung 
machen. Ich frage mich, wann soll das Gesetz denn 
überhaupt beschlossen werden? Das geht überhaupt 
nicht mehr. Es ist einfach unsinnig. Deswegen möch-
te ich mich an der Stelle bei der Rede gar nicht länger 
aufhalten, ziehen Sie den Antrag einfach wieder zu-
rück. Er bringt nichts oder zumindest den Teil 2 dann, 
denn Punkt 1 - der Bericht - ist ja schon erfolgt und 
bringen Sie sich ein in unseren Antrag und unser 
Mittelstandsvergabegesetz, was ja schon eine Anhö-
rung hinter sich hat. Da können Sie jederzeit Än-
derungsanträge bringen, wenn Sie die für nötig hal-
ten beim Vergaberecht und dann haben wir ein Ver-
gaberecht, wie es auch in Sachsen der Fall ist. Das 
ist der richtige Weg. Den Antrag hier brauchen wir 
nicht. Danke. 
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Günther, CDU-Fraktion. 
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Abgeordneter Günther, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, fürwahr 
angesichts unserer sehr ambitionierten Tagesord-
nung möchte ich mich auch nicht lange mit der Vor-
rede aufhalten, sondern direkt zum Punkt kommen, 
ohne zu werten, wer hier die populistischen Anträ-
ge stellt und wer nicht. Ich stelle die Frage: Warum 
hat die CDU-Fraktion diesen Antrag eingebracht? 
Wir verfügen über ein Mittelstandsfördergesetz, wel-
ches allerdings von 1991 stammt und seither, das 
ist wohl unstreitig, haben sich einige Rahmenbedin-
gungen geändert, so dass wir einzelne Kernaussa-
gen des Gesetzes mittlerweile als veraltet ansehen 
müssen. Ich denke, das haben auch meine Vorred-
ner so gesagt, auch uns geht es nicht nur um § 13, 
Herr Gerstenberger, auch das sieht man, wenn man 
den Antrag liest. Sie haben vorhin meinem Kolle-
gen Carius vorgeworfen, dass er die Anträge nicht 
liest. Wenn Sie unseren gelesen hätten, hätten Sie 
auch gesehen, dass wir uns nicht nur auf § 13 be-
ziehen, sondern eine umfassende Novelle hier anre-
gen und starten wollen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Am Ende, Herr Gerstenberger, werde ich auch Sie 
einladen zur Mitarbeit bei der Erarbeitung der Vor-
lage, wenn dann die Landesregierung den Gesetz-
entwurf vorgelegt hat. Aber Sie sagten ja gerade, 
davon halten Sie wenig. Der Antrag, den wir gestellt 
haben, meine Damen und Herren, soll die Novellie-
rung dieses Gesetzes von 1991 einleiten. Es kommt 
uns darauf an, der Mittelstandsförderung einen zeit-
gemäßen Rahmen zu geben, der auch die Fortent-
wicklung der Vergabepraxis für öffentliche Aufträge 
im Bereich unterhalb der EU-weiten Ausschreibung 
einschließen soll. Eine Einbindung sinnvoller Ele-
mente des gegenwärtig vorliegenden Vergabegesetz-
entwurfs der SPD soll dabei ebenfalls geprüft werden. 
Wir hatten es ja schon einmal gesagt, die vergabe-
fremden Elemente sind zum Teil ja hier schon raus, 
aber trotzdem ist der größte Teil für uns nicht verwert-
bar. Darüber können wir aber reden. Die von uns ge-
wollte Struktur kann im Antrag nachgelesen werden 
und entbehrt daher weiterer Erläuterungen. Ich hatte 
ja vorhin schon darauf hingewiesen, dass wir uns 
nicht nur auf den § 13 beziehen.  
 
Ein wesentliches Ziel der Novellierung muss es un-
ter anderem sein, den bürokratischen Aufwand für 
kleine und mittelständische Unternehmen und das 
Handwerk zu senken. Dazu werden wir z.B. eine 
thüringenweite Internetplattform für die Ausschrei-
bung von Aufträgen der öffentlichen Hand fordern,  
 

(Beifall CDU) 
 
 

wo Ausschreibungen und Leistungsverzeichnisse für 
öffentliche Aufträge unmittelbar eingesehen werden 
können. Außerdem werden unnötige Aufwendungen 
und Doppelungen in der Bewerbungsprozedur für 
die Unternehmen deutlich zu beschneiden sein.  
 
Meine Damen und Herren, das sind bereits aktuel-
le Ergebnisse, die die CDU-Fraktion im Dialog mit 
der Thüringer Wirtschaft und dem Handwerk führt. 
Es ist ja gut, wenn wir jetzt schon aus den Pro-
grammteilen, die wir aufgeschrieben haben, Dinge 
in der Umsetzung haben, weil wir ja auch - und das 
sage ich auch in der Runde - nach der Frage, wann 
wir das alles machen wollen, natürlich auch nach 
dem August noch arbeiten. Ich habe so manchmal 
den Eindruck, hier wollen alle am 31. August auf-
hören.  
 
Dies sind Ergebnisse, die wir im Dialog mit der Thü-
ringer Wirtschaft und dem Handwerk in den letzten 
Tagen erreicht haben. Diesen Dialog werden wir im 
Vorfeld der Novellierung noch verstärken, denn so-
wohl die Überwindung der gegenwärtigen Krise als 
auch die Weichenstellung danach erfordern eine 
gemeinsame Kraftanstrengung aller wohlmeinen-
den Kräfte in Thüringen. Das zukünftige Thüringer 
Mittelstandsfördergesetz soll hierfür einen breit ge-
tragenen Rahmen bilden. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine 
Fraktion spricht sich auch klar für die Einführung 
eines landesweiten Präqualifizierungssystems aus, 
das sich an den bundeseinheitlichen Regelungen 
orientieren soll. Erfahrungen aus Bund und ande-
ren Ländern zeigen, dass durch Präqualifizierung 
der Aufwand für die Unternehmen und die Verwal-
tungsstellen in erheblichem Maße reduziert werden 
kann. Nur - und das hat auch die Anhörung gezeigt -, 
es muss auch bezahlbar sein. Die auftragsunab-
hängige vorgelagerte Prüfung der Nachweise über 
Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens, die jährlich einmal durchzufüh-
ren ist, führt zum Erlangen eines Präqualifizierungs-
zertifikats. Genau diese Zertifizierung soll durch die 
Kammern erfolgen und den Unternehmen zu einem 
niedrigen dreistelligen Eurobetrag angeboten wer-
den. Die Rückfrage hat ergeben, dass das möglich 
sein kann. Der Vorteil für alle Beteiligten liegt hier 
klar auf der Hand, seitens der Vergabestellen redu-
ziert sich der Aufwand für die Überprüfung der Nach-
weise. Für Handwerksunternehmen ergibt sich eine 
Kosten- und Zeitersparnis, da unterjährig nicht stän-
dig Auszüge und Nachweise abgefordert werden 
müssen, was zusätzlich die zuständigen Ämter ent-
lastet. Gerade kleine Handwerksbetriebe, die sich 
nicht ständig an der Ausschreibung beteiligen kön-
nen, profitieren davon. Der Ausschluss von guten An-
geboten aufgrund von fehlenden Unterlagen sollte 
dann auch der Vergangenheit angehören. Die ge-
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genseitige Anerkennung der landeseigenen Zertifi-
kate ist allerdings hier Grundbedingung, sonst kann 
das nicht funktionieren und das ist auch eine For-
derung an die Landesregierung, innerhalb der Län-
der dies zu ermöglichen. Möglich wäre auch ein stu-
fenweises Ausschreibungsverfahren, denn Unver-
ständnis ruft z.B. hervor, warum die aufwendige 
EFB-Abfrage für alle Bewerber abgefordert wird. Ge-
nau hier könnte eine Stufung der Abfrage erst nach 
einer eingegrenzten Auswahl der Bewerber vorge-
nommen werden. All das, meine Damen und Her-
ren, wollen wir im Fachausschuss beraten und dann 
hoffentlich bald auch vollständig beschließen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Winston 
Churchill sagte einmal: „Es gibt Leute, die halten 
Unternehmer für einen räudigen Wolf, den man tot-
schlagen müsse. Andere meinen, der Unternehmer 
sei eine Kuh, die man ununterbrochen melken kann. 
Nur ganz wenige sehen in ihm das Pferd, das den 
Karren zieht.“ - recht hat er gehabt.  
 

(Beifall CDU) 
 
Damit möchte ich zum Schluss kommen: Ich den-
ke, meine Ausführungen haben deutlich gemacht, 
welchen Stellenwert die Novellierung dieses Geset-
zes einnehmen kann. Meine Fraktion bekennt sich 
zum Thüringer Mittelstand und vertraut auf dessen 
Innovationskraft. Wir brauchen daher, um die Pfer-
de, die den Karren ziehen, zu unterstützen, die Wei-
terentwicklung des Thüringer Mittelstandsförderge-
setzes. Wir laden die Opposition zur konstruktiven 
Mitarbeit ein und bitten um Zustimmung zu unse-
rem Antrag. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Herr Minister, wollten Sie jetzt reden? 
 

(Zuruf Reinholz, Minister für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit: Nein!) 

 
Nein. Kann ich dann davon ausgehen, dass das Be-
richtsersuchen erfüllt ist oder erhebt sich Wider-
spruch? Es erhebt sich kein Widerspruch. Es ist auch 
keine Ausschussüberweisung beantragt. So kom-
men wir direkt zur Abstimmung zu Nummer 2 des 
Antrags der Fraktion der CDU in Drucksache 4/4775. 
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke. Wer ist gegen diesen Antrag, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer enthält 
sich der Stimme? Keine Stimmenthaltung, damit ist 
der Antrag mit Mehrheit angenommen.  
 
 

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 28 
 

Entlastung der Thüringer Woh- 
nungsunternehmen von Altschul- 
den als Voraussetzung des Stadt- 
umbaus 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4792 - 

 
Wünscht die Fraktion DIE LINKE das Wort zur Be-
gründung? Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich 
die Aussprache und erteile das Wort der Abgeord-
neten Doht, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, uns 
liegt - und bereits schon seit Januar - ein Antrag vor 
„Entlastung der Thüringer Wohnungsunternehmen 
von Altschulden als Voraussetzung des Stadtum-
baus“. Das klingt ja soweit noch ganz gut. In dem 
Antrag fordert die Fraktion DIE LINKE, dass das 
Land die Altschulden für die Thüringer Wohnungs-
unternehmen mit Wirkung vom 1. Januar 2009 über-
nehmen soll.  
 
Ich hatte bereits in der letzten Plenarsitzung gesagt, 
dass ich diesen Antrag für völlig kontraproduktiv 
halte, weil wir wollen,  
 

(Beifall SPD) 
 
dass der Bund die Altschulden auch weiterhin über-
nimmt.  
 
Der Abgeordnete Kuschel war dann bereits im Ja-
nuar in der OTZ unter der großen Überschrift „Ret-
tungsschirm für die Thüringer Wohnungswirtschaft“ 
nachzulesen, wo er diesen Antrag anpries.  
 
Frau Sedlacik, Sie haben ja letztens gesagt, Sie wür-
den doch immer im Einklang mit der Thüringer Woh-
nungswirtschaft agieren. Also, bei der Thüringer 
Wohnungswirtschaft hat dieser Antrag blankes Ent-
setzen ausgelöst. Ich darf Ihnen hier mal aus einem 
Brief zitieren, den der Verband der Thüringer Woh-
nungswirtschaft an Herrn Kuschel geschrieben hat 
und der uns auch zur Kenntnis gegeben wurde. Ich 
darf zitieren: „Unter Bezug auf oben genannten Ar-
tikel war gleich zu Beginn des neuen Jahres Ihre 
Initiative für die Thüringer Wohnungswirtschaft aus 
Sicht des VdW eine negative Überraschung. Schon 
die Überschrift ‚Rettungsschirm für die Wohnungs-
wirtschaft’ diskriminiert die Leistungen der Thürin-
ger Mitgliedsunternehmen in einer nicht zu überbie-
tenden Weise und der Vorschlag ist inhaltlich in kei-
ner Weise, weder für Thüringen, noch für die ostdeut-
schen Verbände, tragbar. Wir haben im Rahmen 
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der Evaluierung des Stadtumbaus darum gekämpft, 
dass einheitlich die Auffassung besteht, Stadtum-
bau muss weitergehen und wir benötigen eine An-
schlussregelung zur Altschuldenhilfe. Das heißt, wer 
mit Altschulden belastete Wohnungsgebäude ab-
reißt, muss von diesen Belastungen befreit werden. 
Dabei ist die Altschuldenthematik eindeutig Ange-
legenheit des Bundes. Wenn wir in Thüringen da-
raus eine Ländersache machen wollen, wem ist da-
bei geholfen?“  
 
Diesem Schreiben wäre eigentlich nichts hinzuzu-
fügen, aber ich will doch noch drei Sätze sagen, denn 
letztendlich hat der Bundestag vor einigen Wochen 
einen Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen beschlossen, der die Bundesregierung auffor-
dert, sich dafür einzusetzen, zu prüfen, ob eine neue 
Antragstellung ähnlich der Härtefallregelung nach 
§ 6 a Altschuldenhilfeverordnung für eine befristete 
Zeit erforderlich und finanzierbar ist. Die Wohnungs-
unternehmen werden sich andernfalls ohne eine flan-
kierende Altschuldenregelung nur noch sehr einge-
schränkt an der Marktbereinigung und damit am 
Stadtumbau beteiligen können. Soweit der Antrag 
an die Bundesregierung. Und da sage ich noch mal, 
da kommt Ihr Antrag völlig zur Unzeit. Ich hoffe nur, 
dass man in Berlin nicht so viel Wert auf Ihren An-
trag legt, sonst kommen die wirklich noch auf die 
Idee, wir könnten in Thüringen die Altschulden sel-
ber bezahlen, und das wollen wir nicht. Im Übrigen 
hat ja die Bundesregierung bereits mit einer Ände-
rung der Altschuldenhilfeverordnung reagiert. Ich ha-
be letztens auch schon darauf hingewiesen, dass 
nämlich der Stichtag 01.01.93 gefallen ist, dass auch 
jetzt solche Wohnflächen mit in die Entlastung ein-
bezogen werden können, die nach diesem Stichtag 
von den Wohnungsunternehmen erworben wurden. 
Das waren oft die Fälle, wo Wohnungsunternehmen 
im Auftrag ihrer Kommunen Gebäude erworben ha-
ben, um sie dann abzureißen. Das ist bereits ge-
ändert worden und wir sind auch optimistisch, was 
letztendlich eine Anschlussregelung für die Altschul-
denregelung betrifft. Deswegen wollen wir Ihren An-
trag ganz schnell ablehnen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Wetzel, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Wetzel, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Kolle-
gen, liebe Gäste, dem Antrag vom Januar und dem 
Gesagten von Frau Doht ist eigentlich auch schon 
so gut wie nichts mehr hinzuzufügen. 
 

(Beifall CDU) 

Deutlich war das Schreiben des VdW, der es allen 
noch mal zu Gehör gebracht hat, aber vielleicht nur 
mal als Vergleich zwei Sätze: Wenn man den An-
trag genau liest, dann steht da, Frau Präsidentin, ich 
darf wieder mal zitieren: „Das ab 1. Januar 2009 
über die mit dauerhaftem Leerstand überzogenen 
Schuldenübernahmen wird zunächst auf 5 Jahre 
befristet, spätestens 12 Monate vor Ablauf der Be-
fristung ist durch den Landtag zu entscheiden, ob 
die Leistungsfähigkeit der Thüringer Wohnungswirt-
schaft eine Rückübertragung der Altschulden auf die 
Wohnungsunternehmen ermöglicht.“ Allein schon die-
ser Gedanke ist so was von zentralsozialistisch, da 
entscheidet dann irgendjemand, nämlich wir in un-
serem Hause, das wird so gefordert, wer die Schul-
den wiederbekommt und wer nicht. Wie schon ge-
sagt, der VdW war völlig schockiert über die Mel-
dung. Frau Sedlacik hat in einer der letzten Sitzun-
gen ja dieses Thema schon mal freundlicherweise 
aufgegriffen, hat sich dort zum Fürsprecher des VdW 
gemacht. Da habe ich gedacht, ich bin auf einer fal-
schen Veranstaltung, weil ja doch DIE LINKEN eine 
ganz andere Geschichte mit diesen Altschulden vor-
haben. 
 
Noch eines zur Verdeutlichung: Seit dem Jahr 2002 
sind bis Stand 2009 127 Mio., 72,9 Prozent die 
KfW ausgezahlt worden, und hier redet man für die 
nächsten fünf Jahre über diese Summe. Das, was 
Sie richtig gesagt haben, Frau Doht, die sollen beim 
Bund bleiben, das ist Bundeshoheit und hier würde 
sich ein Landtagsabgeordneter einen Bärendienst 
erweisen, wenn wir danach rufen würden und das 
auch noch laut bis nach Berlin. Danke. Wir lehnen 
das natürlich ab. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor - 
doch, Frau Sedlacik, bitte. 
 
Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich ver-
stehe die Aufgeregtheit von Frau Doht und Herrn 
Wetzel überhaupt nicht. Sie sagen uns gegenüber, 
wir sollten nicht alles glauben, was in der Presse 
steht. In dem Zusammenhang muss ich Ihnen sa-
gen, das Wort „Rettungsschirm“ haben wir nicht ge-
prägt, weder ein Herr Kuschel noch ich, das ist die 
freie Erfindung des schreibenden Journalisten der 
OTZ. Das einmal, um Ihre Aufgeregtheit etwas zu 
relativieren. Was Sie dann danach konstruieren, das 
sind Dinge, die kann ich nicht nachvollziehen, aber 
ich möchte es bei der Erwiderung von den beiden 
Redebeiträgen belassen und möchte mich auf mein 
vorbereitetes Redekonzept konzentrieren, weil es 
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mir wichtig ist, dass hier Dinge einmal doch im Zu-
sammenhang dargelegt werden, wie sie sind, und 
nicht immer nur etwas herausgepickt wird, sich auf-
geregt wird, was der Sache natürlich überhaupt nicht 
dienlich ist. 
 
Meine Damen und Herren, die Altschulden sind ein 
Gesellschaftsproblem, was nicht allein durch die 
Wohnungswirtschaft zu lösen ist. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Altschulden ist ein Thema, das seit dem Einigungs-
vertrag bewegt, ein Thema, das bis heute ungelöst 
ist. Die Altschulden treffen nahezu alle ostdeutschen 
Wohnungsunternehmen und schränken daher ihre 
wirtschaftliche Handlungsfähigkeit ein. Die bisheri-
gen Regelungen zur Entlastung von den willkür-
lichen Altschulden greifen inhaltlich zu kurz. Es be-
darf hier zwingend und schnellstmöglich einer ge-
nerellen Lösung für alle ostdeutschen Wohnungs-
unternehmen, und zwar unabhängig von den bis-
herigen Beschränkungen wie Leerstandsquote der 
jeweiligen Unternehmen.  
 
Gestützt wird diese seit Jahren bestehende Forde-
rung nun auch durch das Gutachten zur Evaluie-
rung des Stadtumbaus Ost, welches hier ebenfalls 
eine Altschuldenregelung fordert. Frau Dr. Angelika 
Riemer von der Geschäftsführung des GdW bekräf-
tigt dazu in der aktuellen Fachzeitung der Wohnungs-
wirtschaft, ich zitiere: „Nur wenn alle Wohnungsun-
ternehmen für die von ihnen abgerissenen Wohnun-
gen unabhängig von ihrer Leerstandsquote von den 
Altschulden befreit werden, kann das Ziel, von 2010 
bis 2016 mindestens 30.000 Wohnungen vom Markt 
zu nehmen, erreicht und der Stadtumbau auch un-
ter städtebaulichen Aspekten noch effektiver durch-
geführt werden.“ Doch dazu fehlt es im Bund am 
politischen Willen, das ist einmal Fakt. Das wird für 
uns dadurch deutlich, dass entsprechende Anträge 
der Linksfraktion im Bundestag, die eins zu eins die 
Forderung der Wohnungswirtschaft aufgreifen, kei-
ne Mehrheit finden. Auch der neuerliche Antrag der 
Linksfraktion des Bundestags, im Rahmen des 
2. Konjunkturpakets einen Fonds einzurichten, der 
ausschließlich der Tilgung der Altschulden von ost-
deutschen Wohnungsunternehmen dient, ist im zu-
ständigen Ausschuss abgelehnt worden. Herr Wet-
zel und Frau Doht, dort sitzen bitte schön Ihre Par-
teien und Ihre Mehrheiten. Damit haben also die 
Regierungsfraktionen wieder eine große Chance ver-
spielt, den Stadtumbau Ost durch gezielte Einzel-
maßnahmen zu stärken. Der Bund entscheidet also 
nichts, er sitzt die Probleme aus oder er wartet auf 
die Selbstregelung des Markts.  
 
DIE LINKE jedenfalls will verhindern, dass Woh-
nungsbestände vagabundierend an den Markt kom-

men. Deshalb wollen wir nun das Land in die Pflicht 
nehmen.  
 
Meine Fraktion zeigt mit dem Antrag eine Lösungs-
alternative des Problems für die Thüringer Woh-
nungswirtschaft auf, ohne den Bund aus der Pflicht 
zu nehmen. Ich bitte Sie darum - Ihre ablehnende 
Haltung haben Sie zwar vor mir schon dargelegt -, 
lassen Sie uns den Antrag im zuständigen Fachaus-
schuss des Thüringer Landtags beraten, denn ich 
hoffe, dass auch Ihnen nicht der Wille dazu fehlt. An-
dererseits hätten doch längst im Bund schon Lö-
sungen gefunden werden können, wenn man es woll-
te. Eine Lösung in der Sache ist zwingend notwen-
dig, um die Frage zu beantworten, wie die Kommu-
nen und die Wohnungswirtschaft den Wohnungs-
leerstand meistern können. Der Leerstand kostet 
Geld und gefährdet zudem durch den Rückgang der 
Umsatzerlöse, sprich Mietausfälle, in zunehmendem 
Maße die Liquidität der Unternehmen. Ein Ende der 
Entwicklung ist noch nicht abzusehen. Wir stehen 
erst am Anfang eines tiefgreifenden Schrumpfungs-
prozesses, denn ab dem Jahr 2010 wird eine zwei-
te Leerstandswelle erwartet, die die bisherigen Di-
mensionen noch überschreiten wird. Die Probleme 
nehmen an Schärfe zu, das wissen Sie selbst, struk-
tureller Leerstand aufgrund des Bevölkerungsrück-
gangs, Verluste von Arbeitsplätzen, Abwanderung 
usw. Zu den Mietausfällen aufgrund strukturellen 
Leerstands kommen die Kosten für Instandhaltung 
und Verwaltung, für Modernisierungskredite und auch 
der Kapitaldienst für die Altschulden. Manchen Un-
ternehmen steht das Wasser bis zum Hals. Die Lan-
desregierung konnte die Mündliche Anfrage zur 
Höhe der aktuellen Altverbindlichkeiten lediglich da-
mit beantworten, dass ihr diesbezüglich keine ak-
tuellen Zahlen vorliegen. Anders formuliert heißt das 
aber doch, dass der Landesregierung nicht bekannt 
ist, wie groß dieser Ballast für die Wohnungsunter-
nehmen tatsächlich ist. Wir gehen von ca. 800 Mio. € 
insgesamt und davon 100 Mio. € auf dauerhaft leer 
stehende Wohnungen aus. Würde dieser Tilgungs-
ballast weggenommen, hätten die Wohnungsunter-
nehmen sofort Mittel in immenser Höhe frei, um in 
ihre Bestände zu investieren und das insbesonde-
re auch energetisch. Von der betriebskostensenken-
den Wirkung der energetischen Sanierung würden 
auch die Thüringer Mieterinnen und Mieter profitie-
ren. Mit unserem Antrag fordern wir eine Zwischen-
lösung in Form einer Unterstützung der Thüringer 
Wohnungswirtschaft. Unser Vorschlag kostet das 
Land jährlich 5 bis 6 Mio. €. Er hilft der Thüringer 
Wohnungswirtschaft durch Wiedererlangung ihrer 
Handlungsfähigkeit und der Wirtschaft insgesamt.  
 
Ich bitte um Ausschussüberweisung. Die von uns 
vorgeschlagene Zwischenlösung ist wichtig zum Luft-
holen für die Wohnungswirtschaft und es ist unbe-
nommen, Herr Wetzel und auch Frau Doht, dass 
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wir natürlich weiter an einer bundesdeutschen Lö-
sung hier interessiert sind, wie es der Koalitions-
antrag im März bekräftigt hat. Ich hoffe, dass die Prü-
fung nicht allzu lange dauert, sondern auch endlich 
hier eine abschließende Lösung gefunden wird im 
Interesse aller. Danke.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen von Ab-
geordneten vor - doch, Abgeordnete Doht. Bitte, ich 
erteile Ihnen das Wort.  
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auch 
wenn das jetzt noch einmal eine Minute dauert, aber, 
Frau Sedlacik, wenn Sie sich jetzt dahinter verste-
cken wollen, dass die Presse hier irgendwas ge-
schrieben hätte, was Sie nicht gesagt haben, zum 
einen war Herr Kuschel in der OTZ zitiert, dann hätte 
er das längst richtigstellen können und Ihr Spitzen-
kandidat Ramelow war im Thüringen-Journal in Wort 
und Bild zu sehen, wo er ein Rettungsschwimmen 
für die Wohnungswirtschaft gefordert hat.  
 

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Richtig!) 
 
Wenn, dann sollten Sie hier schon bei der Wahrheit 
bleiben. Sie haben sich im Dickicht völlig verrannt 
und finden jetzt nicht mehr raus.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen von Ab-
geordneten vor. Ich erteile das Wort Herrn Staats-
sekretär Richwien.  
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten, für die Landes-
regierung nehme ich zu dem Antrag der Fraktion 
DIE LINKE wie folgt Stellung: Das Altschuldenhilfe-
gesetz sieht Unterstützung für Wohnungsunterneh-
men in den neuen Ländern in Form der Zinshilfe 
und der Teilentlastung vor. Es war von Anfang an, 
meine Damen und Herren, politischer Wille, dass die-
se Hilfen nur unter strengen Auflagen erteilt wer-
den sollten. Weil die Wohnungsleerstände in den 
späten 90er-Jahren rapide anwuchsen, bedurfte es 
im Jahr 2000 der Einführung einer Härtefallregelung 
für Wohnungsunternehmen, die durch einen Leer-
stand von mehr als 15 Prozent in der Existenz ge-
fährdet sind. Dies war, meine Damen und Herren, 

und ist wichtig, um die Liquidität der Wohnungswirt-
schaft zu erhalten und sie dadurch auch zu stabi-
lisieren. Drei Viertel aller im Stadtumbau erfolgten 
Rückbauten der Unternehmen werden in der der-
zeitigen Härtefallregelung abgedeckt. In Thüringen 
haben 60 Unternehmen die zusätzliche Altschul-
denentlastung nach § 6 a Altschuldenhilfegesetz be-
ansprucht. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat 
Thüringer Unternehmen eine zusätzliche Teilentlas-
tung von insgesamt 174,3 Mio. € verbunden mit der 
Auflage des Rückbaus von 43.163 Wohnungen in 
Aussicht gestellt.  
 
Mit Stand vom Januar 2009 wurden - Herr Wetzel 
hat schon davon gesprochen - 127,1 Mio. € durch 
die KfW ausgezahlt, das entspricht 32.434 zurück-
gebauter Wohnungen. Den Thüringer Wohnungs-
unternehmen stehen also, Frau Sedlacik, noch wei-
tere 47 Mio. € zum Abruf bereit. Sie sind aber im 
Gegenzug nach der AHG-Regelung auch verpflich-
tet, rund 11.000 Wohnungen zurückzubauen. Da in 
allen neuen Ländern - ich betone „in allen neuen Län-
dern“ - bereits zu erkennen war, dass die zur Ver-
fügung gestellten Mittel bis 2009 nicht aufgebraucht 
werden, hat die Bundesregierung im Oktober letz-
ten Jahres die Abruffrist und damit die Teilentlastung 
für zurückgebaute Wohnungen bis zum 31.12.2013 
verlängert. Eine Erhöhung der dafür eingestellten 
Bundesmittel in Höhe von 1,1 Mrd. € für alle neuen 
Länder ist damit jedoch nicht verbunden worden. 
Eine Übernahme der Altschulden für sämtliche leer 
stehende und zurückgebaute Wohnungen der Thü-
ringer Wohnungsunternehmen kann nur durch die 
Änderung des AHG erfolgen. Das AHG ist aber nach 
der Föderalismusreform in der Verantwortung des 
Bundes verblieben - das wissen Sie. Eingriffe von-
seiten des Landes sind daher auch nicht möglich. 
Selbst wenn der Bund auf Initiative Thüringens ent-
sprechend tätig werden würde, halten wir ein sol-
ches Vorhaben für wenig Erfolg versprechend - Frau 
Doht hat davon gesprochen.  
 
Beschränkt auf die ostdeutsche Wohnungswirtschaft 
und ohne die Einbeziehung privater Vermieter wä-
re die Übernahme der Altschulden eine unzulässi-
ge Unternehmensbeihilfe nach dem EU-Wettbe-
werbsrecht. Das gilt auch für den Einsatz von ent-
sprechenden Landesmitteln. Letztlich sehe ich auch 
keine sachliche Notwendigkeit für eine Schulden-
übernahme.  
 
Wie bereits eingangs erwähnt, stehen der Thürin-
ger Wohnungswirtschaft nach den derzeitigen Re-
gelungen nach § 6 a AHG noch weitere 47 Mio. € 
Altschuldenhilfe für den Rückbau von den ange-
sprochenen 11.000 Wohnungen zur Verfügung. Es 
gibt somit Handlungsoptionen für die Wohnungsun-
ternehmen, durch selbstständiges Agieren eine Ent-
lastung zu erreichen und ihre Investitionstätigkeit zu 
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stärken.  
 
Meine Damen und Herren, würden wir dem Ansin-
nen der Fraktion DIE LINKE folgen, würden wir die 
Position aller neuen Länder, egal welcher Farbge-
bung, sage ich an der Stelle, und der gesamten ost-
deutschen Wohnungswirtschaft erheblich schwächen, 
schwächen bei den Verhandlungen mit dem Bund 
über die Fortsetzung des Stadtumbaus Ost und da-
ran ist uns nicht gelegen. Dies - da bin ich mir na-
hezu sicher - sieht auch die Thüringer Wohnungs-
wirtschaft so. Wie schon an dieser Stelle geäußert 
wurde, können wir nur empfehlen, diesen Antrag 
abzulehnen. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Damit beende ich die Aussprache.  
 
Es ist beantragt, diesen Antrag an den Ausschuss 
für Bau und Verkehr zu überweisen. Wer für diese 
Überweisung ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
Danke. Wer ist gegen die Überweisung, den bitte 
ich um das Handzeichen. Danke. Wer enthält sich 
der Stimme? Keine Stimmenthaltung. Die Überwei-
sung an den Ausschuss für Bau und Verkehr ist mit 
einer Mehrheit von Stimmen abgelehnt worden.  
 
Damit kommen wir zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 4/4792. 
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke. Wer ist gegen diesen Antrag, den 
bitte ich um das Handzeichen. Wer enthält sich der 
Stimme? Bei einer großen Zahl von Gegenstimmen 
ist dieser Antrag abgelehnt.  
 
Ich beende den Tagesordnungspunkt 28 und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 29 
 

Ausbau und Modernisierung  
der Thüringer Kindertagesein- 
richtungen sichern 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4809 - 

 
Wünscht die Fraktion der SPD das Wort zur Be-
gründung? Das ist nicht der Fall. Die Landesregie-
rung erstattet Sofortbericht. Ich erteile Herrn Minis-
ter Müller das Wort.  
 
Müller, Kultusminister: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, gern komme ich für die Lan-
desregierung dem Antrag der SPD-Fraktion nach 
und informiere Sie über den aktuellen Stand und die 

Perspektiven des Ausbaus unserer Kindertagesein-
richtungen in Thüringen.  
 
Die qualitativ hochwertige Bildung und Betreuung un-
serer Kinder ist ein gemeinsames Anliegen. Thürin-
gen hat hierfür hervorragende Grundlagen. Ich nenne 
drei Punkte:  
 
1. ein engmaschiges Netz an Kindertagesstätten,  
 
2. die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist in Thü-
ringen für Deutschland gesehen beispielhaft und das 
ist gerade und wegen der Familienoffensive so, 
 
3. der Bildungsplan als Leitfaden für Bildung und Be-
treuung für Kinder bis zehn Jahre.  
 
Bei den von Ihnen erfragten Programmen geht es 
um zwei voneinander zu trennende Bereiche:  
 
1. das Investitionsprogramm KITA-INVEST und  
 
2. die Maßnahmen des Konjunkturpakets II.  
 
Deshalb zunächst zu den Investitionen im Rahmen 
des Sondervermögens der Bundesregierung zum 
Kinderbetreuungsausbau, also zu KITA-INVEST. Ich 
werde das jetzt immer so kurz sagen.  
 
Im Rahmen des Vorhabens sollen bundesweit durch-
schnittlich für 35 Prozent aller Kinder unter drei Jah-
ren in Kindertageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege Plätze neu geschaffen bzw. gesichert 
werden. Dafür stellt der Bund von 2008 bis 2013 ins-
gesamt 2,15 Mrd. € bereit. Thüringen erhält davon 
über die gesamte Laufzeit hinweg 51,9 Mio. €. Im 
Jahr 2008 besuchten in Thüringen insgesamt 19.530 
unter dreijährige Kinder eine Kindertages- oder ei-
ne Tagespflegeeinrichtung. Das sind bei insgesamt 
50.148 Thüringer Kindern in diesem Alter 38,94 Pro-
zent. Das angestrebte Ziel, für 35 Prozent der Kin-
der dieser Altersgruppe Betreuungsmöglichkeiten zur 
Verfügung zu stellen, ist somit schon erreicht. Trotz-
dem ist die Fördermöglichkeit aus dem Bundespro-
gramm sehr willkommen, um durch gezielte Inves-
titionen vornehmlich für die vorhandenen Plätze qua-
litativ verbesserte Bedingungen zu schaffen oder 
durchaus noch bestehende geringfügige Unterschie-
de zwischen Bestand und Bedarf in einzelnen Thü-
ringer Regionen durch neue Plätze auszugleichen. 
Dabei wurden durch die Thüringer Landkreise und 
kreisfreien Städte bei einer insgesamt für das Jahr 
2008 zur Verfügung stehenden Fördersumme von 
9,094 Mio. € Mittel in Höhe von 11.904.682,91 € be-
antragt. Davon wurden 8.122.259,89 € bewilligt. Das 
ist der Stand zum 1. April 2009.  
 
Zu diesen Zahlen ist Folgendes anzumerken: Der 
erste Stichtag für die Abgabe von Anträgen war der 
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30. September 2008. Dies war im Sinne einer aus-
reichenden Planungsfrist für die Kommunen und 
auf der Grundlage der im Konsens mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden erarbeiteten Verwaltungs-
vorschrift zum Investitionsprogramm KITA-INVEST 
so festgelegt worden. Zudem bestand auch die Si-
cherheit, dass die zur Verfügung stehenden Mittel 
aus dem Jahr 2008 auch noch im Jahr 2009 aus-
gereicht werden können. Von September 2008 bis 
heute wurden für 2008 insgesamt 303 Anträge be-
arbeitet. Für 2009 liegen derzeit 287 Anträge vor. 
Bereits im November 2008 erfolgte der erste Ver-
sand von Bescheiden an die Zuwendungsempfän-
ger. Die rund 970.000 €, die in 2008 nicht bewilligt 
wurden, gehen nicht verloren, ich sagte es bereits. 
Zum Beispiel legten die Städte Erfurt und Suhl im 
vergangenen Jahr keine Anträge vor. Sie wollten für 
größere Investitionen ansparen, so dass deren Jah-
resscheiben aus 2008 zusammen mit den Mitteln 
in 2009 abgerufen werden. So hat z.B. die Stadt Er-
furt vor wenigen Tagen einen Zuwendungsbescheid 
für zwei größere Investitionsmaßnahmen über ins-
gesamt rund 1,8 Mio. € erhalten. Aus den genann-
ten Zahlen ergibt sich, dass für 2009 planmäßige 
Mittel in Höhe von 8,912 Mio. € plus die nicht be-
willigten Mittel aus dem Jahr 2008 von ca. 970.000 € 
zur Verfügung stehen.  
 
Zu den Fragen 3 und 4 Ihres Antrags in Bezug auf 
KITA-INVEST: Das Verwaltungsverfahren beim Son-
dervermögen der Bundesregierung leitet sich ab aus 
1. der Verwaltungsvereinbarung Investitionspro-
gramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2008 bis 2013 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Ländern vom 18. Oktober 2007 und ist 2. im Detail 
durch die Verwaltungsvorschrift des Thüringer Kul-
tusministeriums zum Investitionsprogramm KITA-
INVEST vom 28. April 2008 geregelt. Danach beträgt 
die projektbezogene Förderung einer Investition 
höchstens 90 Prozent der als zuwendungsfähig an-
erkannten Kosten, die sich bei überwiegend alters-
gemischten Einrichtungen in Thüringen am Anteil 
der Kinder unter drei Jahren orientieren. Zur Finanzie-
rung der Eigenmittel können die Antragsteller ebenso 
die Infrastrukturpauschale nach § 21 Thüringer Kin-
dertageseinrichtungsgesetz nutzen. Das waren im 
Jahr 2008 immerhin knapp 17 Mio. €. Die Finan-
zierung der restlichen Kosten eines Projekts muss 
zwangsläufig aus Eigenmitteln erfolgen. Den Ge-
genstand der Förderung habe ich eingangs mitge-
teilt. Investitionen in diesem Sinne sind Neubau-, Aus-
bau-, Umbau-, Umwandlungsbau-, Sanierungs-, Re-
novierungs-, Modernisierungsmaßnahmen und Aus-
stattungsinvestitionen sowie mit den Investitionen 
verbundene Dienstleistungen. Gemäß der Vorschrift 
können nur Investitionen bei der Förderung Berück-
sichtigung finden, die nach dem 18. Oktober 2007 
begonnen wurden oder werden und die bis spätes-
tens zum 31. Dezember 2013 abgeschlossen sind.  

Nun zum Konjunkturpaket II: Investitionsbedarf zeigt 
sich bei den Thüringer Kindertagesstätten vor allem 
was die Schaffung und Sicherung von Plätzen für 
Kinder ab drei Jahren betrifft. Dieser Bedarf für Kinder 
ab drei Jahren kann nicht aus dem KITA-INVEST 
gedeckt werden, jedoch unterliegen die Mittel aus 
dem Konjunkturprogramm nicht der Altersbeschrän-
kung, was wir vorhin ja differenzieren mussten. Für 
Thüringen stehen für den Förderbereich Investitio-
nen mit Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur Bundes-
mittel in Höhe von 206.800.000 € zur Verfügung. In-
klusive der 25-prozentigen Kofinanzierung durch das 
Land werden es also voraussichtlich 275.700.000 € 
sein. Hiervon sollen nach den Festlegungen der Lan-
desregierung 220.500.000 €, das sind 80 Prozent 
der Gesamtsumme, für kommunalbezogene Investi-
tionen im Bereich der Bildung zur Verfügung ge-
stellt werden. Das Thüringer Innenministerium hat 
die Kommunen über die Inhalte, das Verteilungs-
verfahren und die Förderfähigkeit von Projekten und 
Maßnahmen unterrichtet. Den einzelnen Kommunen 
werden Investitionsrahmen eingeräumt. Über deren 
Nutzung entscheiden die Kommunen nach eigenen 
Prioritäten. Die Kommunen legen ihre Projektvor-
schläge den Rechtsaufsichtsbehörden vor, die die-
se auf Vereinbarkeit mit den Vorgaben des Bundes 
und im Hinblick auf die Sicherstellung der Gesamt-
finanzierung der Maßnahme überprüfen. Hinsicht-
lich der Einzelheiten des Verteilungsverfahrens ver-
weise ich auf die diesbezüglichen Rundschreiben des 
Thüringer Innenministeriums. Hinweisen möchte ich 
noch darauf, dass sich eine Verknüpfung beider Pro-
gramme bei der Förderung von Plätzen für Kinder 
unter drei Jahren verbietet, da es laut § 4 des Zu-
kunftsinvestitionsgesetzes keine gleichzeitige För-
derung aus anderen Gesetzen oder Programmen 
des Bundes oder der EU geben darf.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung hat bei der Umsetzung des Konjunk-
turprogramms II selbstverständlich auch die finanz-
schwachen Kommunen im Blick. Bekanntermaßen 
fördert der Bund Projekte im Rahmen des Kon-
junkturprogramms mit 75 Prozent der Projektkos-
ten. Die Landesregierung entlastet finanzschwache 
Kommunen, die grundsätzlich den 25-prozentigen 
kommunalen Mitleistungsanteil nicht aufbringen kön-
nen, auf zwei Wegen. Zum einen übernimmt das 
Land die kommunalen Finanzierungsanteile für In-
vestitionen in von freien Trägern betriebenen Ein-
richtungen, darüber hinaus stellt das Land 13 Mio. € 
zusätzliche Landesmittel für den Landesausgleichs-
stock zur Verfügung, mit dem finanzschwache Kom-
munen unterstützt werden. Dies wurde den Kommu-
nen bereits im Rahmen einer Informationsveranstal-
tung des Gemeinde- und Städtebundes am 26. März 
2009 vorgestellt. Die Veröffentlichung erfolgt voraus-
sichtlich am 20. April 2009. Die Kommunen können 
jedoch schon vorher entsprechende Anträge bei den 
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Kommunalaufsichten einreichen. Die entsprechen-
den Formulare und die Verwaltungsvorschrift werden 
den Kommunen zeitnah zur Verfügung gestellt. Herz-
lichen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Wer wünscht die Aussprache zum Sofortbericht? 
Die Fraktionen der SPD, der CDU und die Fraktion 
DIE LINKE. Damit eröffne ich die Beratung zum So-
fortbericht und erteile das Wort der Abgeordneten 
Jung, Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Jung, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir ha-
ben den Bericht von Minister Müller gehört und es 
bleibt eine Frage im Raum stehen: Warum hat das 
so lange gedauert? Ich möchte an dieser Stelle noch 
einmal daran erinnern, das Bundesprogramm wur-
de bereits am 28.07.2007 beschlossen und am 
05.09.2007 wurde die Verteilung der Mittel auf die 
einzelnen Bundesländer mitgeteilt. Damit die Gel-
der bereits 2008 zur Verfügung gestellt werden konn-
ten, stimmte der Bundesrat bereits im November 
2007 dem Gesetz zu. Seitdem ist viel Zeit ins Land 
gegangen. Seitdem weiß die Landesregierung - die 
Zahlen hat der Kultusminister genannt -, dass im Jahr 
2008 eine Summe von rund 9 Mio. € zur Verfügung 
stand und kein einziger Euro davon wurde im Jahr 
2008 ausgegeben. Seitdem weiß die Landesregie-
rung auch, dass rund 8,9 Mio. € für das Jahr 2009 
zur Verfügung stehen. Die Anträge sind da, der 
Bedarf ist also da.  
 
Aber mit Verlaub, meine Damen und Herren der Lan-
desregierung und der Regierungsfraktion, stelle ich 
noch einmal die Frage, warum hat das so lange ge-
dauert? Auf eine Mündliche Anfrage von mir vom 
20.09.2007 antwortete mir der damalige Kultusmi-
nister Prof. Dr. Goebel, „ein Entwurf einer Verwal-
tungsvereinbarung liegt vor, über den die Chefs der 
Staatskanzleien auf ihrer heutigen Sitzung beraten. 
Anschließend beraten im Oktober die Ministerprä-
sidenten der Länder darüber. Danach kann der Ent-
wurf von den Ländern unterzeichnet werden.“ Seit 
dem Oktober 2007 verging fast ein ganzes Jahr, 
bis in Thüringen die ersten Anträge überhaupt an-
genommen wurden. Warum aber waren die ande-
ren Länder so viel schneller? Bayern hat bereits am 
2. Oktober vergangenen Jahres 81 Mio. € angemel-
det und über 2,7 Mio. € ausgereicht. Wenn es also 
keinen für mich sachlich überzeugenden Grund gibt, 
bleiben dann nur Vermutungen. Entweder wollten 
Sie keinen schnellen Ausbau der Kinderbetreuung 
im Krippenbereich, weil Sie damit Ihrem eigenen Fa-
miliengesetz ein Armutszeugnis ausgestellt hätten, 

oder Sie brauchen für dieses Jahr ein Wahlkampf-
geschenk. Das nächste Volksbegehren gegen Ihre 
Politik steht in den Startlöchern und wie Sie mit dem 
heutigen Tag eingestehen müssen, können Volks-
begehren in diesem Lande durchaus erfolgreich sein. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn Sie zeitgleich das gesamte Geld für die Jahre 
2008 und 2009 in diesem Jahr zur Verfügung stel-
len, hoffen Sie vielleicht darauf, dass Sie die Men-
schen aus Dankbarkeit wählen. Ob das aufgeht, wer-
den Sie selbst sehen. Unsere Erfahrungen in Kitas, 
bei Eltern, in Gesprächen mit Erzieherinnen sind an-
dere. Deren Geduld ist längst aufgebraucht und sie 
werden bis zum 30. August sicher nicht alles ver-
gessen haben, was Sie ihnen in den letzten zwei Jah-
ren zugemutet haben. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Taubert, SPD-Frak-
tion. 
 
Abgeordnete Taubert, SPD: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, Frau Präsidentin, 
ich möchte auch noch einmal darauf verweisen, der 
Antrag ist vom 21. Januar 2009 und das Faktische 
ist jetzt einfach anders als es damals war. Ich kann 
das, was Frau Jung gesagt hat, vollumfänglich un-
terstreichen. Es war damals unsere Intention nach-
zuhaken, warum dauert das so lange und warum 
kommen die Gemeinden noch nicht an das Geld? 
Es ist ein großer bürokratischer Aufwand, dafür kann 
die Landesregierung nichts, aber zum Teil dann 
schon, wenn ich das mit den Jugendämtern gera-
de in den Landkreisen noch absprechen muss und 
dann noch Prioritäten gesetzt werden sollen, die 
durch kein Parlament in irgendeiner Art und Weise 
legitimiert sind. Das macht die Verwaltung unter der 
Hand, da kann es schon dauern. Deswegen hatten 
wir diesen Bericht eingefordert.  
 
Jetzt wissen wir, dass die Teile den Punkt 1 betref-
fend, nämlich dieses Sondervermögen der Bundes-
regierung zum Kinderbetreuungsausbau, so weit ab-
gearbeitet werden. Wir appellieren noch einmal an 
die Landesregierung und auch an die kommunalen 
Vertreter, dass das Geld wirklich schnell jetzt auch 
bei den Trägern, gemeindlichen oder freien Trägern, 
ankommt, damit man bauen kann. Die Gemeinden 
haben in diesem Bereich sehr viel getan in den letz-
ten 19 Jahren, das sieht man an vielen Stellen. Da, 
wo es noch nicht möglich war, das Geld aufzubrin-
gen, sollten wir jetzt loslegen.  
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Der Punkt 2, das Konjunkturprogramm, da habe ich 
einfach noch Nachfragen, wie man das konkret ab-
trennen will. Sie hatten gesagt, das eine ist für die 
unter Dreijährigen und das andere kann man viel 
stärker für andere einsetzen. Da ist trotz alledem 
noch einmal die Frage, werden denn jetzt die freien 
Träger tatsächlich so ausgestattet, dass sie nichts 
an Investitionsgeld drauflegen müssen? Kann ich das 
jetzt so auch mitnehmen? Es wäre sehr wünschens-
wert, wenn Sie, Herr Müller, dazu noch etwas sagen 
könnten, denn die freien Träger werden oft von den 
Gemeinden gedrängt, dass sie Eigenanteile aufbrin-
gen müssen. Nun wissen wir - Herr Kölbel sieht mich 
gerade so an, wir sind in unterschiedlichen Organisa-
tionen unterwegs, wie viele andere von Ihnen auch -, 
die freien Träger bringen schon viel Eigenanteil ein. 
Kleine freie Träger, Elterninitiativen, die haben wir 
aber auch. Wir reden hier über größere Träger, die 
auch einmal etwas vorfinanzieren können. Aber viele 
kleine, ich habe z.B. einen kirchlichen Kindergarten 
in Ronneburg, die machen alles ehrenamtlich und 
da streitet auch die Gemeinde darum, überhaupt eine 
Aufwandsentschädigung zu zahlen, dafür dass sich 
Gemeindekirchenräte mit einem Kindergarten ganz 
intensiv beschäftigen, Personalsituation, Bausituation 
regeln. Es kann nicht sein, dass dann solche Träger 
auch noch drauflegen müssen. Wir müssen Gewiss-
heit haben, dass die freien Träger entweder auch von 
Landesseite gestützt werden oder dass man auch 
von Landesseite darauf dringt, dass die Kommunen 
diesen Eigenanteil übernehmen. Es ist ein Subsi-
diaritätsprinzip und bei aller kommunaler Selbstver-
waltung, es darf nicht zulasten von den engagierten 
Leuten sein, die sich in dem Bereich der Kinderbil-
dung und Kindererziehung betätigen.  
 
Ich denke, es ist auch wichtig, dass wir in Thürin-
gen flächendeckend gute Angebote, auch gute In-
vestitionen im Bereich der Kindertagesstätten haben, 
denn wie wichtig es ist, dass man in einem guten 
Umfeld aufwächst, sieht man in einigen Kinderein-
richtungen sehr intensiv. Wir kennen natürlich auch 
Kindereinrichtungen, gerade in den kreisfreien Städ-
ten ist das so, wo finanzielle Mittel in den letzten 
zwei Jahrzehnten schwerpunktmäßig gern woanders 
eingesetzt wurden. Da kenne ich Kindereinrichtun-
gen, Herr Panse kennt sie auch, da weiß das Fenster 
nicht, ob es rein- oder rausfallen soll. An der Stelle 
muss unbedingt nachgebessert werden, dass wir 
überall im Land, in den großen und den kleinen Ge-
meinden die gleichen Bedingungen in den Kinder-
einrichtungen haben.  
 
Ich will auch, weil das Thema Kindereinrichtung nicht 
nur die investive Seite betrifft, noch einmal darum 
werben, dass man in dem Bereich für die bessere 
Ausstattung von Personal auch hier Hand anlegt, zu-
sätzlich zu dem, was der Bund gibt. Wir brauchen 
unbedingt ausreichend Personal für die Betreuung 

in den Kindereinrichtungen, damit unsere Kinder auch 
Bildung erfahren können. Wer das miterlebt in den 
Einrichtungen, der weiß, dass es momentan nicht 
möglich ist. Kinder sind aufgrund unterschiedlicher 
Umwelteinflüsse auch anders in ihrem Verhalten, 
als es die Kinder früher waren. Deswegen können 
wir nicht vergleichen, dass vor 40 Jahren Kindergrup-
pen mit 40 Kindern auch irgendwie groß geworden 
sind. Heute geht das so einfach nicht. Deswegen 
müssen wir an der Stelle auch nachbessern.  
 
Ich möchte mich abschließend bei Herrn Müller für 
den Bericht bedanken. Zumindest sind wir jetzt einen 
Schritt weiter in der Hoffnung, dass wir dann nicht 
nur Wahlkampfgeschenke sehen, sondern auch gute 
Einrichtungen haben werden. Ich möchte mich noch-
mals bedanken.  
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Emde, CDU-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kollegen, Herr Döring fragt 
gerade, warum ich zu dem Thema spreche. Herr 
Döring, wir haben das schon seit einiger Zeit so ein-
gerichtet, dass wir die Kindergärten zum Kultusbe-
reich und damit zum Bildungsbereich zählen. Das 
sollte Ihrer Aufmerksamkeit nicht entgangen sein. 
Sehr geehrte Frau Kollegin Jung, ich muss Ihnen das 
einfach noch einmal erklären. Gerade wegen unserer 
Familienpolitik und wegen unserer Beschäftigungs-
politik haben wir diesen Bedarf an Kindergartenplät-
zen auch für die kleinen Kinder und den befriedigen 
wir gemeinsam mit den Kommunen, im Übrigen damit 
Familie so leben kann, wie sie das für richtig hält und 
damit auch die Beschäftigungsmöglichkeit für Frauen 
und Männer gleichermaßen gegeben ist.  
 
Meine Damen und Herren, ich möchte ganz bewusst 
hier auch vom Thüringer Kindergarten reden, denn 
Thüringen ist das Stammland des Kindergartens in 
der ganzen Welt, auch im englischen spricht man 
vom Kindergarten. Wir haben also den Kindergar-
ten in die Welt exportiert, wenn man so will. Wir 
freuen uns, dass die SPD hier diesen Antrag stellt 
und sich mit uns bemühen will, dafür zu sorgen, dass 
die Thüringer Kindergärten modern sind und dass die 
Landschaft noch ausgebaut wird. Das ist zu begrü-
ßen. Die Landesregierung hat Auskunft darüber ge-
geben, wie diesen Dingen auch Rechnung getragen 
wird. Wir freuen uns natürlich auch mit den Sozial-
demokraten über höchste Betreuungsquoten im bun-
desweiten Vergleich, wir freuen uns über ein flächen-
deckendes Netz an Angeboten von Kindergärten, 
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wir freuen uns über die Wahlfreiheit zwischen den 
Angeboten - das ist auch wichtig für Familien in die-
ser Zeit -, wir freuen uns über die längsten Betreu-
ungszeiten für die Kinder im Bundesvergleich. Das 
alles ist vorbildlich, insbesondere für die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf.  
 

(Beifall CDU)  
 
In der Tat - es wurde nebenher angesprochen -, es 
gibt sicherlich offene Wünsche, wenn man an den 
Betreuungsschlüssel denkt, insbesondere bei den 
Gruppen von Kleinkindern. Das ist eine nicht ganz 
befriedigende Situation, aber es ist auch keine Ka-
tastrophe, wie es oft hier herbeigeredet wird, denn 
es gibt Bundesländer in Deutschland mit ähnlichen 
Betreuungsschlüsseln.  
 
Meine Damen und Herren von der Sozialdemokra-
tie, in der Begründung ist Ihnen eine kleine Unauf-
merksamkeit unterlaufen, wenn Sie formulieren: „Mit 
den Programmen des Bundes besteht die Möglich-
keit eines bedarfsgerechten Ausbaus.“ Da muss ich 
Ihnen doch mal sagen, die gesetzlichen Regelun-
gen sind in Thüringen von jeher so, dass es einen 
Anspruch gibt auf einen Kindergartenplatz oder auch 
im Hort, und diesen Bedarf haben wir immer auch 
befriedigt, sogar dann, wenn die Wünsche der Fa-
milien derart waren, dass neue Plätze und längere 
Betreuungszeiten in einem sehr starken Maße ge-
wünscht und gestiegen sind. Das ist ein Verdienst 
der Kommunen, das ist ein Verdienst der freien Trä-
ger und der Jugendämter, dass sie dies abgesichert 
haben. Aber, meine Damen und Herren, Bundespro-
gramme jetzt aktuell hin oder her, die Sozialdemo-
kraten sollten sich mit uns gemeinsam dafür einset-
zen, dass endlich eine Reform der Gemeindefinan-
zen in Deutschland kommt, denn dann hätten die 
Kommunen genügend Steuereinnahmen, um diese 
oder andere Ausgaben unabhängig von Fördermit-
teln vernünftig erledigen zu können. Sie könnten ihre 
Verantwortung für Kindergärten dann noch besser 
wahrnehmen, was sie übrigens nach unserer Auf-
fassung bisher in hohem Maße mit viel Verantwor-
tung auch tun.  
 
Einen letzten Satz kann ich Ihnen dann doch nicht 
ersparen, das müssen Sie sich jetzt anhören. Frau 
Taubert, es gibt Eltern in Städten, die von Genos-
sen Ihrer Coleur regiert werden, da müssen sie bis 
zu 500 € im Monat für einen Kindergartenplatz be-
zahlen. Das ist ein Skandal. Das ist keine familien-
freundliche Politik und deswegen können Sie sol-
che Schaufensteranträge auch unterlassen.  
 

(Unruhe SPD)  
 

(Beifall CDU) 
 

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen von Ab-
geordneten vor. Herr Minister Müller, ich erteile Ih-
nen das Wort.  
 
Müller, Kultusminister: 
 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete Jung, ich will nicht 
näher auf Ihre Unterstellungen eingehen, ich will nur 
noch mal zur Kenntnis geben, dass der Freistaat Thü-
ringen immerhin im letzten Jahr 8 Mio. ausgege-
ben hat. Ich glaube, das war auch die Größe, die 
Sie von Bayern genannt hatten, oder war das mehr? 
Wir sind, was die Dimensionen angeht oder wenn Sie 
das prozentual umrechnen auf die Einwohnerzahl, 
gut dabei. Alles andere werte ich als Unterstellung 
und Wahlkampf Ihrerseits. Frau Jung, zu Ihren An-
fragen: Ganz klar müssen wir die zwei Programme 
unterschieden. Bei dem ersten Programm geht es 
um eine 90-prozentige Finanzierung aus den Bun-
desmitteln, da sind 10 Prozent Eigenleistungen. Die-
se Eigenleistungen sind zu erbringen entweder von 
der Kommune oder - ich hatte auch gesagt, woher 
die Kommune jetzt die Finanzen nehmen könnte - 
zum Beispiel aus den 17 Mio. der Infrastrukturpau-
schale. Jetzt sprachen Sie aber vom freien Träger. 
Ich gehe davon aus, dass bei einer so hohen För-
derung es durchaus zu einer Abstimmung zwischen 
Kommune und freiem Träger kommen kann bezüg-
lich der Kofinanzierung der 10 Prozent, denn der freie 
Träger übernimmt in dieser Frage eine Ersatzleis-
tung für die Pflichtaufgabe einer Kommune. Also las-
sen wir es einfach vor Ort auch klären und ich den-
ke, da müsste es auch, Ausnahmen gibt es immer, 
größtenteils die Bereitschaft geben, diese 10 Prozent 
aufzubringen. Bei dem anderen Programm, Kon-
junkturpaket II, ist es in der Tat so, dass die Kos-
ten, die 25 Prozent, durch den Freistaat aufgebracht 
werden sowohl für die freien Träger als auch für 
die finanzschwachen Kommunen.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Kann ich davon ausgehen, dass das Berichtersu-
chen erfüllt ist? Das ist offensichtlich der Fall. Da-
mit beende ich diesen Tagesordnungspunkt.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 30  
 

Thüringen braucht mehr  
junge Lehrer 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4884 - 
dazu: Alternativantrag der  

Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/5016 -  
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dazu: Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/5070 -  

 
Wünscht die Fraktion der SPD das Wort zur Begrün-
dung? Das ist nicht der Fall. Möchte die CDU den 
Alternativantrag begründen? Das ist auch nicht der 
Fall. Wünscht die Fraktion DIE LINKE das Wort zu 
ihrem Entschließungsantrag zur Begründung? Nicht. 
Damit eröffne ich die Aussprache und erteile das 
Wort der Abgeordneten Sojka, Fraktion DIE LINKE.  
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, bereits im 
August des vergangenen Jahres hat DIE LINKE ei-
nen Antrag unter der Drucksachennummer 4/4346 
eingebracht, das hieß Personalinitiative für Schulen 
in Thüringen. Der nahm den üblichen Weg. Selbst mit 
punktweiser Abstimmung hat diesen die mittlere Frak-
tion nicht zum Überleben bringen lassen. Damals 
war der zweite Punkt die Forderung von uns, jähr-
lich 200 junge Lehrerinnen und Lehrer unbefristet 
einzustellen. Das wurde ignoriert und auch die ande-
ren Punkte muss ich jetzt nicht noch mal wiederho-
len. Dann hat im Februar dieses Jahres die SPD-
Fraktion den vorliegenden Antrag eingebracht, Thü-
ringen braucht mehr junge Lehrer und da konnte man 
jetzt wahrscheinlich nicht mehr so ganz cool nur den 
Papierkorb bedienen, da muss man schon irgend-
was Alternatives aufschreiben. Selbst unser Ansin-
nen, jetzt miteinander das Ganze zu besprechen und 
nicht zum Wahlkampfthema zu machen, sondern zu 
sagen, wir überweisen sämtliche Anträge und den 
Entschließungsantrag gemeinsam an den Ausschuss 
und reden mal mit den Fachleuten und dem Kul-
tusministerium und schauen, was da wirklich geht, 
ist abgelehnt worden. Also liefern wir uns hier am 
Pult den Schaukampf und da kann ich Ihnen nichts 
ersparen. Herr Mohring hat uns voriges Jahr, als 
dann heiß diskutiert wurde und auch die Ungerech-
tigkeit mit den Floatinglehrern benannt wurde, gesagt, 
es seien 100 neue Lehrer jährlich einzustellen. Da-
rauf warte ich heute noch. Ein Jahr lang hat er ge-
braucht, diesen Antrag, der vor uns liegt, aufzuschrei-
ben. Das ist einer von der ganz schnellen Sorte, aber 
wir haben halt Wahlkampf.  
 
Schauen wir uns den Antrag genauer an. Er ist nur 
entstanden, weil im März wahrscheinlich nun auch 
der Spiegel getitelt hat „Notstand am Pult, Schulex-
perten erwarten eine gewaltige Bildungskrise“. Nun 
kann auch die mittlere Fraktion im Wahlkampf nicht 
mehr daran vorbei. Also muss man sich etwas ein-
fallen lassen und fordert so die Einstellung von min-
destens 100 Vollzeitbeschäftigten.  
 
Ich sage es noch einmal, wir haben es voriges Jahr 
schon gesagt, das reicht nicht aus. Vor allen Din-

gen ist es nach wie vor verlogen, wenn Sie die nur 
befristet einstellen. Schon allein an diesem Beispiel 
sieht man, zwei Jahre befristet und dann fordern 
Sie ab 2014 500 neue Lehrer. Seien Sie doch mal 
ehrlich und lassen die 100 Lehrer, die Sie jetzt ein-
stellen wollen, unbefristet anfangen. Dann haben 
die wirklich eine Chance. Dann können die auch zu 
einer Bank gehen und können sagen, ich bin hier in 
Thüringen angestellt, ich habe eine unbefristete Stel-
lung, weil man ja weiß, dass wir in Zukunft die Leh-
rerinnen und Lehrer brauchen. Es ist deutschland-
weit so, dass in fünf Jahren 150.000 Pädagogen in 
den Ruhestand gehen. Dann sieht der Letzte ganz 
deutlich, was dieser Bildungsföderalismus anrich-
tet, dann wird dieser Konkurrenzkampf unter den 
Ländern noch viel straffer, als das jetzt schon der Fall 
ist. Diese Bescheidenheit, zu sagen, man lässt sie 
jetzt nach Baden-Württemberg gehen, weil sie ja 
eh dorthin gehen und man verhandelt mit dem Land, 
dass sie dann einfach wiederkommen. Ich sage Ih-
nen, Herr Kultusminister, das ist doch alles blauäu-
gig, sie werden nicht wiederkommen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Selbst mein Jahrgang - ich war Mathe-Physik-Leh-
rer Abschlussklasse 1985 -, wir hatten vor Kurzem 
mal so ein kleines Gespräch, wo sich einige wieder 
getroffen haben. Viele von uns sind in Hessen, weil 
es in Hessen diese Ausbildungsrichtung gar nicht 
gibt. Von den Physiklehrern sind die Hälfte in der Bun-
desrepublik Seiteneinsteiger. Wir brauchen diese und 
ganz viele andere Lehrerinnen und Lehrer - und 
unbefristet. Man weiß, dass sie in zwei Jahren ganz 
dringend fehlen. Das wäre wenigstens ein ehrlicher 
Ansatz. Aber das wollen Sie gar nicht, Sie wollen im-
mer große Zahlen verkaufen und verkennen dabei, 
dass es pädagogischer Unsinn ist, gerade in die-
sem Bereich Befristungen zuzulassen. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Ich sage es noch einmal, dieser Antrag ist offen-
sichtlich nur entstanden, damit man den von der SPD 
- genau wie unseren damals - in die Tonne drü-
cken kann und gleichzeitig sagt, man stellt jetzt 100 
neue Vollzeitstellen ein. Herr Mohring hat das schon 
im vergangenen Jahr verkündet, wenn er es doch 
nur mal machen würde. Dabei interessiert mich na-
türlich auch noch, ob die Finanzministerin, die jetzt 
gerade nicht da ist, die Freigabe nun gegeben hat. 
Bei der letzten Meldung hieß es noch, dass es kei-
ne Freigabe gibt. Sie wird sicherlich heute sagen, 
sie muss erst mal schauen, ob wir das überhaupt 
genehmigen; ein bisschen Show muss ja noch sein. 
 
Ich erinnere daran, das ist eigentlich ein ganz trau-
riges Thema und wir erkennen jetzt schon, was da-
raus wird. Eigentlich ist es so schlimm, dass man 
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damit gar keinen Wahlkampf machen dürfte. Wie 
gesagt, mein Antrag ist, alle drei Anträge mit unse-
rem Entschließungsantrag gemeinsam an den Bil-
dungsausschuss zu überweisen, dort endlich mal 
miteinander Tacheles zu reden, wie denn diese Per-
sonalentwicklungsplanung heißt, die da vom Kultus-
minister angeblich in irgendeiner Schublade steckt. 
Ich kann sie jedenfalls nicht erkennen. Was wir un-
möglich finden, dass in Bildung ein Konkurrenzkampf 
zugelassen wird zwischen den Bundesländern und 
wir Thüringer spielen dieses Spiel offensichtlich mit 
oder erkennen nicht, dass dieses Spiel gespielt wird, 
und lassen zu, dass unsere jungen Leute das Land 
verlassen. Das kann so nicht sein. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Döring, SPD-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Döring, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in den 
kommenden fünf Jahren werden bundesweit rund 
150.000 der 800.000 Lehrer in den Ruhestand ge-
hen. Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass nicht ge-
nügend Nachwuchspädagogen da sein werden, um 
diese Lücke auszufüllen. Voraussichtlich werden wir 
daher schon 2013 in Deutschland 40.000 - ich wieder-
hole „40.000“ - Lehrer zu wenig haben. Aber nicht nur 
der sich bundesweit abzeichnende massive Personal-
mangel bei Lehrern ist überaus beunruhigend, auch 
der jetzt durchbrechende Länderegoismus - Kollegin 
Sojka hat darauf hingewiesen -, die Aggressivität, 
mit der insbesondere die wohlhabenden Westlän-
der nun anderswo Pädagogen abwerben, die Dreis-
tigkeit, mit der sie mithilfe groß angelegter Werbe-
kampagnen im fremden Terrain wildern, sind er-
schreckend.  
 
So sieht also der von der CDU stets gepriesene 
bildungspolitische Wettbewerbsföderalismus in der 
Realität aus. Jeder ist sich selbst der Nächste. An-
stelle eines geordneten Verfahrens der Länder mit 
bundesweit vergleichbaren materiellen Rahmenbe-
dingungen bei der Einstellung und Beschäftigung 
von Lehrern herrscht blanker Kannibalismus.  
 
Meine Damen und Herren, jeder hier im Hause kann 
sich mit eigenen Augen davon überzeugen, wie an-
dere Bundesländer auch hier in Thüringen syste-
matisch die Nachwuchspädagogen abwerben. Nicht 
einmal 300 m vom Landtag entfernt, in der Löber-
straße, befindet sich das erste Großplakat aus Ba-
den-Württemberg mit der Überschrift „Sehr guten 
Morgen, Frau Lehrerin“ und der suggestiven Auffor-
derung an die vorbeikommenden Pädagogen „Jetzt 

bewerben“. Zudem ist auf dem Plakat eine Internet-
adresse angegeben, auf deren Webseite man rela-
tiv rasch zu einem einschlägigen Argument für den 
Wechsel nach Baden-Württemberg gelangt. Der 
Junglehrer im Ländle erhält brutto rund 15 Prozent 
mehr als sein Pendant in Thüringen. Die Anstellung 
erfolgt zudem unbefristet und im Beamtenstatus. Nun 
höre ich die Kollegen von der Mehrheitsfraktion schon 
sagen, es sei doch schön, dass die Thüringer Nach-
wuchspädagogen wenigstens außerhalb des Lan-
des heiß begehrt seien und dort auch gut bezahlt und 
dort eine langfristige Perspektive finden. 
 
Kollege Emde hat sich ja schon mehrfach in dieser 
Richtung geäußert und die Tatsache, dass unser 
Lehrernachwuchs von anderen Ländern systema-
tisch abgefischt wird, auch noch stolz als Beleg für 
die Qualität der Thüringer Lehrerausbildung gewertet. 
Selbst das Kultusministerium scheint ähnlich zu den-
ken, denn anders kann ich mir nicht erklären, dass 
dort sowohl die baden-württembergische als auch 
die nordrhein-westfälische Werbekampagne in Thü-
ringen ausdrücklich unterstützt werden.  
 
Meine Fraktion kann über eine derartige Kurzsich-
tigkeit nur den Kopf schütteln. Auch Thüringen wird 
nämlich in den nächsten Jahren nicht vom allgemei-
nen Lehrermangel verschont bleiben. Auch hierzu-
lande, meine Damen und Herren, wird eine riesige 
Personallücke im Lehrerbereich aufreißen. Wichti-
ger noch, diese Entwicklung wird bereits in Kürze 
einsetzen, rasch an Dynamik gewinnen und inner-
halb eines sehr kurzen Zeitraums ein dramatisches 
Ausmaß annehmen. Wie man angesichts einer sol-
chen Lage eine Abwerbevereinbarung mit Baden-
Württemberg eingehen und das dann auch noch als 
großen bildungspolitischen Erfolg feiern kann, leuch-
tet mir nicht ein. Die dahinter stehende Logik, Herr 
Müller, müssen Sie mir wirklich mal in Ruhe erklären. 
 
Lassen Sie mich meine Kritik mit ein paar nüchter-
nen Fakten untermauern. Wenn man die offiziellen 
Zahlen der Kultusstatistikstelle zur Altersstruktur der 
Lehrerschaft verfolgt, dann werden in Thüringen in 
den kommenden zwei Jahrzehnten fast 18.000 Leh-
rer altersbedingt in den Ruhestand treten. Das sind 
79,9 Prozent der derzeitigen Lehrerschaft. Bereits 
im kommenden Schuljahr wird die Zahl der alters-
bedingt ausscheidenden Lehrer sprunghaft gegen-
über den bisherigen Werten ansteigen von 216 im 
Schuljahr 2008/2009 auf dann 392. Den Höhepunkt 
findet diese Entwicklung dann in den Schuljahren 
2015/2016 bis 2019/2020 mit jeweils über 1.000 in 
den Ruhestand tretenden Pädagogen pro Schuljahr. 
Besonders gravierend wird sich die Situation in den 
Grundschulen, den Regelschulen und den Gymna-
sien gestalten. Dort scheiden in den kommenden 
zwei Jahren zwischen 75 und 86 Prozent der jewei-
ligen Lehrerschaft aus. Der Rückgang der Gesamt-
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schülerzahl wird im Vergleich zur Entwicklung im 
Personalbereich hingegen nur minimal ausfallen. 
Auch das lässt sich aus den offiziellen statistischen 
Angaben des Kultusministeriums herauslesen. Es 
ist daher davon auszugehen, dass fast sämtliche al-
tersbedingt ausscheidenden Pädagogen in den kom-
menden Jahren ersetzt werden müssen, um die Un-
terrichtsabdeckung auch weiterhin aufrechterhalten 
zu können.  
 
Meine Damen und Herren, dieser Realität muss man 
sich stellen. Dann nützt es nichts, wie das etwa der 
Kollege Emde getan hat, einfach die von mir vor-
getragenen Zahlen des letzten Plenums anzuzwei-
feln. Es handelt sich dabei um offizielle Daten, Kol-
lege Emde, aus der Statistikstelle des Kultusminis-
teriums. Jeder kann sie auf der Ministeriumswebseite 
abrufen. Zudem bestätigt eine Aktuelle Stunde des 
Instituts für Wirtschaftsforschung Halle die Richtig-
keit unserer eigenen Berechnungen. Laut der vom 
Thüringer Wirtschaftsministerium beim IWH in Auf-
trag gegebenen fortgeschriebenen Prognose zur Ent-
wicklung des Fachkräftebedarfs in Thüringen braucht 
der Freistaat 4.900 neue Lehrer bis 2015, um das 
altersbedingte Ausscheiden von Pädagogen kom-
pensieren zu können. Allmählich, und das gebe ich 
sehr wohl zu, scheinen diese Fakten ja auch in die 
Köpfe der CDU gesickert zu sein. Nur so kann ich 
mir die Kehrtwende der Mehrheitsfraktion in Sachen 
Einstellungskorridor erklären. Ob allerdings 500 Neu-
einstellungen jährlich ab 2011 ausreichen werden, 
das steht auf einem anderen Blatt. Denn es dürfte je-
dem, der auch nur eine minimale Kenntnis der Grund-
rechenarten besitzt, ebenso klar sein, dass weder 
die vom Kultusministerium in diesem Schuljahr vor-
genommenen Neueinstellungen von 35 Nachwuchs-
pädagogen noch der im kommenden Schuljahr ge-
plante Einstellungskorridor von 100 Stellen, noch die 
jährlich 500 Neueinstellungen ab 2011 ausreichen 
werden, um den schon in Kürze immensen Perso-
nalbedarf wirklich zu decken. Auf diese Weise brau-
chen Sie rein rechnerisch 40 Jahre, Kollege Emde, 
um diese Personallücke der kommenden zwei Jahr-
zehnte zu schließen. Ich glaube, dass niemand in 
diesem Haus ernsthaft vorhat, die Problemlösung 
bis ins Jahr 2049 zu verschleppen. Wir müssen daher 
an dieser Stelle in den kommenden Jahren deutlich 
mehr tun.  
 
Das ist aber nur die eine Seite der Medaille. Gleich-
zeitig ist die Landesregierung in der Pflicht, Nach-
wuchspädagogen echte Berufsperspektiven in Thü-
ringen zu eröffnen. Wenn der Freistaat qualifizierte 
junge Lehrer hier halten will, dann muss er ihnen 
mehr bieten als bloß ein befristetes Beschäftigungs-
angebot und das dann auch nur in Teilzeit, sonst 
werden wir gegen die massiven Abwerbekampag-
nen der Altbundesländer keine Chance haben. Allein 
Hessen hat in diesem Jahr Hunderte von Nach-

wuchspädagogen im Osten abgefischt. Wie das funk-
tioniert hat? Ganz einfach. Hessen bietet eine un-
befristete Beschäftigung, die sofortige Verbeamtung 
und eine höhere Eingangsbesoldung. Wenn wir dem 
nicht wenigstens ein in Ansätzen attraktives Ge-
genangebot entgegenhalten können, drohen unsere 
Schulen bereits in wenigen Jahren personell aus-
zubluten. 
 

(Beifall SPD) 
 
Noch einmal: Voraussichtlich werden wir 2013 bun-
desweit 40.000 Lehrer zu wenig haben und was 
das heißt, das dürfte, denke ich, hier allen klar sein. 
Unsere Nachbarländer werden alles daran setzen, 
ihren eigenen Personalbedarf zu decken. Wenn wir 
dem Vorgehen dieser Altbundesländer nichts entge-
gensetzen, und zwar möglichst rasch, werden wir un-
weigerlich auf der Verliererseite sein. 
 
Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion hat ei-
nen konkreten Vorschlag auf den Tisch gelegt, wie 
das Land der doppelten Herausforderung wirklich 
gerecht werden kann. Dabei sieht unsere Initiative 
zwei Maßnahmebündel vor, die von uns als eben-
so Erfolg versprechend wie realisierbar eingeschätzt 
werden. Zum einen soll sämtlichen Lehramtsanwär-
tern eine Anstellungsgarantie bei Bestehen der zwei-
ten Staatsprüfung gewährt werden - um gegenüber 
den Abwerbestrategien anderer Bundesländer mit ei-
ner solchen Offerte erfolgreich sein zu können, muss 
natürlich diese Anstellung unbefristet und in Vollzeit 
erfolgen -, zweitens ist die Zahl der Lehramtsanwärter 
in den kommenden Jahren deutlich zu steigern. Dafür 
muss das Land nicht nur seine eigenen Ausbildungs-
kapazitäten erweitern, sondern auch für seine Attrak-
tivitätssteigerung bei den Lehramtsstudiengängen 
Sorge tragen. Hier sind insbesondere die Stichwor-
te: gleich lange Studiendauer und Masterabschluss 
für alle Lehramtsstudiengänge, bessere Personal- 
und Sachausstattung dieser Studiengänge sowie 
Werbekampagnen für das Lehramtsstudium zu nen-
nen.  
 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE geht in diese 
Richtung, wir werden dem auch zustimmen. Zumin-
dest diesen Punkt, nämlich die Attraktivität der Aus-
bildungsoptionen zu verbessern, müsste eigentlich 
auch die CDU ohne Weiteres unterstützen. Anders 
als durch eine Ausweitung der Ausbildungskapazi-
täten werden wir nämlich die 500 Thüringer Jung-
lehrer, die Sie hier beschrieben haben, ab 2011 über-
haupt gar nicht einstellen können, Kollege Emde. Au-
ßerdem, die Zeit drängt nun einmal und unser An-
trag sieht vor, dass die Landesregierung dem Land-
tag bereits im Juni ein erstes Mal über die Maß-
nahmen berichten soll. Ich werbe auch noch einmal 
bei der Mehrheitsfraktion, obwohl ich weiß, dass das 
wahrscheinlich nicht von Erfolg gekrönt sein wird, 



 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 10637 
 
 
um die Zustimmung zu unserer Initiative.  
 
Alle die von mir gemachten Zahlenangaben sind 
leicht nachprüfbar. Da ist nichts aufgebauscht, da 
ist nichts dramatisiert. Dramatisch allein ist die schon 
in Kürze aufreißende Personallücke in den Thürin-
ger Schulen. Hier, denke ich, müssen wir entschlos-
sen, rasch und konsequent handeln. Wir haben ei-
nen Weg aufgezeigt. Die Initiative der CDU greift für 
mich zu spät und bewirkt lediglich eine Teillösung 
des Problems. Danke schön. 
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Emde, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, zunächst lassen 
Sie mich erst einmal die Bezichtigung der Lüge von 
Frau Sojka zurückweisen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Das ist erstens kein Stil hier in diesem Hause und 
zweitens, Frau Kollegin, von den 100 Einstellungen, 
die in diesem Jahr vorgenommen werden sollen, 
ist ein großer Teil unbefristet. Im Übrigen sollten Sie 
auch als Bildungspolitikerin sich angewöhnen, die 
Bedingungen, die für den Haushalt gelten, zu be-
achten. Der Haushalt ist nun mal vom Parlament be-
schlossen worden inklusive Stellenplan. Der ist durch 
die Landesregierung dringend zu beachten und ernst 
zu nehmen. Deswegen ist es nicht so ganz einfach 
möglich, unbefristet einzustellen. Nichtsdestotrotz 
durch die Bemühungen der Landesregierung gelingt 
das für einen Großteil der 100 in diesem Jahr Ein-
zustellenden. 
 
Meine Damen und Herren, die SPD springt mit ih-
rer Forderung nach jungen Lehrern im Landesdienst 
auf einen längst fahrenden Zug aus unserer Sicht. 
Vielleicht meint sie, damit einen Vorteil für sich he-
rausschlagen zu können. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Aber Herr Emde.) 

 
Wer sich einigermaßen mit dem Thema befasst, 
wüsste, dass es dringend notwendig ist, unsere Leh-
rerkollegien beständig zu verjüngen. In den Jahren 
vor dem Urteil zur Teilzeitverbeamtung trug die Lan-
desregierung dem auch Rechnung, indem jährlich 
über 500 Pädagogen neu eingestellt wurden - jedes 
Jahr. Das war deutlich mehr, als sich alle anderen 
neuen Bundesländer in diesem Bereich leisteten. Das 
bis dahin geltende Personalentwicklungskonzept be-

durfte nach dem Urteil einer Überarbeitung. Gegen-
wärtig wird dazu zwischen der Landesregierung und 
ihren Tarifpartnern verhandelt. Dem Vernehmen nach 
sind das Gespräche, die konstruktiv verlaufen, die 
durch große Kenntnis und Akzeptanz auch der realen 
Möglichkeiten des Landes gekennzeichnet sind. Sie 
sind sicherlich deswegen auch sehr ergebnisorien-
tiert. Bis Juni wird es doch, so hoffen wir, zu einem 
tragfähigen Kompromiss kommen. Daher auch die 
Berichterstattung hier im Landtag, damit der Land-
tag beteiligt und aktuell informiert ist und mitreden 
kann. Dieser Kompromiss muss sowohl die finan-
ziellen Möglichkeiten des Freistaats einerseits, aber 
auch die Erfordernisse von Neueinstellungen und die 
Anhebung von den Floatingbeschäftigten anderer-
seits ausgewogen berücksichtigen.  
 
Dass die SPD mit ihrem Antrag, anders als Herr 
Döring uns das hier suggerieren will, völlig dilettan-
tisch zur Sache geht, will ich hier anmerken, denn 
es sind eben keine nachvollziehbaren Zahlen, Herr 
Döring. So werden von Ihnen Stellen mit Personen 
verwechselt und der Unterschied zwischen Haus-
haltsjahren und Schuljahren ist bei den Sozialde-
mokraten offensichtlich nicht angekommen.  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Das ist doch Blödsinn.) 

 
Sie müssten auch wissen, Herr Döring und Herr 
Höhn, dass es keinen Sinn macht, jedem Lehramts-
anwärter eine Anstellung anzubieten, denn unsere 
Schulen haben einen Lehrerbedarf in bestimmten 
Mangelfächern. Es ist rechtlich wie sachlich gebo-
ten, auch auf die Leistungen derer zu schauen, die 
künftig unsere Schüler unterrichten sollen. Dazu ist 
es vielleicht auch notwendig, dass wir Lehramtsan-
wärter von Universitäten außerhalb Thüringens hier-
her locken. Man kann nicht nur darauf abheben, alle 
Thüringer Absolventen einzustellen. 
 
Meine Damen und Herren, wir haben einen Antrag 
auch als Alternative entgegengestellt: Thüringen stellt 
junge Lehrer ein. Den stellen wir zur Abstimmung, 
nicht weil die Landesregierung diese Aufforderung 
von uns erst bräuchte, sondern weil wir diesen SPD-
Antrag in seiner fachlichen Naivität nicht allein im 
Raum stehen lassen sollten.  
 
Außerdem wollen wir auch eine konkrete Zielmar-
ke von ca. 500 Neueinstellungen pro Jahr nennen. 
Das unterscheidet uns. Herr Döring, Sie reden hier 
davon, dass Sie einen konkreten Antrag vorgelegt 
haben. Wo ist er denn konkret? Welche Zahl nen-
nen Sie denn ganz genau? Das kann man hier nicht 
sehen. Wir sagen 500 pro Jahr ist eine Größenord-
nung, die leistbar ist und die uns nach vorn bringt. 
Damit sind wir konkret, anders als die SPD. Darü-
ber hinaus wollen wir mit dem Antrag auch ein 
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Zeichen an unsere Hochschulen senden; denn es 
müssen neue Lehrer ausgebildet werden z.B. für 
fachpraktische Bereiche, für den Wirtschaftsunter-
richt an unseren Regelschulen oder wir brauchen 
z.B. auch Spanischlehrer, um nur einige Bereiche zu 
nennen. Dort wird dringend Nachwuchs gebraucht. 
Herr Döring, da bin ich mit Ihnen einer Meinung. 
Wir müssen attraktiv sein für Lehramtsstudien. Da 
gilt es auch, noch weiter zu werben, damit noch mehr 
junge Menschen diesen interessanten und schönen 
Beruf ergreifen, aber es gilt auch, mit den Hochschu-
len im Gespräch zu sein, dass sie genau das aus-
bilden, wo wir die spezifischen Bedarfe, insbeson-
dere an unserer spezifischen Thüringer Schulland-
schaft haben. Ein Wort noch zur LINKEN: DIE LINKE 
hat ja das Thema völlig verfehlt, vergleicht man An-
tragstext und Überschrift, denn die geforderte so-
fortige Angleichung des Beschäftigungsumfangs der 
angestellten Lehrer auf 100 Prozent würde ja wohl 
gerade die Neueinstellung erschweren, wenn nicht 
sogar verhindern. Es bleibt für mich eine Feststel-
lung, die Opposition arbeitet schlampig und lustlos, 
folglich sind die Anträge auch abzulehnen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt eine weitere Redemeldung. Frau Abgeord-
nete Sojka für die Fraktion DIE LINKE.  
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Ich habe mich so kurz gefasst, weil ich dachte, es 
ist ja schon Mitternacht bei diesem Antrag. So ist es 
mir gar nicht gelungen, Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der CDU-Fraktion, von unserem Entschlie-
ßungsantrag zu überzeugen. Sie haben ja sicherlich 
bemerkt, dass der Punkt 2 von Ihnen abgeschrieben 
ist, weil wir wirklich finden, dass dieser Punkt bei-
spielsweise bei der SPD fehlt. Ja, das ist ein Punkt, 
über den lässt sich hier sicherlich reden, andererseits 
kann unseres Erachtens - und das ist das, was bei 
der SPD fehlt - es nicht sein, dass wir uns jetzt nur 
um die jungen Lehrerinnen und Lehrer kümmern, 
wohl wissend, dass dann die Ungerechtigkeit in den 
Klassenzimmern weiter vertieft wird. Bei unserem 
Entschließungsantrag, der auch zu Ihrem Antrag pas-
sen würde, wenn Sie den von der SPD abgelehnt 
haben, was ich vermute, wird gefordert, dass es ein 
verhandlungsfähiges Angebot für die angestellten 
Lehrerinnen und Lehrer endlich geben muss. Das 
kann so nicht bleiben und deswegen werbe ich trotz-
dem für unseren Entschließungsantrag, der sich dann 
nicht erledigt hätte bzw. die punktuelle Abstimmung 
beim CDU-Antrag. Ich sage es noch einmal: Sie 
fordern 100 Lehrereinstellungen, wir haben aber nicht 
100 Lehrer eingestellt. Beim letzten Mal im Haus-
halt ist uns erklärt worden, es geht per Haushalts-

beschluss nur mit 35 Lehrerinnen und Lehrern. Jetzt 
haben wir noch immer dieselbe Haushaltssituation, 
nun soll es doch gehen? Herr Emde, das Argument, 
was Sie hier gebracht haben, das ist einfach nicht 
stichhaltig und ich kann auch nicht erkennen, wie 
eine befristete Einstellung in irgendeiner Weise preis-
werter sein soll als eine unbefristete, und pädago-
gisch ist es Unsinn. Dann sagen Sie doch bitte, dass 
die 100 unbefristet sein sollen, und zwar alle 100, 
dann wäre Ihr Antrag möglicherweise aus Ihrer Sicht 
- aber das kann ich Ihnen natürlich nicht vorschrei-
ben - ab 2011 zu korrigieren in 400. Da kann man 
natürlich nicht so eine Show jedes Jahr machen mit 
den Neueinstellungen, wenn man immer wieder wel-
che gehen lässt. Seien Sie bitte ehrlich und sagen 
Sie nicht, wir hätten schlampig gearbeitet. Deswe-
gen habe ich ja gemeint, wir reden einmal Fraktur 
darüber in den Ausschüssen, aber das wollen Sie 
nicht. Sie wollen hier eine Kampfabstimmung her-
beiführen und da sage ich, das ist dem Thema nicht 
angemessen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Sojka, gestatten Sie eine Anfrage des Abge-
ordneten Emde? 
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Selbstverständlich.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte, Herr Emde.  
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Bezogen auf die Frage 35 Stellen und 100 Stellen, 
Frau Sojka, geben Sie mir recht, dass es möglich 
ist, dass sich die Personalsituation innerhalb eines 
Jahres verändert? 
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Selbstverständlich, aber das ist ja die Sparbüchse 
der Landesregierung. Die verändert sich ständig, 
wenn man befristete Einstellungen macht von No-
vember bis zum Juni, dann kann man so viel Geld, 
ich glaube 10 Mio. Minderausgaben, schon vorher 
einplanen und weiß das und dann spart man sogar 
das Geld in den Ferien. Ich kenne Ihre Tricks, da 
brauchen Sie sich nicht einbilden, dass ich das 
nicht durchschaue.  
 

(Unruhe CDU) 
 

(Beifall DIE LINKE) 
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Weitere Redeanmeldung sehe ich jetzt seitens der 
Abgeordneten nicht. Für die Landesregierung Mi-
nister Müller.  
 
Müller, Kultusminister: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, bevor ich konkret zu den An-
trägen komme, vielleicht doch noch eine kurze Vor-
bemerkung zu den Beiträgen, sowohl seitens der 
Fraktion der LINKEN und auch der SPD. Zunächst, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist das 
Handeln der Regierung nicht von Willkür geprägt, 
sondern es basiert auf Recht und Ordnung. Wenn 
ich die Diskussionsbeiträge hier höre, dann habe ich 
manchmal den Eindruck, als könne man Einstellun-
gen und entsprechende Verfahren dazu nach Gusto 
interpretieren und es neigt zu der Erkenntnis, dass 
es seitens der hier vorgetragenen Redebeiträge der 
Opposition weder Kenntnisse zur Stellenbewirtschaf-
tung und der damit verbundenen Teilzeitbeschäfti-
gung bei Einstellungen über den Stellenplan hinaus 
geht und es scheint auch wenig Kenntnisse zu ge-
ben über das Lehreraustauschverfahren zwischen 
den Bundesländern, denn sonst würde man das Ab-
kommen zwischen Baden-Württemberg und Thürin-
gen für Lehrer im jeweiligen Landesdienst einer ande-
ren Bewertung unterziehen. Was noch gar nicht klar 
geworden ist, dass es einen Unterschied gibt zwi-
schen der Anzahl der Stellen und der Anzahl der 
Lehrer. Aber vielleicht, wenn Sie zuhören, wird das 
dann durch meinen Redebeitrag noch etwas aufge-
klärt werden.  
 
Thüringen braucht mehr junge Lehrer, ich kann 
Ihnen da nur zustimmen. In diesem Ziel sind wir 
uns einig, aber in den Wegen haben wir Meinungs-
unterschiede. Eines muss klar sein, wenn man zu 
so einem Thema spricht, zumindest die Fakten und 
die Zahlen, die man verwendet, müssen stimmen. 
Lassen Sie mich daher zunächst ein paar Ausfüh-
rungen machen zum Antrag der SPD-Fraktion.  
 
Die Thüringer Landesregierung hält es für falsch, 
grundsätzlich allen Lehramtsanwärterinnen und Lehr-
amtsanwärtern in Thüringen nach Bestehen der zwei-
ten Staatsprüfung eine unbefristete Einstellung in den 
Schuldienst zu gewähren, und zwar aus folgenden 
Gründen:  
 
1. Das widerspricht dem Prinzip der Bestenauslese 
im öffentlichen Dienst, die in erster Linie im Interes-
se der Thüringer Schülerinnen und Schüler liegt. Wir 
brauchen die Besten in unseren Klassenzimmern, 
die besten Lehrer. Zudem würde es teure recht-
liche Konsequenzen nach sich ziehen und ist allein 
aus Bedarfsgründen nicht möglich. Der Abgeord-

nete Emde hat schon darauf hingewiesen, dass Leh-
rer nicht gleich Lehrer ist und es Mangelfächer gibt 
und Fächer, in denen es heute noch Überhang gibt. 
Lassen Sie mich ausführen, wo Sie von falschen Vo-
raussetzungen ausgehen. Zunächst wird Ihr Antrag 
durch die Zahl der ausscheidenden Bediensteten ver-
fälscht. Sie gehen offensichtlich von der Altersstatis-
tik aus, die sich auf das Geburtsjahr der Bediensteten 
bezieht. Da Sie aber im Weiteren mit Schuljahren 
rechnen, beziehen Sie im Eingangsjahr der Betrach-
tung 2009 ausscheidende Bedienstete des Schul-
jahres 2008/2009 mit ein. Darüber hinaus begehen 
Sie den elementaren Fehler, Personen statt belegter 
Stellen zu betrachten. Gerade in den nächsten Schul-
jahren bis 2014 kommt das Floatingkonzept in der 
ansteigenden Phase zum Tragen. So wird ein Teil der 
Bediensteten ausscheiden, doch eine größere Zahl 
wird in ihrem Stellenanteil wieder auf 100 Prozent 
heraufgesetzt. Insofern steigt das Arbeitspotenzial 
der vorhandenen Lehrer an. Es ist richtig, eine grö-
ßere Anzahl von Bediensteten scheidet aus der Al-
tersteilzeit aus, jedoch durch ihren geringeren Stel-
lenanteil ist die dadurch entstehende Lücke nicht so 
groß, wie es die von Ihnen verwendete Personenzahl 
vermuten lässt. Personen sind schlichtweg nicht Stel-
len oder schlichtweg nicht mit Stellen gleichzuset-
zen. Diese beiden genannten Punkte führen dazu, 
dass im ersten Jahrzehnt Ihrer Betrachtungen, das 
heißt bis 2018/2019, nicht wie angenommen 8.600 
Personen ausscheiden werden, sondern tatsächlich 
2.000 weniger. Genau gesagt sind es 6.600 Per-
sonen mit 4.847 VZB, also Vollzeitbeschäftigungs-
stellen.  
 
Im zweiten Jahrzehnt, also bis 2028/2029, schei-
den dann 9.500 Personen mit 9.400 VZB aus dem 
Schuldienst aus. Reden wir über das kommende 
Schuljahr: Hier wird die Zahl der aus dem Schuldienst 
ausscheidenden Lehrer nicht, wie von Ihnen ver-
mutet, von 200 auf 400 ansteigen. Die exakten Zah-
len sind: Dieses Jahr scheiden 788 Personen mit 
370 belegten Stellen aus, im nächsten Jahr dann 
432 Personen mit 200 belegten Stellen. Ein Weite-
res: Die von Ihnen angebrachten schulartbezoge-
nen Zahlen sind jeweils zu hoch angesetzt. Die Pro-
zentsätze Ihres Zahlenwerks werde ich nicht kom-
mentieren, da sie auf den falschen Ansatz, nämlich 
personen- statt stellenbezogene Berechnung, rekur-
rieren.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, viel ver-
wunderlicher als die offenkundig falsche Berechnung 
ist die Tatsache, dass der Stellenüberhang von fast 
1.000 VZB durch die Vollzeitbeamtung in Ihrem An-
trag keinerlei Niederschlag findet. Das wundert umso 
mehr, als die Zahl des Öfteren schon hier im Land-
tag thematisiert wurde. Diesen Fakt darf man nicht 
unterschlagen, denn durch diesen Überhang wird 
das Ausscheiden von Lehrerinnen und Lehrern in 
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den nächsten Jahren kompensiert. In den Schuljah-
ren bis 2018/2019 verbleibt nach Abzug des Über-
hangs, der Floatingerhöhung und unter Einbezug des 
Schülerrückgangs ein Nachbesetzungsbedarf von 
2.700 VZB. Diesem wirken wir gezielt entgegen, 
indem wir im Jahr 2009 gemäß unserer Planung 
100 VZB - ich betone eindeutig 100 Vollzeitbeschäf-
tigungsstellen -, das können also mehr Personen 
sein, neu besetzen werden. Die Einstellungszahl soll 
in den nächsten Jahren dann wieder sukzessive auf 
500 VZB wie vor der Überhangsituation durch die 
Vollzeitverbeamtung steigen. Wir werden damit dem 
Antrag der CDU-Fraktion in diesem Punkt schon 
jetzt gerecht. Von einer dramatischen Entwicklung 
bis 2018/2019 zu reden, ist daher maßlos übertrie-
ben. Die nötigen Maßnahmen, um die Thüringer Leh-
rerquantität und -qualität zu sichern, sind ergriffen. 
Demzufolge, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ist derzeit eine Übernahme aller Lehramtsan-
wärter allein aus Bedarfsgründen nicht nötig, sie ist 
aber auch nicht möglich. Die Übernahmegarantie für 
alle Lehramtsanwärter, die in Thüringen ihr Referen-
dariat ableisten, widerspricht dem Prinzip der Bes-
tenauslese - ich habe es bereits gesagt -, das ja für 
den öffentlichen Dienst gilt. Eine Übernahmegarantie 
setzt allerdings auch negative Anreize. Es gäbe kei-
nen Anreiz mehr, sich in der Ausbildung wirklich an-
zustrengen, da ja die Einstellung sowieso garantiert 
ist. So einfach darf es nicht sein. Ein weiteres Hemm-
nis ist das rechtliche Problem, das unweigerlich auf 
Thüringen zukommen würde. Für Lehramtsanwärter, 
die ihr Referendariat in den anderen Bundesländern 
mit besseren Abschlüssen als der schlechteste Thü-
ringer absolvieren, würde damit sofort ein Einstel-
lungsanspruch erwachsen. Dies könnte im extremen 
Fall zu Einstellungen von jährlich 5.000 Lehrern füh-
ren, von den Kosten durch Klagen erst gar nicht zu 
reden.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit Blick 
auf die Ausbildungskapazitäten des Landes kann ich 
nur bereits Erklärtes wiederholen. Die Zahl der Lehr-
amtsanwärter wird in den nächsten Jahren bedarfs-
deckend sein. In den letzten Jahren wurde die Ka-
pazität bereits auf 680 Lehramtsanwärter erhöht und 
damit verdoppelt. Ich weise noch einmal darauf hin, 
wenn immer über die Verjüngung der Kollegien ge-
sprochen wird, auch diese Lehramtsanwärter arbei-
ten größtenteils in den Kollegien und können damit 
ihr innovatives Know-how in den Kollegien einbrin-
gen. Für die Zeit nach 2010 ist eine weitere bedarfs-
gerechte Steigerung vorgesehen. Diese notwendi-
ge Steigerung muss vorher mit einer Erhöhung der 
Studierendenzahl untersetzt werden. Dazu ist es an-
gebracht, die Attraktivität der Thüringer Lehramts-
studiengänge noch zu steigern. Dies lässt sich un-
ter zwei Aspekten betrachten: Einerseits sind die for-
malen Studienbedingungen ein maßgeblicher Aspekt 
für das Lehramtsstudium - mit dem Thüringer Hoch-

schulpakt, den darauf basierenden Zielvereinbarun-
gen und mit der Offensive für Studierende in Thü-
ringen sind wesentliche Eckpunkte dafür festgeschrie-
ben und Voraussetzungen für exzellente Studien-
bedingungen geschaffen -, andererseits sind die fi-
nanziellen Bedingungen während des Studiums und 
die Aussichten danach zu betrachten. Hier hat Thü-
ringen einen großen Vorteil, auf Studiengebühren 
zu verzichten. Auch weiche Faktoren, wie z.B. Wohn- 
und Lebenshaltungskosten, verschaffen Thüringen 
im Bundesvergleich einen ausgesprochenen Vor-
teil. In der Bezahlung der Lehrer wird sich Thürin-
gen durch den Ost-West-Angleich ab 2010 nicht 
mehr von den übrigen Bundesländern unterscheiden. 
Dass sich die Ausbildungszahlen fach- und schul-
artspezifisch am Bedarf orientieren sollen, ist ganz 
selbstverständlich. Das Thüringer Kultusministerium 
erstellt derzeit eine 10-Jahres-Prognose zum fach-
spezifischen Bedarf, die eine Orientierung für Stu-
dienwahl ermöglichen wird. Wie Sie sehen, ist da-
mit auch Punkt 3 des CDU-Antrags bereits in An-
griff genommen und auf einem guten Weg. Die Rich-
tung ist klar vorgegeben. Wir stellen Lehramtsan-
wärter gern ein, und zwar die Besten. Die Landes-
regierung ist damit gerüstet, um die Schulqualität 
in Thüringen zu halten und zu steigern.  
 
Lassen Sie mich noch einige Sätze zu dem gestern 
eingereichten Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
LINKE sagen. Um auch für die Floatingbeschäftigten 
zu Verbesserungen zu gelangen, hat die Landesre-
gierung Nachverhandlungen zum Floatingmodell ge-
führt und das wissen auch die Antragsteller sehr 
genau. Wir haben ja schon offiziell und inoffiziell da-
rüber gesprochen und die Presse hat bereits darüber 
berichtet. Die Verhandlungen führten im Einverneh-
men mit den Vertragspartnern des Floatingmodells zu 
folgenden vorläufigen Ergebnissen:  
 
Für alle Floatingbeschäftigten wird es in den nächs-
ten Jahren eine Erhöhung von Beschäftigungsumfän-
gen und Verkürzung der Laufzeiten der Teilzeitbe-
schäftigung geben. Insoweit befindet sich die hier er-
hobene Forderung bereits in der Umsetzung. Kon-
kret vorgesehen ist, bereits zum 1. August 2009 die 
Beschäftigungsumfänge der Grundschullehrer auf 
90 Prozent und die der Berufsschullehrer auf 75 Pro-
zent zu erhöhen. Ab 1. August 2010 soll der Beschäf-
tigungsumfang der Förderschullehrer auf 90 Prozent 
steigen, bevor die Förderschullehrer bereits zum 
1. August 2011 - und damit ein Jahr früher als nach 
dem Floatingmodell vorgesehen - in die Vollzeitbe-
schäftigung zurückkehren. Zum 1. August 2012 soll 
der Beschäftigungsumfang der Regelschul-, Gymna-
sial- und Berufsschullehrer auf 90 Prozent steigen, 
bevor diese Lehrkräfte bereits zum 1. August 2013, 
also auch hier ein Jahr früher als nach dem Floa-
tingmodell vorgesehen, in die Vollzeitbeschäftigung 
zurückkehren. Die Landesregierung hat diesen Vor-
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schlag bereits gebilligt, sodann wird die Vereinbarung 
von den Vertragspartnern demnächst unterzeichnet 
werden. Die Verhandlungen sollen im Herbst aber 
fortgesetzt werden. Ziel ist es, auszuloten, ob noch 
weitere Verbesserungen der Beschäftigungen eini-
gungsfähig sind. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Minister, gestatten Sie eine Anfrage durch Ab-
geordnete Sojka? 
 
Müller, Kultusminister: 
 
Noch drei Sätze. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Gut, am Ende. 
 
Müller, Kultusminister: 
 
Zu dem zweiten Punkt im Entschließungsantrag der 
Fraktion der LINKEN: Sie haben es ja gesagt, die-
ser ist aus dem Alternativantrag der CDU abgeschrie-
ben. Insofern hätte es den Entschließungsantrag der 
LINKEN gar nicht geben brauchen. Herzlichen Dank 
für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Sojka, Sie können jetzt Ihre Frage stellen. 
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Geben Sie mir recht, Herr Minister, dass das von 
Ihnen gerade wiederholte Angebot, die Bedarfe bei-
spielsweise in den Berufsschulen, bei den Fachpra-
xislehrern und bei den Förderschulen zur Umset-
zung des gemeinsamen Unterrichts nicht ausrei-
chend ist, dass wir gerade bei den Fachpraxisleh-
rern und bei den Förderschullehrern, die von Ihnen 
ja jetzt auch genannt worden sind, zu 100 Prozent 
eigentlich den Bedarf ab sofort hätten? 
 
Müller, Kultusminister: 
 
Da kann ich Ihnen so nicht recht geben. Wir haben ja 
einen Einstellungskorridor von 100 Stellen, den wer-
den wir natürlich besetzen nach Bedarfskriterien. Wir 
werden also schauen, wo gibt es konkrete Bedarfe, 
um entsprechende Defizitstellen besetzen zu können, 
aber, ich denke, mit einer pauschalen Anhebung der 
Förderschul- bzw. Berufsschullehrer entsprechend 
auf 100 Prozent im Floating-Modell hätten wir die Lü-
cken, die hier und da aufgrund des Mangels an spe-
zialisierten Lehrern bestehen, nicht decken können.  

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Minister, ich weiß jetzt nicht, ob der Abgeord-
nete Döring Ihnen eine Frage stellen oder selbst re-
den möchte - ich glaube, eine Frage stellen. Bitte, 
Herr Abgeordneter Döring.  
 
Abgeordneter Döring, SPD: 
 
Herr Minister, zweifeln Sie die vom Wirtschaftsmi-
nisterium beim IWH in Auftrag gegebene Prognose 
an, dass bis 2015 ja 4.900 Lehrer in Thüringen ge-
braucht werden? 
 
Müller, Kultusminister: 
 
Ich würde darum bitten, dass Sie vielleicht in Ihren 
Aussagen diese Zahl insofern untersetzen, dass 
Sie auch die Fächerkombinationen, die Bedarfe im 
Detail angeben. Die Stellenzahl allein kann man an-
zweifeln, das ist eine Frage der statistischen Erhe-
bung. Wir gehen von unseren Zahlen aus, die ha-
be ich Ihnen hier präsentiert, und, ich denke, unse-
re Zahlen basieren auf dem, was vom Kultusminis-
terium anhand der konkreten Situation in den Schu-
len erhoben worden ist, die fundiert sind, und von 
daher können wir davon ausgehen, dass diese Zah-
len stimmen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt keine weiteren Fragen. Es gibt auch keine 
weiteren Redewünsche mehr. Dann schließe ich die 
Aussprache. 
 
Wir kommen als Erstes zur Abstimmung zum An-
trag der Fraktion der SPD. Hier ist Überweisung an 
den Bildungsausschuss beantragt worden. Wer dem 
zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 
Danke. Ich frage nach den Gegenstimmen. Das ist 
eine Mehrheit von Gegenstimmen. Gibt es Stimm-
enthaltungen? Es gibt keine Stimmenthaltungen. Die 
Überweisung an den Bildungsausschuss ist abge-
lehnt worden. 
 
Demzufolge stimmen wir direkt über diesen Antrag 
ab. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. Danke. Ich frage nach den 
Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit von Gegen-
stimmen. Ich frage nach den Stimmenthaltungen. Es 
gibt keine Stimmenthaltungen. Der Antrag der SPD-
Fraktion ist abgelehnt worden. 
 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung zum Alternativ-
antrag der Fraktion der CDU. Auch hier ist die Aus-
schussüberweisung an den Bildungsausschuss be-
antragt worden. Wer dem zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Ich frage 
nach den Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit von 
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Gegenstimmen. Ich frage nach den Stimmenthal-
tungen. Stimmenthaltungen gibt es keine.  
 
Demzufolge stimmen wir jetzt direkt über diesen An-
trag ab. Dazu gibt es einen Geschäftsordnungsan-
trag. Herr Abgeordneter Blechschmidt. 
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Namens meiner Fraktion 
wünsche ich eine getrennte Abstimmung zu Punkt 1 
und 2 bzw. zu 3 und 4, also in zwei Blöcken.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
1 und 2 zusammen und 3 und 4 zusammen. 
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Danke. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Stimmt die CDU-Fraktion diesem Verfahren zu? Die 
CDU-Fraktion stimmt diesem Verfahren nicht zu, 
demzufolge stimmen wir über alle vier Punkte aus 
dem CDU-Antrag ab. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Das ist 
eine Mehrheit. Ich frage nach den Gegenstimmen. 
Es gibt keine Gegenstimmen. Ich frage nach den 
Stimmenthaltungen. Es gibt zahlreiche Stimment-
haltungen. Mit Mehrheit ist dieser Antrag angenom-
men worden. 
 
Wir kommen nun zur Abstimmung zum Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion DIE LINKE. Ich verweise 
darauf, dass im CDU-Antrag der Punkt 3 gleichlau-
tend mit dem Punkt 2 aus diesem Entschließungs-
antrag ist, so dass wir nur noch über die Nummer 1 
aus diesem Entschließungsantrag abstimmen. Der 
Antrag ist gestellt worden, ihn an den Bildungs-
ausschuss zu überweisen. Wer dem zustimmt, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön. 
Ich frage nach den Gegenstimmen. Das ist eine 
Mehrheit von Gegenstimmen. Ich frage nach den 
Stimmenthaltungen. Es gibt keine Stimmenthaltun-
gen. Die Überweisung an den Bildungsausschuss 
ist abgelehnt worden. 
 
Wir stimmen unmittelbar ab über die Nummer 1 aus 
dem Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE. 
Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Danke schön. Ich frage nach den Gegen-
stimmen. Das ist eine Mehrheit von Gegenstimmen. 
Ich frage nach den Stimmenthaltungen. Es gibt keine 
Stimmenthaltungen. Diese Nummer 1 aus dem Ent-
schließungsantrag ist abgelehnt worden. 
 
 

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 31 
 

Demographische Bedarfspla- 
nung auf wissenschaftlicher  
Grundlage für die ambulante  
medizinische Versorgung der  
Bevölkerung 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4896 - 

 
Mir liegen wie mehrfach bereits die Wortmeldun-
gen der Fraktion DIE LINKE und der SPD-Fraktion 
vor. Ich würde gern zuerst die Wortmeldung der Frak-
tion der CDU aufrufen, die ich jetzt erhalte und das 
ist Abgeordneter Gumprecht. Bitte, Herr Abgeord-
neter Gumprecht.  
 
Abgeordneter Gumprecht, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die künftige ambulante ärztliche Versorgung 
steht wieder einmal auf der Tagesordnung des Ple-
nums. Der Antrag beabsichtigt, die demographische 
Entwicklung in verschiedene Planungen einzubauen. 
Das ist im Grundsatz richtig, aber, meine Damen 
und Herren, der Landtag hat die Frage der Demo-
graphie in dieser Periode sehr ausführlich behan-
delt. Es liegt uns der aktuelle Demographiebericht 
der Landesregierung vor. Das Parlamentsinforma-
tionssystem verweist auf mehr als zehn Ausschuss-
behandlungen.  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Fuchs, DIE LINKE) 
 
Frau Dr. Fuchs, auch wir haben im Sozialausschuss 
darüber diskutiert.  
 
Doch nun zum Inhalt: Wir sind uns einig, die demo-
graphische Entwicklung ist in den drei Planungsun-
terlagen zu berücksichtigen.  
 
Ich beginne mit dem dritten Punkt: Im Landesent-
wicklungsplan, dem LEP, ist gesondert die ambu-
lante medizinische Versorgung unter demographi-
schen Gesichtspunkten auszuweisen und dazu Maß-
nahmen unter Berücksichtigung spezieller Kriterien 
aufzunehmen. Das sagt unser Landesplanungsge-
setz, wir haben das Gesetz vor zwei Jahren verab-
schiedet. Nach § 9 werden - ich zitiere: „die Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung werden in text-
licher und zeichnerischer Darstellung in den Raum-
ordnungsplänen festgelegt.“ Der Landesentwicklungs-
plan legt nach § 13 - und wieder Zitat: „für den Ge-
samtraum Thüringen die räumliche und strukturelle 
Entwicklung als Ziele und als Grundsätze der Raum-
ordnung fest.“ Konkret finden wir im Thüringer LEP 
2004 im Gliederungspunkt 4.3 auf Seite 60 - ich 
darf zitieren: „Voraussetzung für die Sicherstellung 
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der ambulanten Versorgung ist ein ausreichend dich-
tes Netz von Ärzten, Fachärzten und Zahnärzten, 
insbesondere in den zentralen Orten. Die Sicher-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse erfordert 
in allen Landesteilen gleiche Maßstäbe an eine all-
gemeinärztliche Versorgung, insbesondere unter dem 
Aspekt der demographischen Entwicklung.“ 
 
Ich finde, eine klare, eine positive Formulierung im 
LEP. Regionalpläne ermöglichen eine kleingliedrigere 
Betrachtung, um die es ja eigentlich geht. Sie legen 
als räumliche und sachliche Ausformung des Lan-
desentwicklungsprogramms für vier Planungsregio-
nen die räumliche und strukturelle Entwicklung als 
Ziele und als Grundsätze fest. Im Regionalen Raum-
ordnungsplan Ostthüringen ist die medizinische Ver-
sorgung - Sie können es nachlesen - auch differen-
ziert nach Zielen und Begründungen umfangreich 
enthalten. Die Regionalen Planungsgemeinschaften 
stehen derzeit kurz vor dem Abschluss der Überar-
beitung der Regionalpläne. Die Beteilung der KV in 
der Anhörung ist eine Selbstverständlichkeit, auf mei-
ne Anfrage konnte das bestätigt werden.  
 
Noch ein Zweites: Nach dem Landesplanungsge-
setz besteht die Möglichkeit, Planungen und sons-
tige Nutzungsregelungen, die nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften festgelegt sind, können in den 
Regionalplan nachrichtlich übernommen werden - 
es steht deutlich „nachrichtlich“.  
 
Fazit: LEP und Regionaler Raumordnungsplan de-
finieren bereits im Rahmen ihrer Möglichkeiten die 
Ziele ambulanter Entwicklung. Sie sind aber keine 
geeigneten Instrumente, um kleinräumig die ambu-
lante medizinische Versorgung darzustellen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Dieses Instrument liegt allein bei der KV, das heißt, 
nicht jede gut gemeinte und gut klingende Idee ist 
sinnvoll.  
 
Kurz zu Punkt 2 - zur Berücksichtigung der demo-
graphischen Entwicklung bei der Krankenhauspla-
nung: Es ist unumstritten, keine Krankenhauspla-
nung kommt ohne eine Berücksichtigung der De-
mographie aus, so auch der bisherige Krankenhaus-
plan. Wir wissen, dass das so der Fall ist. Allein im 
Vorspann in der Aufgabenstellung war die demo-
graphische Entwicklung zu berücksichtigen eine der 
Aufgaben und eine der Zielstellungen. Wozu also 
wiederholen, was bereits seit Jahren Basis unserer 
Krankenhausplanung ist. Es ist dann eine Neuigkeit, 
die dort aufzunehmen ist, die sehe ich im Augen-
blick nicht. 
 
Nun zum Punkt 1 Ihres Antrags: Das Land möge im 
Bundesrat eine demographiespezifische ambulan-

te medizinische Planung umsetzen. Kurz bewertet 
sage ich: Ziel richtig, dass dies in der ambulanten 
Planung erfolgen muss - Weg falsch, und das wer-
de ich begründen. Zuerst zum Ziel: Die Thüringer 
KV, die heute gemeinsam mit der Ärztekammer und 
dem Verband der Krankenhausärzte den Landes-
ärztetag begeht - die Festveranstaltung beginnt in 
einer halben Stunde -, hat ein Gutachten über die 
zukünftige medizinische Versorgung in dünn besie-
delten ländlichen Räumen Thüringens beim Zent-
ralen Institut der Kassenärztlichen Versorgung in Auf-
trag gegeben. Das soll den Einfluss der demogra-
phischen Entwicklung auf die ambulante medizi-
nische Versorgung analysieren. Der Geburtenrück-
gang und eine älter werdende Bevölkerung führen 
zu einer anderen Verteilung an medizinischen Leis-
tungen. Jeder weiß, die meisten medizinischen Leis-
tungen fallen im Alter an. Die Häufigkeit an medizi-
nischen Leistungen steht also in einem direkten Ver-
hältnis zur demographischen Verteilung der Bevöl-
kerung. Das heißt, wo ein höherer Anteil an älteren 
Menschen wohnt, fallen mehr medizinische Leistun-
gen an.  
 
Wie erfolgt derzeit die Berechnung der medizinischen 
Versorgung in einer offenen, durch die EU stark li-
beralisierten Gesellschaft? Trotz der grundsätzlichen 
Niederlassungsfreiheit existieren im ärztlichen Be-
reich in Deutschland nach § 95 des SGB V Nieder-
lassungsbeschränkungen über die Teilnahme an der 
vertragsärztlichen Versorgung, die ursprünglich näm-
lich eine Dämpfung des Anstiegs an medizinischen 
Leistungen durch zu viele Ärzte verhindern sollte. 
Heute dient dieses Instrument eher einer solida-
rischen, das heißt einer gerechten Verteilung von nie-
dergelassenen Medizinern über die ganze Bundes-
republik, speziell auch im Verhältnis zwischen Stadt 
und Land. Bereits ein einfacher Fallzahlenvergleich 
über alle Vertragsärzte in Ost und West zeigt ein 
Mehr an medizinischen Leistungen in den neuen Län-
dern. Ein Vertragsarzt behandelt hier nahezu 20 Pro-
zent mehr Fälle. Die Bedarfsplanung, wie Sie es an-
sprechen, ist bundeseinheitlich in § 99 des SGB V 
geregelt. Ich darf wiederum zitieren: „Die Kassenärzt-
lichen Vereinigungen haben im Einvernehmen mit 
den Landesverbänden der Krankenkassen und den 
Verbänden der Ersatzkassen sowie im Benehmen 
mit den zuständigen Landesbehörden nach Maßgabe 
der vom Gemeinsamen Bundesausschuss erlasse-
nen Richtlinien auf Landesebene einen Bedarfsplan 
zur Sicherung der vertragsärztlichen Versorgung auf-
zustellen und jeweils der Entwicklung anzupassen.“ 
Nun kommt der zweite Satz dazu: „Die Ziele und Er-
fordernisse der Raumordnung und Landesplanung 
sowie der Krankenhausplanung sind zu beachten.“ Es 
ist so, im Grundsatz erlässt der Gemeinsame Bun-
desausschuss die Richtlinien; die Umsetzung erfolgt 
dann im Gemeinsamen Landesausschuss. Es heißt, 
und wir sehen es deutlich, der Gesetzgeber überträgt 
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die Zuständigkeit allein der Selbstverwaltung. Der Ge-
meinsame Bundesausschuss hat in seiner Bedarfs-
planungsrichtlinie im Februar 2007 die einzelnen 
Maßstäbe festgelegt. Darin ist eine differenzierte Be-
rechnung je nach Arztgruppe und nach Regional-
typus möglich. Dort unterscheidet man Regional-
typenzentren als Agglomerationsräume, verstädtete 
Räume, ländliche Räume oder auch Sonderräume. 
Das heißt beispielsweise, dass in Erfurt eine Grund-
zahl von etwa 1.565 Einwohner pro Arzt und in ei-
nem ländlichen Kreis von 1.447 Einwohner je Arzt 
der Berechnungsbasis zugrunde liegen. Darauf ba-
sieren die Berechnungen zur Über- und Unterver-
sorgung. Es ist richtig, dass darin die unterschied-
liche demographische Verteilung in den einzelnen 
Bundesländern nicht berücksichtigt wird, geschweige 
denn eine morbiditätsbezogene Komponente Anwen-
dung findet. Hier sind Analysen notwendig, weil die 
einzelnen Verhältniszahlen und deren Wechselwir-
kung hier ermittelt werden müssen. 
 
Was soll nun die Landesregierung tun? Soll sie im 
Bundesrat, von der Bundesregierung fordern, berück-
sichtigt einmal eine demographische Komponente, 
Höhe wird nachgereicht? Oder meinen Sie, dass 
die Landesregierung die Änderungen des § 99 im 
SGB V beantragen soll mit dem Ziel einer Konkre-
tisierung beider Kriterien, die dann zwingend ge-
setzlich geboten zu berücksichtigen sind? Ich erin-
nere: Das neue und überarbeitete SGB V ist seit 
drei Monaten in Kraft. Wie soll das nun konkret so-
fort wieder geändert werden?  
 
Meine Damen und Herren, ich möchte diesem be-
rechtigten Anliegen der KV nicht schaden, deshalb 
können wir dem Antrag nicht zustimmen. Wir wis-
sen aus dem Vortrag über die beauftragte Studie 
der KV zum Demographietag im Dezember vorigen 
Jahres, dass danach künftig in Thüringen ein Mehr-
bedarf an Hausärzten von ca. 5 Prozent besteht, 
bei anderen Fachgruppen kommt es zu einem Rück-
gang. Bisher ist nur der Zwischenbericht veröffent-
licht. Warten wir den Endbericht ab, der schließlich 
die Konsequenzen und die verschiedenen Szena-
rien darstellt. Ich habe die KV eingeladen, in unse-
rem Netzwerk im Juni den Endbericht vorzustellen. 
Ich weiß, dass die KV ihr Anliegen an die zustän-
digen Gremien, nämlich den Landesausschuss und 
den Bundesausschuss richten wird. Darin sollten wir 
die KV bestärken und unterstützen. Jeder gut ge-
meinte Eingriff von außen schadet der Selbstver-
waltung. Wir sind nicht bereit, dies durch einen un-
achtsamen Eingriff zu untergraben. Wir wollen kei-
ne schleichende Zunahme an staatlicher Planung. 
Ich unterstelle dem Antragsteller die ehrliche Ab-
sicht, Lösungswege aufzuzeigen, muss aber fest-
stellen, Ziel im Grundsatz richtig, Weg falsch. Da-
rum lehnen wir den Antrag ab. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Taubert zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Taubert, SPD: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, Frau Präsidentin, 
man soll nichts unversucht lassen, um drohenden 
Ärztemangel zu verhindern, und deswegen ist zu-
nächst mal jeder Antrag es wert, dass man darauf 
schaut und darüber diskutiert. Ich will das auch im 
Vorhinein sagen, auch bei diesem Antrag, den DIE 
LINKE gestellt hat, halten wir es für notwendig, ihn 
im Sozialausschuss weiterzudiskutieren, weil uns 
doch einige Fragen dazu noch bewegen.  
 
Da ist zunächst die Frage - Herr Gumprecht ist ja 
auch darauf eingegangen: Was bedeutet es über-
haupt, wenn man eine demographische Bedarfspla-
nung jetzt noch auf die Selbstverwaltung, die wir ja 
in diesem Bereich haben, draufsetzen, also staat-
liche Bedarfsplanung zusätzlich zu dem, was die 
Selbstverwaltung aus Versichertenkrankenkassen, 
auch aus der Kassenärztlichen Vereinigung gemein-
sam ja schon planen soll. Da brauchen wir unbe-
dingt noch Hinweise auch von den Antragstellern, 
was damit gemeint ist. Die bundesweit durchzufüh-
ren - die Diskussionen zeigen es auch um die Frage 
des Gesundheitsfonds - werden zwangsläufig schei-
tern, weil man sich an der Stelle gar nicht einig wer-
den kann. Insofern ist die Frage: Wie realitätsnah 
ist Punkt 1, der im Antrag angeführt wird?  
 
Man kann den Antrag positiv und man kann ihn aber 
auch weniger positiv interpretieren. Wenn ich den 
Antrag so nehme und sage, es muss eine staatliche 
Bedarfsplanung geben, die den demographischen 
Faktor mit hineinnimmt, kann man natürlich auch 
unterstellen, dass die jetzt handelnden Personen, 
gerade Kassenärztliche Vereinigung für den ambu-
lanten Bereich, die Kassen für den stationären Be-
reich, in ihrem Bemühen gescheitert sind. Das, denke 
ich, wollen wir alle gemeinsam nicht unterstellen, aus 
diesem Grund ist der Antrag für uns schwer in der 
momentanen Form überhaupt positiv zu sehen, weil 
das doch nicht das Ziel sein kann, die jetzigen Be-
mühungen gerade der KV im ambulanten Bereich 
zu torpedieren. Wer sich immer mit der KV zu den 
verschiedensten Veranstaltungen und auch im di-
rekten Gespräch unterhält, der weiß, dass man sich 
da sehr intensiv gerade in den unterversorgten Ge-
bieten Gedanken macht.  
 
Eins möchte ich auch anfügen, wir haben das stän-
dige Bemühen - man nennt es im Bund immer Ge-
sundheitsreform, am Ende ist es ein permanenter 
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Reformprozess, der auch notwendig ist, um sich im-
mer anzupassen den sich doch ständig wechseln-
den Anforderungen, sei es die Technik oder sei es 
auch die Frage der Finanzierung. Wir haben in die-
sem Bereich Veränderungen auf Bundesebene vor-
genommen, um gerade in den unterversorgten Be-
reichen Anreize zu schaffen, damit Ärzte sich nie-
derlassen. Das Geschrei aus anderen Bundeslän-
dern von Ärzten in den sogenannten besser verdie-
nenden Regionen zeigt deutlich, dass man auch da 
nicht gewillt ist, etwas abzugeben, dass am Ende 
der Kompromiss, der auf Bundesebene gefunden 
wurde, um bundesweit ähnliche Verhältnisse, ähn-
liche Finanzierung auch von ambulanter medizi-
nischer Versorgung sicherzustellen, durchaus tragfä-
hig sein kann. In diesem Kompromiss, der da gefun-
den wurde, ist auch die Frage der Morbidität schon 
intensiv berücksichtigt worden. Wir wissen, dass Ärz-
te nunmehr auch anders vergütet werden, wenn sie 
multimorbide Patienten behandeln. Dem entspricht 
in etwa auch das, was hier im Antrag steht. Wir hal-
ten es somit für schwierig, den Antrag in dieser Form 
zu verabschieden, deswegen bitten wir darum, im 
Ausschuss darüber zu diskutieren, um auch Missver-
ständnisse zu vermeiden und zu unterstellen, dass 
man da gerade den momentanen Akteuren Versa-
gen unterstellen wollte. Danke.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Dr. Fuchs 
zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordnete Dr. Fuchs, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren, Anfang des Jahres bekräftigte das Thü-
ringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesund-
heit, dass zu den wichtigsten politischen Aufgaben 
der Landesregierung das Ziel gehört, eine flächen-
deckende medizinische Versorgung der Bevölke-
rung zu gewährleisten. Dieses Ziel auch und gera-
de unter der Berücksichtigung der Altersentwick-
lung der Thüringer Bevölkerung einschließlich der 
Alterszunahme der Praxisinhaber zu erreichen, da-
zu soll unser Antrag beitragen.  
 
Zur Situation, meine Damen und Herren: Die neuen 
Länder, so auch Thüringen, weisen eine überdurch-
schnittliche Erkrankungsrate der Bevölkerung auf, 
insbesondere bei chronischen Krankheiten wie Blut-
hochdruck, Diabetes Mellitus und Herzinfarkt. Zu-
sammen mit einer niedrigeren Arztdichte führt dies 
gegenüber den alten Ländern zu einer um 27 Pro-
zent - nicht 20 Prozent, 27 Prozent,  
 
 

(Zwischenruf Abg. Gumprecht, CDU:  
27 Prozent.) 

 
dann sagen Sie ruhig 27, weil das fast 30 sind - hö-
heren Zahl von Behandlungsfällen je Vertragsarzt.  
 
Zum Vergleich: In den neuen Ländern kommen auf 
einen Vertragsarzt 740 Einwohner, in den alten Län-
dern sind es 674. Das Durchschnittsalter der Haus-
ärzte liegt in Thüringen mit über 64 Jahren - genau 
64,25 - am höchsten von allen Bundesländern bei 
einem Anteil von über 170 Ärzten, die bereits 68 Jah-
re und älter sind. Es ist allgemein bekannt, dass im 
Durchschnitt der letzten Jahre im ambulanten Be-
reich etwa 120 Ärzte jährlich fehlen und etwa 150 
im stationären Bereich. Die Angaben differenzieren, 
weil es teilweise gelungen ist, Ärzte z.B. aus Öster-
reich unter Vertrag zu nehmen, die dann im Kran-
kenhaus die Plätze füllen und dass auch die Kas-
senärztliche Vereinigung das Vertragsarztrechtsän-
derungsgesetz nutzt und damit auch Maßnahmen 
greifen, um im ambulanten Bereich aktiv zu wer-
den. Die neuen Länder - und hier allen voran Thürin-
gen - haben das Thema „Ärztemangel“ genauso wie 
damals bei der Vergütung wiederholt auf die Tages-
ordnung auf oberste Ebene gesetzt, was das ein-
gangs zitierte Ziel der Landesregierung unterstreicht. 
In Thüringen gibt es ein Bündel von Maßnahmen 
der Kassenärztlichen Vereinigung, der Krankenkas-
sen und des Ministeriums für Soziales, Familie und 
Gesundheit. Ich will nicht alle Einzelmaßnahmen auf-
zeigen, die reichen von der Förderung von Absol-
venten des Medizinstudiums bis zur Wirtschaftsför-
derung junger Mediziner. Alle Maßnahmen - und 
das halte ich für entscheidend - werden koordiniert. 
Das ist positiv zu bewerten, wird aber für die Zu-
kunft unserer Meinung nach nicht ausreichend sein.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, noch wird an der 
Fortschreibung des Sechsten Thüringer Kranken-
hausplans gearbeitet. Dass wir eine Fortschreibung 
brauchen, resultiert einfach aus den veränderten 
Rahmenbedingungen für den Krankenhausbereich. 
Ich nenne hier nur die DRGs, also das neue Entgelt-
finanzierungssystem. Auf dessen Auswirkung auf das 
Krankenhauspersonal oder auf die Patienten möchte 
ich nicht eingehen, weil das jetzt den Rahmen unse-
res Antrags überschreiten würde. Aber der Sechste 
Thüringer Krankenhausplan würde wirklich Thüringen 
die Chance geben, modellhaft stationäre und am-
bulante Planung so miteinander zu verzahnen, dass 
ein optimaler Ressourceneinsatz von ärztlichem Per-
sonal und Medizindiagnostik gewährleistet werden 
kann. Flankiert wird diese Möglichkeit durch die Re-
gelung des § 116 a und b im SGB V. Sie beinhal-
ten die Regelungen der ambulanten Behandlung im 
Krankenhaus bzw. durch Krankenhäuser bei Unter-
versorgung. Ab 2010 können zudem bei Unterver-
sorgung Zuschläge in die Vergütung eingearbeitet 
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werden, während in überversorgten Regionen Ab-
schläge erfolgen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, alle die-
se Möglichkeiten zu nutzen, bedeutet aber auch, 
dass wir einen Raumordnungsplan brauchen mit ein-
deutiger Zentrumsfunktion. Im Landesentwicklungs-
plan müssen zukunftsweisende Aussagen zu einer 
sichereren medizinischen Versorgung der Bevölke-
rung getroffen werden. Dabei ist unbedingt die Er-
reichbarkeit medizinischer Leistungserbringer durch 
den Bürger, also den Patienten zu berücksichtigen.  
 
Da komme ich zu dem, was Herr Gumprecht gesagt 
hat, er sagte, das ist alles nicht nötig, weil das alles 
schon geregelt ist. Ich bin mir auch klar darüber, 
dass eine solche Forderung natürlich auch die Not-
wendigkeit nach sich ziehen würde, dass wir Lan-
desgesetze auf das Ziel, was formuliert ist, die flä-
chendeckende bürgernahe Versorgung, dass das 
zu überprüfen wäre und dass da auch Änderungen 
zu machen wären. Ich glaube, das wäre auch mög-
lich und ich weiß, dass das nicht das Ministerium 
für Soziales, Familie und Gesundheit allein machen 
kann, sondern dass die Gesundheit hier eine Quer-
schnittsaufgabe ist, und wenn man das wirklich woll-
te, ginge das auch,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
weil ich glaube, dass das notwenig wäre.  
 
Dann nehme ich mal Bezug auf die 81. Gesund-
heitsministerkonferenz der Länder vom Juli 2008. 
Hier wurde nämlich mehrheitlich beschlossen - Herr 
Gumprecht, die Gesundheitsministerkonferenz -, die 
Bundesregierung aufzufordern, zu bitten, dass sie 
die Bedarfsplanungsrichtlinie kleinräumiger und be-
darfsorientierter überarbeitet. Da, das muss ich Ih-
nen sagen, haben Sie irgendwie das nicht richtig ver-
standen, weil die Bedarfsplanung ist nicht Landes-
hoheit, die ist eindeutig Bundeshoheit, wird bestimmt 
von der Bundeshoheit. Da ist es völlig legitim, Frau 
Ministerin Lieberknecht, die jetzt im Grunde genom-
men im Bundesrat den Vorsitz hat - natürlich kann 
das unsere Angelegenheit sein, Frau Ministerin wird 
sogar viel Unterstützung haben von den Gesundheits-
ministern der neuen Bundesländer und auch von eini-
gen Gesundheitsministern der alten Bundesländer, 
weil dieses Problem eben auch schon in Regionen 
der alten Bundesländer auftritt. Da kann ich nur sa-
gen, die Bedarfsplanungsrichtlinie kleinräumiger und 
bedarfsorientierter zu machen, das heißt nicht, wie 
manche sich vorstellen, dass in jedem Ort, in jedem 
Dorf nun der Hausarzt da ist, sondern es geht vor 
allem darum, dass wir hier in Thüringen, wo wir im 
Prinzip diesen demographischen Prozess haben, der 
sich noch durch die Abwanderung junger Menschen 
beschleunigt, wirklich die Bedarfsplanung neu gestal-

ten. Die geltende Bedarfsplanung, die Sie heute zi-
tiert haben, was alles richtig ist, die stammt aus dem 
Jahre 1990. Die Rahmenbedingungen haben sich to-
tal verändert. Die damalige Datenbasis ist eine völ-
lig andere gewesen als heute und die Kassenärzt-
liche Vereinigung bittet selber darum, dass auf Bun-
desebene die Bedarfsplanung verändert wird. Das ist 
überhaupt kein Eingriff unseres Antrags in die Selbst-
verwaltung der Kassenärztlichen Vereinigung. Die 
Kassenärztliche Vereinigung versucht ja jetzt schon, 
gemeinsam mit den Krankenkassen, der Entwick-
lung, dass wir in einigen Regionen bestimmte Arzt-
gruppen und Ärzte nicht mehr haben, entgegenzu-
wirken, indem sie Fördermöglichkeiten, Zulassungen 
und Ermächtigungen macht, aber die Bedarfsplanung 
aus 1990 begrenzt ja teilweise, begrenzt und behin-
dert eigentlich solche Fördermaßnahmen. Deshalb 
brauchen wir eine neue Bedarfsplanung und eine 
neue Bedarfsplanungsrichtlinie hat insbesondere so-
ziodemographische und sozioökonomische Daten in 
die Planung einzubeziehen. Allein die Berechnung 
auf die Einwohnerzahl reicht einfach nicht mehr aus. 
Sie nennt den tatsächlichen Bedarf nicht mehr. Das 
beweist folgende Tatsache: Nach der alten Bedarfs-
planung haben wir eigentlich hier 10 Prozent über-
zogen, weil z.B. festgestellt wird, dass nach dieser 
Bedarfsplanung ein Hausarzt 1.640 Einwohner be-
handeln müsste. Ich hatte vorhin die Zahl gesagt, es 
sind 700 und noch was im Gegensatz zu dem. Wir 
haben im Prinzip diese alte Bedarfsplanung. Sie 
muss verändert werden und es muss entsprechend 
die gestiegene Morbidität einer erheblich älter ge-
wordenen Bevölkerung einbezogen werden und es 
muss auch einbezogen werden, dass wir diese neue 
Bedarfsrichtlinie nicht nur für den Hausarzt brauchen, 
sondern auch im Fachärztebereich, z.B. Augenärz-
te, Kardiologen und Orthopäden. Da haben wir uns 
den ersten Punkt erlaubt, Frau Ministerin. Ich erwähn-
te es schon, Sie sind die Vorsitzende der Gesund-
heitsministerkonferenz und wir erwarten einfach, dass 
Sie Druck machen. Ich weiß, dass Sie das können. 
Sie können Druck machen und ich weiß auch, dass 
Sie das Problem genauso ernsthaft betrachten und 
beobachten und nach Lösungswegen suchen, wie 
wir das eigentlich hier vorgeschlagen haben. Da den-
ke ich schon, dass Sie im Bundesrat der Bundesre-
gierung und dem Bundestag Druck machen können, 
denn die wollen sich erst 2012 wieder mit diesem 
Problem beschäftigen. Da rennt uns meiner Meinung 
nach die Zeit davon. Ich denke, wenn wir das hier 
beibehalten wollen, also in Zukunft ebenfalls die me-
dizinische Versorgung der Bevölkerung sicherzustel-
len, dass man nicht einfach sagen soll, es ist so, son-
dern man sollte wirklich ernsthaft über diesen Antrag 
nachdenken. Heute danke ich, vielleicht das erste 
Mal seit unserer Amtszeit, der Frau Taubert für ih-
ren Vorschlag. Ich habe mich gar nicht getraut, die-
sen Vorschlag zu machen für den Sozialausschuss. 
Ich würde das mit annehmen und würde bitten, dass 
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wir vielleicht dazu die Mehrheiten bekommen kön-
nen. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt eine weitere Redeanmeldung durch Abgeord-
neten Gumprecht für die CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Gumprecht, CDU: 
 
Frau Dr. Fuchs, ich denke, wir haben an verschie-
denen Stellen aneinander vorbeigesprochen. Die Fra-
ge heißt: Wollen wir - und darauf wird es am Schluss 
ankommen -, so wie es Frau Taubert sagt, feststel-
len, die Selbstverwaltung ist gescheitert, wir machen 
eine staatliche Planung, dann wäre das richtig. Wir 
haben im Vorfeld überlegt, wie wir Ihren Antrag korri-
gieren können, aber eigentlich war die Frage, etwas 
zu verändern, indem wir den Appell nämlich genau 
dorthin richten, wo das entschieden wird, wo die Be-
darfsplanungsrichtlinie gemacht wird und - die letzte 
ist übrigens nicht von 1990, sondern vom 15. Februar 
2007 aktuell - wie die Kriterien neu überarbeitet wer-
den können. Das ist aber Sache der Selbstverwal-
tung. Da ist die Frage, diesen Weg zu beschreiten, 
wenn dies der Weg ist. Aber das entspricht nicht Ih-
rem Antrag. Das ist ein völlig anderer Weg. Wir wollen 
Selbstverwaltung stärken, keine staatliche Planung 
und wir appellieren an den gemeinsamen Bundes-
ausschuss und stärken unsere Kassenärztlichen Ver-
einigungen, dass das in Zukunft so geschieht. De-
mographieberücksichtigung ist wichtig und dann gibt 
es noch eine zweite Geschichte. Derzeit wird näm-
lich noch über ein anderes Kriterium diskutiert. Wir 
diskutieren in Thüringen über den Begriff Demogra-
phie. In dem gemeinsamen Bundesausschuss, wenn 
Sie die Protokolle nachlesen, steht auch die Diskus-
sion, wie weit kann man das Thema Morbidität ein-
beziehen. Da ist noch eine differenzierte Betrach-
tung notwendig, da sind noch eine Reihe Studien 
notwendig, deshalb halte ich diesen Schnellschuss 
heute für falsch. Ich denke, wie ich bereits gesagt ha-
be, es ist im Prinzip richtig, aber der Weg funktioniert 
so nicht. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt liegen mir keine Redemeldungen seitens der 
Abgeordneten mehr vor. Für die Landesregierung 
Ministerin Lieberknecht, bitte. 
 
 
 
 
 

Lieberknecht, Ministerin für Soziales, Familie 
und Gesundheit: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen 
und Herren Abgeordneten, zunächst gebe ich Ihnen 
recht, wenn Sie gesagt haben, dass dieser Antrag 
auf ein zentrales Feld gesundheitspolitischer Verant-
wortung zielt hier im Freistaat Thüringen, die die Lan-
desregierung wahrnimmt, die ich auch ganz persön-
lich wahrnehme, auch mit dem Zitat, was Sie ge-
bracht haben, Frau Fuchs, was ich gelegentlich auch 
in Interviews geäußert habe, nicht zuletzt auch im Zu-
sammenhang mit der Verantwortung in der Gesund-
heitsministerkonferenz, die Thüringen in diesem Jahr 
hat - eine Verantwortung, die die Landesregierung 
wahrnimmt, die die Kassenärztliche Vereinigung Thü-
ringens wahrnimmt, die Krankenkassen, auch wei-
tere Akteure im Land, die hier die Probleme auch der 
Menschen, gefühlte Probleme, aber auch real exis-
tierende Probleme wahrnehmen, eine Verantwortung, 
die uns auch hier im Haus in allen Fraktionen um-
treibt. Ich denke, das ist in Ordnung und das kann 
ich auch nur begrüßen und ich gehe auch davon aus, 
dass zumindest die Gesundheitspolitikerinnen und 
-politiker unserer drei Fraktionen um die Zuständig-
keiten jeweils wissen, was kann die Landesregie-
rung, was ist Aufgabe der Selbstverwaltung. Diese 
Kenntnisse, denke ich, sind vorauszusetzen. Ich bin 
nun dringend gebeten, nicht zuletzt vom Chef der 
Staatskanzlei, nicht alles zu wiederholen, was von-
seiten der Fraktionsrednerinnen und -redner gesagt 
worden ist, deswegen nur in Kurzform noch einmal 
zusammenfassend.  
 
Zunächst zu Ziffer 1: Den Sicherstellungsauftrag für 
die ambulante medizinische Versorgung der Bevöl-
kerung haben die Kassenärztlichen Vereinigungen 
der jeweiligen Länder, das wird von niemandem hier 
bestritten, das ist so. Kollege Gumprecht hat über 
die Bemühungen berichtet, auch Frau Kollegin Fuchs 
ging darauf ein, Frau Taubert, wir sind ja auch re-
gelmäßig mit den Akteuren im Gespräch. Bei deren 
Bedarfsplanung sind die Richtlinien des gemeinsa-
men Bundesausschusses maßgeblich. Auch darü-
ber habe ich mich verschiedentlich geäußert, auch 
öffentlich geäußert, ob das Seniorenzusammenkünf-
te gewesen sind oder wie letztlich, als wir bei den 
privaten Krankenhäusern und Rehabilitationseinrich-
tungen waren, auch im Gespräch mit Gesundheits-
akteuren, Ärzten, der Kassenärztlichen Vereinigung 
in der Tat, dass wir hier Kriterien haben, die auf un-
sere Situation nicht mehr passfähig sind; das stimmt. 
Wir müssen hier regional stärker differenzieren, denn 
der Bevölkerungsrückgang auf der einen Seite, die 
dünn besiedelten Gegenden, wenn wir hier nur sche-
menhaft die Kriterien im Grunde reißbrettartig über 
das Land legen, bringen uns eine Ärzteversorgung, 
die nicht mehr auf den tatsächlichen Bedarf hin orien-
tiert ist, der von einer stärkeren Morbidität, von einer 
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zwar weniger werdenden, aber mit mehr älteren Men-
schen versehenen Bevölkerung letztlich die Defizite 
erkennen lässt, nicht mehr passfähig ist und deswe-
gen ist hier in der Tat Änderungsbedarf angesagt. 
Der Ort, auf dem ich das unter anderem auch thema-
tisieren werde, ist die Gesundheitsministerkonferenz, 
ganz richtig, aber eben auch im Wissen darum, dass 
wir nicht direkt Einfluss nehmen können auf die 
Selbstverwaltung, auf den gemeinsamen Bundesaus-
schuss, aber dennoch deutlich thematisieren sollten 
und thematisieren müssen, wo wir hier den Ände-
rungsbedarf sehen. Deswegen an dieser Stelle nicht 
der Weg über den Bundesrat, der allerdings, da muss 
ich zugeben, wir sind vielleicht auch bei manchen 
Formulierungen etwas salopp, wenn wir einen ande-
ren Adressaten finden, GMK/Bundesministerin legt 
nahe, diesen parallelen Weg, Bundesrat, da gebe ich 
zu, das hätte man da auch vielleicht differenzierter for-
mulieren können - also mein Weg ist die Gesund-
heitsministerkonferenz, die politische Meinungsbil-
dung dort in den Gremien, wo wir politisch auch über 
die Dinge reden und den Bundesrat hier in der Tat 
aus Achtung vor der Selbstverwaltung nicht zu be-
schreiten als direkte Einflussnahme, sondern die 
Selbstverwaltung auch in ihrer Verantwortung Selbst-
verwaltung sein zu lassen, aber auch ganz klar zu se-
hen, wo hier die Bedarfe sind, was im Übrigen ja mit 
der Frage, bei allen Schwierigkeiten jetzt mit der Ho-
norarverteilung, aber vom Grundsätzlichen her mit 
dem Anstieg der Honorare jetzt einmal vom Gesamt-
volumen für die neuen Länder ja auch so gelungen 
ist, dass wir politisch flankiert haben, dass sich die 
Selbstverwaltung dann im Gemeinsamen Bundesaus-
schuss durchgesetzt hat.  
 
Zu Ziffer 2 des Antrags: Die Thüringer Krankenhaus-
planung hat die demographischen Aspekte stets um-
fassend berücksichtigt. Das können wir für Thürin-
gen sagen. So wird z.B. die Geriatrie mit ihren be-
sonderen Leistungsangeboten der Altersmedizin seit 
dem 2. Thüringer Krankenhausplan auch ganz kon-
kret beplant. Ein dritter Thüringer Geriatrieplan, der 
entwickelt und im VI. Quartal des vergangenen Jah-
res durch den Krankhausplan im Ausschuss verab-
schiedet wurde, soll den geriatrischen Planvorgaben 
auch des künftigen 6. Thüringer Krankenhausplans 
zugrunde gelegt werden. Freilich, das ist nur ein As-
pekt, aber natürlich wird es in Zukunft auch darum 
gehen, das ist richtig im Antrag angesprochen und 
ist auch von Kollegin Dr. Fuchs noch einmal gesagt 
worden, Synergien tatsächlich zu nutzen von am-
bulanter und stationärer ärztlicher Versorgung hier 
für die Bevölkerung gerade im dünner besiedelten 
ländlichen Bereich. Natürlich macht eine Kranken-
hausplanung insgesamt nur Sinn, wenn sie die de-
mographischen Faktoren auch in all den Facetten, 
die dazugehören, voll umfänglich berücksichtigt. Da-
rauf werden wir achten. Dazu haben wir auch ein 
Gutachten jetzt parallel zu den vergangenen Kran-

kenhausplänen in Auftrag gegeben und da wird es 
auch diese demographischen Aspekte selbstver-
ständlich geben müssen.  
 
Zu Ziffer 3 des Antrags: Die Landesregierung be-
rücksichtigt im Rahmen der gesundheitlichen Ver-
sorgung der Bevölkerung bereits seit Längerem auch 
demographische Aspekte. Bei der Fortschreibung 
des Landesentwicklungsplans werden die beste-
henden und auch zukünftigen medizinischen Bedar-
fe, die Versorgung entsprechend auch berücksich-
tigt werden. Nicht zuletzt verweise ich auch, und das 
hat schon eine neue Qualität, auf unseren gemein-
samen Demographiekongress, den wir mit dem Mi-
nisterium für Bau, Landesentwicklung und Medien 
im vergangenen Jahr, am 20. November, hatten, wo 
wir ganz dezidiert auch in einer Arbeitsgruppe sind 
für eine intigrierte Fach- und Regionalplanung. Ich 
denke, das muss die Zukunft sein im gesundheit-
lichen Bereich, in der ärztlichen Versorgung, aber 
auch in den anderen Bereichen - Stichwort „strate-
gische Sozialplanung“, da muss man das natürlich 
auch entsprechend aufbauen. Hier haben wir mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung einen guten Partner 
in Thüringen. Es sind wichtige Punkte, es sind Punkte 
in einem zentralen Feld unseres landespolitischen 
Handelns, aber es sind Punkte, die wir im Blick ha-
ben, die wir in Arbeit haben, die Anliegen dieses An-
trags sind. Sie sind bei der Kassenärztlichen Verei-
nigung Thüringens gut aufgehoben, ich denke auch, 
was die Landesregierung dazu beitragen kann zu 
diesem wichtigen Thema, insofern folge ich dann, 
was die Notwendigkeit zusätzlicher Punkte betrifft, 
auch der Mehrheitsfraktion hier im Haus. Ich kann 
aber versichern, in dem Anliegen haben wir völlige 
Einigkeit. Vielen herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen 
mehr vor. Ich kann die Aussprache schließen.  
 
Es ist beantragt worden, den Antrag an den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit zu über-
weisen. Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. Danke schön. Ich frage nach den 
Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit von Gegen-
stimmen. Ich frage nach den Stimmenthaltungen. Es 
gibt keine Stimmenthaltungen. Die Überweisung an 
den Ausschuss für Soziales, Familie und Gesund-
heit ist damit abgelehnt.  
 
Wir stimmen direkt über den Antrag der Fraktion 
DIE LINKE ab. Wer diesem zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstim-
men bitte. Es ist eine Mehrheit von Gegenstimmen. 
Ich frage nach den Stimmenthaltungen. Es gibt ei-
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nige Stimmenthaltungen. Der Antrag ist abgelehnt.  
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 31 und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 32 
 

Ausbildungspolitik in Thürin- 
gen vor grundlegenden Heraus- 
forderungen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4897 - 

 
Die Fraktion DIE LINKE hat nicht signalisiert, das 
Wort zur Begründung nehmen zu wollen. Ich eröff-
ne die Aussprache und rufe Herrn Abgeordneten 
Grob für die CDU-Fraktion auf. 
 

(Zwischenruf Reinholz, Minister für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit: Ich würde 
zuerst reden.) 

 
Da die Landesregierung die Möglichkeit hat, immer 
zuerst das Wort zu nehmen, dann nehme ich jetzt 
einmal Ihr Heranschreiten an das Pult als Wunsch 
zur Wortmeldung. Bitte, Herr Minister. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, dem Thema „Ausbildungspolitik in Thürin-
gen vor grundlegenden Herausforderungen“ kann ich 
grundsätzlich zustimmen, aber die Schlussfolgerung, 
die DIE LINKE mit ihrem Antrag verfolgt, teile ich 
nun einmal nicht. Ich will gern die Gelegenheit nut-
zen, um auf die Thüringer Ausbildungspolitik und ih-
re Ergebnisse einzugehen.  
 
Schauen wir uns die Berufsberatungsstatistik der 
Bundesagentur für Arbeit an. Die Situation am Aus-
bildungsstellenmarkt am Ende des Berufsberatungs-
jahres 2007/2008 hat sich im Vergleich zum Vor-
jahr weiter entspannt. Die Zahl der betrieblichen 
Ausbildungsstellen hat gegenüber dem Vorjahr um 
5 Prozent zugelegt und die außerbetrieblichen Stellen 
sind um 11 Prozent zurückgegangen. Insofern hat-
ten wir letztes Jahr eine Entwicklung, die in die rich-
tige Richtung führt. Am Ende des Berufsberatungs-
jahres, am 30.09., waren noch genau 262 Bewer-
ber unversorgt, das sind 432 weniger als vor einem 
Jahr. Am Ende des Kalenderjahres 2007 waren 
171 Jugendliche ohne Ausbildungsplatz; am 31. De-
zember 2008 waren nur noch 47 Jugendliche in ganz 
Thüringen ohne Ausbildungsplatz. Das sind auf den 
Freistaat umgerechnet pro Landkreis zwei nicht ver-
sorgte Jugendliche. Deshalb ist die Bilanz des ver-
gangenen Jahres äußerst positiv.  
 
 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE 
fordert die Landesregierung auf, die seit 2004 auf 
Landesebene geförderten Programme und Maßnah-
men zu evaluieren und die Ergebnisse bis zum 1. Ju-
ni 2009 vorzulegen. Hierzu, meine Damen und Her-
ren, kann ich nur sagen, wir haben über die Erst-
ausbildungsprogramme schon oft hier im Haus be-
richtet. Ich erinnere nur an die umfassende Darstel-
lung im Rahmen der Beantwortung der Großen An-
fragen zur Arbeit und Entlohnung in Thüringen, zur 
Situation und Perspektiven der Berufsausbildung und 
nicht zuletzt zur Bewertung der EU-Förderperiode 
2000 bis 2006. Ich weise nochmals darauf hin, dass 
alle Förderprogramme, die in der Förderperiode 2000 
bis 2006 evaluiert wurden; Details können Sie in 
der Drucksache 4/4107 in Beantwortung der Gro-
ßen Anfrage der Fraktion DIE LINKE zur Bewer-
tung der EU-Förderperiode 2000 bis 2006 nachle-
sen und Sie finden entsprechende Broschüren zur 
Strukturfondsförderung auf der Internetseite des Thü-
ringer Ministeriums für Wirtschaft, Technologie und 
Arbeit. Auch andere Programme wurden bereits eva-
luiert, wie z.B. das vom Bundesinstitut für Berufs-
bildung evaluierte Programm der Zukunftsinitiative 
Lehrstellen. Bei der ZIL - Zukunftsinitiative Lehrstellen 
- fördern Bund und Land gemeinsam Ausbildungs-
plätze für Jugendliche, die mangels Angebot keinen 
betrieblichen Ausbildungsplatz bekommen haben. 
Sie finden den Abschlussbericht zum Projekt „Eva-
luierung der Ausbildungsplatzprogramme Ost 2002 
bis 2004“ vom März 2007 mit zahlreichen Hinwei-
sen im Internet.  
 
Noch ein weiterer Hinweis sei mir gestattet: Im Auf-
trag des Thüringer Wirtschaftsministeriums hat die 
Gesellschaft für Finanz- und Regionalberatung Müns-
ter ESF-Förderprogramme des Landes bewertet. Im 
Endbericht vom Mai 2006 wurden die Förderricht-
linien bewertet, wobei alle Richtlinien im Bereich der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung gut abgeschnit-
ten haben. Mit Blick auf Bewertungen und Überprü-
fungen im Bereich Ausbildung kann man also nicht 
behaupten, es fehle in Thüringen an Transparenz 
und Evaluation. Was die Forderung nach Vorlage der 
Ergebnisse bis zum 1. Juni betrifft, sei insbesonde-
re mit Blick auf die aktuelle Strukturfondsförderpe-
riode darauf hingewiesen, dass Thüringen im OP 
ESF festgelegt hat, dass bis 31.12.2011 eine Halb-
zeitbewertung als Kernstück der Evaluierung durch-
zuführen ist. An diese Vorgabe werden wir uns auch 
halten. So werden wir bereits im kommenden Jahr 
mit den vorbereitenden Maßnahmen zur Halbzeit-
bewertung beginnen. Sie sehen, auch hier, meine 
Damen und Herren, ist die Landesregierung voll im 
Zeitplan.  
 
Was die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf die 
Berufsausbildung in Thüringen betrifft, lassen sich 
keine Allgemeinaussagen treffen, aus dem einfa-



10650 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 
 
 
chen Grund, weil die Auswirkungen sehr unterschied-
lich sind. Natürlich ist zu vermuten, dass Unterneh-
men und Branchen, denen es schlechter geht, wie 
beispielsweise der Autoindustrie, auch weniger ausbil-
den. Es gibt aber auch viele Unternehmen und Bran-
chen, die sich trotz der Krise gut entwickeln. Es gibt 
zahlreiche Unternehmen in unserem Land, die per-
sonalpolitisch mittel- und langfristig planen und trotz 
der aktuellen schlechten Lage weiter auf Ausbildung 
setzen.  
 
Man kann also keineswegs von einer allgemeinen 
Gefahr sprechen, die den Thüringer Ausbildungs-
markt in Gänze verwüsten wird. Wo es jetzt trotz-
dem klemmt, bieten wir effektive Hilfe auch an wie 
in dem Fall, wenn angeordnete Kurzarbeit im Un-
ternehmen den Ausbildungsabschluss gefährdet. Hier 
bietet das Land aus ESF-Mitteln die Förderung über-
betrieblicher Lehrgänge, die die Azubis während der 
Kurzarbeitsphase besuchen können, oder anders ge-
sagt, wir sichern damit Ausbildung trotz Kurzarbeit. 
Eine entsprechende Änderung der Ausbildungsrichtli-
nie tritt in den nächsten Tagen in Kraft. Aber auch 
auf Bundesebene sind wir aktiv. So verhandelt das 
Thüringer Wirtschaftsministerium zusammen mit den 
anderen ostdeutschen Ländern mit dem Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung darüber, die 
Degression für das Ausbildungsplatzprogramm Ost 
auszusetzen oder zumindest zu mildern. Hier werden 
wir präventiv tätig sein, um flexibel reagieren zu kön-
nen, wenn sich die Ausbildungssituation verschär-
fen sollte.  
 
Meine Damen und Herren, was den Deutschen Qua-
litätsrahmen, kurz DQR, betrifft, erlauben Sie mir an 
dieser Stelle ein paar grundsätzliche Anmerkungen: 
2007 haben die Bundesregierung und die Kultusmi-
nisterkonferenz sich darauf verständigt, einen Deut-
schen Qualitätsrahmen zu erarbeiten. Hintergrund 
der Entscheidung bildet der Europäische Qualitäts-
rahmen, der von den EU-Bildungsministern und vom 
Europäischen Parlament angenommen wurde. Ziel 
eines Qualifikationsrahmens ist es, die Qualifika-
tion, die das Bildungssystem eines Landes hervor-
bringt, anhand des sogenannten Learning Outcomes 
systematisch einzuordnen und damit vergleichbar zu 
machen. Heute stehen weniger die Lehrinhalte, son-
dern mehr die Kompetenzen im Mittelpunkt, über 
die die Lernenden am Ende ihrer Ausbildung ver-
fügen sollen. Die Devise heißt: Weg vom sogenann-
ten Inputdenken - hin zu den Outcomes, also zu Lern-
ergebnissen. Im Sinne der Erklärung von Kopenha-
gen aus dem Jahr 2002 soll der Europäische Qua-
lifikationsrahmen unter anderem die Mobilität der Ar-
beitnehmer der Mitgliedstaaten auf dem europäischen 
Arbeitsmarkt weiter erhöhen. Der EQR soll das 
Transparenzinstrument sein und damit helfen, die 
Mobilitätshemmnisse innerhalb Europas zu über-
winden, die aufgrund der unterschiedlichen europä-

ischen Bildungssysteme bestehen. Mit seiner Hilfe 
soll es möglich sein, vergleichende Aussagen über 
die auf verschiedenen Bildungswegen erreichten 
Qualifikationen zu treffen. Der Deutsche Qualifika-
tionsrahmen ist ein Instrument zur Umsetzung des 
Europäischen Qualifikationsrahmens auf nationaler 
Ebene. Er soll helfen, das deutsche Qualifikations-
system an den Europäischen Qualifikationsrahmen 
zu koppeln, und das möglichst bald. Mit diesem Rah-
men wird ein umfassendes, bildungsbereichsüber-
greifendes Instrument geschaffen, das durch die sys-
tematische Zuordnung von Qualifikationen in Ni-
veaustufen deren Vergleichbarkeit dann auch mög-
lich machen soll. Unverzichtbar ist in diesem Zusam-
menhang die Gleichwertigkeit von Allgemeinbildung, 
beruflicher Bildung und Hochschulbildung. Das heißt, 
dass berufliche Qualifikation gleichwertig neben aka-
demischer Qualifikation höheren Niveaustufen zu-
geordnet werden kann. Dass dieser Punkt bei der 
Erstellung eines Deutschen Qualifikationsrahmens 
unbedingt berücksichtigt werden muss, war und ist 
auch weiterhin Anliegen der Landesregierung, denn 
alle Niveaus des DQR müssen auf verschiedenen 
Bildungs- und Karrierewegen erreichbar sein. Der 
mittlerweile vorliegende DQR-Vorschlag hat diese 
Forderung aufgenommen und lässt es nunmehr zu, 
dass auch berufliche Qualifikationen höheren Stu-
fen zuordenbar sind, auch wenn keine Hochschule 
besucht wurde. Die Landesregierung hat sich im Zu-
ge der Erweiterung und Bearbeitung dieses Rahmens 
insbesondere über die Gremien der Kultusminister-
konferenz, aber auch über die Wirtschaftsminister-
konferenz und ihre Gremien eingebracht und wird 
das auch während der Erprobungsphase in diesem 
Jahr weiterhin tun. Auch was die endgültige Be-
schlussfassung und das dann anstehende Bundes-
ratsverfahren betrifft, wird die Landesregierung alle 
Möglichkeiten nutzen, um an der Gestaltung des 
DQR mitzuwirken. Um diesen Prozess und den ak-
tuellen Sachstand für unterschiedliche Akteure der 
Berufsbildung transparent zu machen, wird sich der 
Landesausschuss für Berufsbildung in seiner nächs-
ten Sitzung im April ebenfalls mit dem DQR befas-
sen.  
 
Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE 
möchte wissen, wie Benachteiligte in diesem Bewer-
tungssystem berücksichtigt werden. Hier liegt offen-
sichtlich ein Missverständnis vor, denn es geht bei 
diesem Bewertungssystem um die Einordnung er-
worbener Qualifikationen in Niveaustufen und nicht 
um die Zuordnung sozialer Gruppen oder Perso-
nen. Ziel des DQR ist es, Qualifikationen transpa-
rent und vergleichbar zu machen, um im nächsten 
Schritt allen, auch benachteiligten und von Arbeits-
losigkeit betroffenen Menschen, den Zugang und die 
Teilnahme am lebenslangen Lernen zu ermöglichen 
und die Nutzung der eigenen Qualifikation zu fördern 
und zu verbessern. An dieser Stelle weise ich eben-



 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 10651 
 
 
falls darauf hin, dass es sich bei dem DQR-Vorschlag 
um einen Diskussionsvorschlag handelt, der nach 
der Erprobungsphase möglicherweise noch ange-
passt werden muss. Insofern sind zum jetzigen Zeit-
punkt auch noch keine Aussagen hinsichtlich der 
Auswirkungen auf das Thüringer Ausbildungssys-
tem möglich.  
 
Meine Damen und Herren von den LINKEN, um es 
noch einmal mit aller Deutlichkeit zu sagen: Trotz 
aller Bemühungen und Maßnahmen, die die Landes-
regierung im Bereich Ausbildung anbietet, sollte 
nicht der Eindruck entstehen, der Staat könne es 
allein richten. Natürlich stehen wir im Bereich Aus-
bildungspolitik vor wichtigen Herausforderungen, aber 
es muss auch klar sein, dass in erster Linie die Un-
ternehmen selbst in der Pflicht sind, für ihren Fach-
kräftebedarf vorzusorgen. Sie tun es aber vor allem 
dann, wenn die Auftragsbücher wieder voll sind. Des-
halb ist nicht noch mehr Evaluierung der Anfang 
für mehr Ausbildung, sondern vor allem eine florie-
rende Wirtschaft. Darauf, meine Damen und Her-
ren, müssen wir setzen und das ist der Weg, den die 
Thüringer Landesregierung gegangen ist und auch 
weiterhin gehen wird. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Dann rufe ich jetzt für die SPD-Fraktion Abgeord-
neten Dr. Schubert auf.  
 
Abgeordneter Dr. Schubert, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, der Antrag der Kollegen der LINKEN ist an-
gesichts der wirtschaftlichen Krise, der unverändert 
hohen Abwanderung junger Menschen und des dro-
henden Fachkräftemangels zu begrüßen. Kritisch 
hinterfrage ich allerdings den in Ziffer 1 genannten 
Termin bis zum 01.06.2009; die Evaluation der Pro-
gramme und der Maßnahmen für die berufliche Aus-
bildung halte ich für sinnvoll. Ob das in der knap-
pen Zeit tatsächlich zu erledigen ist, vage ich zu be-
zweifeln. Schließlich gibt es eine Menge Program-
me und Maßnahmen zu evaluieren. Es handelt sich 
um Angebote, die Jahr für Jahr beträchtliche Lücken 
im Ausbildungsplatzangebot zu schließen hatten und 
zu schließen haben, und dies, obwohl in der gesam-
ten Legislaturperiode ebenfalls Jahr für Jahr das Aus-
bildungsangebot von der Landesregierung gefeiert 
wurde. Bei näherer Betrachtung handelt es sich dann 
im erheblichen Umfang um öffentlich geförderte Aus-
bildungsplatzangebote oder aber um Warteschlei-
fen zur Berufsvorbereitung in unterschiedlichen For-
men. Die Realität war und ist, dass das betriebliche 
Ausbildungsangebot nach wie vor nicht ausreichend 
ist. Ausdrücklich bedanke ich mich namens meiner 

Fraktion erneut bei all den Betrieben, die in den 
vergangenen Jahren Ausbildungsplätze bereitgestellt 
haben. Das ist im eigenen Interesse klug und rich-
tig; diese Art wahrgenommener unternehmerischer 
Verantwortung gibt den Menschen eine Zukunfts-
perspektive in Thüringen. Die andere Seite der Me-
daille gehört aber auch dazu und muss ebenso ge-
nannt werden.  
 
Nach wie vor gibt es viele Betriebe, die nicht aus-
bilden und stattdessen abstauben. Die Daten der 
Bundesagentur für Arbeit sprechen dabei eine deut-
liche Sprache. 2004 standen fast 32.000 Bewerber 
11.859 betrieblichen Ausbildungsplätzen gegenüber. 
Diese Zahl sank bis 2006 auf nur noch 10.578 be-
triebliche Ausbildungsstellen. Erst ab diesem Zeit-
punkt, als die Wirtschaftsentwicklung nach oben ging, 
gab es eine leichte Trendwende. 2007 stieg die Zahl 
der betrieblichen Ausbildungsstellen erstmals leicht 
auf 10.941, im September vergangenen Jahres wa-
ren es 11.497 Stellen. 
 
Mit anderen Worten, trotz aller Erfolgsmeldungen der 
Landesregierung lag auch im vergangenen Jahr die 
Zahl der betrieblichen Ausbildungsstellen am Ende 
des Berufsausbildungsjahres noch um 362 Plätze 
unter dem Angebot zu Beginn der Legislaturperio-
de. Demgegenüber standen allerdings nur noch 
19.026 Ausbildungsbewerber, 48,6 Prozent dieser 
Bewerber sind Altbewerber. Dieser Anteil war in den 
vergangenen Jahren ähnlich hoch. Das beweist, die 
angeblich alljährliche Versorgung aller nachfragen-
den Menschen war und ist ein Bluff. Maßnahmen 
in Warteschleifen mussten herhalten für fehlende 
Ausbildungsplätze, die dort untergebrachten Jugend-
lichen sind heute Altbewerber. So ist das. Solche 
Maßnahmen sind natürlich besser als nichts, aber 
es gehört zur realistischen Einschätzung, festzustel-
len, es handelt sich um Notlösungen. 
 
Auf der anderen Seite ist angesichts der demogra-
phischen Entwicklung völlig klar, Auszubildende wer-
den, eigentlich sind bereits ein rares gut. Um so 
mehr sollten sich trotz der Finanz- und Wirtschafts-
krise die Betriebe und die Politik der Landesregie-
rung auf drei Ziele konzentrieren: Das bisherige be-
triebliche Ausbildungsniveau auf jeden Fall erhal-
ten, besser noch weiter steigern, für mehr Qualität 
in der Ausbildung und bei den flankierenden Maß-
nahmen sorgen und drittens die Vorbereitung und 
Orientierung auf die künftige berufliche Integration 
während der Schulzeit entscheidend verbessern. Hier 
liegt die Ursache dafür, erhebliche Ausbildungsab-
brüche und die Kritik an der Ausbildungseignung. 
 
Ich unterstelle den Kollegen von der LINKEN des-
halb, dass sie die schulischen Maßnahmen ebenso 
mit in die Evaluation einbeziehen wollen. Auch hier 
wäre es wichtig zu wissen, welche Ergebnisse dort 
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bereits vorliegen und welche Ziele verfolgt werden. 
Vor dem Hintergrund einer solchen Analyse und ei-
nes fundierten Datenmaterials wäre es dann ange-
bracht, die flankierenden landespolitischen Initiativen 
in der Schule über die Ausbildung bis hin zum Be-
ruf neu zu justieren, immer verbunden mit dem Ziel, 
jeder Jugendliche erhält nicht nur ein Angebot, son-
dern tatsächlich eine verwertbare berufliche Aus-
bildung. Vor diesem Hintergrund halten wir das Be-
richtsersuchen für sinnvoll und werden den Antrag 
unterstützen. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion rufe ich Abgeordneten Grob 
auf. 
 
Abgeordneter Grob, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Abgeordnete, werte 
Dame auf der Tribüne, DIE LINKE fordert wieder ein-
mal eine Evaluation, das klingt seriös und halbwis-
senschaftlich. Ich nenne es Qualitätsprüfung, klingt 
etwas banal, ist aber das Gleiche. Eine Qualitäts-
prüfung also und gleich noch eine Berichterstattung 
hinterdrein fordert DIE LINKE. 
 
Ich kann es gleich vorwegnehmen, wir werden die-
ses Ansinnen ablehnen. All die genannten Program-
me sind vielfältig und erst kürzlich geprüft. Uns ist 
in all den in Punkt 1 genannten Kriterien im Freistaat 
ein gutes Ergebnis attestiert worden. Die nächste 
Prüfung erfolgt im Rahmen der Evaluation der ESF, 
wie es der Minister schon gesagt hat. Eine Auffor-
derung zur Berichterstattung oder wie im Antrag 
der LINKEN zu lesen, eine Evaluation zum Bereich 
Ausbildung gibt es natürlich auch von der CDU-Frak-
tion, so gesehen eine gute Möglichkeit, in der Land-
tagsdebatte die vielfältigen Aktivitäten der Landesre-
gierung mit Wirtschaft und anderen Partnern zu be-
leuchten, zu hinterfragen und - wie Kundige im Be-
reich Ausbildung wissen - erfolgreich darzustellen. 
Das gibt der Landesregierung die Möglichkeit, über 
Entwicklung und Maßnahmen im Bereich berufliche 
Bildung zu informieren, die eingeforderte Evalua-
tion aller Landesprogramme ist erst vor Kurzem ab-
geschlossen worden, wobei die Aus- und Weiterbil-
dungsprogramme, die - wie ich mich erinnere - sehr 
gut abgeschnitten haben. Der Bericht des Minis-
ters hat schon Zahlen und Daten genannt und auch 
verschiedene Hinweise dazu. Bei den oben genann-
ten Qualitätsprüfungen hat bei der Opposition immer 
wieder Erstaunen und Verwunderung hervorgerufen, 
wenn ich bei Ihnen bei dieser Gelegenheit Beispie-
le aus der Thüringer Praxis vorgeführt habe, warum 
diese vielfältigen Programme des Landes so gut weg-

gekommen sind. Auch dieses Mal werde ich das so 
halten. Das Programm „Nokomo“ zum Beispiel, das 
Nordhäuser Kombimodell, Studium und Berufsausbil-
dung vereint innerhalb von vier Jahren den Abschluss 
in einem kaufmännischen Ausbildungsberuf mit ei-
nem Bachelorstudiengang Betriebswirtschaftspfle-
ge und Businessadministration, das Praktikum vor 
Studienaufnahme und während der Studienfreizeit im 
ersten Jahr bietet den Unternehmen die Möglichkeit, 
die Jugendlichen bereits vor Abschluss eines Aus-
bildungsvertrages kennenzulernen und erste Grund-
lagen der Ausbildungsberufe zu vermitteln. Dieses 
Programm steht für ein neues Angebot für langfristi-
ge Entwicklungen qualifizierter Fachkräfte, das ge-
meinsam von der Fachhochschule Nordhausen und 
der IHK Erfurt entwickelt wurde. Auch bin ich froh, 
immer wieder die Arbeit des Firmenausbildungsver-
bundes hier in meinem Wartburgkreis in den Blick-
punkt rücken zu dürfen und somit auch ein kleines 
Dankeschön für ihre Arbeit auszusprechen. Die Pro-
gramme bleiben nur Programme, wenn sie nicht an 
der Basis mit Leben, das heißt mit der Kreativität er-
füllt werden. Ich suche immer wieder die Möglichkeit, 
mit meinem zuständigen Firmenausbildungsverbund 
ins Gespräch zu kommen, die Leistungen, die sie an-
bieten, nachzufragen und teilzunehmen an Beratun-
gen und Kursen, die angeboten werden. Ich hatte ver-
sucht, in der Aktuellen Stunde darauf einzugehen, 
meine Zeit war nur damals etwas zu kurz geraten. 
Deswegen habe ich das abbrechen müssen. Ich kann 
Sie deshalb nur auffordern, ebenfalls vor Ort die Maß-
nahmen und Ergebnisse zu hinterfragen und sich an 
den verschiedenen Kampagnen zu beteiligen. Aber 
ehrlich, bitte ohne Hetze.  
 
Liebe Damen und Herren der LINKEN, Sie werden 
staunen, zu welchen Evaluationsergebnissen Sie 
dann kommen werden. 
 
Meine Anfragen jedenfalls - ich kürze es jetzt mal ab - 
im FAV zu den einzelnen Programmen beantwor-
tete mir der zuständige Geschäftsführer wie folgt: Ei-
ne Evaluation auf der Landesebene geförderter Pro-
gramme, insbesondere dem Ziel, wie schon hier an-
gesprochen, das ist das Programm Zukunftsiniative 
Lehrstellen, in dem mit Mitteln des Bundes und des 
Freistaats zusätzliche Ausbildungsplätze seit 1996 
finanziert werden. Die Umsetzung durch die Firmen-
ausbildungsverbünde und die Handwerkskammern 
erfolgt aus der Betrachtung der Effektivität hinsicht-
lich der Erreichung eines Berufsabschlusses und ei-
ner anschließenden dauerhaften Beschäftigung auf 
dem Arbeitsmarkt, um es sehr positiv zu betrach-
ten. 
 
Die jährlichen Programme wurden nicht nur in der 
Wartburgregion, sondern auch in den anderen Ver-
bünden betriebsnah umgesetzt. Das heißt, Ausbil-
dungsbetrieb laut Ausbildungsvertrag war der FAV 
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und im Rahmen eines Kooperationsvertrags wurde 
ein Unternehmen, das selber eigene Auszubilden-
de in dem Beruf ausbildet, mit praktischen Ausbil-
dungen beauftragt. Die Beaufsichtigung und die Per-
sonalhoheit hat der FAV. Jährliche Umfrageergeb-
nisse belegen, dass eine Übernahme in ein Arbeits-
verhältnis nach drei Monaten nach Abschluss der 
Ausbildung zwischen 55 Prozent und 63 Prozent 
lag. Die positive Wirkung der Umsetzung des Ziel-
programms hinsichtlich der Erfolgsquote bei der IHK-
Abschlussprüfung und der Werbung für den Ar-
beitsmarkt wird auch durch eine Studie des Insti-
tuts SYSTRA im Auftrag des Bundesbildungsministe-
riums mit einer Befragung der Absolventen belegt.  
 
Der Ausbildungsverbund Wartburgregion stellt sich 
übrigens mit einem Flyer vor. Ich habe mir jetzt mal 
erlaubt, diesen mitzubringen. Wenn man sich die-
sen anschaut, dann ist das sehr optimal gemacht. 
Einmal ist darin aufgezeichnet, welche Leistungen 
für die Schüler erbracht werden, ob das ein Schnup-
perkurs, ein Kompetenzcheck oder eine Beratung 
bis hin zur Bewerberzufuhr in Mitgliedsunterneh-
men ist, aber auch die Leistungen für Azubis sind 
hier angegeben: Ergänzungslehrgänge und Zusatz-
qualifikationen, Prüfungsvorbereitungen, Auslands-
praktika, langjähriges Know-how, Infos zu Weiter-
bildungsmöglichkeiten. Das sind alles Sachen, die 
hier angeboten werden, die auch wahrgenommen 
werden, aber genauso ist hier die Hilfe der einzelnen 
Unternehmen angegeben. Unsere Leistungen für die 
Unternehmen beschreiben sie das bei einer Bewer-
bervorauswahl, bei der Beratung, ob es Rechtsvor-
schriften sind oder Ausbildungsmanagement bis hin 
zu Partnern in der Berufsausbildung. Das sind na-
türlich Themen, die ansprechen und immer wieder 
bei dem Berufstag wahrgenommen werden. 
 
In Punkt 2 wird von der Fraktion DIE LINKE gefor-
dert, Maßnahmen gegen die Auswirkungen der Fi-
nanzkrise auf dem Ausbildungsmarkt zu erwägen. 
Ich denke, ein jeder, der sich mit der Ausbildungs-
situation beschäftigt hat, dürfte gemerkt haben, dass 
die Landesregierung in Abstimmung mit der Wirt-
schaft zwischenzeitlich mehr getan hat, als abzu-
schätzen und zu erwägen, nämlich Entscheidun-
gen getroffen und Hilfen initiiert hat. Dabei wurden 
nicht nur die Auswirkungen der Finanz-, sondern 
auch der Wirtschaftskrise berücksichtigt.  
 
Ich möchte im Einzelnen noch darauf eingehen. Noch 
sind die Auswirkungen der Krise am Ausbildungs-
markt nicht zu spüren. Die Unternehmen hoffen im 
weiteren Jahresverlauf auf eine Verbesserung der 
Situation und halten nicht zuletzt deshalb ihre be-
trieblichen Ausbildungsangebote aufrecht. Bis heu-
te wurden z.B. in der IHK Erfurt mehr als 1.500 freie 
Ausbildungsstellen gemeldet, mehr als im Vergleichs-
zeitraum der letzten fünf Jahre, was der in der Be-

gründung aufgeführten These des Nichtgelingens 
von betrieblicher Ausbildungsvermittlung widerspricht. 
Übrigens vor kurzer Zeit haben wir - es war ja auch 
diese Woche - die dritte mit der IHK und den Un-
ternehmen gehabt und da wurde gesagt, dass die 
betrieblichen Ausbildungsplätze zurzeit auf 85 Pro-
zent gestiegen sind. Das war eine Steigerung von 
über 10 Prozent. Den Unternehmen ist bewusst, dass 
die Fachkräfte dringend benötigt werden. Einer ak-
tuellen Umfrage der Kammern zufolge wollen 12 Pro-
zent der Unternehmen mehr Ausbildungsplätze an-
bieten als im Vorjahr. Weitere 64 Prozent wollen 
ihr Angebot beibehalten. 
 
Ich hatte im Gespräch am Ausbildungstag in Bad 
Salzungen im Berufsbildungszentrum die Möglich-
keit abzufragen, wie die Situation ist. Mir wurde dort 
gesagt, dass die Betriebe sehr wohl überlegen, ob 
sie ausbilden oder nicht, aber im Endeffekt beim Er-
gebnis der Überlegungen wird immer wieder gesagt, 
was nützt es, wir denken schon, dass die Krise nicht 
so lange anhält, dass wir Nutzen daraus ziehen, wie-
der auszubilden. Im Grunde genommen sind es die 
meisten Betriebe dann auch, die sich wieder für ei-
ne Ausbildung entscheiden.  
 
Auch in einer einschlägig bekannten Fachzeitschrift 
der Wirtschaft war zu lesen, dass die überwiegen-
de Mehrheit der Unternehmen trotz schwieriger Si-
tuation im wirtschaftlichen Umfeld planen, die Zah-
len für die Ausbildungsplätze konstant zu halten oder 
sogar aufzustocken, was meine Rede damit unter-
setzt. Damit wollte man vor dem Hintergrund der de-
mographischen Entwicklung den notwendigen Fach-
kräftebedarf für die Folgejahre sichern. In der Fra-
ge nach geeigneten Maßnahmen bleibt es fraglich, 
ob bereits jetzt solche angeschoben werden sollten, 
um eine Verschlechterung der Ausbildungsange-
bote zu verhindern, da eine solche bislang nicht 
spürbar ist. Effektiv wäre in einem solchen Fall le-
diglich eine Förderung der Ausbildung aus öffent-
licher Hand. Ja, was von Ihnen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren von der Fraktion DIE LINKE, 
jedoch bisher immer kritisiert wurde und auch aus 
Ihrer Begründung ersichtlich wird, mithin bleibt eine 
Förderung aber wohl die einzige Alternative, sollte 
sich bis Mitte Juni keine Besserung der Wirtschafts-
krise einstellen. Bereits jetzt zu agieren, halte ich für 
kontraproduktiv, da eine zu frühe Förderung auch 
Ausbildungsplätze vernichten kann.  
 
Das von Ihnen geforderte Gegensteuern wird auch 
in dem von mir angesprochenen Firmenausbildungs-
verbund Wartburgregion schon praktiziert. Der Ver-
bund sieht es als eine wichtige Dienstleistungsauf-
gabe für ihre Unternehmen an, an allen Schulen der 
Wartburgregion mit geeigneten Maßnahmen darauf 
einzuwirken, dass die Angebote an Ausbildungsplät-
zen aus den Unternehmen der Region den Schul-
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abgängern bekannt sind und dass unsere Unter-
nehmen verbesserte Angebote hinsichtlich der Aus-
bildungsqualität den potenziellen Bewerbern unter-
breiten.  
 

(Beifall CDU) 
 
Zur Umsetzung wird der Verbund als Partner der Un-
ternehmen behilflich sein, z.B. mit ihrem eigens er-
stellten Ausbildungsnavi. Sie wissen was ein Navi 
ist? Die meisten haben es in ihrem Auto, selbst Um-
leitungen werden darin bekannt gegeben. Ausbil-
dungsatlas nennt sich das über Ausbildungsstellen 
in der Wartburgregion, den sie seit Oktober an alle 
Schulabgänger kostenlos übergeben haben. Eines 
Anstoßes durch Ihren Antrag hätte es wirklich nicht 
bedurft. 
 
Zum Punkt 3 Ihres Antrags: Ja, der europäische Qua-
lifizierungsrahmen, der zu mehr Transparenz und 
Vergleichbarkeit von Kompetenzen und Qualifikatio-
nen führen soll, und seine nationale Umsetzung spielt 
eine immer größere Rolle auch in der Thüringer Aus- 
und Weiterbildungspolitik. Immer wichtiger wird der 
permanente Abgleich mit europäischen und natio-
nalen Empfehlungen. Ich denke, das tut die Landes-
regierung, das hat der Minister auch in seinem Be-
richt erwähnt. Die Kernthemen des nationalen Qua-
lifikationsrahmens für lebenslanges Lernen werden 
insbesondere in der Fachkräfteallianz umgesetzt.  
 
Auch die Debatte im letzten Plenum zu dieser Zu-
kunftsallianz hat gezeigt, Sie können sich Ihre For-
derungen zu diesem Punkt selbst beantworten und 
mit uns gemeinsam Ihren Antrag ablehnen. Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Abge-
ordnete Hennig zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Hennig, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, ich glaube, man merkt, 
dass wir lange nicht mehr über das Thema Ausbil-
dung gesprochen haben und es einiges zu sagen 
gibt, denn die Ausbildungspolitik in Thüringen steht 
tatsächlich vor grundlegenden Herausforderungen. 
Ich glaube, gerade die Mitte dieses Hohen Hauses 
als auch die Landesregierung unterschätzen das 
vollkommen. 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU:  
Nie im Leben.) 

 

Was will die Fraktion DIE LINKE? Das haben ja hier 
einige schon versucht, zu erklären. Ich versuche, es 
Ihnen mal aus unserer Sicht darzustellen. 
 

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU:  
Wenn Sie es schon nicht wissen.) 

 
Punkt 1: Es geht nicht darum, dass wir sämtliche 
Förderprogramme verteufeln oder dass alles schlecht 
wäre, was Sie machen. Um Gottes Willen, darum 
geht es gar nicht. Es geht darum, dass wir eine Eva-
luation der Förderprogramme fordern, die seit 2000 
laufen und scheinbar nicht alle zum Erfolg führen. 
Wir haben seit 2000 einen massiven Rückgang an 
Lehrstellen. Lediglich die demographische Entwick-
lung führt dazu, dass wir z.B. einen Anteil der be-
trieblichen Ausbildungsplätze in einigen Regionen 
bei 85 Prozent haben, nicht aber die Politik der Lan-
desregierung. Wenn wir von Evaluation der Förder-
programme sprechen, dann muss man sich doch 
Gedanken darüber machen, wann Fördermaßnah-
men laufen, werden die jungen Menschen übernom-
men, wie sind ihre weiteren Entwicklungen, werden 
sie beschäftigt, werden sie tatsächlich in Ausbildung 
vermittelt? Genau das findet sich bei keiner Eva-
luation. Man muss sich natürlich noch fragen, wa-
rum haben wir 48,6 Prozent Altnachfrager? Warum 
ist die Abwanderung so hoch? Warum ist in der Pres-
se zwei Monate nach Ende des Ausbildungspakts 
2008 zu lesen, dass er doch nicht erfüllt werden 
konnte? Ich denke, da ist es ein bisschen einfach, zu 
sagen, wir machen das alles schon. Deswegen noch 
mal die Forderung erneuert - Evaluation der Förder-
programme, die laufen. Das Datum des Antrags hat 
den Februar 2009, das heißt, die Landesregierung 
hätte sich schon vorbereiten können, am 1. Juni 
hier den Bericht zu halten. Noch mal ganz kurz: Es 
geht um die zielgenaue Förderung, nicht darum Pro-
gramme zu verteufeln. 
 
Punkt 2: Ich finde, CDU und Landesregierung müs-
sen jetzt langsam mal einig werden, was jetzt Pha-
se ist. Also mal haben wir eine Finanzkrise, dann 
haben wir keine. Dann gibt es wieder Auswirkun-
gen auf Thüringen, dann wieder doch nicht. Wenn 
Sie sich in Ihrer Politik einig werden und endlich mal 
einen roten Faden hätten, dann wäre es vielleicht 
auch für das Land einfacher.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Deswegen von uns natürlich die Forderung, sich Ge-
danken darüber zu machen, welche Auswirkungen 
die Finanzkrise auf Ausbildungsplätze und die Aus-
bildungssituation in Thüringen hat und bei einem 
massiven Arbeitsplatzrückgang kann man doch nicht 
davon ausgehen, dass es keine Auswirkungen ge-
ben könnte. Dann lese ich auf der einen Seite von 
Annette Schavan, wir haben ein Überangebot an 
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Ausbildungsplätzen. Vom Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag höre ich, wir werden in diesem 
Jahr einen Ausbildungsplatzeinbruch von 10 bis 
14 Prozent haben und irgendwo dazwischen liegt 
doch die Wahrheit und auf diesen Weg müssen wir 
uns begeben. Allianz für Fachkräfte ist für mich nicht 
der richtige Weg. Ich habe es gerade gesagt, der 
Ausbildungspakt ist nach wie vor Teil der Fachkräf-
teallianz und der Ausbildungspakt war in keinem 
Jahr wirklich erfolgreich. Wir sprechen die ganze 
Zeit davon, dass es Förderprogramme gibt und so 
weiter und so fort. Ich glaube, die Landesregierung 
ist nicht auf die Finanzkrise und die Lehrstellensi-
tuation vorbereitet. Wir sprechen zum Beispiel über 
Opel, wir sprechen über den Erhalt von Opel in Ei-
senach und das hat auch etwas damit zu tun, wie 
die Ausbildungsplatzsituation in dieser Region aus-
sehen wird. Wenn ich von der Autoindustrie spre-
che, genau da sind jetzt die Arbeitsmarktstellenein-
brüche und genau da befindet sich auch eine Mas-
se an Ausbildungsplätzen, die man einfach nicht so 
hinwerfen darf.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zu Punkt 3: Der Punkt 3 ist ja einer der interes-
santesten Punkte des Antrags, weil ich glaube, we-
der Landesregierung noch CDU-Fraktion wissen wirk-
lich, welche Auswirkungen und welche Ausmaße 
das auf Thüringen haben kann. Natürlich gibt es seit 
Februar 2009 einen Vorschlag, wie ein nationaler 
Qualifikationsrahmen aussehen kann. Das Problem 
ist nur, wer ihn sich einmal angeschaut hat in sei-
nen 8 Niveaustufen mit seinen 3 verschiedenen Ein-
teilungen und so weiter, wird festgestellt haben, dass 
er völlig praxisuntauglich ist, abstrakt ist und ich wür-
de sogar mit Ihnen eine Wette abschließen, wenn 
ich jetzt den Minister frage, an welcher Stelle wird 
dann jemand eingeordnet, der einen Hauptschul-
abschluss hat und nichts weiter, jetzt ins europä-
ische Ausland gehen möchte und meinetwegen in 
Spanien eine Stelle annimmt, ist das Qualifikations-
stufe 1, ist das die Null, ist das die 2 und die 3, ist 
das überhaupt nicht erfasst. Das ist alles nicht klar 
und, ich denke, dazu macht sich auch Thüringen zu 
wenig Gedanken. Die Beantwortung meiner Klei-
nen Anfrage dazu war auch äußerst unbefriedigend, 
das muss ich sagen. Wenn man noch ein bisschen 
recherchiert im Internet, dann stellt man fest, Thü-
ringen hat gar nicht so viel Einfluss, weil alle Arbeits-
gruppen, die benannt sind, sind ohne Thüringer be-
setzt und an dieser Stelle würde ich einfach vorschla-
gen, dass sich die Landesregierung da noch weiter 
ins Zeug legt. Wenn wir von dem nationalen Quali-
fikationsrahmen sprechen, dann reden wir von der 
Zukunft von Menschen, denn auch wenn Sie den 
europäischen Prozess verfolgt haben, geht es darum, 
mit diesem Qualifikationsrahmen auch Vergütungs-
strukturen in Europa zu schaffen und jeder, den wir 

in irgendeiner Art und Weise mit der Einstufung be-
nachteiligen, wird Konsequenzen spüren.  
 
Ich bin der Auffassung, die drei Punkte sind nach 
wie vor aktuell. Ich würde die CDU-Fraktion bitten, 
noch einmal zu überdenken, dem Antrag zuzustim-
men. Alle Sachen, die ich gerade benannt habe, kön-
nen im Juniplenum hier berichtet oder wahlweise dem 
Landesparlament zum 01.06. schriftlich vorgelegt 
werden. Der Minister hat gerade dargelegt, das ist 
alles nicht so dramatisch und er hat schon alles; von 
daher sollte das möglich sein. Ich bitte Sie darum, die 
Ausbildungssituation nicht immer als ein Anhäng-
sel der Wirtschaftspolitik zu betrachten. Natürlich ist 
es voneinander abhängig, aber wenn wir nicht mit 
Leidenschaft um unsere jungen Menschen kämpfen 
und um ihre Situation, dann wird das leider hier nichts 
werden. Danke.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Landesregierung wünscht Minister Rein-
holz noch einmal das Wort.  
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Meine Damen und Herren von der LINKEN und der 
SPD, es gibt ein altes Sprichwort, das sagt: „Wer 
im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen schmei-
ßen.“ In Berlin tragen Sie Verantwortung als rot-ro-
te Koalition. In Berlin ist der Anteil der geförderten 
Ausbildungsplätze viel, viel höher als in Thüringen 
und wenn Sie sich hier so stark artikulieren, dann 
sollten Sie sich einmal darum bemühen, dass in 
Berlin vielleicht mehr betriebliche Ausbildungsplät-
ze entstehen und auch Berlin wird erst im Jahre 
2011 evaluiert werden genau wie Thüringen und wir 
werden Ihnen dann im Jahre 2012 auch einen ent-
sprechenden Evaluationsbericht vorlegen. Und noch 
eines: In der letzten Förderperiode, meine verehr-
ten Damen und Herren von Links, hat Thüringen in 
der Evaluierung wesentlich besser abgeschnitten 
als das rot-rote Berlin, also kehren Sie erst einmal 
vor der eigenen Haustür, bevor Sie hier der Landes-
regierung Vorschriften machen wollen. Danke.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen 
mehr vor. Ausschussüberweisung ist nicht beantragt 
worden. Demzufolge stimmen wir direkt über die-
sen Antrag ab. Wer dem Antrag der Fraktion DIE 
LINKE in Drucksache 4/4897 zustimmt, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Ich fra-
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ge nach den Gegenstimmen. Das ist eine Mehrheit 
von Gegenstimmen. Ich frage nach den Stimment-
haltungen. Stimmenthaltungen gibt es keine. Der An-
trag ist abgelehnt. Gab es Stimmenthaltungen? Ich 
frage noch einmal nach den Stimmenthaltungen. 
3 Stimmenthaltungen. Danke. Der Antrag ist abge-
lehnt. Ich schließe den Tagesordnungspunkt 32.  
 
Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 33  
 

Fairer Wettbewerb im Schie- 
nenpersonennahverkehr  
(SPNV) 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4906 - 

 
Dazu habe ich einiges anzusagen, was die Fraktio-
nen inzwischen miteinander vereinbart haben. Die 
Fraktion DIE LINKE hat nicht signalisiert, das Wort 
zur Begründung zu nehmen und mir ist eben mit-
geteilt worden, dass man bereit ist, den Sofortbe-
richt zu Nummer 1 des Antrags im Ausschuss für 
Bau und Verkehr anzuhören und die Aussprache 
dazu auch … Gut, den Sofortbericht doch hier. Ich 
hatte das so verstanden, als ob der Sofortbericht 
nur im Ausschuss gegeben wird. So ist es mir vor-
hin einmal gesagt worden, aber da es jetzt offen-
sichtlich eine andere Einigung dazu gibt, dann wer-
den wir jetzt den Sofortbericht hören. Dann ist aber 
gesagt worden, ich weiß jetzt nicht, ob das Bestand 
hat, dass es keine weiteren Aussprachewünsche da-
zu gibt. Das können mir die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer nach diesem Sofortbericht ja mitteilen. 
Den Sofortbericht erstattet Staatssekretär Richwien.  
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank. Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordneten, die Landesregierung hatte 
eine weitreichende Vergabekonzeption für die nächs-
ten Jahre erarbeitet und die dazugehörigen Planun-
gen im aktuellen Nahverkehrsplan des Landes ver-
ankert. Dieser ist seit wenigen und einigen Wochen 
auf der Homepage des Ministeriums für Bau, Lan-
desentwicklung und Medien abrufbar. Die Druckle-
gung wird in Kürze abgeschlossen sein. Die Ent-
wicklung einer weitreichenden Vergabekonzeption 
war erforderlich, da in den nächsten Jahren meh-
rere Verkehrsverträge auslaufen. Bei der Neuver-
gabe der Leistungen ist aufgrund der zentralen La-
ge Thüringens und der zahlreichen länderübergrei-
fenden Linien eine enge Abstimmung mit den Nach-
barländern erforderlich. Von besonderer Bedeutung 
sind dabei die Nahverkehrsplanungen der benach-
barten Aufgabenträger, die Vorbereitung und Durch-
führung der Vergabeverfahren, die Angebotsplanung 
sowie die Synchronisation der Verkehrsverträge. Die 
Vergabekonzeption der Landesregierung unterschei-
det Verfahren, bei denen die Federführung beim Frei-

staat Thüringen liegt und solchen, bei denen sich 
Thüringen an Verfahren des benachbarten Aufga-
benträgers beteiligt. Die Konzeption geht von der heu-
tigen Infrastruktur aus und berücksichtigt die im Bau 
befindlichen und geplanten Ausbauvorhaben.  
 
Ein weiteres Ziel des Freistaats ist es, möglichst ho-
mogene und räumlich abgegrenzte Netze zu definie-
ren, um die Tarif-, Vertriebs- und Marketingverantwor-
tung zu bündeln. Dabei kommt der Herstellung ei-
ner attraktiven Verknüpfung der Linien an den Schnitt-
stellen der Vergabenetze sowie dem Fahrzeugein-
satz und der Traktionsart eine besondere Bedeutung 
zu. Grundsätzlich entsprechen die Netzzuschnitte den 
bestehenden Linienverläufen, so dass weder negative 
Auswirkungen auf Zugverläufe noch sonstige Nach-
teile an den jeweiligen Vergaben zu erwarten sind. 
Die länderübergreifende Planung und Vergabe ge-
währleistet nicht nur den Erhalt lange laufender Nah-
verkehrslinien, sondern ermöglicht die Schaffung 
neuer Direktverbindungen, wie z.B. Jena-Saalfeld-
Nürnberg und Leipzig-Gera-Saalfeld. Durch einen 
netzweit einheitlichen Fahrzeugpark können die 
Werkstattkapazitäten und die damit verbundenen 
Kompetenzen optimal genutzt werden. Das geht auf 
die Kosten der Unternehmen und reduziert die Auf-
wendungen für den bzw. die Besteller. Der Fahr-
zeugeinsatz, der Zuschnitt und die Lage der Werk-
stätten sollen in der Kernverantwortung der Unter-
nehmen verbleiben. Gleichwohl kann durch die im 
Nahverkehrsplan festgelegte Netzgestaltung und die 
technischen Vorgaben, wie z.B. Traktionsart und 
Neigetechnikeinsatz, Einfluss auf die Wirtschaftlich-
keit und damit die Höhe des wirtschaftlichen Aus-
gleichs genommen werden. Hinsichtlich der Netz-
bildung gibt das Vergaberecht keine spezifischen 
Anforderungen vor. Nach § 5 Nummer 1 VOL/A ist 
lediglich zu beachten, dass eine Leistung in Losen 
ausgeschrieben werden soll, soweit dies zweckmä-
ßig ist. Dies soll kleinen und mittleren Unterneh-
men die Teilnahme am Wettbewerb ermöglichen. Da 
eine Losaufteilung unter dem Vorbehalt der Zweck-
mäßigkeit steht, sind planerische, verkehrswirtschaft-
liche und technische Gesichtspunkte sowie Interes-
sen der benachbarten Aufgabenträger zu beachten. 
Insofern garantieren die Planungen des Landes ei-
ne diskriminierungsfreie und vergaberechtssichere 
Ausschreibung der Verkehrsleistungen.  
 
Die in dem Antrag der Fraktion DIE LINKE gemachte 
Aussage, dass Wettbewerbsverfahren in anderen 
Ländern ausschließlich unter dem Aspekt der ge-
ringsten Kosten durchgeführt werden, erschließt sich 
mir nicht. Jedenfalls kann ich dieses für die Landes-
regierung nicht bestätigen. Festzustellen ist vielmehr, 
dass in der Folge der Verkehrsverfahren die Qua-
lität des Schienenpersonennahverkehrs oftmals ge-
stiegen ist. So werden neue Fahrzeuge eingesetzt 
und verbesserte Fahrplankonzepte sowie oftmals zu-
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sätzliche Fahrten umgesetzt. Dabei konnten die durch 
die Aufgabenträger zu zahlenden Ausgleichsleistun-
gen trotz erheblich verbesserter Qualität verringert 
werden. Gestatten Sie mir, an dieser Stelle ausdrück-
lich darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Aus-
gleichsleistungen für die Erbringung des Schienen-
personennahverkehrs um Steuergelder handelt. Es 
gibt überhaupt keinen Zweifel an der selbstverständ-
lichen Pflicht, diese Mittel sparsam zu verwenden. 
Das heißt, Ziel muss es sein, optimale Verkehrsan-
gebote bei möglichst geringen Kosten für die All-
gemeinheit zu erreichen und dabei die Aufgaben 
der Daseinsvorsorge zu berücksichtigen. Dabei ist 
es auch ein selbstverständliches Ziel der Landes-
regierung, den Interessen der Beschäftigten bei den 
Eisenbahnverkehrsunternehmen angemessen Rech-
nung zu tragen. Grundlage dafür sind die nationa-
len gesetzlichen Rahmenbedingungen. Die Landes-
regierung wird die aufgrund dieser Bedingungen 
gegebenen Möglichkeiten nutzen, Sozialstandards 
durch die Definition bestimmter Qualitätsstandards 
im Sinne des Artikels 4 Abs. 6 der Europäischen 
Verordnung Nummer 1370/2007 bei den geplanten 
wettbewerblichen Vergabeverfahren vertraglich zu 
verankern. Dazu gehören z.B. bestimmte Anforde-
rungen an Ausbildung und Weiterbildung des Per-
sonals. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Insofern können bestimmte Anforderungen an die 
Fachkunde eines Unternehmens und seine Mitar-
beiter vergaberechtssicher gestellt werden.  
 
Der vorliegende Antrag geht in der Begründung im 
Wesentlichen auf europarechtliche Normen ein. Ab-
gesehen davon, meine Damen und Herren, dass die 
EU-Verordnung Nummer 1370/2007 erst am 3. De-
zember 2009 in Kraft tritt, sind zur Gewährleistung 
einer rechtssicheren Vergabe von Verkehrsleistun-
gen jedoch insbesondere die nationalen vergabe-
rechtlichen Vorschriften zu beachten. So dürfen nach 
§ 97 Abs. 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen Aufträge nur an fachkundige, leis-
tungsfähige und zuverlässige Unternehmen verge-
ben werden. Andere oder weitergehende Anforde-
rungen dürfen an Auftragnehmer nur gestellt wer-
den, wenn dies durch Bundes- oder Landesgesetz 
vorgesehen ist. Die Verwendung vergaberechtlich un-
zulässiger Bestimmungen und Anforderungen verletzt 
Bieter in ihren Rechten. Auf entsprechende Nachprü-
fungsanträge von Bietern hin würde das Verfahren 
aufgehoben und müsste ohne die unzulässigen Be-
stimmungen wiederholt werden, meine Damen und 
Herren.  
 
Ich weise in diesem Zusammenhang auf eine ent-
sprechende Entscheidung durch die Vergabekam-
mer Lüneburg im Mai letzten Jahres hin, nach der 

eine Ausschreibung von Eisenbahnverkehrsleistun-
gen aufzuheben war, weil dem Bieter vergaberechts-
widrig eine Tariftreuepflicht auferlegt werden sollte. 
Bei den im Antrag der Fraktion DIE LINKE gefor-
derten Standards handelt es sich bis auf wenige Aus-
nahmen um eindeutige vergaberechtswidrige Krite-
rien. So, meine Damen und Herren, lässt sich kei-
ne vernünftige und schon gar keine rechtssichere 
Verkehrspolitik entwickeln. An dieser Stelle gestat-
ten Sie mir den Hinweis, dass alle Leistungen im 
Schienenpersonennahverkehr in Thüringen auf der 
Grundlage gültiger Tarifverträge erbracht werden, die 
von den bekannten Branchengewerkschaften aus-
gehandelt werden. Es ist in Deutschland nicht üb-
lich, dass sich der Staat in die Tarifautonomie ein-
mischt. Einen staatlich auferlegten Einheitstarifver-
trag lehnt jedenfalls die Landesregierung ab. Vie-
len Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich frage jetzt vorsichtshalber: Wird die Aussprache 
zum Sofortbericht gewünscht? Das ist nicht der Fall.  
 
Damit stelle ich fest, dass das Berichtsersuchen zu 
Nummer 1 dieses Antrags erfüllt ist. 
 
Jetzt müsste noch der Antrag gestellt werden, dass 
die Nummer 2 überwiesen wird. Herr Abgeordneter 
Schröter. 
 
Abgeordneter Schröter, CDU: 
 
Im Einvernehmen aller Fraktionen beantragt die CDU-
Fraktion, die Nummer 2 des Antrags an den Aus-
schuss für Bau und Verkehr zu überweisen. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Dann stimmen wir darüber ab, die Nummer 2 des An-
trags der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 4/4906 
an den Ausschuss für Bau und Verkehr zu überwei-
sen. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? Das 
ist nicht der Fall. Gibt es Stimmenthaltungen? Das 
ist auch nicht der Fall.  
 
Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 33 und 
rufe den Tagesordnungspunkt 34 auf 
 

Für einen wirksamen Schutz  
minderjähriger Flüchtlinge 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4909 - 

 
Die Fraktion DIE LINKE hat nicht das Wort zur Be-
gründung gewünscht. Ich rufe als Erstes für die SPD-
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Fraktion Frau Abgeordnete Pelke auf. 
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, zu dem vorliegenden Antrag der Fraktion 
DIE LINKE, der unter dem Titel „Für einen wirksa-
men Schutz minderjähriger Flüchtlinge“ steht, gibt 
es einige wenige Dinge anzumerken. Der Antrag be-
inhaltet zwei Schwerpunkte, nämlich mittels des Bun-
desrats dafür Sorge zu tragen, dass die Schutzfunk-
tion des Kinder- und Jugendhilfegesetzes gegenüber 
dem Asylbewerberleistungsgesetz vorrangig ist und 
zum Zweiten, dass auf Landesebene bereits jetzt 
dafür Sorge zu tragen ist, dass die Bestimmungen 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes bei der Be-
treuung minderjähriger Flüchtlinge in jedem Falle 
angewendet werden. Zum Hintergrund gleich noch 
einige Sätze.  
 
Bei der Unterbringung über 16-jähriger minderjähriger 
unbegleiteter Flüchtlinge wird unterschiedlich ver-
fahren. Während Mädchen zur Vermeidung sexueller 
Übergriffe in Einrichtungen der Jugendhilfe unterge-
bracht werden, bringt man die Jungen in Gemein-
schaftsunterkünften unter. Das ist mit sehr unter-
schiedlichen Kosten verbunden. Der Tagessatz in 
Jugendhilfeeinrichtungen liegt oberhalb von 100 €, 
der in Gemeinschaftsunterkünften beträgt nur einen 
Bruchteil davon. Das ist auch aus unserer Sicht ei-
gentlich der Grund, weshalb hier unterschiedlich ver-
fahren wird, in der Sache aber aus unserer Sicht ein 
falsches Verfahren. Das pädagogische Angebot in 
Jugendhilfeeinrichtungen liegt weit oberhalb des Ni-
veaus von Gemeinschaftsunterkünften, sofern man 
dort überhaupt von einem Betreuungsangebot spre-
chen kann.  
 
Auch nach Informationen der Ministerien - dieses 
Thema wurde auch bereits schon mal in einem der 
letzten Gleichstellungsausschuss-Sitzungen behan-
delt - handelt es sich derzeit in Thüringen um fünf - 
ich wiederhole das noch mal in Worten „fünf“ - un-
begleitete minderjährige männliche Flüchtlinge. Ge-
messen an der Gesamtzahl der unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlinge, die nach Deutschland kom-
men, ist Thüringen ohnehin nur in geringer Weise 
betroffen und liegt weit unter dem Königssteiner Ver-
teilungsschlüssel. Natürlich muss auch Thüringen 
sich anteilmäßig an den Kosten beteiligen hinsicht-
lich der Flüchtlinge, die auch in anderen Bereichen 
Deutschlands untergebracht werden. Aber letztend-
lich, so haben auch die Ministerien argumentiert, 
ist die Frage der gewährten Unterkunft eine Frage 
der Rechtsauslegung. Das Innenministerium selbst 
bezieht sich dabei auf das Asylverfahrensgesetz und 
das Gesetz zum Aufenthalt von Ausländern im Bun-
desgebiet. Demnach werden über 16-jährige unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge im Asylverfahren 

Volljährigen gleichgestellt. Das, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, kollidiert mit den Bestimmungen des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes, wonach die Jugend-
hilfe in solchen Fällen bis zum Erreichen der Volljäh-
rigkeit grundsätzlich zuständig ist. Ich denke auch, 
dass man sich des Themas ganz intensiv annehmen 
muss. Es nützt nichts, an der einen oder anderen 
Stelle hier darüber zu reden, dass gerade männliche 
Jugendliche größere Probleme haben und wir an vie-
len Ecken und Kanten, insbesondere auch in Sport-
vereinen oder in anderen Bereichen, versuchen, die-
se jungen Menschen zu integrieren. Nein, dieses 
muss auch gleich in Verbindung mit der Unterkunft 
geregelt werden. Bei allem Verständnis, dass man 
hier auch ein besonderes Auge auf weibliche jugend-
liche Flüchtlinge legt, aber auch männlichen Jugend-
lichen sollte entsprechend diese Verfahrensweise, die 
ihrem Alter und ihrer Situation angemessen ist, zu-
kommen.  
 
Wie das so ist in vielen Fällen, wenn man nicht mehr 
weiter weiß, dann kommt es zu einem Arbeitskreis. 
Auch auf Bundesebene ist eine Arbeitsgruppe der 
Länder eingerichtet worden, die aber auch nach 
Mitteilung der zuständigen Ministerien bisher noch 
zu keinem Ergebnis gekommen ist. Deshalb sagen 
wir angesichts des in der Regel vorhandenen wirk-
lich ganz speziell individuellen Betreuungsbedarfs 
der Menschen, die zu uns kommen, und da mache 
ich jetzt an dem Punkt keine Aufteilung mehr zwi-
schen männlich und weiblich, da gibt es ja die ver-
schiedensten Situationen, z.B. infolge von Trauma-
taerfahrungen, angesichts dieses Betreuungsbedarfs, 
der in Gemeinschaftsunterkünften nur unzureichen-
den Angebote - darüber haben wir hier an dieser 
Stelle schon öfter geredet - und auch der aus un-
serer Sicht erforderlichen Gleichbehandlung zwischen 
Jungen und Mädchen und dann noch hinzu kom-
mend der sehr geringen Anzahl der betroffenen Min-
derjährigen, ist das Verfahren, wie hier in Thürin-
gen gehandelt wird, unverständlich. Deswegen wer-
den wir als SPD-Fraktion dem Antrag der LINKEN 
zustimmen. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Stauche zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordnete Stauche, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Da-
men und Herren, wir haben hier wieder mal einen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE, der wieder Bundes-
recht betrifft. Da wir eigentlich alle wissen, dass wir 
hier keinerlei Kompetenz haben, wird die Landes-
regierung wieder gebeten, sich im Bundesrat für 
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dieses und jenes einzusetzen. Wie mit dem Schutz 
der minderjährigen Flüchtlinge in der Verwaltungs-
praxis in Thüringen umgegangen wird, scheint die 
Antragsteller dabei nicht so besonders zu interes-
sieren, denn sonst hätte man sich mit dieser Frage 
an das Innenministerium gewandt und dort Auskunft 
erbeten. Aber nein, nach dem Motto „Herr Lehrer, 
ich weiß was“ wird wieder einfach eine Antwort auf 
eine parlamentarische Frage der Bundesregierung 
genutzt, um diese hier bei uns im Landtag zu the-
matisieren. Ich weiß, dass man mir jetzt wieder un-
terstellt, dass wir das Thema nicht hinreichend wür-
digen, aber wir täten besser daran, unsere Zeit und 
Arbeitskraft auf die Themen zu konzentrieren, für 
die wir auch im Gesetzgebungsverfahren Zustän-
digkeit haben. 
 
Zur Tatsache, dass in Thüringen selbstverständlich 
auch minderjährige Flüchtlinge gut und sicher un-
tergebracht sind, wird sicher das Innenministerium 
uns noch was sagen. Die Kollegin hat es ja gerade 
gesagt, wir haben in Thüringen derzeit sechs min-
derjährige männliche Flüchtlinge, von denen zurzeit 
fünf auf die Landkreise verteilt sind. Dort wird sicher 
auch kontrolliert, dass sie dort eine gute soziale Be-
treuung erhalten. Wir werden deshalb diesen Antrag 
ablehnen, weil wir nicht dafür zuständig sind. Aber 
wenn Sie möchten, ich nehme das Problem im 
Herbst gern mit in den Bundestag. Danke.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Als nächster Redner hat sich zu Wort gemeldet Ab-
geordneter Dr. Hahnemann, Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Frau 
Kollegin Stauche, ich weiß nicht, ob es gut ist, auf 
diese Weise über ein solches Thema zu reden. Ich 
bin auch überzeugt davon, dass Sie, wenn Sie das 
Problem im Herbst mit in den Bundestag nehmen, 
auch bei nicht unmittelbarer Zuständigkeit des Thü-
ringer Landtags das Problem für Thüringen damit 
noch lange nicht erledigt ist.  
 
Frau Berninger hat im Januar eine Presseerklärung 
herausgegeben, deren Überschrift lautet „Männliche 
jugendliche Flüchtlinge dürfen nicht schlechterge-
stellt sein!“, und enden tut diese Überschrift mit ei-
nem Ausrufezeichen und nicht, wie man erwartet 
hätte, mit einem Punkt, der ja das Satzzeichen der 
Selbstverständlichkeit ist, denn Gleichstellung von 
Kindern und Jugendlichen ist keine Selbstverständ-
lichkeit, ganz im Gegenteil. Die männlichen unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge über 16 Jahre 
werden bisher in Thüringen, sofern kein Jugendhil-

febedarf festgestellt wird, in Gemeinschaftsunter-
künften untergebracht.  
 
Die Landesregierung verfährt hierbei nach dem Asyl-
verfahrensgesetz mit dem Argument, sie müsse nach 
Bundesrecht handeln. Und wie Frau Kollegin Pelke 
schon festgestellt hat, diese ausländerrechtliche Re-
gelung kollidiert mit einem anderen Bundesgesetz, 
nämlich dem Kinder- und Jugendhilfegesetz. Nach 
diesem Bundesgesetz ist das Jugendamt verpflichtet, 
Kinder und Jugendliche in seine Obhut zu nehmen, 
wenn sie unbegleitet nach Deutschland kommen und 
sich weder Personensorge- noch Erziehungsberech-
tigte hier aufhalten. Mädchen und Jungen, die als 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge das 16. Le-
bensjahr vollendet haben, werden also in der Bun-
desrepublik - nicht nur in Thüringen - einfach un-
terschiedlich behandelt. Die Mädchen belässt man, 
um mögliche Schädigungen in den Gemeinschafts-
unterkünften z.B. durch sexuellen Missbrauch vor-
zubeugen, in der Obhut des Jugendamts, Jungen 
dagegen nicht, jedenfalls nicht immer und nicht au-
tomatisch. Warum nicht? Weil ein Bundesgesetz für 
gewichtiger gehalten wird als ein anderes, deshalb 
werden minderjährige Jungen schlechtergestellt als 
gleichaltrige Mädchen.  
 
Das, meine Damen und Herren, entspricht unseres 
Erachtens weder den Bestimmungen des allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes noch der UN-Kin-
derrechtskonvention. Warum also verhält sich die 
deutsche Politik so? Haben nicht Jungen den glei-
chen Anspruch auf Schutz des Kindeswohls? Sind 
sie nicht auch, genau wie Mädchen, durch den Kin-
der- und Jugendschutz zu behüten? In der Frage 
der Schlechterstellung männlicher unbegleiteter min-
derjähriger Flüchtlinge - übrigens ein Wortungetüm, 
das nur deutschen Juristen einfallen kann - und zur 
Frage der Ungleichbehandlung jugendlicher Flüchtlin-
ge streiten sich nämlich auf der Bundesebene die Ex-
perten. Ich bin gespannt, wie Sie mit dieser Mitnah-
me, Frau Stauche, dann zurande kommen. Der In-
nenminister meint nämlich, die Asylgesetzgebung 
gehe vor. Hätte man die Bundesministerin für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend, Frau von der 
Leyen, gefragt, die hätte wahrscheinlich anders ge-
antwortet. Für Frau von der Leyen wäre wahrschein-
lich das Kindeswohl ausschlaggebend und selbst-
verständlich, würde zumindest ich meinen. 
 
Meine Damen und Herren, auch wenn es sich ak-
tuell um nur fünf männliche unbegleitete Flüchtlinge 
handelt, ist diese Ungleichbehandlung ein Skandal. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das Kindeswohl und der Kinder- und Jugendschutz 
gehen vor, egal welcher Herkunft ein Kind ist. Es ist 
ein Kind und damit besonders schutzbedürftig. Und 
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Kostenargumente oder der mögliche Ausgang des 
Asylverfahrens dürften hier keine Rolle spielen, zu-
mal es sich lediglich, Frau Pelke hat darauf hinge-
wiesen, um fünf Fälle handelt. Unsere Fraktion be-
grüßt das Angebot eines Vertreters des Innenmi-
nisteriums vom Januar, bei künftigen Fällen die Ju-
gendlichen wenigstens in Gemeinschaftsunterkünf-
ten mit guter Sozialbetreuung unterzubringen. Das 
kann aber nur eine Zwischenlösung und eigentlich 
nur eine Notlösung sein, so lange, bis eine richtige, 
menschenwürdige Lösung gefunden ist. Eine sol-
che menschenwürdige Lösung hat zumindest in ih-
rem Verantwortungsbereich die Thüringer Landes-
regierung in der Hand. Bei Kindern und Jugend-
lichen muss im Sinne des Kindeswohls das Kinder- 
und Jugendhilferecht den Vorrang vor ausländer-
rechtlichen Normen haben. Einen Vorrang ausländer-
rechtlicher Bundesregelungen vor dem Kinder- und 
Jugendhilfegesetz darf es nicht geben. Deshalb bitte 
ich Sie, unseren Antrag für einen wirksamen Schutz 
minderjähriger Flüchtlinge zu unterstützen und die 
Landesregierung zu beauftragen, zum einen hier in 
Thüringen den Rechten Minderjähriger zur Geltung 
zu verhelfen und sich zum anderen im Bundesrat 
dafür einzusetzen, dass den im Kinder- und Jugend-
hilfegesetz normierten Schutzregelungen für Min-
derjährige der Vorrang vor anderen Gesetzen ge-
geben wird. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Redeanmeldungen von Abgeordneten lie-
gen mir nicht vor. Für die Landesregierung hat das 
Wort Staatssekretär Hütte. 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, die Situation unbegleiteter min-
derjähriger Flüchtlinge ist im Gleichstellungsaus-
schuss am 15. Januar in der Tat schon ausführlich 
erörtert worden. Wir haben - auch das ist schon 
gesagt worden - zu Recht einen gewissen Wider-
spruch zwischen bundesrechtlichen Vorschriften. 
Die Bundesregierung hat im Rahmen einer parla-
mentarischen Anfrage kürzlich noch mal ausdrück-
lich ausgeführt, dass die Schutzbestimmungen des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes gegenüber den Vor-
schriften des Asylverfahrensrechts keine Ausnah-
meregelung darstellen. Das hat auch nicht mit Will-
kür zu tun und ist auch nicht zwingend ein Verstoß 
gegen das Kindeswohl, Herr Hahnemann, sondern 
das sind schlicht auch juristische Auslegungsinstru-
mentarien, nämlich dass das Asylrecht hier als lex 
specialis zum Kinderjugendhilfegesetz anzuwenden 
ist. Im Hinblick auf diese Rechtslage, auf diesen Wer-
tungswiderspruch beschreitet Thüringen im Übri-

gen im Interesse der jungen Flüchtlinge seit Jahren 
einen pragmatischen Weg. Das bedeutet im Ein-
zelnen, dass die unbegleiteten weiblichen Flüchtlinge 
bis zum 18. Lebensjahr in Einrichtungen der Ju-
gendhilfe bleiben, um sie insbesondere - auch das 
ist bereits gesagt worden - speziell vor sexuellen 
Übergriffen innerhalb der Gemeinschaftsunterkünf-
te zu schützen. Aber auch die über 16-jährigen männ-
lichen Flüchtlinge werden nur dann auf die Landkreise 
und kreisfreien Städte verteilt, wenn die Jugendhilfe-
einrichtungen keinen Bedarf für eine weitere Inobhut-
nahme sehen. Zudem werden diese jungen Flüchtlin-
ge nur in die Kommunen verteilt, die über eine gute 
Betreuungsinfrastruktur verfügen. Und in der Tat, 
wir haben nach der Sitzung des Gleichstellungsaus-
schusses, nämlich mit Datum vom 16. Januar, dies 
auch noch mal ausdrücklich als Vorgabe und als Er-
lass an das Landesverwaltungsamt so geschrieben.  
 
Die Auffassung, wonach diese Verfahrensweise et-
wa den Bestimmungen des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes widerspreche, teile ich nicht. 
Selbstverständlich lässt auch das Gleichbehand-
lungsgesetz eine differenzierte Behandlung zu, so-
fern ein sachlicher Grund dafür vorliegt. Die beson-
dere Gefährdungssituation der weiblichen unbeglei-
teten Flüchtlinge unter 18 Jahren ist ein solcher Dif-
ferenzierungsgrund. 
 
Meine Damen und Herren, wir sind uns gleichwohl 
alle einig, dass alles getan werden muss, um die bei 
uns lebenden minderjährigen Flüchtlinge wirksam 
zu schützen und das geschieht auch. Der in Thü-
ringen von mir beschriebene praktizierte Umgang 
mit unbegleiteten minderjährigen Asylbewerbern wird 
diesem Anspruch, den der Antrag auch hat, gerecht. 
Die Landesregierung hält eine Bundesratsinitiative 
deshalb derzeit nicht für aussichtsreich und auch 
nicht für so dringlich, dass Thüringen hier einen Al-
leingang machen sollte, allein schon mit Blick auf 
den Rest und auf die kurze Zeit der noch verblei-
benden Legislaturperiode des Bundestags. Im Üb-
rigen arbeitet bereits eine länderübergreifende Ar-
beitsgruppe an Vorschlägen, wie man diesen Wider-
spruch zwischen dem Kinder- und Jugendhilferecht 
und dem Asylverfahrensrecht harmonisieren kann 
und ich hoffe, dass da in absehbarer Zeit - das ist 
unser aller Hoffnung - dieser Widerspruch auch aus-
geräumt wird. Ich schlage daher vor, den Antrag der 
Fraktion DIE LINKE abzulehnen. Vielen Dank. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Staatssekretär, lassen Sie noch eine Frage des 
Abgeordneten Dr. Hahnemann zu? 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Ja. 
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte, Dr. Hahnemann. 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Herr Staatssekretär, ich habe eine Verständnisfra-
ge zu dem, was Sie eben gesagt haben. Muss ich 
Ihre Ausführungen so eng interpretieren, dass die 
Anwendung des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes in der Weise vorgenommen wird, dass 
Mädchen bevorzugt werden, und wenn es das Prob-
lem einer Gefahr eventueller sexueller Missbrauche 
nicht gäbe, auch Mädchen in die Gemeinschafts-
unterkünfte eingewiesen würden? 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Nein. Ich sehe hier zunächst gar nicht den Anwen-
dungsbereich des Gleichbehandlungsgesetzes er-
öffnet. Die generelle Vorgabe ist, das gilt sowohl für 
Jungen als auch für Mädchen, grundsätzlich das 
Asylverfahrensrecht. Wir haben hier nur in der prak-
tischen Anwendung dieser besonderen Gefährdungs-
situation bei Mädchen Rechnung getragen. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Dann 
kann ich die Aussprache schließen. Ich frage jetzt 
noch mal nach: Ist Ausschussüberweisung bean-
tragt worden? Das ist nicht der Fall. Damit können 
wir direkt über den vorliegenden Antrag abstimmen. 
Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE in Druck-
sache 4/4909 zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? Danke. 
Stimmenthaltungen? Keine Stimmenthaltung, dann 
ist der Antrag mit Mehrheit abgelehnt worden und 
ich schließe diesen Tagesordnungspunkt. 
 
Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 35 
 

Wiederbelebung der Vermö- 
gensteuer zur Abfederung  
der Folgen der Finanz- und  
Wirtschaftskrise 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/4925 - 

 
Eine Begründung ist seitens der SPD nicht angemel-
det worden. Demzufolge kann ich gleich die Ausspra-
che eröffnen. Als erster Redner hat sich Abgeord-
neter Huster, Fraktion DIE LINKE, zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Huster, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, angesichts der Zeit will ich das Thema kurz 
behandeln, auch, weil wir uns ja in der letzten Sit-

zung etwas grundsätzlicher mit all diesen Fragen 
von Einnahmen und Ausgaben in öffentlichen Haus-
halten beschäftigt haben. Ich finde es wichtig, dass 
die SPD das Thema Vermögensteuer in den Thü-
ringer Landtag bringt auch vor dem Hintergrund, dass 
sich die CDU bisher immer gegen solche und ähn-
liche Versuche der Umverteilung von oben nach un-
ten gewehrt hat und eine politische Auseinanderset-
zung in dieser Frage aus meiner Sicht auch eine Zu-
kunftsfrage schlechthin ist für Gerechtigkeit und für 
die öffentlichen Haushalte.  
 
Allerdings ist es so, wie die Kollegen der SPD-Frak-
tion das Thema anpacken, nicht besonders glaub-
würdig. Ich will erinnern: Im Jahr 2005 kurz vor den 
Bundestagswahlen haben Sie in einer ähnlichen Me-
thodik das Thema „Reichensteuer“ entdeckt. Wenn 
man sich die Einnahmen heute anschaut, kann man 
das schon durchaus als einen halbherzigen Versuch 
bezeichnen, ein Gerechtigkeitsthema zu besetzen. 
Sie hatten beim Thema „Vermögensteuer“ 1998 mit 
der gewonnenen Bundestagswahl selbst die Mög-
lichkeit, die Vermögensteuer wieder einzuführen. Sie 
haben durch Ihre Beteiligung jetzt in der Bundesre-
gierung auch nach wie vor die Möglichkeit, das noch 
in dieser Legislatur in der Bundesregierung offen-
siv zu thematisieren. Bitte und Aufforderung von un-
serer Seite wäre, das dort auch dringend und in-
tensiv anzunehmen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Des Weiteren, werte Kollegen, die Position der 
LINKEN ist bekannt. Wir wollen die Vermögensteuer, 
aber wir wollen sie auf keinen Fall so, wie Sie sie 
hier skizziert haben. Wir wollen die Umverteilung von 
oben nach unten, aber auch nicht so, wie Sie es hier 
skizziert haben in dieser Ausschließlichkeit, sondern, 
um es kurz zu machen, wir wollen die Vermögen-
steuer als einen Regelfall zur Umverteilung, zur ge-
rechten Verteilung von oben nach unten, vergleich-
bar beispielsweise mit einer Börsenumsatzsteuer, 
die wir auch als Regelfall zur Finanzierung der öf-
fentlichen Haushalte einsetzen wollen, und um An-
reiz zu schaffen, Kapital in reale Investitionen zu 
lenken und weg von Spekulation. Wir glauben, dass 
die Krisenbewältigung, die Sie als Begründung für 
Ihren Antrag anführen, eher eine besondere, sicher-
lich zeitlich begrenzte Maßnahme erfordert, nämlich 
eine besondere Millionärsteuer, die ich jetzt nicht 
im Detail aufgrund der gebotenen Zeit erläutern will, 
aber die zumindest deutlich macht, dass die Mit-
verursacher oder ein Teil der Hauptverursacher die-
ser schweren Wirtschafts- und Finanzkrise sich auch 
an der Bewältigung der Schäden finanziell mit be-
teiligen müssen.  
 
Die Vermögensteuer, um es noch einmal abschlie-
ßend zu sagen, ist für uns ein Regelfall, um Aus-



10662 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 
 
 
wüchse dieser Art, wie wir sie jetzt erleben, über-
haupt nicht entstehen zu lassen, sondern generell 
eine gerechte Verteilung in der Gesellschaft zu or-
ganisieren. Aus diesen gesagten Gründen empfeh-
le ich meiner Fraktion die Enthaltung zu Ihrem An-
trag. Danke schön.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Wehner, CDU-Fraktion.  
 
Abgeordneter Wehner, CDU: 
 
Frau Präsidentin, werte Kollegen, ich versuche, mich 
auch kurzzufassen. Herr Huster, wir werden uns 
nicht enthalten können, wir werden bei dieser Vor-
lage dagegen stimmen müssen.  
 
Ich darf zunächst vielleicht einmal mit einem Vor-
urteil aufräumen. Die Vermögensteuer impliziert im-
mer, dass das deutsche Steuerrecht völlig ungerecht 
wäre. Sie sollten sich einfach immer mal vor Augen 
führen, dass 10 Prozent der Steuerpflichtigen des 
oberen Einkommensbereichs über 50 Prozent der 
Steuern zahlen und dass die unteren 50 Prozent 
ca. 5 Prozent des Steueraufkommens zahlen.  
 

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE) 
 
Ja, über die Vermögen können wir jetzt gleich noch 
reden. Da stellt sich die Frage: Was ist Vermögen 
überhaupt? 1995 hat das Bundesverfassungsgericht 
vor allen Dingen zwei Punkte kritisiert, zum einen 
die Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes, weil Ver-
mögen an Immobilien beispielsweise, an Feld, Wald, 
Kunstgegenständen oder auch betriebliches Ver-
mögen bei der Bewertung im Vergleich zu Bargeld, 
zu Cashpositionen relativ schwierig sind und auch 
ein weites Feld für Bewertungsabschläge letztend-
lich zulassen. Als zweites Grundproblem haben sie 
damals auch festgestellt, dass die Gesamtbelastung 
eines Steuerpflichtigen 50 Prozent nicht überstei-
gen sollte bei einem Spitzensteuersatz von 45 Pro-
zent, dazu kommen noch andere Steuern, wie z.B. 
die Grundsteuer, Gewerbesteuer usw. kann man 
mit der Vermögensteuer leicht die 50-Prozent-Mar-
ke überschreiten und dann haben wir vielleicht ir-
gendwann mal wieder Zustände wie zu DDR-Zei-
ten, als es im betrieblichen Bereich Steuersätze von 
bis zu 96 Prozent gab, die eine Wirtschaft völlig zum 
Erliegen bringen. Die Lehren sollten Sie eigentlich 
gezogen haben.  
 
Ich sage an dieser Stelle auch, es gibt einige sys-
tematische Probleme. Die Vermögensteuer ist eine 
reine Substanzsteuer. Das heißt, Sie müssen aus 
diesem Vermögen überhaupt gar keine Gewinne 

mehr erzielen. Als Beispiel das Autohaus, das be-
wertet ist in den Büchern, es sind ja Freibeträge 
vorgesehen - da gibt es die unterschiedlichsten Pa-
piere seitens der SPD. Eines, das ich gelesen ha-
be, war, dass man ca. eine halbe Million Freibetrag 
einräumen wollte. Aber dass eine halbe Million, 
also 500.000 €, gar nicht so viel ist bei einer Per-
sonengesellschaft als Unternehmen, das dürfte auch 
jedem klar sein -, das Autohaus wird also bewertet 
mit diesem Vermögen Baukörper, Ausrüstung usw., 
macht aber überhaupt keine Gewinne mehr. Was 
wäre die Folge der Vermögensteuer? Sie steuern 
ihm die Substanz auch noch weg. Der zahlt also 
Steuer, obwohl er gar keine Erträge aus seinem Ver-
mögen momentan erzielt. Das ist ein völlig syste-
matischer Fehler.  
 
Dann gibt es auch das Erhebungsproblem. Es ist 
immer wieder diskutiert worden, dass die Vermö-
gensteuer vermutlich je nach Modell - es sind da 
unterschiedliche Freibeträge diskutiert worden, das 
hatte ich schon gesagt - ca. 11 Mrd. € Einnahmen 
bringen könnte. Wenn man dann aber davon ab-
zieht, dass man die Einkommen- und die Körper-
schaftsteuer darauf anrechnen kann, bleiben dem 
Fiskus Beträge zwischen 4 und - großzügig gerech-
net - etwa 8 Mrd. €. In diesem Bereich müssten wir 
dann die Erhebungskosten noch abziehen, die Fi-
nanzverwaltung müsste aufgestockt werden. Vermut-
lich würde sich auch der Privatmann einen Steuer-
berater leisten. Steuerberatungskosten wären hier 
auch wieder absetzbar, so dass die Erträge aus der 
Vermögensteuer nach den Modellen, die zumindest 
gegenwärtig diskutiert werden, auch sehr, sehr strittig 
sind. Es bleibt aus meiner Sicht dabei, die Vermö-
gensteuer wäre vor allen Dingen ein Konjunkturpro-
gramm für Steuerberater. Das ist eigentlich eine Be-
rufsgruppe, die wir als Politik nicht unbedingt unter-
stützen sollten.  
 
Dann gibt es noch ein drittes systematisches Prob-
lem aus meiner Sicht, das ist der Standortwettbe-
werb. Jetzt kann ich Deutschland unabhängig von 
allen anderen Ländern Europas betrachten, aber 
wenn gerade in letzter Zeit zumindest Schweden, 
Finnland es schon abgeschafft haben, Spanien mei-
nes Wissens die Vermögensteuer auch abschaffen 
wollte, sollte uns das doch zu denken geben, denn 
Vermögen sind nicht ortsgebunden, die können auch 
leicht verlagert werden. Das Ergebnis eines Steuer-
wettbewerbs, wenn man das im europäischen Raum 
nicht einheitlich lösen würde, ist doch auch voll-
kommen klar. Wer hier als Erster wieder anfängt, 
diese Steuer einzuführen, der wird eine Steuerflucht 
erleben. Die Erträge würden dann in keinster Wei-
se mehr in einem deutschen Steuersystem ankom-
men, wie Sie prophezeien.  
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Es gibt noch ein viertes systematisches Problem. 
Zu Recht wurde in der Vergangenheit darauf hin-
gewiesen, dass Einkünfte aus Kapitalerträgen, also 
Aktienbesitz, wenn sie über die Haltezeit von einem 
Jahr im Prinzip erfolgten, steuerfrei waren. Das war 
sicherlich eine gewisse Ungerechtigkeit, die man nur 
über eine Vermögensteuer hätte abgreifen können, 
aber auch dieses Problem ist mittlerweile steuer-
seitig anders gelöst. Durch die Einführung der Ab-
geltungssteuer macht sich auch hier die Vermögen-
steuer entbehrlich.  
 
Ich kann hier zusammenfassend - ich habe verspro-
chen, es kurz zu machen - den Antragstellern nur 
noch einmal empfehlen, die Finger davon zu las-
sen. Einer Ihrer Vorreiterinnen war die hessische 
SPD-Politikern Ypsilanti, die sich dafür maßgeblich 
ins Zeug gelegt hat; sie ist auf anderen Gebieten 
auch gescheitert, sie wäre vermutlich auch auf dem 
Gebiet der Vermögensteuer gescheitert. Das Argu-
ment, was Herr Huster hier schon gebracht hat, das 
muss sich der Antragsteller auch immer wieder sa-
gen lassen. Als man Rot-Grün in Bundesverantwor-
tung hatte, wäre Zeit genug gewesen, wenn man eine 
solche Steuer gewollt hätte, diese auch einzuführen. 
Die Frage bleibt offen, warum es damals nicht ge-
macht wurde. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Als nächster Redner folgt Dr. Pidde, SPD-Fraktion.  
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Ver-
mögen in Deutschland sind wesentlich ungleicher 
verteilt als die Einkommen. Als Grundlage für mei-
ne Aussage nehme ich Fakten vom Deutschen Insti-
tut für Wirtschaftsforschung. Rund zwei Drittel der 
Bevölkerung verfügen über kein oder nur über sehr 
geringes Vermögen. Dagegen verfügen 10 Prozent 
der Deutschen über rund 70 Prozent des Vermö-
gens. Hinzu kommt noch ein West-Ost-Gefälle; die 
Westdeutschen besitzen im Durchschnitt mehr als 
doppelt so viel Vermögen als Ostdeutsche. Vor die-
sem Hintergrund ist es eine Frage der Gerechtig-
keit, dass große Vermögen zur Finanzierung der Auf-
gaben des Staates herangezogen werden.  
 
Meine Damen und Herren, die Reaktivierung der Ver-
mögensteuer bedarf der Zustimmung von Bundes-
tag und Bundesrat. Deshalb haben wir den Antrag 
an die Landesregierung gestellt mit dem Wunsch, 
dass sie sich im Bundesrat für eine Initiative einsetzt, 
für eine verfassungskonforme Novellierung des Ver-
mögensteuergesetzes. Wir meinen das ganz spe-
ziell für private Vermögen; so geht das auch aus 

unserem Antrag hervor. Der Vergleich mit dem Au-
tohaus vorhin, das wollen wir ganz bewusst aus-
klammern - die Betriebsvermögen ausklammern bzw. 
eine möglichst weitgehende Befreiung für Betriebs-
vermögen vorsehen. Es macht ja keinen Sinn, wenn 
einerseits Unternehmenssteuern in den zurücklie-
genden Jahren massiv gesenkt worden sind und wir 
andererseits die Unternehmen dann wieder mit Ver-
mögenssteuer belasten. Gerade in den neuen Bun-
desländern würde es die Unternehmen behindern, 
ihre oft zu geringe Eigenkapitalquote zu erhöhen. 
Deshalb wollen wir die Konzentration auf private Ver-
mögen.  
 
Meine Damen und Herren, noch drei Sätze zur 
Historie. Zunächst gab es ja verschiedene einma-
lige Vermögensabgaben und dann wurde 1922 die 
einheitliche Reichsvermögenssteuer eingeführt und 
mit dem Grundgesetz 1949 wurde daraus geregelt, 
dass der Bund die Gesetzgebung erhält und die Län-
der das Aufkommen an der Vermögenssteuer. Mit 
dem Einigungsvertrag in den neuen Bundesländern 
wurde festgelegt, dass die Erhebung der Vermö-
genssteuer ausgesetzt wurde und so wurde sie in 
den neuen Bundesländern und auch in Thüringen 
nie erhoben. Herr Wehner hat auf das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts von 1995 hingewiesen. 
Dort wurde entschieden, dass das Vermögenssteuer-
recht mit dem Gleichheitsgrundsatz unvereinbar ist, 
dass es bis zum 31. Dezember 1996 noch angewen-
det werden darf und in dem Zeitraum novelliert wer-
den sollte. Gründe waren die unterschiedliche Bewer-
tung von Sach- und Geldvermögen, das ist genannt 
worden. Die damalige CDU-Bundesregierung unter-
ließ aber eine Novellierung und so ist das Gesetz ein-
fach ausgelaufen. Zum Aufkommen für Thüringen gibt 
es keine verlässlichen Angaben, die Steuer wurde ja 
in den neuen Bundesländern nicht erhoben. Ein mög-
liches Aufkommen wäre abhängig einmal vom ge-
wählten Anrechnungsverfahren und andererseits von 
den entsprechenden Freibeträgen. Sicher wäre der 
Steuerertrag für Thüringen relativ gering, aber die 
Auswirkung im Länderfinanzausgleich doch beträcht-
lich, weil Thüringen dann mit erheblichen Mehrein-
nahmen rechnen könnte. Auf eine Kleine Anfrage 
hat die Finanzministerin kürzlich geantwortet, dass 
sie die Auswirkungen auf 40 bis 50 Mio. € pro Jahr 
im Länderfinanzausgleich zugunsten von Thüringen 
schätzt.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben den Antrag 
nicht gestellt, weil die Wahlen bevorstehen und nicht, 
weil wir das nicht auch vor einem Vierteljahr oder 
in einem Vierteljahr oder sonst hätten machen kön-
nen. Die internationale Krise fordert den deutschen 
Staat und auch den Freistaat Thüringen bis an die 
Grenzen seiner Belastbarkeit. Wir wissen noch gar 
nicht, wie weit diese Forderungen noch gehen wer-
den. Vor diesem Hintergrund und im Interesse ei-
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ner gerechten Lastenverteilung der Bürgerinnen und 
Bürger in Deutschland ist die Wiederbelebung der 
Vermögenssteuer gerechtfertigt. Die möglichen Ein-
nahmen sollen Steuerausfälle infolge der Finanz- 
und Wirtschaftskrise abfedern und damit wichtige 
Zukunftsinvestitionen der Länder sichern. Deshalb 
fordern wir die Landesregierung auf, sich im Bun-
desrat entsprechend unseres Antrags einzusetzen. 
Vielen Dank. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Redeanmeldungen von Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Das Wort hat Finanzministerin Diezel. 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Rufe nach der Vermögenssteuer sind 
in der SPD ungefähr so alt wie das einschlägige Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Juni 
1995. Der letzte Versuch stammt vom Jahr 2002, als 
die damaligen Ministerpräsidenten aus Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen, wie Sigmar Gabriel 
und Peer Steinbrück, beides damals SPD-Länder, 
8 bis 9 Mrd. € erheben wollten. Damals machte sich 
der SPD-Ministerpräsident Kurt Beck intensiv be-
kannt als Gegner dieser Vermögenssteuerpläne. Er 
favorisierte die Abgeltungssteuer. Auch die beiden 
Urheber, Gabriel und Steinbrück, verzichteten dann 
zugunsten der Abgeltungssteuer auf die Einführung 
der Vermögenssteuer.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswe-
gen wundert es mich schon, dass die SPD-Länder 
zum damaligen Zeitpunkt ihren Antrag im Bundesrat 
zurückgezogen haben und sie jetzt, nach Einführung 
der Abgeltungssteuer und nach der Reform der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer und ebenfalls nach 
der Erhöhung der Grunderwerbssteuer - die damals 
die Gegenfinanzierung war - von 2 auf 3,5 Prozent, 
die CDU-regierten Bundesländer auffordern, diese 
Vermögenssteuer wieder einzuführen. Das verstehe 
ich nicht ganz von der Chronologie.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, schaut 
man sich diese Gegenfinanzierung an, Grunder-
werbssteuer 1,5 nach oben und Vermögenssteuer, 
Sie haben selbst gesagt, ca. 40 bis 50 Mio. €, je 
nachdem, was man erhebt, auch wenn man das 
betriebliche Vermögen herausrechnet, das muss 
man ja bedenken, auch nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zur Vermögenssteuer, kom-
men wir dazu, dass wir eventuelle potenzielle Mehr-
einnahmen bei der Vermögenssteuer von ca. 40 bis 
50 Mio. € hätten. Wenn wir aber dann auf die Ge-
genfinanzierung, die wir schon mal bekommen ha-

ben, von 1,5 Prozent Grunderwerbssteuer verzichten 
müssten, von der bekommen wir nämlich im Län-
derfinanzausgleich und eigenes Einkommen 66 Mio. 
€. Deswegen meine Frage an die SPD: Was wollen 
Sie denn? Ich glaube, es ist richtig, Abgeltungssteuer, 
die wir jetzt haben, wir haben die Erhöhung der 
Grunderwerbssteuer, wir haben die Reichensteuer, 
die 3 Prozent von 42 auf 45 Prozent des Spitzen-
steuersatzes. Deswegen Vermögensteuer, das ist für 
mich nicht nachvollziehbar. Wollen Sie die Rücknah-
me der Grunderwerbssteuer oder wollen Sie es ein-
fach als Ertragssteuer noch obendrauf? Wenn Sie es 
als Ertragssteuer, als Substanzsteuer obendrauf wol-
len, dann machen Sie natürlich alles, was Investo-
ren betrifft, eine große Verunsicherung geltend. Denn 
gerade diejenigen, die wir jetzt brauchen, private In-
vestoren, die ihre Substanz an Vermögen haben und 
es auch einsetzen sollen, deswegen degressive Ab-
schreibung und deswegen diese ganzen Gesetzes-
änderungen im Konjunkturpaket I und II, die verun-
sichern Sie. Wir brauchen jetzt private Investoren. 
Es ist richtig, was der G 20-Gipfel jetzt in London 
verabschiedet hat. Das sind nämlich die richtigen 
Folgen und die richtigen Lehren aus der Finanzmarkt-
krise: Austrocknen der Steueroasen, ich nenne nur 
schwarze Liste, graue Liste, weiße Liste, die Besteue-
rung aller, also keine Steuerflucht mehr in solche 
Steueroasen, denn das bringt auch Steueraufkom-
men in Deutschland, die Kontrolle des Finanzsys-
tems. Und weil Sie auch gleichzeitig in Ihrem Wahl-
programm die Börsenumsatzsteuer fordern: Ja, es 
gibt in England Börsenumsatzsteuer, es gibt in Ame-
rika Börsenumsatzsteuer, die hat aber diese Aus-
wüchse an den Börsen und am Finanzmarkt nicht 
verhindert. Es ist also nicht das geeignete Mittel, 
sondern Transparenz, Kontrolle, Regulierung interna-
tional, Stärkung des IWF, Austrocknung der Steuer-
oasen - das sind die richtigen Mittel und Wettbe-
werbsfähigkeit bei den privaten Investoren. Deswe-
gen werden wir Ihren Antrag ablehnen, weil er zum 
einen steuersystematisch nicht richtig ist und zum 
anderen die ganze Genese auch in Ihrer eigenen 
Antragstellung, in Ihrer eigenen Partei nicht mehr 
nachvollziehen lässt. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Frau Ministerin, lassen Sie noch eine Fragestellung 
von Herrn Huster zu? 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Ja. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte, Herr Abgeordneter Huster. 
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Abgeordneter Huster, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Ministerin. Habe ich Sie eben richtig ver-
standen, dass Sie sich jetzt ausdrücklich für das Aus-
trocknen von Steueroasen ausgesprochen haben. 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Das haben wir schon immer. 
 
Abgeordneter Huster, DIE LINKE: 
 
Darf ich noch eine Frage stellen? 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Bitte. 
 
Abgeordneter Huster, DIE LINKE: 
 
Habe ich falsch im Gedächtnis, dass Sie vor weni-
gen Plenarsitzungen hier einen diesbezüglichen An-
trag im Thüringer Landtag noch abgelehnt haben? 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Das hat aber nichts damit zu tun, dass wir Ihre An-
träge, wie sie formuliert sind, ablehnen, weil es darum 
geht, international Steueroasen auszutrocknen, da 
unterstützen wir die Kanzlerin gemeinsam mit dem 
Finanzminister Steinbrück, aber nicht Ihre Anträge 
hier im Landtag. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache und wir kommen zur Ab-
stimmung. Es ist keine Ausschussüberweisung be-
antragt worden. Demzufolge können wir direkt über 
den Antrag abstimmen. Wer dem Antrag der SPD-
Fraktion in Drucksache 4/4925 zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. Ge-
genstimmen? Danke. Stimmenthaltungen? Bei einer 
Vielzahl von Stimmenthaltungen ist der Antrag mit 
Mehrheit abgelehnt worden und ich kann diesen 
Tagesordnungspunkt schließen.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 36 
 

Kulturwirtschaftsbericht für  
Thüringen 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 4/4929 - 

 
Mir ist signalisiert worden, dass es eine fraktions-
übergreifende Einigung gibt, dass sowohl der So-
fortbericht als auch die Aussprache zum Sofortbe-

richt in öffentlicher Sitzung im Ausschuss für Wis-
senschaft, Kunst und Medien durchgeführt wird. Ich 
frage noch einmal ausdrücklich: Ist dem so, gibt es 
das fraktionsübergreifende Einverständnis? Dem ist 
so, dann verfahren wir auch so und können dem-
zufolge auch diesen Tagesordnungspunkt jetzt be-
reits wieder schließen.  
 
Damit rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 38 
 

Rahmenvereinbarung für GEZ- 
Gebühren der Freiwilligen Feuer- 
wehren 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/4979 - 

 
Begründung ist nicht angezeigt worden. Ich eröffne 
die Aussprache. Das Wort hat als Erster Abgeord-
neter Seela, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Seela, CDU: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
erst die gute Nachricht, es freut uns außerordent-
lich, also die CDU-Fraktion, dass Sie auch jetzt ein 
Herz gefunden haben für die freiwillige Feuerwehr, 
das sah in den letzten Jahren ja nicht ganz so aus. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Es freut uns außerordentlich. Die weitere gute Nach-
richt ist, dass Sie in der Tat hier ein Problem ange-
sprochen haben, was auch uns seit längeren Jah-
ren unter den Nägeln brennt. Es ist in der Tat ein 
Problem bei den freiwilligen Feuerwehren hier GEZ-
Gebühren zu bezahlen für die Rundfunkempfangs-
geräte. Man muss bedenken, dass die freiwilligen 
Feuerwehren nicht vergleichbar sind mit einem Ke-
gelverein. Nichts jetzt gegen einen Kegelverein, aber 
die freiwilligen Feuerwehren haben doch einen wich-
tigen gesellschaftlichen Auftrag wahrzunehmen, müs-
sen Leben retten, müssen schützen vor Brand und 
Gefahr. Sie haben ein vielfältiges Einsatzgebiet und, 
ich denke einmal, es ist vernünftig, hier in diesem 
Bereich etwas zu tun.  
 
Jetzt aber die schlechte Nachricht: Natürlich, wir 
haben jetzt den April und alle wissen, dass es kurz 
vor den Kommunalwahlen ist und nicht mehr lange 
bis zur Landtagswahl, das ist ganz klar, dass DIE 
LINKE oder frühere PDS natürlich jetzt mit Wahl-
kampfgeschenken in das Rennen gehen möchte und 
ihre Geschenke verteilen möchte, wie sie das schon 
immer getan hat, 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
sie fragt nicht, wie teuer das ist, sie fragt nicht, wer 
das bezahlen soll und das ist eben das Problem 
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und darin unterscheiden wir uns auch. Wir fragen 
schon, wo das Geld herkommen soll? Wir fragen 
schon, wie teuer das ist und deswegen kann ich 
jetzt gleich vorab sagen, dass wir diesem Antrag, 
den wir als Schaufensterantrag hier auch bezeich-
nen, ablehnen werden. Zum Handwerklichen möchte 
ich auch sagen, er ist auch handwerklich nicht ganz 
korrekt. Sie wollen natürlich quasi über die Hinter-
tür über eine Rahmenvereinbarung einen geltenden 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag, einen Gebühren-
staatsvertrag, aushebeln. Das muss man wirklich 
so klar und deutlich sagen. Sie wollen mit ihrer Rah-
menvereinbarung diesen Gebührenstaatsvertrag, den 
wir erst vor kurzem hier in diesem Hause verabschie-
det bzw. genehmigt haben, aushebeln, umgehen. 
Das ist die falsche Verfahrensweise und darüber 
hinaus frage ich mich schon, wie eine Bundesrats-
initiative hier auf die Gebühren Einfluss nehmen soll. 
Auch das ist für mich ein Problem, denn Sie müssen 
wissen, ich weiß, dass Sie das wissen, Herr Blech-
schmidt, dass die Gebührengeschichte natürlich über 
die Rundfunkreferenten und dann über die Minister-
präsidentenkonferenz ausgehandelt wird. Hier haben 
Sie nicht ganz ausgeschlafen, denn Sie wissen ja 
auch, dass wir im Dezember letzten Jahres dieses 
hier verhandelt haben und bis dahin ja eigentlich Zeit 
war, auch das einzubringen. Wir hätten das im letz-
ten Jahr auch diskutieren können, da haben Sie es 
leider nicht gemacht, es waren ja auch keine Wahlen, 
aber dieses Jahr sind die Wahlen und deswegen 
passt es schon. Schon aus juristischen Gründen 
müssen wir es ebenfalls ablehnen. Wir lehnen es 
auch ab aufgrund der Verfahrensweise, es ist der 
vollkommen falsche Weg. Aber, das will ich auch 
sagen, wir werden dieses Problem aufnehmen und 
wir wissen auch, weil wir es schon längst aufge-
nommen haben, da brauchen wir nicht DIE LINKE, 
bis 2013 muss ein neues Modell erarbeitet werden, 
ein neues Rundfunkgebührenfinanzierungsmodell. 
Ich denke, das ist sehr wichtig, dass wir auch hier et-
was erreichen für die freiwilligen Feuerwehren, die wir 
nicht noch zusätzlich belasten wollen mit Gebühren-
zahlungen.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Blechschmidt zu? 
 
Abgeordneter Seela, CDU: 
 
Bitte, Herr Blechschmidt, immer. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Abgeordneter, bitte. 
 
 
 

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Danke, Kollege Seela. Geben Sie mir recht in der 
Annahme oder in der Feststellung, dass es ein Un-
terschied ist zwischen der Gebührenfestsetzung und 
den Gebührenbefreiungstatbeständen und dass die 
unterschiedlich in ihrer Bewertung und auch unter-
schiedlich in ihrer Festlegung sind? 
 
Abgeordneter Seela, CDU: 
 
Ja, ich bin ja auch darauf eingegangen. Ich habe ja 
anfangs gleich den Hauptgrund erwähnt, das ist 
ein Staatsvertrag, den Sie mit dieser Rahmenver-
einbarung - das können Sie nicht widerlegen, das 
ist geltendes Recht - umgehen. Damit haben Sie 
schon ein ganz großes Problem, was Sie mit Ihrer 
Bemerkung natürlich nicht begleichen und ausglei-
chen können. Das ist in der Tat ein ganz großes 
Problem. Ein weiteres Problem ist, was ist denn mit 
dem Technischen Hilfswerk. Wir reden über frei-
willige Feuerwehren, wir müssten auch über Sozial-
verbände reden. Auch hier wollen Sie nur einzelne 
Bausteine bearbeiten. Sie regeln damit nicht das 
Problem in Gänze und Sie schaffen auch Unmut in 
der Bevölkerung. Es ist nur halb fertig und nichts 
Ganzes und aus diesem Grunde werden wir Ihren 
Antrag ablehnen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Dr. Hahnemann, Frak-
tion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, sehr 
geehrter Herr Seela, ich kann nicht nachvollziehen, 
wie Sie darauf kommen, wie wir - sagen wir einmal 
in Abwandlung dessen, was Sie gesagt haben - kein 
Herz für die freiwilligen Feuerwehren bisher gehabt 
hätten. 
 

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU:  
Das habe ich gemerkt.) 

 
Entschuldigung, dass Sie etwas nicht merken, hat 
doch aber nichts mit der Wirklichkeit zu tun. 
 

(Heiterkeit und Beifall im Hause) 
 
Sie haben uns gegenüber den Vorwurf erhoben, wir 
würden den Staatsvertrag aushebeln. Ich glaube, 
Sie haben dann selbst gemerkt, dass Sie sich bei 
der Vokabel, zumindest was die Extention angeht, 
ein kleines bisschen vergaloppiert haben und sich 
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dann auf den Terminus „umgehen“ geflüchtet. Aber, 
ich glaube, auch das trifft es nicht. Wir versuchen, 
angesichts eines geltenden Staatsvertrags eine Lö-
sung vorzuschlagen, die mit dem Staatsvertrag selbst 
im Grunde genommen nichts zu tun hat, weil über 
eine Rahmenvereinbarung jemand anders ja zahlt. 
Das heißt, das ist keine Umgehung des Staatsver-
trags.  
 

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU: Das 
habe ich doch gleich am Anfang gesagt.) 

 
Ein Drittes: Herr Seela, den Antrag haben wir nicht 
gestellt wegen der Wahlen. Es gibt noch viel ba-
nalere Gründe, weshalb man einen Antrag stellen 
kann. Es ist im Grunde genommen eine Beauftra-
gung der Landtagsfraktionen gewesen, die unlängst 
beim parlamentarischen Abend von den Kamera-
dinnen und Kameraden der Feuerwehren an uns 
ergangen ist, die haben wir einfach einmal aufge-
griffen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir haben uns in der letzten Plenarsitzung ohne Not 
unterhalten können über einen Gesetzentwurf, der 
eine Ehrenpension regelt. Da waren wir uns in den 
Begründungen dafür, warum wir im Grunde genom-
men eine solche Regelung alle wollen, ziemlich einig. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 
zu? 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Ja, bitte. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte, Herr Abgeordneter Seela. 
 
Abgeordneter Seela, CDU: 
 
Herr Dr. Hahnemann, stimmen Sie mir zu, dass ich 
in meinen Ausführungen darauf eingegangen bin 
und gesagt habe, dass das Anliegen sehr legitim 
und berechtigt ist 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Da wollte ich gerade hin. 
 
Abgeordneter Seela, CDU: 
 
und gut ist und dass wir bis 2013, wenn wir nämlich 
über das neue Gebührenmodell diskutieren werden, 
darüber auch sprechen müssen. 

Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Es ist köstlich. Herr Seela, ich stimme mit Ihnen 
überein, wenn Sie mich danach fragen, ob Sie die-
ses gesagt haben. Ich stimme aber nicht mit Ihnen 
überein, wenn Sie daraus unterstellen, dass ich Lust 
hätte, zu Kameradinnen und Kameraden der Feuer-
wehren zu gehen und zu sagen, das machen wir 
alles im Jahre 2013. Dazu sind wir eben nicht bereit 
und deswegen dieser Antrag mit allen Mängeln, die 
er hat, auf die Sie auch hingewiesen haben, dass es 
auch noch andere Betroffene gibt. Aber ich kann doch 
nun nicht, bloß weil ich irgendwann einen Staatsver-
trag mal wieder verhandele, den Feuerwehrfrauen 
und Feuerwehrmännern sagen, es gibt bis dahin 
keine Alternative. Das ist nicht wahr und das bin ich 
bereit, den Leuten nicht zu sagen. Natürlich sind wir 
uns einig darin, welchen Dienst diese Männer und 
Frauen für uns tun. Wir sind uns darin einig, dass 
wir einen Weg finden sollten und wir sind der Mei-
nung, dass wir einen Weg finden könnten, dass sie 
nicht zur Kasse gebeten werden für Rundfunk- und 
Fernseheinrichtungen in ihren Fahrzeugen, die sie 
für ihren Dienst brauchen, die sie für ihre Qualifi-
zierung brauchen und die sie gegebenenfalls auch 
einfach mal brauchen, um auszuspannen in War-
tezeiten zwischen Einsätzen oder Ähnlichem.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Dazu besteht hier auch gar kein Dissens. Aber dann 
müssen wir einen Weg suchen und wir haben ein-
fach versucht, einen Weg vorzuschlagen. Ich glau-
be nicht, dass es richtig ist, zu sagen, wenn wir 2013 
ohnehin verhandeln, dann können wir das mit re-
geln oder zumindest versuchen mit zu regeln. Das 
halte ich nicht für solide Politik. Ich halte es auch 
nicht für solide Politik, diesen Antrag zu attackieren 
und zu sagen, nur weil es auch noch andere Berei-
che gibt, die einen ähnlichen Anspruch hätten, des-
wegen regeln wir den, für den wir eine Idee haben, 
nicht. Das ist, glaube ich, nicht die Aufgabe von Po-
litik, sich einfallen zu lassen, warum man ein Problem 
nicht löst, sondern das Umgekehrte ist der Fall.  
 
Uns ist klar, dass neben dem Technischen Hilfs-
werk, soziale Einrichtungen wie Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen u. Ä. ähnlich oder gleich be-
handelt werden könnten. Aber nur, weil wir dieses 
Problem im Paket derzeit nicht lösen, sollten wir nicht 
darauf verzichten, ein Problem, was wir lösen kön-
nen, zu lösen. Irgendwann, glaube ich, sollten Sie, 
Herr Seela, vielleicht im Jahre 2013 bei den Ver-
handlungen zum Staatsvertrag oder bei Nachver-
handlungen darauf drängen, dass wir eine haushalts- 
oder einrichtungsbezogene Gebührenpflicht haben 
und nicht mehr eine gerätebezogene. Aber das, was 
wir heute lösen könnten, sollten wir heute lösen. Ich 
glaube, dass die Feuerwehrfrauen und Feuerwehr-



10668 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 
 
 
männer genau dieses von uns erwarten, unabhän-
gig von Wahljahren.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat jetzt Abgeordneter Dr. Pidde, SPD-
Fraktion.  
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich glau-
be auch, wenn ich mir den Antrag anschaue, dass 
es nicht so sehr darum geht, ein Problem zu lösen, 
sondern Aktionismus vorzutäuschen. Anhand des 
Antrags möchte ich dies begründen. Der Antrag be-
steht aus zwei Teilen. Der erste Teil besagt, der 
Freistaat soll den freiwilligen Feuerwehren die GEZ-
Gebühren abnehmen. Tatsache ist aber, dass es 
gar nicht Sache der einzelnen Feuerwehren ist, son-
dern der jeweiligen Gemeinden. Nach dem Thürin-
ger Brand- und Katastrophenschutzgesetz sind die 
Kommunen zuständig. Städte und Gemeinden sind 
die Aufgabenträger für den Brandschutz und damit 
auch für die Kostentragung zuständig. Daher muss 
die jeweilige Gemeinde die Empfangsgeräte ihrer 
Freiwilligen Feuerwehren bei der GEZ anmelden 
und auch die hierfür fälligen Rundfunkgebühren ent-
richten. Eine direkte finanzielle Belastung der Frei-
willigen Feuerwehren durch GEZ-Gebühren ist dem-
nach - anders, als es in Ihrem Antrag suggeriert wird, 
wo steht, dies belastet die freiwilligen Feuerwehren 
nicht nur finanziell, und anders, als Herr Dr. Hah-
nemann das hier vorgetragen hat - gar nicht gege-
ben.  
 
Meine Damen und Herren, die Nachfrage beim Ge-
meinde- und Städtebund hätte schnell Klarheit ge-
bracht. Dort ist uns gesagt worden, ein vernünfti-
ger Grund für diese Initiative ist nicht erkennbar. 
Grundsätzlich stimmt der Gemeinde- und Städte-
bund zwar zu und sagt, warum denn nicht, aber es 
würde der Systematik des Kommunalen Finanzaus-
gleichs widersprechen. Die Kosten der Rundfunk-
gebühren sind nämlich in der Kostenerfassung bei 
der Berechnung für den Kommunalen Finanzaus-
gleich berücksichtigt. Sie werden den Kommunen 
in Form von Schlüsselzuweisungen bereits jetzt er-
stattet. Relativ abstrakt gesagt ist es so, dass die 
Aufwendungen der freiwilligen Feuerwehren schon 
heute durch das Land erstattet werden. Sie sind also 
im Kommunalen Finanzausgleich enthalten. Auch 
wenn wir mit Ihnen übereinstimmen, dass der Kom-
munale Finanzausgleich zu niedrig angesetzt ist, 
so steht das auf einem anderen Blatt. Eine direkte 
Zahlung durch das Land würde infolge dieser Über-
legung dann dazu führen, dass der Finanzbedarf der 
Kommunen gesenkt und zu einer Reduzierung der 

Mittel des Kommunalen Finanzausgleichs führen wür-
de. Das wollen Sie doch auch nicht.  
 
Dann schlagen Sie diese Rahmenvereinbarung, die 
Sie gerade eben noch einmal erläutert haben, zwi-
schen Land und GEZ vor. Einen derartigen Vertrag 
gibt es in keinem anderen Bundesland, es wäre also 
ein vollkommenes Novum. Im Rundfunkgebühren-
staatsvertrag ist eine solche Lösung rechtlich über-
haupt nicht vorgesehen. Da muss man schauen, ob 
so etwas überhaupt machbar wäre.  
 
Meine Damen und Herren, kommen wir zu dem zwei-
ten Teil des vorliegenden Antrags, nämlich eine ge-
nerelle Befreiung von der GEZ-Gebührenpflicht. Sie 
wollen also die Weichen grundsätzlich anders stel-
len, da muss man aber auch überlegen, was das 
für Folgen hat. Das Verfahren der Gebührenbestim-
mung ist allgemein bekannt. Über die Kommission 
zur Ermittlung des Finanzbedarfs für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk wird ein Vorschlag gemacht, 
der dann durch Staatsvertrag aller 16 Bundeslän-
der ratifiziert wird. Damit haben wir festgelegte Ein-
nahmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Wenn 
Sie sagen, davon wollen wir einen Teil wegnehmen, 
dann müssen Sie aber auch sagen, wer die Mehr-
kosten tragen soll, denn letztendlich ist die Summe 
festgelegt. Wir liegen jetzt schon bei 17,98 € im Mo-
nat und ich sage, es ist hoch genug, womit jeder Mit-
bürger belastet wird. Wir sollten da nicht dran rum-
drehen, dass die Rundfunkgebühr noch mehr steigt.  
 

(Beifall SPD)  
 
Meine Damen und Herren, die Gebührenbefreiung 
selbst ist im Rundfunkgebührenstaatsvertrag gere-
gelt. Dort sind zwei Tatbestände festgelegt, einmal 
soziale Einrichtungen, also insbesondere Kranken-
häuser, Behindertenheime, Einrichtungen der Ju-
gendhilfe und zum anderen natürliche Personen, die 
finanziell so schlecht dastehen, welche aus sozia-
len Gründen befreit sind. Eine solche Regelung, wie 
Sie vorschlagen, könnten die Bundesländer sehr wohl 
im Rahmen einer Novellierung des Rundfunkgebüh-
renstaatsvertrags treffen. Dann ist der Ansprech-
partner aber nicht die Landesregierung, wie Sie es 
im Antrag vorschlagen, über eine Bundesratsinitia-
tive, sondern Ansprechpartner ist die Ministerpräsi-
dentenkonferenz und nicht der Bundesrat.  
 
Meine Damen und Herren, es bleibt festzustellen, 
technisch ist der Antrag so nicht machbar, inhalt-
lich ist er nicht vernünftig, weil er zu einer Mehr-
belastung der Bürger führen würde und ich sage, 
es ging Ihnen nur darum, den Bürgermeistern oder 
den Feuerwehren irgendeinen Antrag vorzuzeigen 
und zu sagen, wie kümmern uns. Deshalb ist der 
Antrag nicht geeignet, um die Probleme zu lösen, 
sondern lediglich um Aktionismus vorzutäuschen. 
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Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen von Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Für die Landesregierung hat das Wort 
Herr Staatssekretär Richwien.  
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE 
möchte, wie man eben gerade gehört hat, die Lan-
desregierung auffordern, mit der GEZ eine Rahmen-
vereinbarung für die pauschalierte Abgeltung der 
Rundfunkgebühren für die freiwillige Feuerwehr im 
Freistaat zu verhandeln. Ferner soll die Landesre-
gierung sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative 
für eine Befreiung der freiwilligen Feuerwehren von 
der Rundfunkgebührenpflicht einsetzen. Dieses An-
liegen ist so alt wie nachvollziehbar. Trotzdem kann 
es gegenwärtig nicht umgesetzt werden. Das gilt für 
beide Teile des Antrags, sowohl für die geforderte 
Rahmenvereinbarung als auch für die Bundesratsini-
tiative.  
 
Ich will das im Folgenden kurz begründen: Nach gel-
tendem Recht, also dem Rundfunkgebührenstaats-
vertrag der Länder, der hier schon benannt wurde, 
ist eine rundfunkrechtliche Privilegierung der frei-
willigen Feuerwehren nicht zulässig. Das gilt sowohl 
für eine pauschalisierte Erhebung der Rundfunkge-
bühren, als auch für eine Teil- oder Vollbefreiung, 
denn der Rundfunkgebührenstaatsvertrag sieht der-
artige Pauschalisierungen bzw. Privilegierungen nicht 
vor. Vielmehr gilt, dass für jedes einzelne Rund-
funkempfangsgerät in Dienststellen und Fahrzeugen 
der freiwilligen Feuerwehren eine volle Rundfunk-
gebühr zu zahlen ist. Da die Rundfunkanstalten zur 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verpflichtet sind, 
müssen sie dieses Potenzial auch möglichst aus-
schöpfen. Davon abweichende Rahmenvereinba-
rungen wären somit rechtswidrig.  
 
Abgesehen von diesem juristischen Aspekt habe 
ich auch erhebliche inhaltliche Bedenken, denn es 
wäre natürlich ungerecht, nur die Feuerwehren - und 
so lautet ja der Antrag - besserzustellen. Mit glei-
chem Recht könnten wir hier an der Stelle das glei-
che für Feuerwehren, Rettungsdienste, Bundestech-
nische Hilfswerke fordern, um bei den Rundfunk-
gebühren mit den Feuerwehren eine gewisse Gleich-
stellung herzuleiten. 
 
Abschließend darf ich noch auf einige formale Punkte 
eingehen und einen knappen Ausblick geben. Die 
Rundfunkkommission der Länder hat sich dahin ge-

hend verständigt - ich betone „der Länder“ -, dass 
öffentliche Einrichtungen im Rundfunkgebührenrecht 
vorerst nicht privilegiert oder befreit werden sollen. 
Das muss man erst mal zur Kenntnis nehmen. Erst 
im Rahmen der von den Ministerpräsidenten bereits 
beschlossenen Neuregelung der Rundfunkfinanzie-
rung, die ab dem Jahr 2013 in Kraft treten soll, soll 
diese Position überprüft werden. Ob Feuerwehren 
oder andere öffentliche Einrichtungen dann weniger 
zur Rundfunkfinanzierung beitragen müssen als jetzt, 
kann heute noch niemand sagen. Isolierte Ad-hoc-
Regelungen zur Besserstellung einzelner Bereiche 
sollten bis dahin aber auf jeden Fall vermieden wer-
den, zumal dabei die Gefahr besteht, unüberlegt ein-
zelne öffentliche Einrichtungen zu berücksichtigen 
und andere entsprechend schlechterzustellen. Ganz 
abgesehen davon wäre der Bundesrat auch der 
falsche Ort, um den Rundfunkgebührenstaatsvertrag 
der Länder zu ändern. Das, meine Damen und Her-
ren von der Fraktion der LINKEN, machen nämlich 
noch immer die Landtage und die Ministerpräsiden-
ten und nicht der Bundesrat. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen gibt es nicht. Damit schließe 
ich die Aussprache. Eine Ausschussüberweisung 
für den Antrag ist nicht beantragt worden. Demzu-
folge lasse ich direkt abstimmen. Wer dem Antrag 
der Fraktion DIE LINKE in Drucksache 4/4979 zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
Danke schön. Gegenstimmen? Danke. Stimment-
haltungen? Keine. Damit ist der Antrag mit Mehr-
heit abgelehnt und ich kann diesen Tagesordnungs-
punkt schließen. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 38 a 
 

Sicherung des Automobil- 
standorts Eisenach 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/5012 - 
dazu: Alternativantrag der Frak- 

tion der SPD 
- Drucksache 4/5066 -   

 
Von beiden Fraktionen ist nicht signalisiert worden, 
dass die Anträge begründet werden sollen. Demzu-
folge kämen wir jetzt zum Sofortbericht zu Ziffer 1 
des Alternativantrags der Fraktion der SPD. Damit 
hat Minister Reinholz das Wort. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Herzlichen Dank. Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, das, was 
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ich in der letzten Plenarsitzung am 19. März zur 
allgemeinen Problemlage von Opel und GM und 
zum Erhalt des Standorts Eisenach sowie zur Stra-
tegie der Landesregierung gesagt habe, gilt in sei-
nen Grundsätzen nach wie vor. Insofern muss ich 
mich an der Stelle nicht wiederholen. 
 
Zu den aktuellen Entwicklungen kann ich Folgen-
des berichten: Im Ergebnis der Gespräche des Bun-
deswirtschaftsministers zu Guttenberg mit Vertre-
tern der amerikanischen Regierung und der GM-
Konzernspitze hat GM eingeräumt, dass ohne Vor-
bedingung ein tragfähiges Konzept vorgelegt wer-
den muss und erst dann über staatliche Hilfen ent-
schieden werden kann. Außerdem ist GM an einem 
industriellen Partner interessiert und kann sich un-
ter bestimmten Vorausetzungen auch eine Minder-
heitsbeteiligung vorstellen. Der Konzern führt hierzu 
mit mehreren Banken und mit möglichen Investoren 
Gespräche. Konkrete Ergebnisse wurden aber bisher 
nicht vorgelegt. Klar scheint nach Aussagen der Kon-
zernführung zu sein, dass definitiv kein frisches Geld 
mehr nach Europa fließt. Was eine mögliche Ab-
schottung betrifft, gilt für die US-Seite das Gleiche 
wie für die deutsche Seite: Es soll kein Steuergeld 
auf die andere Seite des Atlantiks fließen. 
 
Aufgrund der Entscheidung der US-Regierung vom 
Montag dieser Woche, GM zunächst weitere 60 Tage 
Frist für die Vorlage eines umfassenden und aussa-
gekräftigen Sanierungskonzepts zu gewähren, konn-
te die Sitzung des Bund-Länder-Bürgschaftsaus-
schusses am 30. März 2009 in Berlin keine neuen 
Erkenntnisse bringen. Die Beantwortung des Fragen-
katalogs zu dem von Opel vorgelegten Restrukturie-
rungskonzept steht daher noch aus. Was den Be-
such von Frau Bundeskanzlerin Merkel am 31. März 
dieses Jahres im Opel-Stammwerk in Rüsselsheim 
betrifft, kann ich nur sagen: Die Thüringer Landes-
regierung unterstützt die verstärkte Investorensuche 
als vorrangige Maßnahme ausdrücklich. 
 
Meine Damen und Herren, was die Anträge der 
Fraktionen DIE LINKE und SPD betrifft, lassen Sie 
mich gleich vorwegnehmen: Die Thüringer Landes-
regierung hält die vorliegenden Vorschläge weder 
für sachgerecht noch für Erfolg versprechend, denn 
zum einen darf man bei aller Anstrengung nicht aus 
den Augen verlieren, dass alle Rettungsmaßnah-
men immer noch direkt mit den Sanierungsbemü-
hungen des Mutterkonzerns GM zusammenhängen - 
alle Maßnahmen bedürfen immer noch einer Ab-
stimmung mit GM und unterliegen letztendlich auch 
der Entscheidungsgewalt der Konzernmutter -, zum 
anderen gibt es zum jetzigen Zeitpunkt überhaupt 
keinen Grund dafür, durch verfrühte Festlegungen 
auf irgendwelche Maßnahmen ohne Not den eigenen 
Handlungsspielraum weiter einzuschränken, denn vor 
Ablauf der 60-Tage-Frist der US-Regierung ist auch 

kaum mit belastbaren Aussagen zur Zukunft von 
Opel zu rechnen.  
 
Der Vorschlag der Linksfraktion, unter staatlicher 
Beteiligung ein Unternehmenskonsortium zu grün-
den, ist deshalb genauso kontraproduktiv wie der 
Vorschlag der SPD, eine entsprechende Opel-Hol-
ding einzurichten.  
 
Im Übrigen, meine Damen und Herren, sind wir nicht 
die Einzigen, die das so sehen. Auch der Betriebs-
ratsvorsitzende des Opel-Werkes in Eisenach hat 
mir in unserem letzten Gespräch noch einmal ver-
deutlicht, wie sehr den Beschäftigten an einer Er-
folg versprechenden, tragfähigen und möglichst na-
heliegenden und nachhaltigen Lösung gelegen ist. 
Er hat auch noch einmal betont, wie kontraproduk-
tiv die derzeitige öffentliche Debatte ist. Immer neue 
Vorschläge - ob sinnig oder unsinnig - verunsichern 
nicht nur die Opelaner, sondern auch die Zuliefe-
rer. Das, meine Damen und Herren, kann ja wohl von 
Links oder ganz Links nicht gewollt sein. Deshalb 
sage ich an dieser Stelle: Trotz aller Probleme, die 
es zu lösen gilt, sollten alle, die damit beschäftigt 
sind, um eine tragfähige Lösung ringen, sich aber 
auch selbst in die Pflicht nehmen und nicht vorschnell 
mit immer neuen Ideen mehr Porzellan zerschla-
gen, als sie damit reparieren. Richtig ist dagegen, die 
Suche nach geeigneten und vor allen Dingen se-
riösen Interessenten bzw. Investoren zu verstärken. 
Es ist richtig, die Verhandlungen auf möglichst breiter 
Basis zu führen. Deshalb ist es der richtige Weg, 
dass an den laufenden Gesprächen mit Opel und 
GM nicht nur die vier Bundesländer, sondern auch 
der Bund als wichtiger Partner beteiligt sind. Allein-
gänge einzelner Bundesländer ohne Einbeziehung 
des Bundes - wie offenbar von der Linksfraktion an-
gedacht - hält die Landesregierung für nicht zielfüh-
rend. Vielmehr ist der Vorschlag von Frau Merkel 
zur Bildung eines Verhandlungsteams zu begrüßen, 
das aus Vertretern der Bundesregierung, den betei-
ligten Landesregierungen sowie aus Finanz- und 
Wirtschaftsfachleuten bestehen soll. Die Thüringer 
Landesregierung wird darin aktiv mitarbeiten. Es hat 
vorhin auch dazu eine längere Telefonschaltkonfe-
renz mit mir gegeben. 
 
Meine Damen und Herren, die Thüringer Landes-
regierung ist sich ihrer Verantwortung für den Au-
tomobilstandort Eisenach bewusst, da brauchen wir 
hier wirklich keine Belehrung. Derzeit werden alle 
in rechtlicher und finanzieller Hinsicht vertretbaren 
Alternativen intensiv geprüft. Das reicht von den 
Möglichkeiten einer finanziellen Unterstützung, et-
wa im Rahmen von Bürgschaften und Beteiligun-
gen, bis zur Suche nach seriösen Investoren. Das 
ist auch der Grund, warum die Landesregierung auch 
Überlegungen im Rahmen eines Mietfabrik- und Lea-
singmodells mit einbezieht, um finanzielle Belastun-
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gen zu reduzieren und Investitionen zu erleichtern. 
Die Prüfungen dazu dauern aber noch an.  
 
Wichtig ist an dieser Stelle die Botschaft, dass wir 
alle Möglichkeiten durchspielen und nichts unver-
sucht lassen, um eine tragfähige Lösung zum Er-
halt des Automobilstandorts Eisenach und der Ar-
beitsplätze in der Region zu finden. Das bezieht sich 
auch auf den persönlichen Kontakt zur Opelspitze. 
Die Thüringer Landesregierung steht im Kontakt mit 
dem Vorsitzenden der Geschäftsführung der Adam-
Opel-AG, Herrn Demant, mit dem ich noch dieser 
Tage sehr ausführlich telefoniert habe. Ihm liegt ein 
Angebot zur Unterstützung durch die Landesregie-
rung zur Bewertung aus meinem Haus vor. Sein 
Büro wird dazu in den nächsten Tagen mit meinem 
Büro einen Termin vereinbaren. Bei dem werden 
wir dann auch die notwendigen Details miteinander 
besprechen. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Der Sofortbericht ist gegeben. Ich frage: Wer wünscht 
die Aussprache zum Sofortbericht? SPD-Fraktion, 
CDU-Fraktion, Fraktion DIE LINKE. Damit eröffne 
ich die Aussprache sowohl zum Sofortbericht als 
auch zum Antrag der Fraktion DIE LINKE und zu 
Ziffer 2 des SPD-Alternativantrags. Als erster Red-
ner hat das Wort Abgeordneter Hausold, Fraktion 
DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Hausold, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Zeit ist fortgeschritten, vor allen Dingen 
schreitet sie täglich fort in Bezug auf die Sorgen, 
die die Opelaner in Eisenach haben und die ganze 
Region. Aber die Zeit ist natürlich auch im Saal fort-
geschritten. Ich möchte deshalb nur auf einige Punk-
te, die uns wichtig sind, hier noch mal eingehen. 
 
Herr Minister Reinholz, die Mehrheitsfraktion des 
Hauses hat ja letztens zwar der Dringlichkeit unse-
res Antrags zugestimmt, aber Sie haben das dann 
nicht in die Tagesordnung eingeordnet. Ich weiß 
nicht, vielleicht auch ein bisschen mit der Hoffnung, 
dass sich bis heute dann irgendetwas geklärt ha-
ben könnte. Diese Hoffnung war, wie wir wissen, äu-
ßerst trügerisch. Aber ich glaube, es ist ja vor allen 
Dingen auch deshalb so, weil Sie, Herr Reinholz, 
ja letztens schon gesagt haben, Sie können am Vor-
abend nicht mehr sagen als am nächsten Tag. Das, 
meine Damen und Herren, ist nicht der Lage geschul-
det, sondern das ist dieser Landesregierung und Ihrer 
eigenen Person geschuldet.  
 

(Unruhe CDU) 

Denn wer z.B. keinerlei - na ja, haben Sie denn Ih-
rem Minister mal gut zugehört? Der beklagt sich da-
rüber und nimmt dafür auch noch die Belegschaft 
von Opel in gewisser Weise hier in Mithaftung, dass 
es zu viele Ideen gäbe, wie man mit Opel umge-
hen könnte, und dass das in der Öffentlichkeit ein 
Problem wäre. Wenn ich so ein ideenloser Minister 
wäre wie Sie, Herr Reinholz, da würde ich mich na-
türlich auch vor jeder Idee fürchten, die irgendwo ge-
äußert wird in der Angelegenheit. 
 

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU:  
Der hat sich nicht beklagt.) 

 
(Beifall DIE LINKE) 

 
(Zwischenruf Reinholz, Minister für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit: Nur Sie 
haben keine gescheiten Ideen, das ist 
das Problem dabei.) 

 
Dann verbreiten Sie doch in diesem Zusammen-
hang nicht immer Falschmeldungen, z.B. die Frage, 
wir wollten losgelöst von der Bundesregierung, los-
gelöst von Europa hier Lösungen anbieten. Das ist 
überhaupt nicht unsere Position, sondern wir sagen 
sehr wohl, wir brauchen eine gemeinschaftliche Po-
sition zwischen der Bundesregierung, zwischen den 
beteiligten Bundesländern und mit Blick auf andere 
europäische Länder. Das wird uns nur in eine Lö-
sung letzten Endes führen können, aber dafür auch 
ein Stück weit nur zu streiten, es überhaupt mal in 
den Mund zu nehmen, davor fürchten Sie sich doch 
in dieser Landesregierung. Deshalb war natürlich 
völlig klar, Sie werden bis zum heutigen Tag nichts 
getan haben und dass Sie nichts getan haben au-
ßer salbungsvollen Worten, das haben Sie gerade 
noch mal wieder nachgewiesen, meine Damen und 
Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn jetzt Frau Bundeskanzlerin Merkel nun si-
cherlich auch einige freundliche Worte in Rüssels-
heim gefunden hat, und wenn sie nun, was Sie auch 
wieder getan haben, hier darauf abzielt, wir bräuchten 
unter Umständen einen guten Investor auch für Opel 
in Eisenach, da muss ich Ihnen mal ganz einfach 
sagen, das wissen Sie doch genauso gut und des-
halb hören Sie doch auf mit dieser Spekulation. Ei-
nen solchen Investor heute zu finden, ist unter den 
konkreten Bedingungen fast unmöglich. Je mehr im-
mer über einen spekulativen Investor oder mehrere 
geredet wird in dem Zusammenhang, um so mehr 
Zeit vergeht, vergeht auch um die Arbeitsplätze in 
Eisenach und an den anderen Opelstandorten wirk-
lich durch gezielte politische Aktivitäten zu stützen. 
Dieser Verantwortung werden Sie einfach nicht ge-
recht. 



10672 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 105. Sitzung, 03.04.2009 
 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Natürlich ist es notwendig, das alles im Zusammen-
hang mit GM zu betrachten, aber dann ist auch 
schon seit Wochen klar, dass wir eine Opel AG brau-
chen und dass wir von der Marke Opel zu einer Un-
ternehmung kommen können. Sie haben ja recht, 
dass General Motors wesentliche Entscheidungen 
treffen muss, da sind wir ja gar nicht auseinander. 
Aber wenn dort diese Entscheidungen getroffen sind, 
was hat dann Europa, was haben die europäischen 
Standorte, oder was haben die bundesdeutschen 
Standorte vorzuschlagen und vorzuweisen, um diese 
eigene Opel AG von der Marke zur AG, zum eige-
nen Unternehmen überhaupt in die Wege zu leiten? 
Wenn Sie so weitermachen, wie Sie das bisher ge-
tan haben, dann wird sich nichts tun. Dann werden 
wir vor einer Situation stehen, wo wir keine eige-
nen Vorschläge haben, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich bleibe also dabei: Es gibt eine Verantwortung 
der Landesregierung und der Bundesregierung, der 
Bundesregierung natürlich auch bezüglich vor allen 
Dingen der anderen beteiligten europäischen Stand-
orte und also der Regierungen Spaniens, Belgiens 
und Großbritanniens. Auch davon habe ich bisher 
in den Ausführungen der Bundeskanzlerin nichts 
gefunden. Ich will noch mal deutlich hervorheben, 
wenn wir nicht selbst eigenständig politisch handeln, 
wenn wir nicht z.B. zwischen der Bundesregierung 
und den Landesregierungen ein Konsortium bilden, 
um selber auch mit staatlichen Mitteln bei Opel ein-
zusteigen, dann wird alles andere eine Worthülse 
bleiben und dann werden wir auch nichts dafür tun 
können, die Arbeitsplätze wirklich für die nächste Zeit 
und dann auch dauerhaft an den deutschen und eu-
ropäischen Standorten zu sichern. Ich kann nach 
wie vor nicht erkennen, meine Damen und Herren, 
Herr Wirtschaftsminister, dass Sie in dieser Rich-
tung wirklich aktiv sind. Sie lassen es eigentlich lau-
fen und das ist keine verantwortliche Haltung die-
ser Regierung. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat jetzt Abgeordneter Dr. Schubert, SPD-
Fraktion. 
 
Abgeordneter Dr. Schubert, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, in der Öffentlichkeit wird immer mehr her-
vorgehoben, man würde sich immer um Opel sehr 
bemühen, aber die kleinen Firmen würden links lie-
gengelassen und denen kann es ja ruhig schlecht 

gehen, das interessiert niemanden. Da muss man 
erst einmal dazu sagen, dass das so nicht stimmt, 
sondern dass natürlich auch die kleineren Firmen 
sehr wichtig sind. Wir haben uns z.B. um die Fir-
men Dagro oder Sama gekümmert und sind auch 
laufend in anderen Firmen unterwegs, um uns die 
Ängste und Nöte anzuhören und zu versuchen, was 
man da tun kann.  
 
Aber Opel ist eben schon etwas anderes. Opel ist 
systemrelevant. Immerhin sind bei Opel insgesamt 
27.000 Arbeitsplätze direkt im Unternehmen in Ge-
fahr, 35.000 Arbeitsplätze bei den Händlern und 
70.000 allein bei den Zulieferern. Die Zulieferer, das 
sind ja meistens auch kleine und mittelständische 
Unternehmen. Da hängen sicherlich noch ganz viele 
andere Arbeitsplätze dran, vom Bäcker bis zur Tank-
stelle in der Nähe usw., die wirkliche Zahl lässt sich 
kaum ermitteln. In Thüringen sind es 1.500 Arbeits-
plätze in Eisenach und die vielen kleinen und grö-
ßeren Zulieferer, die sich auch in der Region ange-
siedelt haben. Deshalb, denke ich - und das haben 
wir hier schon öfters gesagt - müssen wir alles Er-
denkliche tun, um das Unternehmen oder die Marke 
Opel in einem neuen Unternehmen zu erhalten. Da-
bei darf die Beteiligung des Staates kein Tabu sein, 
denn Opel ist wesentlich besser aufgestellt in Europa 
als viele glauben. Gerade jetzt durch die Abwrackprä-
mie, die sich zu einem großen Renner entwickelt hat, 
sind statt Kurzarbeit wieder Sonderschichten ange-
sagt. Davon kann gerade Opel unwahrscheinlich pro-
fitieren. Deshalb brauchen wir als Lösung einen 
neuen europäischen Konzern, der seinen Sitz in Rüs-
selsheim hat und wo GM nur noch Minderheitsgesell-
schafter ist. Das, denke ich mal, wollen jetzt eigent-
lich alle, dass das so passiert. Die Frage ist nur, wer 
sich dann weiterhin an dem Unternehmen beteiligt. 
Da wird von der CDU immer gesagt, ein privater In-
vestor. Aber die Zeit läuft uns davon, denn wenn 
es in den USA bei GM nicht mehr weitergeht, dann 
ist die Zeit wirklich abgelaufen. Deshalb muss die Be-
reitschaft da sein, dass der Staat sich vorüberge-
hend dort auch mit engagiert. 
 

(Beifall SPD) 
 
Nun möchte ich mal etwas konkret zum Antrag der 
Fraktion DIE LINKE sagen. Wir haben uns entschlos-
sen, einen Alternativantrag einzureichen, weil er doch 
einige Mängel enthält, dass z.B. erst einmal eine 
deutsche Lösung gesucht werden soll. Ich glaube, 
dazu ist gar nicht die Zeit da, sondern wir brauchen 
sofort eine gesamteuropäische Lösung. Es ist nur der 
Vorschlag, dass sich die Länder daran beteiligen sol-
len. Vom Bund ist da überhaupt nicht die Rede. Auch 
nicht von anderen wie den Händlern usw., darauf 
komme ich dann noch einmal. Dann wäre es auch 
mal wichtig, dass Sie sich Gedanken machen, eine 
einheitliche Linie abzustimmen, da Gysi letztens ge-
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sagt hat, wir wollen keinen VEB Opel haben, also 
keine Staatsbeteiligung. Sie fordern genau das mit 
Ihrem Antrag hier ein. Ich weiß nicht, ob Sie sich 
da bei den LINKEN insgesamt mal einig werden kön-
nen, welche Vorstellungen Sie zu dem ganzen The-
ma haben. Wollen Sie nun eine staatliche Beteiligung 
ja oder nein? Deshalb haben wir in unseren Antrag 
aufgenommen die Beteiligung  
 
1. des Staates, der Länder und des Bundes, 
 
2. der Händler, die ja selbst das angeboten und alle 
Abgeordneten, denke ich, haben auch den Brief der 
Opel-Händler bekommen, wo sie das noch einmal 
eindringlich einfordern, dass der Staat sich hier en-
gagiert. Es sind nicht irgendwelche Leute, die Ideen 
in die Welt setzen, sondern es sind genau die Leu-
te, die davon betroffen sind. Die schreiben uns an 
und die schlagen das selber vor.  
 
Das Management sollte beteiligt werden und genau-
so die Mitarbeiter. Das ist übrigens auch von den 
LINKEN einmal vorgeschlagen worden. Das findet 
sich jetzt auch in dem Antrag hier nicht wieder. Es 
ist natürlich so, dass diese Staatsbeteiligung kein 
Dauerzustand sein soll, sondern dass man dann, 
wenn ein tragfähiges Unternehmen entstanden ist, 
auch wieder die Beteiligung aufgeben sollte. Von 
Ihnen, Herr Reinholz, habe ich vorhin in Ihrer Aus-
führung hier nur ganz kurz etwas von dem Vorschlag 
des Ministerpräsidenten gehört. Das hatten wir ext-
ra mit eingefordert und da muss ich mich dann schon 
fragen, Sie beschweren sich hier, dass immer irgend-
welche Schnellschüsse gemacht werden, dass Ideen 
in die Welt gesetzt werden, das war doch genauso 
ein Schnellschuss. Da wird die große Rettung für 
Opel hier angepriesen 
 

(Beifall SPD) 
 
und dann ist es noch nicht einmal offensichtlich richtig 
abgestimmt und Sie können auch nichts weiter hier 
zu diesem Vorschlag sagen, sondern können nur 
einmal kurz etwas von einer Mietfabrik erzählen und 
dass das ein privater Investor übernehmen soll. Set-
zen Sie doch solche Dinge als CDU nicht in die Welt 
und verbreiten Sie die öffentlich, als wäre das der 
Weisheit letzter Schluss. Bringen Sie einmal inner-
halb der CDU Ordnung herein. Da ist der Herr Rütt-
gers, der will eine Staatsbeteiligung, da ist die Frau 
Diezel, die hat das auch gesagt, dass sie sich das 
vorstellen kann, Sie haben es auch gesagt, Herr 
Reinholz, aber da ist auch die Frau Merkel, die sagt, 
sie lehnt das grundsätzlich ab, auch die CDU im 
Bundestag lehnt das grundsätzlich ab. Da müssen 
Sie einmal dafür sorgen, dass eine einheitliche Linie 
herkommt, was Sie eigentlich wollen.  
 

(Beifall SPD) 

Da kann ich nur sagen, die SPD hat diese einheit-
liche Linie. Es gibt ein Papier von Frank Walter 
Steinmeier und genau auf diesem Papier ist unser 
Antrag entstanden. Das ist die Position der SPD 
bundesweit. Das Papier können Sie wirklich einmal 
nachlesen, das sind interessante Vorschläge, die 
meiner Ansicht nach auch zu einer Lösung führen 
können. Schaffen Sie in Ihren eigenen Reihen eine 
einheitliche Meinung, wollen Sie nun, dass der Staat 
unter Umständen auch einsteigt oder wollen Sie wei-
terhin die Suche nur nach privaten Investoren vor-
nehmen. Deshalb glaube ich, unser Antrag, den wir 
heute hier eingebracht haben, das ist der richtige 
Weg, um zu einer Lösung zu kommen. Ich bitte um 
Zustimmung.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Für die CDU-Fraktion hat das Wort Abgeordneter 
Heym. 
 
Abgeordneter Heym, CDU: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
es ist jetzt zwei Wochen her, dass wir über dieses 
Thema Opel geredet haben an dieser Stelle und 
jetzt liegen uns zwei Anträge von der SPD und von 
den LINKEN vor. Ob nun Opel-Holding oder Kon-
sortium, das mag beides zunächst und auf den ersten 
Blick nicht schlecht klingen, aber man muss sich doch 
einmal überlegen, was haben wir denn heute für eine 
andere veränderte Ausgangslage? Seit der Debat-
te vor zwei Wochen an dieser Stelle hat sich wirk-
lich nicht viel verändert, im Gegenteil. Die US-Re-
gierung hat diese Woche General Motors weitere 
zwei Monate für die Vorlage eines nachvollziehba-
ren Sanierungskonzepts gewährt. Die Fragen der 
Bundesregierung, das hat der Minister schon aus-
geführt, zu dem von Opel vorgelegten Restruktu-
rierungskonzept sind noch nicht beantwortet und 
eigentlich kann man die Verantwortlichen von Opel 
ja auch verstehen, denn die sind ja auch darauf an-
gewiesen, was wird bei GM entschieden, was trägt 
die US-Regierung mit? Wie es so schön heißt, alles 
hängt mit allem zusammen und deshalb kann es 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht darum gehen, Struk-
turdebatten aus Thüringen heraus zu führen und sich 
im Aktionismus zu überbieten. Eigentlich, lieber Herr 
Hausold, habe ich hier eine andere Passage vorbe-
reitet, aber nach Ihrem Vortrag muss ich schon ein-
mal sagen, neben der Tatsache, dass Ihr Vortrag 
schon akustisch eine Zumutung ist, habe ich auch 
den Eindruck, dass Sie völligen Realitätsverlust ha-
ben. Wenn Sie der Meinung sind, dass in Thüringen 
eine separate Lösung für den Standort Eisenach her-
beigeführt werden kann, dann muss ich sagen, dann 
wollen Sie die Leute für blöd verkaufen und Sie ma-
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chen hier einen Wahlkampfpopulismus, der eigent-
lich durch nichts mehr zu überbieten ist.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich habe Ihnen schon zugehört und ich will Ihnen 
noch sagen, wir dürfen den Rahmen unserer Hand-
lungsfähigkeit nicht einschränken. Das ist oft genug 
gesagt worden und die Landesregierung ist in den 
Gremien, zum Beispiel in dem Bund-Länder-Wirt-
schaftsausschuss, angebunden und den Vorschlag 
von der Bundeskanzlerin, ein Verhandlungsteam zu 
bilden, begrüßt auch meine Fraktion. Wenn ich recht 
informiert bin, hat sie ja heute dieses Team gerade 
gebildet unter Führung vom hessischen Finanzstaats-
sekretär. Das ist ja alles am Laufen, aber Aktionis-
mus oder Thüringer Alleingänge sind kein geeigne-
tes Mittel und keine wirklich tragfähige Lösung für 
Opel, für den Standort Eisenach zu finden. Das se-
hen im Übrigen - und das hat auch der Minister ge-
rade schon angesprochen - selbst die Opelaner ge-
nauso. Sie können sich sicher sein, diese Landes-
regierung und damit auch unsere Fraktion nehmen 
die Sorgen in Eisenach und bei allen anderen Be-
troffenen sehr ernst. Der Freistaat wird seine Mög-
lichkeiten allesamt nutzen, um den Standort Eise-
nach zu sichern, aber ich bin mir sicher, das geht 
nicht durch eine separate Thüringer Lösung. Alle be-
troffenen Bundesländer, deren Landesregierungen 
sollten gemeinsam mit der Bundesregierung und GM 
nach einer möglichst europäischen Lösung suchen. 
Wir aus diesem Haus heraus helfen dabei gar nicht, 
wenn wir jede Woche ohne Eintreten neuer Sach-
stände Lösungsvorschläge formulieren, deren Trag-
fähigkeit durch nichts belegt ist. Wir verunsichern 
die Leute, der Chor der Ratgeber ist inzwischen so 
vielstimmig, dass es die Menschen schon jetzt nicht 
mehr verstehen. Beide Anträge, von den LINKEN 
sowieso, aber auch der von der SPD, werden von 
meiner Fraktion nicht unterstützt, weil sie zum jetzi-
gen Zeitpunkt nichts wären als Aktionismus.  
 
Herr Dr. Schubert, Sie haben Ihre deutschlandwei-
te Lösung von der SPD-Seite angeboten. Wie kön-
nen Sie denn davon ausgehen, dass Sie eine trag-
fähige Lösung haben, wenn Sie noch gar nicht wis-
sen, wie der Konzern entscheidet, wie die Struktu-
ren in den nächsten Wochen aussehen werden? Was 
haben wir für eine Ausgangslage, aufgrund derer 
Bundesregierung und die betroffenen Landesregie-
rungen ihre Möglichkeiten ausloten können? Das 
wissen Sie doch noch gar nicht.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Sich 
auf Szenarien vorbereiten, das kann man 
doch nicht in der letzten Minute machen.) 

 
Ja, sind Sie denn der Meinung, dass das an ande-
rer Stelle nicht vielleicht auch gemacht wird und man 

kann doch einmal davon ausgehen, dass nicht alles, 
was diskutiert wird, auch auf dem Marktplatz aus-
getragen wird. Davon können wir doch einmal aus-
gehen und das müssten Sie doch am besten wis-
sen.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Dann 
können Sie doch auch unserem Antrag 
zustimmen, wenn das so ist.) 

 
Nein, wenn wir Ihrem Antrag zustimmen würden, wür-
den wir unsere Handlungsmöglichkeiten einschrän-
ken und das tun wir zum jetzigen Zeitpunkt nicht. 
Ob Beteiligungen ja oder nein, kann nur von den Ent-
scheidungen auf der anderen Seite des Atlantiks 
abhängig sein. Wie sauber - und das ist für mich 
eine entscheidende Frage - können die Opel-Stand-
orte Europas von den Strukturen der Konzernmut-
ter getrennt werden? Das Letzte, was wir brauchen 
- und das hat auch mein Kollege Günther vor zwei 
Wochen an der Stelle schon einmal gesagt - sind 
Staatsbetriebe. Im Bewusstsein unserer Verantwor-
tung für den Standort Eisenach sollten wir uns an 
allem beteiligen, was uns einer europäischen Lösung 
näher bringt. Noch ist mit der Wirtschaft, sprich mit 
GM, das letzte Wort nicht geredet und bis das nicht 
vorliegt, sollten wir uns mit sicherlich an manchen 
Stellen gut gemeinten, aber zurzeit noch nicht taug-
lichen Vorschlägen schlicht auch ein Stück weit aus 
diesem Haus heraus zurückhalten. Vielen Dank.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit 
kann ich die Aussprache schließen. Ich gehe zu-
nächst davon aus, dass das Berichtsersuchen erfüllt 
ist oder erhebt sich dagegen Widerspruch? Es gibt 
keinen Widerspruch. Dann ist das Berichtsersuchen 
erfüllt. Damit komme ich zur Abstimmung. Bitte 
schön, Abgeordneter Blechschmidt.  
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion 
möchte ich für beide Anträge Ausschussüberwei-
sung an den Ausschuss für Wirtschaft, Technolo-
gie und Arbeit beantragen.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es ist die Überweisung beider Anträge an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit be-
antragt worden. Ich lasse jetzt zunächst über die 
Überweisung des Antrags der Fraktion DIE LINKE 
in Drucksache 4/5012 abstimmen. Wer hier für die 
Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Tech-
nologie und Arbeit ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. Danke schön. Gegenstimmen? Danke schön. 
Enthaltungen? Dann ist aus meiner Sicht hier oben 
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mit Mehrheit der Ausschussüberweisung zugestimmt 
worden.  
 
Ich lasse dann abstimmen über Ziffer 2 des Alter-
nativantrags der SPD-Fraktion in Drucksache 4/5066, 
denn der Bericht ist ja schon gegeben, auch hier 
die Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstim-
men? Danke schön. Stimmenthaltungen? Dann ist 
auch dieser Antrag mit Mehrheit an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Technologie und Arbeit überwiesen.  
 
Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch eine Minute, 
ich verweise darauf, dass die nächste Plenarsitzung 
am 7. und 8. Mai stattfindet, stelle noch einmal fest, 
es ist gelungen, die Tagesordnung abzuarbeiten und 
wünsche allen einen guten Nachhauseweg und frohe 
Osterfeiertage.  
 
 
 
E n d e   d e r   S i t z u n g:   20.32 Uhr  
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Anlage 
 
Namentliche Abstimmung in der 105. Sitzung 
am 03.04.2009 zum Tagesordnungspunkt 20 
 
Kommunale Handlungsfähigkeit in der Energie-
versorgung stärken - Einfluss großer Energie-
konzerne auf die kommunale Energiepolitik be-
grenzen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3909 - 
hier: Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
 Wirtschaft, Technologie und Arbeit 
 - Drucksache 4/4829 - Neufassung - 
 
  1. Althaus, Dieter (CDU)  
  2. Bärwolff, Matthias (DIE LINKE)  
  3. Baumann, Rolf (SPD) nein 
  4. Bechmann, Barbara (CDU) ja 
  5. Becker, Dagmar (SPD)  
  6. Bergemann, Gustav (CDU) ja 
  7. Berninger, Sabine (DIE LINKE) Enthaltung 
  8. Blechschmidt, André (DIE LINKE) Enthaltung 
  9. Bornkessel, Ralf (CDU) ja 
10. Buse, Werner (DIE LINKE) Enthaltung 
11. Carius, Christian (CDU) ja 
12. Diezel, Birgit (CDU) ja 
13. Doht, Sabine (SPD) nein 
14. Döllstedt, Monika (DIE LINKE) Enthaltung 
15. Döring, Hans-Jürgen (SPD) nein 
16. Eckardt, David-Christian (SPD)  
17. Ehrlich-Strathausen, Antje (SPD)  
18. Emde, Volker (CDU) ja 
19. Enders, Petra (DIE LINKE)  
20. Fiedler, Wolfgang (CDU) ja 
21. Fuchs, Dr. Ruth (DIE LINKE) Enthaltung 
22. Gentzel, Heiko (SPD) nein 
23. Gerstenberger, Michael  
 (DIE LINKE)  Enthaltung 
24. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) ja 
25. Grob, Manfred (CDU) ja 
26. Groß, Evelin (CDU) ja 
27. Grüner, Günter (CDU) ja 
28. Gumprecht, Christian (CDU) ja 
29. Günther, Gerhard (CDU) ja 
30. Hahnemann, Dr. Roland  
 (DIE LINKE)  Enthaltung 
31. Hauboldt, Ralf (DIE LINKE) Enthaltung 
32. Hausold, Dieter (DIE LINKE)  
33. Hennig, Susanne (DIE LINKE)  
34. Heym, Michael (CDU) ja 
35. Höhn, Uwe (SPD)  
36. Holbe, Gudrun (CDU) ja 
37. Holzapfel, Elke (CDU) ja 
38. Huster, Mike (DIE LINKE) Enthaltung 
39. Jaschke, Siegfried (CDU) ja 
40. Jung, Margit (DIE LINKE) Enthaltung 
41. Kalich, Ralf (DIE LINKE) Enthaltung 
42. Kaschuba, Dr. Karin (DIE LINKE) Enthaltung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
43. Klaubert, Dr. Birgit (DIE LINKE) Enthaltung 
44. Köckert, Christian (CDU) ja 
45. Kölbel, Eckehard (CDU) ja 
46. Krapp, Dr. Michael (CDU) ja 
47. Krause, Dr. Peter (CDU) ja 
48. Krauße, Horst (CDU) ja 
49. Krone, Klaus, von der (CDU) ja 
50. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE)  
51. Künast, Dagmar (SPD) nein 
52. Kummer, Tilo (DIE LINKE)  
53. Kuschel, Frank (DIE LINKE) Enthaltung 
54. Lehmann, Annette (CDU) ja 
55. Lemke, Benno (DIE LINKE)  
56. Leukefeld, Ina (DIE LINKE)  
57. Lieberknecht, Christine (CDU) ja 
58. Matschie, Christoph (SPD)  
59. Meißner, Beate (CDU) ja 
60. Mohring, Mike (CDU) ja 
61. Nothnagel, Maik (DIE LINKE)  
62. Panse, Michael (CDU) ja 
63. Pelke, Birgit (SPD) nein 
64. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein 
65. Pilger, Walter (SPD)  
66. Primas, Egon (CDU) ja 
67. Reinholz, Jürgen (CDU) ja 
68. Scheringer-Wright, Dr. Johanna  
 (DIE LINKE)  Enthaltung 
69. Schipanski, Prof. Dr.-Ing.  
 habil. Dagmar (CDU) ja 
70. Schröter, Fritz (CDU) ja 
71. Schubert, Dr. Hartmut (SPD) nein 
72. Schugens, Gottfried (CDU) ja 
73. Sedlacik, Heidrun (DIE LINKE) Enthaltung 
74. Seela, Reyk (CDU) ja 
75. Skibbe, Diana (DIE LINKE) Enthaltung 
76. Sklenar, Dr. Volker (CDU) ja 
77. Sojka, Michaele (DIE LINKE) Enthaltung 
78. Stauche, Carola (CDU) ja 
79. Tasch, Christina (CDU) ja 
80. Taubert, Heike (SPD) nein 
81. Wackernagel, Elisabeth (CDU) ja 
82. Walsmann, Marion (CDU) ja 
83. Wehner, Wolfgang (CDU) ja 
84. Weißbrodt, Gabriela (CDU) ja 
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85. Wetzel, Siegfried (CDU) ja 
86. Wolf, Katja (DIE LINKE)  
87. Worm, Henry (CDU) ja 
88. Zeh, Dr. Klaus (CDU) ja 
 
 


